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Der Verfasser übergibt der Öffentlich- 
keit mit diesem Werk die gründlichste 
Arbeit über das Entstehen und den 
Weg der Hitler-Bewegung. 


Die „Deutsche Arbeiterpartei“ war 
am 5. Januar 1919 von Anton Drexler 
gegründet worden; im September 
1919 war Adolf Hitler zu ihr gesto- 
ßen. Im Juli 1921 wurde sie Hitlers 
Ein-Mann-Partei; im Januar 1923 war 
sie eine Massenbewegung und eine 
drohende Gefahr für die Regierung in 
Bayern. Wie war das möglich? Wie 
konnte der Verein von politisieren- 
den Eisenbahnarbeitern, von Klein- 
bürgern, Arbeitslosen, Soldaten, In- 
tellektuellen und einigen Sonderlingen 
binnen vier Jahren zu solcher Bedeu- 
tung gelangen? 


Die allgemeinen Ursachen waren der 
verlorene Krieg, die Revolution, das 
Versailler Diktat, die Inflation. Die 
Hitlerbewegung war das Erzeugnis 
des Kriegserlebnisses und der Kriegs- 
folgen. Die „antikapitalistische Sehn- 
sucht“ — das Wort stammt von Gre- 
gor Strasser — suchte in ihr einen 
neuen Weg der Erfüllung, nachdem 
die Sozialdemokratie in diesem ent- 
scheidenden Punkt versagt hatte und 
der kommunistische Lösungsversuch 
an der antinationalen Haltung der 
Linksradikalen in Deutschland ge- 
scheitert war. 


VERLAG K.W. SCHUTZ KG 
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Nicht die Lebensbeschreibung Hitlers, 
nicht die Darstellung der „Ideologie“ 
des Nationalsozialismus hat sich der 
Verfasser mit diesem Werk zur Auf- 
gabe gestellt. Es ist Sinn dieser Arbeit, 
den Blick auf die eigentliche treibende 
Kraft der Hitlerbewegung, auf die 
Massen in ihren augenblicklichen zeit- 
geschichtlichen Verhältnissen zu len- 
ken. In einer ins kleinste gehenden 
Forschungsarbeit gelang es ihm, viel- 
fältige, größtenteils unbekannte Quel- 
len zu erschließen und die nun fünf- 
zig Jahre zurückliegenden Ereignisse 
dem Leser in ebenso lebendiger wie 
sachlich unbestechlicher Weise vor 
Augen zu führen. Als Quellen spielen 
neben den gedruckten Zeugnissen die 
Aussagen von Personen, die die Ereig- 
nisse handelnd miterlebt haben, eine 
erhebliche Rolle. 


Georg Franz-Willing, Jahrgang 1915, 
wurde bekannt durch seine wissen- 
schaftlichen. Werke „Kulturkampf“. 
Staat und katholische Kirche in Mit- 
teleuropa“ und „Liberalismus. Die 
deutsch-liberale Bewegung in der 
habsburgischen Monarchie“. Beson- 
dere Beachtung fanden von seinen 
weiteren wissenschaftlichen Veröffent- 
lichungen die Arbeiten „Der 8. No- 
vember 1923, Voraussetzung und 
Hintergründe des Hitlerputsches“, 
„Munich, birthplace and center of the 
Nationalsozialist German Workers’ 
Party“ im „Journal of modern hi- 
story“ sowie Arbeiten zur Universal- 
geschichte des 19. Jahrhunderts. 
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VORWORT ZUR ZWEITEN AUFLAGE 


Das Jahrhundert der Weltkriege und der Weltrevolutionen ist das Zeit- 
alter der Massen. Infolge der durch die industrielle Revolution umgewandel- 
ten und sich immer noch umwandelnden Lebensweise und der mit der indu- 
striellen Revolution eng verflochtenen sprunghaften Bevölkerungsvermeh- 
rung spielen die Massen eine stetig wachsende Rolle. Sie sind im zwanzigsten 
Jahrhundert mehr als eine elementare Gewalt geworden, denn in ihnen 
mischt sich die naturhafte Triebkraft des industriellen Herdenmenschen mit 
der schicksalsträchtigen Macht der maschinentechnischen Zivilisation zu einem 
übergeschichtlichen Riesenwesen, das alle Züge endzeitlichen Untergangs zu 
tragen scheint. 

Karl Marx prophezeite die Herrschaft des industriellen Massenmenschen 
in der Diktatur des Proletariats; Gustave Le Bon schilderte die „Psychologie 
der Massen“, Ortega y Gasset beschrieb den „Aufstand der Massen“. Die 
Nutzanwendung all dieser Lehren in der Wirklichkeit zogen als Kenner der 
Massenpsychologie, als Massenführer gleichermaßen wie als Massenmedien 
am gewaltigsten Lenin und Hitler. Nach 1945 wurde Lenins bedeutendster 
und eigenwilligster Schüler, Mao Tse-tung, zum größten Massenbeweger. 

Das Wort „Masse“ (lateinisch „massa“) kommt aus dem Griechischen 
und bedeutet „gekneteter Teig“. Lenin hatte sich zur Aufgabe gestellt, den 
industriellen Massenmenschen zu „kneten“ und zu formen zu einem neuen 
einheitlichen Menschentyp, zum Sowjetmenschen. Wenn man in ihm den bis- 


her größten Massenführer des industriellen Zeitalters sehen darf in dem 
Sinne, daß er Menschen wie Teig knetete, formte, umformte, so kann man in 
Hitler vielleicht das größte Massenmedium dieses Zeitalters schen. Noch ist 
der zeitliche Abstand zu kurz, um ein endgültiges vergleichendes Urteil zu 
bilden; aber aus dem jetzigen Abstand gesehen, wahrte Lenin den Massen 
gegenüber eine kühle Überlegenheit, jedenfalls wesentlich mehr als Hitler. 
Lenins ungeheurer Wille war, im Banne der marxistischen Lehre stehend, auf 
das Ziel gerichtet, die Menschheit des industriellen Zeitalters in das Pro- 
krustesbett des Kommunismus, des wissenschaftlichen Sozialismus zu zwän- 
gen. Der wissenschaftliche Fanatismus des kalt berechnenden Ideologen wirkte 
in ihm. 

Hitler aber war das Medium eines besiegten, seelisch, geistig, leiblich von 
den Siegern mißhandelten Volkes. Der Ausgangspunkt der beiden weltge- 
schichtlichen Gestalten war der gleiche: der erste Weltkrieg und der von ihm 
ausgelöste gesellschaftliche Umsturz. Die Zielsetzung beider Männer war un- 
terschiedlich: Lenins Ziel war die Weltrevolution, das russische Volk das ihm 
durch den verlorenen Weltkrieg zufällig in die Hand gespielte Werkzeug, um 
die Weltrevolution voranzutreiben. Für Hitler war der verlorene Krieg die 
Triebfeder zur nationalen Konterrevolution gegen die internationale Revo- 
lution Lenins, zur nationalen Rache an den innen- und außenpolitischen Sie- 
gern, Gewinnern und Nutznießern. Lenin war akademisch gebildet, wissen- 
schaftlich geschult, ein die Mehrzahl seiner Jahre in der Verbannung, im Aus- 
land lebender Verschwörer und Berufsrevolutionär. Hitler aber trat auf als 
Sprecher des unbekannten Frontsoldaten, des Freikorpskämpfers, als beruf- 
lich Gescheiterter und Halbgebildeter. Lenin erstrebte die Diktatur der inter- 
nationalen Klasse des Proletariats, Hitler setzte sich zum Ziel die Diktatur 
der nationalen Rasse, der Germanen. Im Gegensatz zu Lenin verkörperte er 
in unvergleichlichem Maße die irrationalen und emotionalen Triebkräfte und 
wurde dadurch zu einem wahren Massenmedium. 

Das Zeitalter der Massen ist das Zeitalter der Gottlosigkeit, der Ideolo- 
gien und der großen Gewaltmenschen; in ihnen verkörpert sich der Macht- 
wille der Massen. Ihr Herdentrieb läßt sie einen Führer suchen, ihre kollek- 
tivistische Sehnsucht findet ihren Niederschlag in einer Ideologie, einer Da- 
seinsdeutung und Sinngebung ihres rein innerweltlich ausgerichteten Herden- 
lebens. Sie wollen nicht denken, sondern glauben, sie wollen nicht verhandeln, 
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sondern handeln, sie wollen nicht diskutieren, sie wollen gehorchen. Die Herr- 
schaft der Massen verwirklicht sich gleichnishaft in der Herrschaft eines 
einzigen. 

Die Hitlerbewegung war anders als die kommunistische Bewegung an das 
Dasein ihres Rufers, ihres Trommlers, ihres Führers gebunden; man kann 
von einer Hitlerbewegung sprechen, kaum aber von einer Leninbewegung, 
einer Stalinbewegung, einer Mussolinibewegung. In dem geschichtlichen Wir- 
ken des einen Mannes in dem Zeitraum eines Vierteljahrhunderts ist Wesen 
und Wirkung der Bewegung eingefangen; sie wirkte welterschütternd, welt- 
zerstörend, weltumwälzend; aber seit 1945, seit dem Tode Hitlers, ist sie eine 
geschichtliche Erscheinung. 

Die Geschichte der Hitlerbewegung ist die Geschichte einer modernen 
Massenbewegung, die mehr als alle anderen in ihrem Dasein und Ablauf mit 
dem Schicksal ihres Führers verbunden ist. Mehr aber auch als alle anderen 
Massenführer des heutigen Zeitalters wurde Hitler von den Massen gefordert, 
gemacht, geformt, mehr als alle anderen war er ein Medium der Massen. 
„Alles was ich bin, bin ich durch euch, alles was ihr seid, seid ihr durch mich!“ 
rief er seinen alten Mitkämpfern bei einer Feier des neunten November ein- 
mal zu. 

Nicht die Lebensbeschreibung Hitlers, nicht die Darstellung der „Ideo- 
logie“ des Nationalsozialismus hat sich der Verfasser mit diesem mehrbändi- 
gen Werke zur Aufgabe gestellt. Es ist der Sinn dieser Arbeit, den Blick auf 
die eigentlich treibende Kraft der Hitlerbewegung, auf die Massen in ihren 
augenblicklichen zeitgeschichtlichen Verhältnissen zu lenken. Den Massen 
wuchs der Führer zu und damit die „Ideologie“, d. h. der Glaube an den Füh- 
rer: „Adolf Hitler ist Deutschland und Deutschland ist Adolf Hitler!“ Un- 
denkbar ist die sinngemäße Formel: „Lenin ist Rußland und Rußland ist 
Lenin!“, oder „Stalin ist Rußland und Rußland ist Stalin!“ oder „Mussolini 
ist Italien und Italien ist Mussolini!“ Das nationale Leid, die nationale Ent- 
täuschung, die nationale Schande, sie erzeugten den gewaltigen nationalisti- 
schen Überschwang, die nationale Selbstvergottung in der Vergötzung des 
Massenführers. Der neue Gott — es ist der Gott Rousseaus — ist das Volk, 
der Gott des Volkes ist der Führer, der Glaube an ihn ist die „Religion“, 
modern gesprochen die Ideologie. In den Mittelpunkt sind Lage und Stim- 
mung der Massen nach dem verlorenen Krieg, in der Revolution, in den 
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Kriegsfolgen gerückt. Dort liegt der Ursprung der Hitlerbewegung, von dort 
her stammen die Triebkräfte. 

Als Quellen spielen neben den gedruckten Zeugnissen die Aussagen von 
Personen, die die Ereignisse handelnd und leidend miterlebt haben, eine er- 
hebliche Rolle; menschliche Rücksichtnahme auf Grund der allgemeinen Ver- 
hältnisse ließ es nicht immer zu, die Zeugen namentlich zu zitieren. Wohl sind 
mündliche Aussagen mit allen Mängeln subjektiver Außerung (Gedächtnis- 
fehler, Rechtfertigung, Verteidigung, Anklage) behaftet, und sie dürfen daher 
nur mit Vorsicht und kritischem Vorbehalt gebraucht werden. Aber trotzdem 
sind sie unerläßlich, wenn man Stimmung und Atmosphäre erfassen und wie- 
der lebendig machen will. Die Erfahrung im Gebrauch dieser wichtigen zeit- 
geschichtlichen Quelle zeigt übrigens, daß die Fehler um so geringer werden, 
je mehr mündliche Aussagen man sammelt und vergleicht. 

Das Thema wie die außergewöhnlichen Verhältnisse der Kriegs- und 
Nachkriegszeit des zweiten Weltkrieges brachten es mit sich, daß umfang- 
reiches und wichtiges urkundliches Material von privater Seite, teils im Origi- 
nal, teils fotokopiert oder in beglaubigter Abschrift dem Verfasser zur Ver- 
fügung gestellt wurde. All denen, die auf diese Weise sowie durch mündliche 
und schriftliche Mitteilungen die Arbeit unterstützt haben, sei aufrichtig ge- 
dankt, nicht zuletzt den Verstorbenen, namentlich Herrn Karl Ortner, Dr. 
med. Emil Ketterer, Staatsrat Dr. Hans Schmelzle, Major a. D. Siry, Frau 
Gabriele Escherich, Obergeometer Rudolf Kanzler, Oberstleutnant a. D. 
Schad, Herrn Max Sesselmann. 

Eine wertvolle Quelle bildeten die unveröffentlichten Erinnerungen und 
Tagebücher von Forstrat Escherich, Staatsrat Schmelzle, A. Siry, Professor 
Fuchs. 

Der Verfasser schuldet besonderen Dank für großzügige und verständnis- 
volle Unterstützung Herrn Archivdirektor Freiherr von Waldenfels, Herrn 
Oberarchivrat Böhm, Herrn Archivrat Knorr vom ehemaligen Bayerischen 
Heeresarchiv, jetzt Hauptstaatsarchiv IV, München, ferner Herrn General- 
direktor Dr. Zittel, Herrn Oberarchivrat Dr. Busley vom Bayerischen Haupt- 
staatsarchiv, Frl. Dr. von Hörmann (f) und Frl. Bayer vom Bayerischen Ge- 
heimen Staatsarchiv, München. 

Das vorliegende Buch, bereits 1962 veröffentlicht, umfaßt die Entste- 
hungsjahre der Bewegung von 1919—1922. In ihm wurden aufgrund der 


damaligen Quellenlage vielfach private Unterlagen benutzt. Die Durchsicht 
der einschlägigen Akten des inzwischen zugänglich gemachten Parteiarchivs 
der NSDAP im Bundesarchiv Koblenz und im Hauptstaatsarchiv München 
und der auf ihnen fußenden Veröffentlichungen der vergangenen zwölf Jahre 
hat die Richtigkeit der Darstellung bestätigt. Das Thema wurde im wesent- 
lichen ausgeschöpft. Das neuaufgelegte Werk kann daher in der damaligen 
Fassung wieder erscheinen; notwendige Verbesserungen und Ergänzungen 
sind gemacht, das Literaturverzeichnis ist auf den neuesten Stand gebracht. 

Die Grundlagen für die weitere Entwicklung und das Schicksal der 
Hitlerbewegung sind in der Entstehungs- und Frühzeit in den Jahren zwi- 
schen 1919 und 1923 gelegt worden. 

Der Verfasser sieht seine Aufgabe als Geschichtsforscher und Geschichts- 
schreiber im Erkennen, nicht im Anklagen, im Verstehen, nicht im Richten, 
im Urteilen, nicht im Verurteilen. Das Bemühen seiner Arbeit ist darauf ge- 
richtet, zu zeigen, wie es wirklich war. 


GEORG FRANZ-WILLING 


Hödingen, im Januar 1974 
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Der Krieg ist dieser Spaltung 
Keim und Wurzel. 


(Grillparzer) 


A. EINLEITUNG 
Weltkrieg und Umsturz 


Der apokalyptische Charakter des Krieges wurde vom Jahre 1917 an klar 
erkenntlich durch die amerikanische Intervention und die bolschewistische 
Revolution in Rußland. Von diesem Jahre an, in dem der Krieg wahrhaft 
erdumspannende, die gesamte Menschheit erfassende Ausmaße annahm, be- 
ginnt eine neue Epoche der Menschheitsgeschichte, die zunächst durch eine 
systematische und bisher nie gekannte Zerstörung aller überlieferten geisti- 
gen und materiellen Werte gekennzeichnet ist. 

Von diesem Zeitpunkt an geriet das abendländische Schicksal in Abhän- 
gigkeit von außereuropäischen Mächten und Kräften. Bis zum Jahre 1917 
war der Krieg — trotz Japans Beteiligung von 1914 an — im wesentlichen 
eine innereuropäische Auseinandersetzung gewesen, deren besonderes Kenn- 
zeichen die Verwendung der überseeischen Hilfsmittel durch die westlichen 
Kolonialmächte gegen Mitteleuropa war. Mit dem Eintritt der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika aber wurde die Entscheidung des europäischen 
Kampfes in den kolonialen, außereuropäischen Raum verlegt. Die Vereinig- 
ten Staaten wurden von nun an die Schicksalsgestalter Europas. Sie waren 
die erste Großmacht, die sich auf dem Boden der revolutionären Aufklärung 
des achtzehnten Jahrhunderts gebildet hatte. Der homo oeconomicus war 
der herrschende Typ, der sich im nordamerikanischen Raum als europäischer 
Auswanderer durchgesetzt hatte. Die demokratisch-republikanische Regie- 
rungsform und der maschinentechnische Lebensstil der Neuzeit haben hier 
ihre Ausbildung erfahren. Die Technik und die Massen hatten auf dem neuen 
Kontinent, frei von den Hemmungen und Hindernissen der Tradition, die 
Gestaltung des modernen Lebens der technischen Massenzivilisation verwirk- 
lichen können. 
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Der gleichzeitige Ausbruch der russischen Revolution, in ihrer ersten, 
liberal-demokratischen Phase das Werk der englischen, in ihrer zweiten, der 
bolschewistischen, das Werk der deutschen Diplomatie', war ein drohendes 
Fanal, ein Zeigersprung auf der Uhr der Weltgeschichte, der auf die Vollen- 
dung einer Epoche, auf das „Ende der Zeiten“ hinwies. Dem vereinten An- 
sturm der revolutionären Kräfte von West und Ost waren die Mittelmächte, 
die Hüter der überlieferten monarchistischen Gesellschaftsordnung, nicht ge- 
wachsen. Jetzt zeigte der Krieg erst in voller Offenheit sein wahres Gesicht: 
als nationaler Machtkampf hatte er begonnen, als sozialer Klassenkampf sich 
fortgesetzt. Nun wurde sichtbar, daß er die bewaffnete Form des gesell- 
schaftlichen Umsturzes war. Es war kein Zufall, das der Krieg im Osten zwi- 
schen Deutschen und Slawen begonnen hatte. Dort beruhte die nationale 
Spannung auf dem sozialen Gegensatz zwischen Slawen und Deutschen. Der 
„Aufstand der Nationen“, um das Schlagwort des Tschechen Benesch anzu- 
führen, war die Erhebung der Slawen gegen die deutsche „Vorherrschaft“. In 
Rußland hatte der Umsturz in solchen auf sozialen Spannungen beruhenden 
Gegensätzen seine wesentliche Wurzel. Dieser Kampf zwischen Deutschen 
und Slawen wurde durch die Angelsachsen zugunsten der Slawen entschieden. 

Die monarchische Ordnung in ganz Osteuropa und Mitteleuropa brach 
binnen zweier Jahre zusammen: in Rußland, in der Türkei, in Osterreich, in 
Deutschland; die letzten übernationalen Ordnungsgebilde wurden zerstört, 
der Nationalstaat in Form der republikanischen Demokratie trat an ihre 
Stelle. 

Der Umsturz der Gesellschaft war seit Generationen geistig, wirtschaftlich 
und politisch vorbereitet. Das Gleichgewicht der gesellschaftlichen Kräfte war 
in Deutschland in zwei Geschlechterfolgen, von etwa 1850 an gerechnet, zer- 
stört worden; die industriellen Arbeitermassen waren zu Kriegsbeginn nicht 
nur zahlenmäßig, sondern auch politisch der entscheidende Faktor im Reichs- 
tag. Von 1882 bis 1907 war die Zahl der Arbeiter in Deutschland von 
4096000 auf 8593 000 gestiegen, d. h. um 110 Prozent, während die Be- 


1 Die Verschickung Lenins aus der Schweiz nach Rußland wurde von deutscher Seite be- 
werkstelligt. Die revolutionäre Propaganda in Rußland wurde von den Mittelmächten 
stark unterstützt. Vgl. u.a. Werner Hahlweg, Lenins Reise durch Deutschland im April 
1917, Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, V (1957), S. 307—333; ferner Philipp Scheide- 
mann, Memoiren eines Sozialdemokraten, 2 Bde., Dresden 1928, I, S. 427 ff. 
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völkerungsvermehrung nur 36,5 Prozent betrug?. Staatsregierung und Ver- 
waltung aber waren noch Privileg der alten Gesellschaftsschichten. Es war 
allen Einsichtigen klar, daß ein Krieg, besonders einer von längerer Dauer, 
den staatstragenden konservativen Schichten zum Verhängnis gereichen muß- 
te, wenn er verloren würde, und daß selbst im Falle des Sieges die Massen 
gebieterisch den ihrer Zahl und ihren Opfern entsprechenden Anteil an der 
Regierungsgewalt fordern würden. Bereits im Jahre 1912 war die Sozial- 
demokratie als stärkste Partei in den Reichstag eingezogen. Die industrielle 
Arbeiterschaft war die mächtigste Klasse. Durch die „sprunghafte“* Volks- 
vermehrung hatten die unteren Schichten nicht nur zahlenmäßig ein unge- 
heures Übergewicht in der Gesellschaft erlangt, sie waren auch im Unter- 
schied zu allen früheren Massenbewegungen der Geschichte beruflich und 
politisch organisiert und von ihren Führern systematisch zur Auflehnung und 
zum Haß gegen die bestehende Ordnung und ihre Träger erzogen worden. 
Es war nur eine Frage der Zeit, wann die breiten Massen, in der sozialdemo- 
kratischen Partei für den Umsturz organisiert, sei es auf gesetzlichem, sei es 
auf revolutionärem Wege, die Macht im Staate erringen würden?. 

Der Krieg beschleunigte diese Entwicklung und verlieh ihr katastrophen- 
artigen Charakter. 

Im gleichen Jahre 1917, in dem die weltrevolutionären Kräfte zum ent- 
scheidenden Stoß gegen die monarchistisch-konservative Ordnung Mittel- 


2 Eduard Bernstein, Was die Sozialdemokratie will. Undatiert. 

3 Über die Vorbereitung der Revolution s. b.: Dokumente und Materialien zur Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung, hsgb. v. Institut für Marxismus-Leninismus beim Zen- 
tralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, Dietz-Verlag, Berlin, 1958, 
Reihe II: 1914—1945, 3 Bde.; ferner: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft. Zum 40. Jah- 
restag der deutschen Novemberrevolution 1918. VI. Jahrgang 1958, Sonderheft — Revo- 
lutionäre Ereignisse und Probleme in Deutschland während der Periode der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution 1917/18. Beiträge zum 40. Jahrestag der Großen So- 
zialistischen Oktoberrevolution. Akademie-Verlag, Berlin 1957. 

August Winnig, Das Reich als Republik, Stuttgart 1928, S. 112 f. „..... Dagegen arbeite- 
ten die Unabhängigen durchaus im Geiste der Westmächte und waren Hörige dieses 
Geistes, wie es Deutsche nur jemals sein konnten. Ihnen innerlich verbunden waren die 
Pazifisten und Pazifistengruppen, die am Kriege kranken Intellektuellen und die Zivili- 
sationsliteraten, die verunglückten Diplomaten und die nicht geringe Zahl von Speku- 
lierburschen der verschiedensten Art, ...“ 

S. 114: „Die Deserteure und Franzosensöldlinge in der Schweiz nannten sich schon 1915 
‚die Freunde der deutschen Republik‘ und taten den alten ehrenhaften Farben der deut- 
schen Burschenschaft und der deutschen Freiheitsbewegung den Schimpf an, sie als Deck- 
farben für ihren Landesverrat zu benutzen.“ 
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und Osteuropas ansetzten, in dem in Deutschland die ersten Anzeichen einer 
drohenden Katastrophe sich zeigten — die Friedensresolution des Reichstags 
und die Marinemeuterei — begannen die Kräfte der nationalen Selbstbehaup- 
tung sich zu regen. Ein erster mißglückter Versuch auf der politischen Ebene 
wurde unternommen: die Gründung der „Vaterlandspartei“. Sie war wie 
die nationale völkische Bewegung der Vorkriegszeit zum Scheitern verurteilt, 
weil sie keinen Zugang zur Arbeiterschaft fand. „Das Vaterland über die 
Partei!“ „Die Deutsche Vaterlandspartei will einigen, nicht trennen. Sie will 
das deutsche Volk einigen im Willen zum Siege, zu einer kraftvollen und 
maßvollen Ausnützung des Sieges*.“ Dieses Ziel hatte bei den breiten Mas- 
sen keine Zugkraft mehr, da ihre wachsende Kriegsmüdigkeit sie in steigen- 
dem Maße der sozialistischen Propaganda zugänglich machte. Der christliche 
Flügel der Gewerkschaften unter Stegerwalds Führung? verlor rasch an Ein- 
fluß im Verhältnis zu dem der linksrevolutionären Bewegung. Bedeutsam 
aber ist, daß die erste Regung der nationalen Reaktion gegen die internatio- 
nale proletarische Massenbewegung in München auch den Werkzeugschlosser 
Anton Drexler erfaßte — bereits im Jahre 1917®. 

Unter dem Einfluß der russischen Revolution vollzog sich in diesem welt- 
geschichtlichen Jahre 1917 auch die Spaltung der sozialdemokratischen Par- 
tei Deutschlands. Der linke Flügel trennte sich von der Partei”; auf dem 
Kongreß zu Gotha wurde im April 1917 die „Unabhängige Sozialdemokra- 
tische Partei Deutschlands“ gebildet. Kautsky verfaßte das Manifest des 
Gründungsparteitages, dort heißt es: 

„Schon vor dem Kriege waren in unserer Partei scharfe Gegensätze auf- 
getaucht zwischen Genossen, die an dem alten Charakter der Sozialdemokra- 
tie festhielten, und den neu auftretenden Elementen, die dem Gedanken der 
internationalen Solidarität der Proletarier nationalsoziale Zwecke... “ ent- 
gegensetzten. „Der Weltkrieg hat diese Gegensätze ungemein vertieft und die 


4 Über unsere Kriegsziele. Flugschrift der Ortsgruppe München der Deutschen Vaterlands- 
partei. Vgl. a. Alfred Kruc, Geschichte des Alldeutschen Verbandes, Wiesbaden 1954, 
S.83 £. 

5 Stegerwald auf dem vierten deutschen Arbeiterkongreß im Oktober 1917: Arbeiter- 
schaft und Kriegsentscheidung (Vortrag). 

6 Anton Drexler, Mein politisches Erwachen, München 1919. 

7 Vgl. u.a. H. Heidegger, Die deutsche Sozialdemokratie und der nationale Staat 
1870—1920, Göttingen 1956, S. 107 ff. 
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nationalsozialen und nationalliberalen Bestrebungen in den offiziellen Ver- 
tretungen und Organen der deutschen Sozialdemokratie zur Herrschaft ge- 
bracht... Demgegenüber haben jetzt die Arbeiter Rußlands ein leuchtendes 
Beispiel der entgegengesetzten Politik gegeben ... 

Der nationalen Solidarität der Klassen setzen wir entgegen die internatio- 
nale Solidarität des Proletariats, den internationalen Kampf der Arbeiter- 
klasse®.“ 

Dieser radikale Flügel, vorwiegend von jüdischen Intellektuellen geführt, 
hatte seine revolutionäre Tätigkeit schon zu Kriegsanfang begonnen?. Karl 
Liebknecht und Rosa Luxemburg führten die äußerste linke Gruppe und 
gründeten den „Spartakusbund“, aus dem dann die Kommunistische Partei 
hervorging. Die im Herbst 1914 einsetzende Wühlarbeit, mit unterirdischer 
Propaganda im eigenen Lande wie mit Hilfe der neutralen und feindlichen 
Auslandspresse, zeitigte ihre ersten Folgen bereits in Streiks im Jahre 1916. 
In einem Flugblatt vom 1. Mai 1916 heißt es: „Unsere Feinde sind nicht das 
französische, russische oder englische Volk, das sind deutsche Junker, deutsche 
Kapitalisten und ihr geschäftsführender Ausschuß: die deutsche Regie- 


8 Zit. nach Eugen Prager, Geschichte der USPD, Berlin 1921, S. 148—152. 


9 E.O. Volkmann, Der Marxismus und das deutsche Heer im Kriege, Berlin 1925, S. 81. — 
Bereits am 23.2.1915 erklärte der „Vorwärts“-Redakteur Ströbel: „Ich bekenne ganz 
offen, daß ein voller Sieg des Reiches den Interessen der Sozialdemokratie nicht ent- 
spricht.“ Ebda S. 88. — Über „die Rolle der Juden in der sozialistischen Bewegung“, 
s. u. a. August Winnig, Vom Proletariat zum Arbeitertum, Hamburg 1930, $. 183—192; 
ferner: Juden im deutschen Kulturbereich, Jüdischer Verlag, 2. A., Berlin 1959: Carl 
Misch: Juden in der Politik, S. 531—589, nennt als jüdische Führer der USPD Hugo 
Haase und Oskar Cohn (560—563). Jüdischer Abkunft waren ferner der Theoretiker 
Bernstein, die Gründerin des Spartakusbundes Rosa Luxemburg (S. 559), der Schöpfer 
der Weimarer Verfassung Hugo Preuss (S. 561). Im Rat der fünf Volksbeauftragten 
saßen zwei Juden, der Führer der USPD Hugo Haase und der Mehrheitssozialist Otto 
Landsberg. Juden waren auch die revolutionären Ministerpräsidenten von Preußen, Paul 
Hirsch (1868—1940), und von Bayern Kurt Eisner. — G. Noske: Erlebtes aus Aufstieg 
und Niedergang einer Demokratie, Offenbach 1947, spricht S. 27 von der „ostjüdischen“ 
Linken. Patriotisch gesinnte Juden aber kämpften in erheblicher Zahl an der Front. Der 
bekannte jüdische Bankier Warburg sprach sich — wie Rathenau — noch im Oktober 
1918 für die Fortsetzung des militärischen Widerstandes aus. „Es kommt mir seltsam 
vor“, so erklärte er dem letzten kaiserlichen Reichskanzler, Prinz Max von Baden, „daß 
ich als Zivilist den Militärs heute zurufen muß: Kämpfen Sie weiter! Ich weiß, daß mein 
einziger Sohn, der jetzt ausgebildet wird, in vier Wochen im Schützengraben sein wird, 
aber ich beschwöre Sie, machen Sie jetzt nicht Schluß!“ H. G. Adler, Die Juden in 
Deutschland von der Aufklärung bis zum Nationalsozialismus. München 1961, S. 130 ff. 
Werner Angress: Juden im politischen Leben der Revolutionszeit, in: Deutsches Juden- 
tum in Krieg und Revolution 1916—1923, Tübingen 1971, S. 137—315. 
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rung . . .10.“ Den entscheidenden Impuls erhielt die revolutionäre Bewegung 
dann durch die russische Revolution. Die Meuterei der Hochseeflotte, nach 
dem Vorbild der russischen Flottenmeuterei, war das Werk der USPD, deren 
Reichstagsfraktion mit den Meuterern in Fühlung stand. Revolutionär ver- 
seucht waren die Matrosen besonders durch die ständige Lektüre der „Leip- 
ziger Volkszeitung“, des führenden USPD-Blattes, das die geistige Haupt- 
nahrung der Matrosen bildete!!. Die eigentliche Ursache dieser Verseuchung 
aber war die Untätigkeit der Schlachtflotte. Es verdient hervorgehoben zu 
werden, daß die Meuterei nicht bei den Fronteinheiten der Marine — den 
U-Booten und Torpedo- und Minenräumbooten —, sondern bei der müßig 
liegenden Schlachtflotte ausbrach. Die Engländer kannten die großen Gefah- 
ren, die mit dem Hafenleben für die Disziplin der Mannschaften verbunden 
waren, und hielten ihre Flotte auf der einsamen Reede von Scapa Flow, wo 
die Matrosen nur halbjährlich einmal einen vierzehntägigen Urlaub be- 
kamen!?, 

Der nächste Schlag, den die Revolutionäre gegen den nationalen Wider- 
stand und das deutsche Heer führten, war der große Munitionsarbeiterstreik 
im Jahre 1918, der sich über ganz Deutschland ausdehnte. Es war der dritte 
politische Massenstreik — der erste war im Mai 1916, der zweite im April 
1917 —, der von der USPD angezettelt worden war!®. 

Durch das Scheitern der großen Westoffensive im Frühjahr und Sommer 
1918 und den Zusammenbruch der mazedonischen Front im September war 
der Krieg militärisch verloren!*. Die Oberste Heeresleitung drängte daher 
auf Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen. In dieser kritischen 
Stunde hing alles davon ab, daß die politische Führung die Nerven bewahrte 


10 Ernst Lorenz, Fünf Jahre Dresdner USP, Dresden 1922, S. 19; 
Dokumente und Materialien, II, Nr. 94, 95, S. 270 ff., S. 279 ff. 

11 Rolf Güth, Die deutsche Hochseeflotte. Gründe der Meutereien 1917 und 1918, in: Trup- 
penpraxis, 11, 1962, S. 889 ff. Heinrich Neu, Die revolutionäre Bewegung auf der deut- 
schen Flotte, 1917—1918. Stuttgart 1930, S. 10—15; Volkmann, S. 89. 

12 Volkmann, S. 173 ff. 

13 Richard Müller, Vom Kaiserreich zur Republik, Wien 1924, S. 61—66, 82, 101; Doku- 
mente und Materialien, II, Nr. 34, Nr. 42 usw. 

14 Vgl. u.a. Vorgeschichte des Waffenstillstandes. Amtliche Urkunden hsgb. i. A. v. Reichs- 
ministerium und Reichskanzlei, 1919; Das Werk d. Untersuchungsausschusses d. dt. 
vfssgebenden Nationalversammlung 1919—1926 u. d. Reichstages, Reihe IV, Bd. 1—3; 
Albrecht Philipp, Die Ursache des deutschen militärischen Zusammenbruchs 1918. Die 
Geschichte einer parlamentarischen Untersuchung, Berlin 1925. 
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und das deutsche Volk zu einer würdigen Haltung zwang, um durch ent- 
schlossenes und mannhaftes Auftreten am Verhandlungstisch erträgliche 
Waffenstillstandsverhandlungen und einen leidlichen Frieden zu erzielen; 
die Revolution aber machte Deutschland verhandlungsunfähig®®. 

Der Umsturz begann mit der Meuterei der Matrosen der Hochseeflotte!®. 


15 Friedrich Ebert, der Führer der sozialdemokratischen Partei, erklärte in seiner letzten 
Rede im alten Reichstag am 10. Oktober 1918: „Möge Präsident Wilson jetzt auch die 
Stimme eines Henderson, eines Longuet hören, die zu einem Frieden raten, der keinen 
Rachegeist, keinen Revanchegedanken zuläßt. Im Bewußtsein ihres guten Rechts und 
unserer noch keineswegs erschöpften Widerstandskraft hat sich die deutsche Demokratie 
bemüht, die Steine aus dem Weg zu räumen, die den Zugang zum Frieden versperren 
könnten.“ — Friedrich Ebert, Schriften, Aufzeichnungen, Reden (mit unveröffentlichten 
Erinnerungen aus dem Nachlaß), 2 Bde., Dresden 1926, II, 74 (Hervorhebung durch 
Verf.). 

Wilhelm Groener, Lebenserinnerungen. Hsgb. v. F. Frhr. Hiller von Gaertringen, Göt- 
tingen 1957, S. 441—447. S. auch die Aussagen General Groeners vom 5. 11.1918, Vor- 
geschichte des Waffenstillstandes, a.a.O. S. 176, 177 f., ferner im Münchener Dolchstoß- 
prozeß, wo er sich wie folgt äußerte: „Der Ausbruch der Revolution hat dem Heer und 
seinen Führern die Möglichkeit genommen, wenigstens um bessere Friedensbedingungen 
zu kämpfen.“ Zit.nach Ewald Beckmann, Der Dolchstoßprozeß, München 1925, $S.75—79; 
S. 103 ebda. die Äußerungen des Generals von Kuhl; vgl. a. Dr. Adolf Köster, Fort 
mit der Dolchstoßlegende, Berlin 1922, und die Erwiderung des Generals von Kuhl, Die 
Kriegslage im Herbst 1918. Warum konnten wir weiterkämpfen, Berlin 1922. Über den 
Münchener Dolchstoßprozeß vgl. a. Süddeutsche Monatshefte, Heft 7, April 1924; 
Philipp a.a.O. S. 33. Ernst Müller-Meiningen, Aus Bayerns schwersten Tagen, Berlin 1923, 
S. 27 f., über den Ausbruch der Revolution in einer Versammlung des Liberalen Vereins 
„Frei-München“ am 2.11.1918: „Solange die äußere Front aushält, haben wir die ver- 
dammte Pflicht zum Aushalten in der Heimat. Wir müßten uns vor unseren Kindern 
und Kindeskindern schämen, wenn wir der Front in den Rücken fielen und ihr den 
Dolchstoß versetzten.“ Der als Diskussionsredner anwesende Eisner wurde ausgelacht. 
Müller-Meiningen betonte in der Versammlung immer wieder, daß die Heimat der 
Front durch die Revolution auch jetzt nicht den Todesstoß versetzen dürfe.“ (S. 28) 
Sowohl der Vorstand der SPD wie die Reichsregierung Prinz Max von Baden erließen 
am 4. November 1918 Aufrufe, Disziplin zu wahren und Ruhe und Ordnung in dieser 
kritischen Stunde aufrechtzuerhalten, s. Dokumente und Materialien, II, Nr. 115, 
S. 289 f., Nr. 116, S. 291 ff. — Aber die Dolchstoßlegende „war zugkräftig, umsomehr als 
in der Tat die Novemberrevolution Deutschland im kritischen Augenblick den Rest 
der Widerstandskraft genommen und es verhandlungsunfähig gemacht hatte.“ Geßler, 
Reichswehrpolitik, $. 117. Güth, op. cub. S. 889 ff. } 
Hiller von Gaertringen: „Dolchstoß-Diskussion und Dolchstoßlegende im Wandel von 
vier Jahrzehnten“, in Geschichte und Gegenwartsbewußtsein. Festschrift für Hans Roth- 
fels zum 70. Geburtstag. Göttingen 1963, S. 122—160. 

Albrecht von Thaer: Generalstabsdienst an der Front und in der OHL, Göttingen 1958. 

16 Über die Matrosenmeuterei in Kiel im Oktober 1918: s. b. a. die Darstellung der Führer 
der revolutionären Matrosen, Lothar Popp und Karl Artelt, Ursprung und Entwicklung 
der Novemberrevolution, Kiel 1919; ferner Gustav Noske, Von Kiel bis Kapp, Berlin 
1920, S. 7—48. Dokumente und Materialien, II, Nr. 107, S. 273 ff. und fortlaufende 
Nummern. 
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Er war keine deutsche Revolution im Sinne einer nationalen Erhebung, son- 
dern die Fortsetzung der in Rußland begonnenen proletarischen Revolution 
mit internationaler Zielsetzung und antinationalem Charakter. Während die 
bürgerliche Umwälzung in Frankreich im Jahre 1789 mit Recht in die Ge- 
schichte als „Französische Revolution“ einging, weil die Machtergreifung der 
bürgerlichen Klasse sich als eine gewaltige nationale Erhebung vollzog, war 
der Aufstand der Massen im Jahre 1918 mit dem Ziele der Diktatur des Pro- 
letariats verbunden mit dem nationalen Zusammenbruch; die nationale Ka- 
tastrophe war von den Revolutionären gewünscht und gefördert worden, 
weil sie darin die wichtigste Voraussetzung für den internationalen weltwei- 
ten Sieg der Arbeiterklasse sahen. Die Linksradikalen hatten die Umwälzung 
nach russischem Muster durchgeführt, und nach russischem Vorbild suchten 
sie die Rätediktatur in Deutschland zu verwirklichen; sie waren verantwort- 
lich dafür, daß die Revolution in Deutschland das Zeichen der Meuterei und 
der nationalen Schande trug!?. Die Folge davon war, daß die nationale Be- 
wegung ins rechtsradikale Fahrwasser abglitt. 

Am 5. Oktober 1918 wurde in Deutschland die parlamentarische Regie- 
rungsform durch kaiserliche Verordnung auf gesetzmäßigem Wege einge- 
führt; der 5. Oktober 1918 ist somit „der Geburtstag der deutschen Demo- 
kratie“18, Die Oberste Heeresleitung hatte selbst die Parlamentarisierung ge- 
fordert, um damit günstigere Voraussetzungen für die Waffenstillstandsver- 


17 „Meuterei ist Meuterei, und niemand wird sie entschuldigen.“ Zit. n. Erich Eyck, Ge- 
schichte der Weimarer Republik, I, Zürich 1954, S. 63; ferner I. W. Wheeler-Bennet, Die 
Nemesis der Macht, Düsseldorf 1954, S. 44; Walter Tormin, Zwischen Rätediktatur und 
sozialer Demokratie, Düsseldorf 1954, S. 55; Noske, Von Kiel bis Kapp, $. 46, spricht 
von „Nationaler Verlumpung“; ferner S. 39, S. 76—78 über die Deserteure. Winnig, Das 
Reich als Republik, S. 134, schreibt: „Der Ruhm war drüben. Aber die Ehre zog mit 
dem einsamen grauen Heere in die arm gewordene Heimat. Der Geist dieses sieglos 
heimkehrenden Feldheeres war das Beste, was dem deutschen Volke noch geblieben war. 
Es war der Geist entsagungsvoller Pflichterfüllung. Welcher Unterschied zwischen diesem 
Geiste und jenem anderen, der sich jetzt im Lande breit machte. Fort mit den Achsel- 
klappen! Hinunter mit der Nationalkokarde! Weg mit jedem Zeichen staatlicher Hoheit! 
So wirft ein Volk, wenn es schwerster Prüfung unterliegt, das letzte Selbstbewußtsein 
fort. So wirft es sich in der Wollust eines herrenlos gewordenen Knechtstums dem neuen 
fremden Herrn vor die Füße. Die Wut der Knechte gegen alles, was Widerstand und 
Selbstachtung bedeuten konnte, fegte durch Deutschland.“ 

18 Ebert, Schriften, II, S. 75. 

19 Über die Einführung der parlamentarischen Demokratie s. b. Theodor Eschenburg, Die 
improvisierte Demokratie der Weimarer Republik von 1919, Schweizer Beiträge zur 
allgemeinen Geschichte IX, 1951. 


handlungen mit Präsident Wilson zu schaffen!?. Aber die Führung der Mas- 
sen entglitt den verantwortlichen Mehrheitsparteien ebenso wie den militäri- 
schen und zivilen Verwaltungsbehörden, die Staatsgewalt brach zusammen, 
die Macht lag auf der Straße und jeder, der sie aufhob, konnte sie sein eigen 
nennen?®, 

Die Revolutionäre aber nutzten die Stunde; durch ihre hemmungslose, 
von den russischen Bolschewisten unterstützte Propaganda rissen sie die Mas- 
sen mit sich fort und ergriffen die Macht, wußten aber — im Unterschied zu 
den bolschewistischen Revolutionären in Rußland — sie nicht zu gebrauchen. 
Der Umsturz war das Werk der USPD und des Spartakusbundes”!. „Die 
Mehrheitssozialisten hatten die Revolution nicht gewollt??.“ Friedrich Ebert 


20 Hans Schmelzle (Bayerischer Staatsrat 1920—27 und Finanzminister 1927—30; gest. 1955) 
in seinen unv. Erinnerungen. 

21 „... Die Obleute gehörten in ihrer Mehrheit dem linken Flügel der USPD und zum 
Teil der Spartakusgruppe an und trafen seit Sommer 1918 Vorbereitungen für die 
Revolution.“ Dokumente und Materialien, II, Anm. S. 275. Vgl. a. ebda, Nr. 50, 56 
usw.; ferner Nr. 71, Nr. 80, Lenin über die Bedeutung des Januarstreiks und der revo- 
lutionären Bewegung in Deutschland am 23. 7. 1918 und 1. 10. 1918. — Ebda, Nr. 118, 
Lenin über die Ausweisung der sowjetischen Botschaft aus Deutschland wegen Unter- 
stützung der Umsturzbewegung mit Geld und Propagandamaterial. Dazu auch Gustav 
Hilger, Wir und der Kreml, ? Frankfurt/Main 1956, S. 27. Rechtsberater der sowjet- 
russischen Botschaft in Berlin war der USPD-Abgeordnete Dr. Oscar Cohn. Ebda. $. 32. 
Als Karl Liebknecht im Oktober 1918 aus dem Gefängnis entlassen wurde, war sein 
erster Gang in die sowjetrussische Botschaft. S. Karl Radek: Rosa Luxemburg, Karl 
Liebknecht, Leo Jogiches, Hamburg 1921, S, 35. Von sowjetzonaler Seite vgl.: Walter 
Bartel: Die Linken in der deutschen Sozialdemokratie im Kampf gegen Militarismus 
und Krieg, Berlin 1958, S. 543 ff.; ders.: Die Spartakus-Gruppe, in: Einheit, Berlin 1958, 
S. 116; ferner die Beiträge zum 40. Jahrestag der Novemberrevolution von Walter 
Ulbricht, Roland Bauer, Walter Nimtz in „Zeitschrift für Geschichtswissenschaft“, VI 
(1958). 

Über die langfristige Vorbereitung der Revolution vgl. a.: Ursachen und Folgen. Vom 
deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur staatlichen Neuordnung Deutschlands 
in der Gegenwart, 3 Bde., Berlin 1958, II, S. 525—545: Der deutsche Linksradikalismus 
und das bolschewistische Rußland; ferner Noske, Von Kiel bis Kapp, S. 69 f. 

General Groener schrieb am 17. November 1918 an seine Frau: 

» +. Wo aber ist der bürgerliche Mut geblieben? Daß eine verschwindende Minderheit 
das ganze Deutsche Reich samt den Einzelstaaten umwerfen konnte, ist eine der trau- 
rigsten Erscheinungen der ganzen Geschichte des deutschen Volkes. — Vier Jahre war das 
deutsche Volk ungebrochen gegen eine Welt von Feinden — nun läßt es sich wie eine 
Leiche umwerfen von einer Handvoll Matrosen, denen das russische Gift des Herrn 
Joffe und Genossen eingespritzt war. Und wer sind die Drahtzieher? Juden hier wie 
dort.“ Groener, Lebenserinnerungen, hsgb. v. Gaertringen, $. 471 f. 

22 Wilhelm Hoegner, Die verratene Republik, München 1958, S. 33; ferner Noske, S. 7 f. 
— Der „Vorwärts“ forderte noch am 27.10.1918 zur Zeichnung der neunten Kriegsan- 
leihe auf. $. Dokumente und Materialien, II, Nr. 105. 
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erklärte am 6. November 1918 dem Reichskanzler Prinz Max v. Baden: 
„Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution unvermeid- 
lich. Ich aber will sie nicht, ich hasse sie wie die Sünde??.“ „Als Scheidemann 
eigenmächtig die Republik ausrief, bedachte ihn Ebert mit heftigsten Vor- 
würfen?*,“ 

Die Revolution zeitigte von Oktober bis Dezember 1918 folgende Ergeb- 
nisse: 

1. Außenpolitisch und militärisch die nationale Katastrophe durch die 
von ihr erzwungene Kapitulation?5. 

2. Innenpolitisch: a) Die Auflösung des kaiserlichen Heeres nach dem 
Rückmarsch durch die revolutionäre Zersetzung; b) den Bürgerkrieg und die 
Anarchie. 

Um den Umsturz zu bekämpfen und eine feste, gesetzmäßige Ordnung 
herzustellen, hatten General Gröner und Ebert am 10. November ein Bünd- 
nis geschlossen?®. Die Voraussetzung für die Niederkämpfung der Umsturz- 
bewegung aber waren zuverlässige Truppen. Wohl war das Frontheer im 
wesentlichen intakt geblieben, hatte die Ehre gewahrt und in dem großen 
Rückzug noch einmal in schwerster Stunde seine vorbildliche Soldatentugen- 
den der Welt gezeigt?”. 

Aber nach der Rückkehr in die Heimat zerfiel es rasch unter dem zerset- 
zenden Einfluß der Arbeiter- und Soldatenräte. Sieben Wochen nach dem 
Waffenstillstand bestand das kaiserliche Heer nicht mehr; die Demobilisation 
hatte unter dem Einfluß der Revolutionäre in einer allgemeinen Auflösung 
geendet?®, 


23 Hoegner, Die verratene Republik, S. 33; ferner Noske, Erlebtes, S. 77 f. 

24 Hoegner, S. 33; ferner Scheidemann, Erinnerungen, II, S. 310—312. 

25 Über den Waffenstillstand und seine Vorgeschichte s. außer den bereits zitierten Werken 
noch u. a.: General Mordacq, La v£rite sur P’armistice, Paris 1929; 

Mathias Erzberger, Erlebnisse im Weltkrieg, St.-Berlin 1920; 

Jacques Benoist-Mechin, L’histoire de P’arm&e allemande, 2 Bde., Paris 1936/38, I, 
S. 47, 60; ferner die Erinnerungen der führenden Militärs wie Foch, Ludendorff usw.; 
Ursachen und Folgen, II, S. 471—491. 

26 Vgl. u. a. Aussage Gröner, in Beckmann, Dolchstoßprozeß, S. 107, 109; Geßler, Reichs- 
wehrpolitik, S. 74 f. 

27 Am 10. Dezember 1918 sprach Ebert zu heimkehrenden Truppen: „Eure Opfer und 
Taten sind ohne Beispiel. Kein Feind hat Euch überwunden. Erst als die Übermacht der 
Gegner an Menschen und Material immer drückender wurde, haben wir den Kampf 
aufgegeben.“ Ebert, II, S. 130. 

28 S.b. Benoist-M£chin, I, S. 44, 121. 
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Am 24. Dezember 1918 gehörte die Reichshauptstadt den Linksradikalen, 
die proletarische Diktatur schien den Sieg errungen zu haben”. 

Das Schicksal der gesetzmäßigen Regierung Ebert und ganz Deutschlands 
hing in der weiteren Entwicklung davon ab, ob der Obersten Heeresleitung 
die Aufstellung neuer, zuverlässiger Regierungstruppen gelang. Am 6. Ja- 
nuar 1919 hatte der „Revolutionsausschuß“ die Regierung Ebert für abgesetzt 
erklärt und bekanntgegeben, daß er die Regierung übernommen habe. Am 
gleichen Tag aber wurde Gustav Noske zum Oberbefehlshaber der Regie- 
rungstruppen ernannt. Zwei Tage zuvor hatten Ebert und Noske die ersten 
aufgestellten Verbände im Zossener Lager besichtigt. Als sie die Truppen mit 
klingendem Spiel in tadelloser Zucht vorbeimarschieren sahen, beugte sich 
Noske zu Ebert hinab, klopfte ihm auf die Schulter und sagte: „Sei nur ruhig, 
es wird alles wieder gut werden?®.“ 

Aus Freiwilligen entstanden die „Freikorps“, aus diesen die Reichswehr. 
Unter Noskes Oberbefehl stellten die neuen Verbände in der Zeit vom Ja- 
nuar bis Juni 1919 im wesentlichen die Ordnung wieder her und sicherten 
die Arbeit der Verfassunggebenden Nationalversammlung?!. Diese trat am 
16. Februar 1919 in Weimar zusammen. Dorthin war sie aus Sicherheits- 
gründen auf Noskes Rat einberufen worden??, dort tagte sie unter dem Schutz 
der Truppen des Generals Märcker??. Während nun in Goethes Residenz die 


29 Vgl. a. Walter Freiherr v. Lüttwitz, Im Kampf gegen die Novemberrevolution, Berlin 
1934, S. 21 ff.; Scheidemann, Memoiren I, S.312 ff., ferner II, S.266 ff. schildert die Revo- 
lutionsvorgänge in Berlin und seinen Anteil; Noske, Von Kiel, $. 68 f. 

30 Georg Märcker, Vom Kaiserheer zur Reichswehr, Leipzig 1922, S. 64; Darstellungen aus 
den Nachkriegskämpfen deutscher Truppen und Freikorps, Berlin 1936—1940, 7 Bde., 
hsgb. v. Reichskriegsministerium, VI, S. 44 ff., 183 ff.; H. J. Gordon, Die Reichswehr 
und die Weimarer Republik 1919—1926, Frankfurt 1959, S. 26 ff. (Das Werk ist die beste 
sachliche Würdigung der Reichswehr.) 

31 Über die Entstehung der „Freikorps“ und der Reichswehr s. b. Märcker, a.a.O. S. 45 ff.; 
F. W. von Örtzen, Die Freikorps 1918—1923, München 1937; E. von Schmidt-Pauli, 
Geschichte der Freikorps 1918—1924, Stuttgart 1936; Lüttwitz, S. 22 ff.; Benoist-Me£chin, 
I, S. 125 ff. Gordon, Die Reichswehr, S. 36 ff.; S. 60: „Ohne das Bündnis mit dem Ge- 
neralstab hätte die Regierung der deutschen Republik kaum darauf hoffen können, das 
Jahr 1919 zu überleben. Ohne die Freikorps wäre dieses Bündnis steril geblieben. Die 
Bajonette der Freikorps schützten die Nationalversammlung. Die Freikorps befriedeten 
das Reich und wahrten, soweit dies möglich war, seine territoriale Integrität. Sie brachten 
den Frieden im Innern, der notwendig war, wenn das erschütterte soziale und wirtschaft- 
liche Gefüge wieder hergestellt werden sollte.“ 

32 Noske, Von Kiel, $. 85/86. 

33 Über die Weimarer Nationalversammlung urteilt Benoist-M£chin I, S. 176: Man brauchte 
in ihr nicht den Geist der französischen Nationalversammlung zu suchen. Es waren die 
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deutschen Demokraten sich um eine wirkliche demokratische Neugestaltung 
des öffentlichen Lebens Deutschlands bemühten und gleichzeitig die Frei- 
korps die bolschewistische Herrschaft in den deutschen Städten niederkämpf- 
ten, drehten die Sieger in Versailles den Strick, mit dem die junge deutsche 
Demokratie erwürgt werden sollte’. Der erste Rauhreif fiel auf die Ver- 
sammlung in Weimar schon im Monat der Eröffnung. Am 16. Februar befahl 
Marschall Foch die Einstellung der deutschen Gegenoffensive gegen die Polen 
und zog die Demarkationslinie an der Ostgrenze Deutschlands, die die Grund- 
lage für die verhängnisvolle Grenzbestimmung im Friedensvertrag wurde. 
Am 20. Februar 1919 beugte sich die Nationalversammlung der Entschei- 
dung der Alliierten®®. Die Härte der Friedensbedingungen löste bei allen 
Parteien in der Nationalversammlung Entsetzen und Entrüstung aus?®. Trotz 
aller Protestkundgebungen blieben die Sieger unerbittlich. Die Nationalver- 
sammlung mußte die Unterzeichnung des Friedensvertrages beschließen, 
wollte sie nicht die Gefahr eines Einmarsches der Sieger nach Innerdeutsch- 
land und die Auflösung des Reiches heraufbeschwören. Revolution und Bür- 
gerkrieg hatten jeden Widerstand gegen den äußeren Feind unmöglich ge- 
macht. 

„Die alliierten und assoziierten Regierungen erklären und Deutschland 
erkennt an, daß Deutschland und seine Verbündeten als Urheber für alle 
Verluste und Schäden verantwortlich sind, die die alliierten und assoziierten 


gleichen Parteien, die im alten Reichstag saßen, die gleichen Personen, die die Führung 
hatten. „Der Zusammenbruch hatte ihren Geisteszustand nicht geändert.“ Die deutsche 
Republik ist „nur eine Monarchie“, deren Embleme man entfernt hat, „eine Monarchie im 
Zustand der tiefsten Erniedrigung“. 

34 Ebert, II, S. 167 ff.; Otto Braun, Von Weimar bis Hitler, Hamburg 1949, S. 24, f.; 
F. Stampfer, Die ersten vierzehn Jahre der deutschen Republik, Offenbach 1947, S. 111; 
Ey, S. 146 ff., steht mit seinem Versuch, den Versailler Vertrag zu beschönigen und zu 
verteidigen, so ziemlich allein. Die Erkenntnis, daß das Versailler „Friedenswerk“ der 
deutschen Demokratie in ihrer Geburtsstunde entscheidenden Abbruch getan hat und als 
der eigentliche Erzeuger der Hitlerschen Diktatur anzusehen ist, hat sich auch bei den 
westlichen Alliierten weitgehend durchgesetzt. Vgl. die Rede des amerikanischen Haupt- 
anklägers in Nürnberg, Jackson, wo es heißt: es werde nicht behauptet, „daß die Ver- 
einigten Staaten oder irgend ein anderes Land an den Zuständen schuldlos seien, die das 
deutsche Volk“ der Diktatur zum Opfer fallen ließen. Rede R. H. Jackson, Dokumente 
der Zeit, Frankfurt 1946, S. 72. 

35 Benoist-Mechin, I, S. 176. Oertzen, $. 1—232. 

36 Vgl. unter anderem Scheidemann, Memoiren II, $. 240/241; Ebert, II, $. 165 ff.: „Was 
uns statt dessen jetzt in den Friedensbedingungen geboten wird, widerspricht der gegebe- 
nen Zusage, ist für das deutsche Volk unerträglich und auch bei Aufbietung aller Kräfte 
unerfüllbar.“ (Mai 1919). Heidegger, S. 216, 334. 
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Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des Krieges, der ihnen durch 
den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungen wurde, er- 
litten haben.“ 

Dies ist der Wortlaut des Paragraphen 231 des „Versailler Vertrages“. 
Zum ersten Male in der Geschichte der abendländischen Staaten und Völker 
wurde nach einem Kriege der Besiegte für den Krieg als Alleinurheber ver- 
antwortlich gemacht und sittlich verurteilt, indem man ihn zum „Kriegs- 
verbrecher“ stempelte! Im Sinne des zitierten Paragraphen war es das Ziel 
des Friedensvertrages, den militärisch besiegten Gegner sittlich in der Völker- 
gemeinschaft zu deklassieren, wirtschaftlich zu vernichten und politisch zu 
dauernder Ohnmacht und Auflösung seiner staatlichen Ordnung zu ver- 
urteilen. 

Von den materiellen Bestimmungen waren, so hart auch die territoriale 
Verstümmelung war, die wirtschaftlichen am schlimmsten, weil sie unerfüll- 
bare Forderungen enthielten. Es war ein besonderes Kennzeichen des Krie- 
ges gewesen, daß er vor allem von den Angelsachsen betont als Wirtschafts- 
krieg geführt wurde. Die Hungerblockade war die unmenschlichste Waffe 
des Weltkrieges gewesen, die sich in erster Linie gegen die Zivilbevölkerung, 
vor allem gegen die Kinder, richtete; sie wurde über den Waffenstillstand 
hinaus fortgesetzt. Über die Auswirkungen der Hungerblockade auf die Zi- 
vilbevölkerung heißt es in dem Bericht einer amerikanischen Frauenkommis- 
sion, die im Auftrag des amerikanischen Ernährungskommissars Hoover 
Deutschland bereist hatte (Juli 1919): „Wenn die Zustände fortbestehen, die 
wir in Deutschland gesehen haben, dann wächst in Mitteleuropa ein Ge- 
schlecht heran, das körperlich und seelisch durch und durch krank ist, so daß 
es zu einer Gefahr für die ganze Welt wird??.“ 

Und die „Zustände“ dauerten weiter an. Die Reparationen, die Deutsch- 
land in Goldmark zu leisten hatte, wurden im Jahre 1920 auf 269 Milliarden 
festgelegt, ein Jahr später auf 226, schließlich auf 132 Milliarden. Ob 269 
oder 132 Milliarden, war im Grund gleichgültig; die eine Forderung war 
ebenso unerfüllbar wie die andere. Aber die Folge der Reparationspolitik war 
der Zusammenbruch der durch den Krieg zerrütteten deutschen Währung 


37 Zit. nach MP, Nr. 263 v. 12. November 1919, Leitartikel: „Die Hungerblockade und ihre 
Folgen.“ 
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und das Massenelend. Die Reparationen bildeten ein Hauptproblem der euro- 
päischen und der Weltpolitik bis zur großen Wirtschaftskrise zu Beginn der 
dreißiger Jahre, die wesentlich durch sie ausgelöst wurde. Die rechtsradikale 
Bewegung erlebte ihren ersten großen Aufschwung durch die Inflation in den 
Jahren 1922/23; die Deflationskatastrophe öffnete ihr zehn Jahre später das 
Tor zur staatlichen Macht. Die Reparationspolitik trug damit Schuld an 
der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung, die in Deutschland zur 
Diktatur Hitlers führte. 

Das Hauptarchiv der NSDAP enthielt als besondere Kostbarkeit ein 
Exemplar einer Ausgabe des Versailler Vertrages, das von Hitler benützt 
worden war. Mit Anmerkungen von seiner Hand versehen, reiste Hitler mit 
diesem Vertragsexemplar durch Deutschland und hielt seine Reden gegen den 
„Schandfrieden“ von Versailles. 

Lenin urteilte bei einem Vergleich zwischen dem Brest-Litowsker und dem 
Versailler Frieden: „Der Friede von Brest-Litowsk, von dem monarchisti- 
schen Deutschland diktiert, und dann der weitaus bestialischere und nieder- 
trächtigere Friede von Versailles, von ‚demokratischen‘ Republiken, von 
Amerika und Frankreich sowie vom ‚freien‘ England diktiert, . . .39* 

Der Umsturz in Deutschland war nicht von der Zentrale, sondern von 
der Peripherie ausgegangen; von Kiel und München aus ergriff er das Reich. 
Die monarchische Ordnung brach zuerst in einzelnen Bundesstaaten, nicht in 
der Reichshauptstadt zusammen. Der Kaiser wurde durch einen Bundes- 
fürsten, Prinz Max von Baden, zur Abdankung gezwungen. 

In ihrer zweiten Phase verbündete sich die Revolution mit den partiku- 
laren Gewalten gegen die nationale Reichseinheit. Generalfeldmarschall von 
Hindenburg, vom Kaiser mit der Führung des Heeres beauftragt, und die 
Oberste Heeresleitung traten als die Wahrer der nationalen Einheit des Rei- 
ches nach dem Sturz des Kaisers auf. Gestützt auf die Oberste Heeresleitung 
ging die Regierung Ebert daran, die von den Linksradikalen bedrohte Reichs- 
einheit zu schützen und die Autorität der Reichsregierung wiederherzustellen. 
Die größte separatistische Gefahr drohte von Bayern mit der Münchner Räte- 
diktatur. 


38 W. J. Lenin: Über Krieg, Armee und Militärwissenschaft. Eine Auswahl aus Lenins Wer- 
ken in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1958. S. 569. 
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B. DIE HITLERBEWEGUNG 


I. Konterrevolutionäre und Nationale Bewegung in München 
1. Revolution und Konterrevolution 


Bayern, nach Preußen der größte Bundesstaat des Reiches, wurde die erste 
Republik, die Hauptstadt der Wittelsbacher neben Kiel die Geburtsstätte des 
Umsturzes in Deutschland. 

Die Münchner Revolution hatte ihr geistiges Zentrum in dem Vorort 
Schwabing, dem Künstlerviertel „Isar-Athens“. So wie die französische Re- 
volution in den literarischen Salons geistig vorbereitet worden war, ging der 
Umsturz in der bayerischen Landeshauptstadt von einer kleinen Gruppe ra- 
dikaler, überwiegend jüdischer Intellektueller aus. Diese hatten ihren Treff- 
punkt hauptsächlich im Cafe „Stefanie“; Caf& „Größenwahn“ wurde dieses 
Lokal schon seit langem von den Münchnern genannt. Dieser Name zeigt, 
wie man die Schwabinger Intellektuellen einschätzte, wie man die von dort 
drohende Gefahr unterschätzte. Die Stammgäste des Cafes „Stefanie“ waren 
Kurt Eisner, Erich Mühsam, Ernst Toller, Gustav Landauer, Sonja Lerch, 
Felix Fechenbach, Süßheim und Sontheim usw.!. Sie waren die Häupter des 
Umsturzes in München. Wie die Führung, so war auch die Gefolgschaft der 
Umsturzpartei in ihrem Kern landfremd. Das Industrieproletariat aus Sach- 


1 Erich Mühsam, Von Eisner bis Levine, München 1929, S. 10 ff.; Felix Fechenbac, Der 
Revolutionär Kurt Eisner, Berlin 1929 (Fechenbach war der Privatsekretär Eisners). 
Über die Bezeichnung „Cafe Größenwahn“ s. a. K. A. von Müller, Aus Gärten der Ver- 
gangenheit, Stuttgart 1952, S. 491. — Kreisarchiv Oberbayern, Dossier Anarchisten 
1885—1915; Georg Franz, Munich, birthplace and center of the Nationalsocialist German 
Workers’ Party. The Journal of Modern History, Vol XXIX, Nr. 4, Dez. 1957, P. 
319—334. 
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sen und dem Ruhrgebiet, das in den Münchner Krauss-Maffeiwerken beschäf- 
tigt war, stellte die Masse der leidenschaftlichen Anhänger Eisners, der mit 
ihnen bereits den großen Streik im Januar 1918 durchgeführt hatte?. 

Von den Einheimischen unterstützte der radikale Flügel des antiklerikalen 
Bayerischen Bauernbundes unter Führung der Brüder Ludwig und Karl Gan- 
dorfer die gewaltsame Umwälzung. Diese Hilfe war für das Gelingen des 
Eisnerschen Staatsstreichunternehmens von großer Bedeutung. Eisner erhielt 
von den vermögenden Brüdern Gandorfer nicht nur finanzielle Mittel; wich- 
tiger war noch, daß die beiden Bauernbundführer ihm die Versorgung der 
Landeshauptstadt im Falle des Umsturzes zusicherten®. So wichtig diese Un- 
terstützung für Eisner aber auch war, so konnte man sie doch nicht als Zei- 
chen für eine allgemeine revolutionäre Gesinnung des bäuerlichen Hinterlan- 
des ansehen. Der blinde Ludwig Gandorfer war freilich ein entschlossener So- 
zialist*; hinter ihm stand aber nur eine kleine Schicht radikal gesinnter Bau- 
ern. Wohl war die Mißstimmung bei der bäuerlichen Bevölkerung allgemein 
und machte sich in heftigen Äußerungen gegen die Berliner „Sauwirtschaft“ 
Luft, die durch die zentralistischen kriegswirtschaftlichen Maßnahmen die 
Abneigung der bayerischen Bevölkerung gegen Preußen hatte neu aufleben 
lassen. Selbstverständlich spielte auch die Kriegsmüdigkeit eine große Rolle, 
und die Gefahr einer militärischen Bedrohung Bayerns vom Süden und Süd- 
osten durch den Zusammenbruch der Donaumonarchie erzeugte hier und 
dort eine gewisse Panikstimmung. Dazu kam, daß der König selbst unbe- 
liebt war, nicht weil er zu strenge, sondern weil er zu milde regierte und sich 
in einer Weise schlicht und einfach gab — die Schlichtheit war echt bei ihm —, 


2 Josef Hofmiller, Revolutionstagebuch 1918/19, Leipzig 1938, S. 39 f.; Schmelzle, UE; 
Rudolf Kanzler, Bayerns Kampf gegen den Bolschewismus, München 1931; Ernst Müller- 
Meiningen, Aus Bayerns schwersten Tagen, Berlin 1923, S. 41; 206, Anm. 1: „Die starke 
Beteiligung des Judentums an der Revolution läßt sich nicht leugnen.“ Misch in: Juden im 
deutschen Kulturbereich, S. 556—559, zählt als jüdische Revolutionäre in München auf: 
Eisner, Jaffe, Fechenbach, Landauer, Toller, Mühsam, Levine-Niessen. Helmut Neubauer, 
München und Moskau 1918/19. München 1958 (mit Verwertung der sowjetrussischen Lite- 
ratur); Bernhard Zittel, Rätemodell München 1918/19. Stimmen der Zeit, Bd. 165, Heft I 
(1959), S. 25—44; Hans Beyer, Von der Novemberrevolution zur Räterepublik in Mün- 
chen, Berlin 1957 (Sowjetzonale Darstellung). Angress, a.a.O., S. 234 ff. 

3 „Bayerischer Kurier“ Nr. 15/55 v. 2./3. 6. 1920, S. I: „Wer hat die Revolution finanziert?“ 
Ebda, Nr. 415 v. 10. 11. 1920, S. 2: Gandorfer und der Verkauf von Militärpferden. 
Ebda, Nr, 6 v.5.11.1921, S.3: Gandorfer als Geldlmann des Umsturzes; ferner W.Mattes, 
Die bayerischen Bauernräte, St.-Berlin 1921, S. 11. 

4 Mattes, $. 116 f. 
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die mit der königlichen Würde und Repräsentationspflicht in Widerspruch 
stand. Die Sozialisten brachten das Schimpfwort „Millibauer“ für ihn auf. 
Ludwig III. hatte zudem einen schweren Fehler begangen, als er sich zum 
König hatte erheben lassen, obwohl König Otto, wenn auch geisteskrank, 
noch lebte. Dadurch hatte er gegen das Thronfolgerecht verstoßen und nicht 
nur sich selbst, sondern auch der Monarchie als Institution geschadet. Auch 
das Bedürfnis nach Reformen war da; die Forderung nach Demokratisierung 
und Parlamentarisierung war vom König anerkannt, Schritte zu entspre- 
chenden Maßnahmen waren bereits eingeleitet worden. Jedoch eine Absicht, 
die Monarchie zu beseitigen und eine Republik zu errichten, war bei der über- 
wältigen Mehrheit der eingesessenen Bevölkerung in keiner Weise vorhanden. 
Der Umsturz war nahezu ausschließlich das Werk von Landfremden. 

Möglich waren diese Vorgänge nur, weil die Träger der bestehenden 
Ordnung, vom Monarchen angefangen, keinen Widerstandswillen hatten. 
Die Regierung, das Militär, das Bürgertum ließen sich ohne Kampf von 
den Revolutionären überspielen. Innerhalb von zwölf Stunden, vom Spät- 
nachmittag des 7. bis zum beginnenden 8. November, vollzog sich völlig un- 
blutig die Umwälzung: die Flucht des Königs, der Sturm auf die Kasernen, 
die Kapitulation der Regierung. „Der Regimewechsel kostete nur achtzehn 
Mark. Das war alles, was ich in der Tasche hatte, als ich am 7. November 
durch einen kühnen Handstreich die Wittelsbacher stürzte“, erklärte wenig 
später triumphierend Eisner®. Am Morgen des 8. November sah man bereits 


5 Karl Schwend, Bayern zwischen Monarchie und Diktatur, München 1954, S. 40, 42. 
Schmelzle, UE. 

6 Zit. nach J. Benoist-Mechin, I, S. 306. Ebda, $. 301 ff. eine genaue Schilderung der revo- 
lutionären Vorgänge in München. Müller-Meiningen, Aus Bayerns schwersten Tagen, 
S. 44: „Die ersten Heldentaten der Revolution geschahen ... gegen die Kasernen und Ge- 
fängnisse. Dort miserables Unterliegen der unzuverlässigen Truppen gegen eine Horde 
Heimsoldaten, Abschaum, Weiber und Kinder, die brüllend und schreiend mitziehen ... 
Der Sturm aufs Militärgefängnis gelingt... Auf Autos werden als Märtyrer Verbrecher 
mit Ketten an Händen und Füßen mitgefahren, um die völlig wahnsinnige Volksstim- 
mung immer noch mehr zu erregen. Man läßt alle wahllos als Märtyrer los: Räuber und 
Mörder. Unter den „Märtyrern“ ist der Frauenmörder Christof und andere. Ganz gleich- 
gültig. Je größer der Verbrecher, desto höher sein Ruhm. Die ganze Menschheit steht auf 
dem Kopf! ...“ $. 50: „Der Pöbel herrschte unumschränkt. München war nicht mehr zu 
kennen. Es war als wenn über Nacht die sämtlichen menschlichen Kloaken geöffnet wor- 
den wären, männliche und weibliche!* S. 51: Den Offizieren riß man die Kokarden ab. 
„Dafür hatten also die Wackeren vier Jahre lang geblutet ..., um jetzt von einer Meute 
vertierter Lausbuben und einem internationalen Gesindel ... bespeit und mißhandelt zu 
werden.“ 
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Geschäftsinhaber eifrig damit beschäftigt, an ihren Firmenschildern das 
„königlich“ und den „Hoflieferanten* abzukratzen und Eisners Bild ins 
Schaufenster zu stellen”. 

Noch während der Nacht vom 7. auf den 8. November zogen die Revo- 
lutionäre von ihrem Hauptquartier, dem Mathäserbräu, in den Landtag, wo 
der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat sich als oberste Gewalt konstituierte. 

Kurt Eisner aber ließ sich als Ministerpräsident und Minister des Äußeren 
in den Amtsräumen des bayerischen Außenministeriums am Promenade- 
platz nieder. Ein gewandter Schriftsteller und Journalist, ein glänzender 
Massenredner, fühlte er sich berufen, Führer zum allgemeinen Völkerfrieden 
und zum sozialistischen Paradies zu sein. Durch sein theatralisches Auftreten 
und seine demagogischen Fähigkeiten wurde er der Abgott der revolutionären 
Massen. 

Zur Finanzierung der Revolution müssen ihm erhebliche Mittel unbekann- 
ter Herkunft zur Verfügung gestanden haben, denn man fand in seinem 
Nachlaß Nachweise über ausbezahlte Schecks in der Zeit zwischen 25. 9. 
_ und 16.11.1918 mit einer Gesamthöhe von 164 Millionen Goldmark?a, 


Die Landtagswahlen vom 12. Januar 1919 brachten jedoch eine vernich- 
tende Niederlage der Revolutionspartei und ihres Führers Eisner; von ins- 
gesamt 190 Sitzen erhielt die USPD 3 Sitze®. Eisner aber war nicht bereit, die 
Folgerungen ausdem eindeutigen Ergebnis der Wahlen zu ziehen. Sein Ehrgeiz, 
seine Eitelkeit, sein messianistisches Bewußtsein, daß er berufen sei, das Reich 
der Schönheit und der Vernunft zu begründen, trieben ihn zu verzeifelten 
Versuchen, um jeden Preis sich an der Macht zu halten. Er bettelte den Füh- 
rer der Mehrheitssozialisten, Erhard Auer, an, man möge ihn doc in die 
neue Regierung aufnehmen; dieser wies ihn kalt ab. Darauf warf er sich 
den Arbeiter- und Soldatenräten in die Arme und kündete die zweite Revo- 
lution an. 


7 Schmelzle, UE. 

7aAussagen Min.Präs. Knilling im Bayer. Landtag am 12. 9. 1923. Süddeutsche Monatshefte, 
Heft 8, 1924, S. 97 f.; CVZ, Nr. 18 v. 1.5. 1924, S. 251; VB, Nr. 198 v. 26. 3.1923, S. 4: 
Demnach waren 45 ausbezahlte Schecks dem Ministerratsprotokoll v. 18. 11. 1918 bei- 
gefügt. 

8 Die Deyiebie Volkspartei hatte allein mit 66 Sitzen mehr Stimmen als die Mehrheits- 
sozialisten (61) und die USPD (3) zusammen. 
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Am 21. Februar wurde der Landtag eröffnet. Eisner begab sich von seinem 
Dienstsitz, dem Ministerium des Äußeren, auf den Weg in die Pranner- 
straße, in der Aktentasche seine Rücktrittserklärung. Da trat ein Ereignis 
ein, das von verhängnisvollen Folgen für die weitere Entwicklung wurde; 
Eisner wurde auf der Straße von Graf Arco, einem Studenten, mit einigen 
Revolverschüssen getötet. Jetzt hatte die Revolution ihren Märtyrer; ver- 
gessen war der Mann mit seinem ungepflegten Äußeren, vergessen seine 
Fehlschläge, seine Mißerfolge; vor den Massen erschien er nun als der Apostel 
und als der Vorkämpfer des sozialistischen Paradieses, für das er selbstlos, 
edel gekämpft hatte, für das er gestorben war, hingestreckt von ruchloser 
Mörderhand, die gedungen war von der Reaktion der Offiziere und des Bür- 
gertums®, 

Im Landtag, wohin die Kunde von Eisners Tod sofort gelangt war, ver- 
lieh Auer seiner Empörung Ausdruck. Kaum hatte er geendet, als der Metzger 
Linder, Mitglied der Räte, hereintrat, Erhard Auer mit zwei Pistolen- 
schüssen niederstreckte, auf die übrigen Minister weiterfeuerte, ohne sie zu 
treffen, den Abgeordneten Osel und den Major Jahreis tötete und in der 
allgemeinen Panik unbehelligt das Landtagsgebäude wieder verließ. „Diese 
feige Schießerei“, so äußerte sich Noske, „war nicht eine Folge des Attentats 
auf Eisner, sondern ist planmäßig vorbereitet gewesen. Eisner mochte den 
Platz räumen wollen, auf dem er sich nur mit Gewalt hätte halten können. 
Den Räten, die vom Volke nicht gestützt wurden, schmeckte die Macht zu 
süß, als daß sie freiwillig darauf Verzicht leisteten. Der Landtag, der eine 
ordnungsmäßige parlamentarische Regierung bilden wollte, neben der für die 
Rätewirtschaft kein Platz war, sollte auseinandergesprengt werden“, nach 
russischem Vorbild die Räteherrschaft gebildet werden?. Der Verdacht, daß 
Eisner selbst, gestützt auf die Räte, sich an der Macht habe halten wollen, 
ließ sich nicht von der Hand weisen. Auer sagte im Prozeß gegen Linder 
(1919) aus, Eisner habe dem Druck der MSP (Mehrheits-Soz.-P.), von der 
Regierung zurückzutreten, nur unter der Bedingung der Herstellung einer 


8aGraf Arco war Halbjude, Offizier, und handelte im Auftrag. Sein in der Haft geschriebe- 
nes Buch: „Aus fünf Jahren Festungshaft. Geschichtspolitische Betrachtungen über das 
Mitteleuropa der deutschen Nation“, Regensburg 1925, ist Dr. Heim gewidmet. 

9 Noske, Von Kiel, $. 134/5. Ein Beweis für diese Ansicht Noskes ließ sich nicht erbringen. 
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geschlossenen Front der sozialistischen Parteien nachgegeben. „Ich kannte 
Eisner als ehrgeizig“, erklärte Auer, „konnte aber jetzt wohl ermessen, in 
wie hohem Grade er es war!‘.“ Als man Eisner nach den Wahlen den Ge- 
sandtschaftsposten in Prag angeboten hatte, hatte er dieses Angebot entrüstet 
zurückgewiesen. 

Von seinen Anhängern wurde Eisner ein triumphales Begräbnis bereitet, 


an der Stätte des Attentats sein Bild unter Bewachung aufgestellt, und jeder 


Vorübergehende wurde gezwungen, es zu grüßen. 

In der Schriftleitung des „Vorwärts“ in Berlin hatte man von dem ein- 
stigen Mitarbeiter keine hohe Meinung. Als am 8. November dort die Nach- 
richt eintraf, daß Eisner Ministerpräsident geworden sei, „erfüllte Heiter- 
keit die Redaktionsstuben; sie pflanzte sich fort durch die Setzer- und Maschi- 
nensäle... Wozu wären wir ein befreites Volk, wenn es nicht erlaubt wäre, 
einem alten Freund offen und öffentlich zu sagen: Du hast in deinem Leben 
viele Böcke geschossen, aber daß du dich von deinen revolutionären Schwa- 
binger Literaturfreunden zum Ministerpräsidenten machen ließest, das war 
dein allergrößter Bock“, 

Die revolutionären Kräfte waren nun ihres Führers beraubt, der in sei- 
nem Abscheu vor Blutvergießen ein solches bisher auch zu verhindern ver- 
mocht hatte. Jetzt drängten die entfesselten Kräfte zur Gewalttat. Aber 
nicht nur Eisners Tod war in diesem Augenblick ein Verhängnis, auch die 
schwere Verwundung Auers, des anerkannten Führers der MSP, war von 
nachteiligen Folgen für die weitere Entwicklung!?. An Stelle eines Kabinetts 
Auer trat nun die Regierung Hoffmann. Dieser, ein im Jahre 1908 entlasse- 
ner Volksschullehrer, hatte in der Regierung Eisner die Kultusangelegenhei- 
ten verwaltet. Die Regierung, die er bildete, bestand überwiegend aus So- 
zialdemokraten, zwei Unabhängigen, zwei Parteilosen und einem Bauern- 
bündler. Hoffmann selbst war wenig beliebt und ziemlich weit linksstehend. 
Gegenüber dem „Revolutionären Zentralrat“, Eisners Machtstütze, war die 
Regierung hilflos. Die wichtigsten Personen im Zentralrat waren Toller, 
Mühsam, Landauer und Eglhofer. 


10 Schmelzle, UE. 

11 „Vorwärts“ v. 8.11.1918, zit. n. Hofmiller, $. 61 f. 

12 Über Auer s. u. a. Wilhelm Hoegner, Der schwierige Außenseiter, München 1959, S. 17 ff.; 
ferner derselbe, Die verratene Republik, $. 33. 
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Zwei Ereignisse im Monat März trieben von außen her die radikale Ent- 
wicklung in München auf die Spitze; der kommunistische Aufstand in Berlin 
und die Errichtung der Räteherrschaft in Budapest unter Bela Kun. Der Ber- 
liner Aufstand wurde im Verlauf einer Woche blutig niedergeschlagen; zwölf- 
hundert Tote und rund zehntausend Verwundete waren die Opfer der „blu- 
tigen Woche“13, Der Haß gegen den „Arbeitermörder“ Noske und seine 
„Weiße Garde“ fand dadurch Nahrung; der Erfolg der Kommunisten in 


Ungarn trieb die Münchner Radikalen zur entscheidenden Tat. Ostjuden | 
und Russen als führendes Element des proletarischen Umsturzes traten mehr 


und mehr in den Vordergrund. 

Den Anstoß gab Anfang April der Augsburger Arbeiter- und Soldaten- 
rat, bei dem der Volksschullehrer Niekisch eine führende Rolle spielte. Am 
7. April wurde von den Schwabinger Kommunisten Toller, Mühsam und 
Landauer die Räterepublik Bayern ausgerufen. 

Die Regierung Hoffmann flüchtete nach Bamberg, ebenso der Landtag. 
Neben den drei genannten Schwabinger Menschheitsbeglückern gehörten der 
ersten Räteregierung noch an Dr. Franz Lipp für Äußeres, Silvio Gesell für 
Finanzen!#, Dr. Wadler für Wohnungsangelegenheiten, Dr. Neurath für 
Sozialisierung, und — als einzige Bodenständige — Wutzelhofer für Ernäh- 
rung und der Verleger Kübler aus Landau a. d. Isar für Justiz. 

Möglich wurde die Bildung der Räterepublik infolge der Unterstützung 
durch Karl Gandorfer, den Führer des radikalen Bauernbundflügels und 
durch die Gewerkschaften?5. Auch die Mehrheitssozialisten hatten die Verfü- 
gungen des Zentralrates gebilligt. Daß die MSP durch Schwäche und halbes 
Mitmachen der Räterepublik im Stadium des Entstehens Vorschub geleistet 
hatte, war der Anlaß für schwere Angriffe, die von seiten der Bayerischen 


13 Noske, S. 110; Benoist-Mechin, I, S. 247, Anm. 1). 

14 Über den Anteil der Juden am Umsturz schreibt Hoegner, Die verratene Republik, S. 38: 
„Nach Niederwerfung der Räterepublik, in der einige Juden — wie Levine, Wadler, 
Toller, Mühsam und andere — eine hervorragende Rolle gespielt hatten, nahm der Juden- 
haß in Bayern bedrohliche Formen an.“ Ferner, Juden im deutschen Kulturbereich, 
S. 556—559; Müller-Meiningen, S. 41, 206 Anm. 1.) 

14aHans Blüher, Silvio Gesell, Lauf b. Nürnberg 1962. 

15 „Bayerischer Kurier“, Nr. 147 v. 26. 5. 1920, S. 3: „Wer hat die Räterepublik in München 
mit beraten und mitgemacht?“ Ebda, Nr. 279 v. 5. 7. 1921, Morgenblatt, $. 1: „Das wache 
Bayern“; s. a. Escherich-Heft Nr. 6, S. 7; Neubauer, München und Moskau, S. 50 ff.; 
Zittel, Rätemodell, S. 34 ff. 
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Volkspartei in späterer Zeit gegen die MSP gerichtet wurden!®. Eine „Rote 
Armee“ wurde gebildet, zu der die freigelassenen russischen Kriegsgefange- 
nen ein großes Kontingent stellten; die Revolutionierung des Kunst- und 
Bildungswesens und die Vollsozialisierung wurden in Angriff genommen. 

Ernst Toller und Gustav Landauer, die Träumer und Idealisten, suchten 
das Paradies zu verwirklichen. „Eine Wiese voll Blumen muß die Welt wer- 
den, in der jeder seinen Teil pflücken kann.“ Landauer verkündete: „Jeder 
arbeitet, wie er es für gut hält; das Unterordnungsverhältnis wird aufge- 
hoben, das juristische Denken hat hiermit aufgehört!?.“ 

Nach fünf Tagen war der paradiesische Traum der Menschheitsbeglücker 
ausgeträumt; die „Scheinräterepublik“ wurde abgelöst durch die kommuni- 
stische Räterepublik nach russischem Muster. 

Die Kommunisten bildeten unter ihrem Führer Lewien am 10. April 
eine engere Regierung; Lewien hatte Anfang Januar 1919 den Spartakus- 
bund in München gegründet. 

Die Führer der kommunistischen Räterepublik waren russische Juden: 
der bereits erwähnte Lewien!?a, Levind-Niessen und Tobias Axelrod. Sie 
setzten die bisherige Räteregierung ab; ein fünfzehnköpfiger Aktionsausschuß 
mit Levind als Vorsitzendem übernahm die gesamte vollziehende und gesetz- 
gebende Gewalt!®. Eglhofer, der dreiundzwanzigjährige Matrose, der an der 
Marinemeuterei im Jahre 1917 schon teilgenommen hatte, wurde Komman- 
dant der „Roten Armee“. Die Lage der Räterepublik war zu diesem Zeit- 
punkt schon hoffnungslos, weil es den Revolutionären nicht geglückt war, 
nördlich der Donau Fuß zu fassen. Ihr Machtbereich beschränkte sich auf 
München und einige Industrieorte im Oberland; der Versuch, zu der unga- 
rischen Räteregierung die Verbindung herzustellen, scheiterte, weil das von 


16 Das Sprachrohr der „Bayerischen Volkspartei“, der „Bayerische Kurier“, erhob in dieser 
Richtung die schwersten Anwürfe gegen die MSP; s. oben zit. Artikel, ferner u. a. Nr. 147 
v. 26. 5. 1920, S. 1: „Die Retter des Staates“, Nr. 77 v. 19. 2. 1921, Morgenblatt, S. 1: 
„Die Garantie des Rechtsstaates.“ 

17 Volkmann, Revolution, S. 222; ferner Escherich-Heft Nr. 1, 6. Ernst Toller: Eine Jugend 
in Deutschland, Amsterdam 1933, S. 131 ff., 140 ff. 

17aNach Angress, a.a.O., S. 242, Anm. 437, war Lewien kein Jude. 

18 Escherich-Heft, Nr. 7, 8, 9, ferner Josef Karl, die Schreckensherrschaft in München und 
Spartakus am Oberland, München 1919, S. 241 ff.; Neubauer, München und Moskau, 
$. 53 ff., über die Beziehungen zu Moskau. 

19 Kanzler, Bayerns Kampf, S. 9 ff., 23. 
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dem Obergeometer Kanzler (Rosenheim) gegründete Freikorps Chiemgau 
die Verbindungswege abschnitt!?. 

Inzwischen bereitete sich die „Rote Armee“ auf den militärischen Wider- 
stand gegen die „Weiße Garde“ vor. Bei Dachau erlitten die vorgeschobenen 
Truppen der Regierung eine Niederlage, die den kommunistischen Herren 
Münchens neuen Auftrieb gab?®. Für das weitere Schicksal der Räterepublik, 
der Regierung Hoffmann und für das Verhältnis Bayerns zum Reich sollte 
dieses Gefecht von Dachau von entscheidender Bedeutung werden. 

Die Außenpolitik der Räte bewegte sich in Eisners Bahnen, nur mit dem 
Unterschied, daß man jetzt weniger nach Paris, als vielmehr nach Moskau 
liebedienerte?!, begeisterte Begrüßungstelegramme und Ergebenheitsadressen 
nach Moskau und Budapest sandte und wunderliche Sprünge „geistiger“ Art 
machte. Der „Außenminister“ Dr. Franz Lipp, sechzig Jahre alt, von Beruf 
Journalist, war zweimal wegen Größenwahn im Irrenhaus gewesen??; er 
richtete folgenden Funkspruch an Lenin: „Proletariat Oberbayerns glücklich 
vereint. Sozialisten plus Unabhängige plus Kommunisten fest als Hammer 
zusammengeschlossen; mit Bauernbund einig. Liberales Bürgertum als Preu- 
ßens Agent völlig entwaffnet. Bamberg Sitz des Flüchtlings Hoffmann, wel- 
cher aus meinem Ministerium den Abtrittschlüssel mitgenommen hat. Die 
preußische Politik, deren Handlanger Hoffmann ist, geht dahin, uns von 
Norden, Berlin, Leipzig, Nürnberg, abzuschneiden, auch von Frankfurt und 
vom Essener Kohlengebiet, und uns gleichzeitig bei der Entente als Bluthunde 
und Plünderer zu verdächtigen. Dabei triefen die haarigen Gorillahände 
Gustav Noskes von Blut. Wir erhalten Kohle und wir erhalten Lebensmittel 
in reichlichem Maße aus der Schweiz von Italien. Wir wollen den Frieden 
für immer. Immanuel Kant ‚vom ewigen Frieden‘ 1795 Thesen 2—5 .. .23.* 

Am Tage der Ausrufung der ersten Räterepublik war Ministerpräsident 
Hoffmann in Berlin bei Noske. Dieser hatte den Rat erteilt, die bayerische 
Regierung solle sich nach Bamberg zurückziehen. „Bis Truppen in ausreichen- 


20 Escherich-Heft Nr. 8; Volkmann, Revolution, S. 230; 
Schmelzle, UE.: „Die ‚Rote Armee‘ setzte sich aus Rumpfverbänden des alten Heeres, aus 
Arbeitslosen und aus freigelassenen russischen Kriegsgefangenen zusammen.“ 

21 Dazu besonders Neubauer, München und Moskau, S. 53 ff., S. 69 ff.; S. 74 ff.: Das Ak- 
tionsprogramm Lenins. 

22 Noske, Von Kiel, S. 136. 

23 Escherich-Heft Nr. 6. 
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der Stärke zusammengebracht seien, könne München wohl oder übel etwas 
in Angst schmoren?*“, meinte Noske. 

Die Regierung Hoffmann hatte keine Truppen, um dem Münchner Spuk 
ein Ende zu bereiten. Aus marxistischer Gesinnung und von Rücksicht auf 
bayerische Empfindlichkeit bestimmt, lehnte Hoffmann die von Noske ange- 
botene Hilfe ab. Er verbot die Aufstellung von Freikorps und ließ die Werbe- 
leute des in Thüringen (Ohrdruf) in Aufstellung begriffenen Freikorps Epp 
verhaften. Militärminister Schneppenhorst und sein Gehilfe, Major Paulus, 
versuchten, republikanische Volkswehren aufzuziehen; aber der Versuch zei- 
tigte klägliche Ergebnisse”®. Bei Dachau und Freising liefen die „Hoffmann- 
truppen“ größtenteils über, der Rest geriet nach schwachem Widerstand 
in Gefangenschaft?®. Auch die Versuche, auf gütlichem Wege mit den Räte- 
herren zu einer friedlichen Lösung des Konfliktes zu gelangen, scheiterten. 
Alle Hoffnungen der Bamberger Regierung, aus eigener Kraft mit der Münch- 
ner Räterepublik, sei es auf friedlichem, sei es auf militärischem Wege fertig 
zu werden, waren am 15. April endgültig gescheitert. Jetzt mußte sie sich wie- 
der an den Reichswehrminister Noske um Hilfe wenden. Diesmal konnte sie 
aber keine Bedingungen mehr stellen; Bedingungen stellte der sozialistische 
Reichswehrminister. So wurde der 16. April „ein entscheidendes Datum in der 
bayerischen Geschichte??“, weil er das tatsächliche Ende der bayerischen Selb- 
ständigkeit bedeutete. Gustav Noske diktierte: 

„Den Oberbefehl führe ich als Reichswehrminister; mein Stab für Bear- 
beitung und Leitung der militärischen Operation ist das Generalkommando 
Abteilung Lüttwitz ... Der preußische Generalleutnant von Oven, als rang- 
ältester Truppenführer, erhält Befehle von mir durch das Generalkommando 
Abteilung Lüttwitz. Sollten solche im Verlauf der Operationen ausbleiben 
oder ihn nicht erreichen, so handelt er im Sinne dieser Direktiven selbständig 
und versieht alle anderen Kommandostellen mit Befehlen. Für die Durchfüh- 
rung der Operation gegen München werden sämtliche beteiligten Streitkräfte 
dem Generalleutnant von Oven von einem von mir noch zu bestimmenden 
Zeitpunkt ab unterstellt... .28.“ 

24 Noske, $. 137. 
25 Escherich-Heft Nr. 8, S. 5/6; Volkmann, Revolution, S. 230; Benoist-Me£chin, I, S. 328/30. 
26 Ebda, I, $. 330. 


27 Ebda, I, S. 330. 
28 Volkmann, Revolution, S. 230/1. 
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Die Truppen wurden in Thüringen wie folgt zusammengestellt: „Ein 
„Reichskontingent“, bestehend aus preußischen Truppen — es wurde auch 
„preußisches Kontingent“ genannt — und dem bayerischen Schützenkorps 
Epp; die preußischen Truppen umfaßten folgende Verbände: das preußische 
Freiwilligenkorps Oven, bestehend aus den Freikorps von Lützow und von 
Görlitz, der zweiten Marinebrigade unter Kapitän Ehrhardt, der Garde- 
Infanterie (zwei Divisionen) unter Generalleutnant von Friedeburg und einer 
Kavallerieschützenbrigade unter Oberst Magnis; ein württembergisches De- 
tachement unter General Haas; ein bayerisches Kontingent unter General 
Möhl, das alle alten bayerischen Formationen der Bamberger Regierung und 
das Freikorps Schwaben unter Major Hier! umfaßte”®. 

„Dem Generalleutnant von Oven, dem alle Truppen unterstanden“, be- 
richtete Noske, „hatte ich Instruktionen erteilt, daß er nicht eher Anweisun- 
gen der bayerischen Regierung befolgen dürfe, bis München in seiner Hand 
seid.“ 

Preußische Truppen rückten also auf Befehl des Reichswehrministers, der 
einer Bitte des bayerischen Ministerpräsidenten nachkam, in Bayern ein. Die 
wenigsten Bayern waren sich damals wohl der schicksalhaften Bedeutung die- 
ses Vorganges für den bayerischen Staat und sein Verhältnis zum Reich voll 
bewußt. Das bittere Erwachen in dieser Richtung kam erst später. Und was 
bedeutete dieses Ereignis für Bayern? „Was Bismarck nach dem Siege im Jahre 
1871 nicht gewagt hatte“, so urteilt ein Franzose, „das verwirklicht Noske 
nach der Niederlage von 1918. Seine Intervention im alten wittelsbachischen 
Königreich krönt das Werk des eisernen Kanzlers; sie führt zur militärischen 
Gleichschaltung Bayerns und zur Verschmelzung der bayerischen Armee mit 
der des Reiches®!.“ 

Die Reichsexekution Noskes gegen die Münchner Räterepublik rollte nun 
als großangelegte militärische Umfassungsaktion gegen München, mit über 
zwanzigtausend Mann Truppen, verstärkt durch einen Panzerzug und eine 
Fliegerstaffel in der dritten Aprilwoche von Thüringen aus an. Die Truppen 


29 Die Niederwerfung der Räteherrschaft in Bayern 1919. Darstellungen aus den Nach- 
kriegskämpfen deutscher Truppen und Freikorps, Berlin 1939, S. 213; Benoist-Mö£chin, I, 
$. 331; Örtzen, $. 311 ff.; Schmidt-Pauli, siehe unter S. 199 ff. 

30 Noske, S. 139. 

31 Benoist-Mechin, I, $. 332. 
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Noskes fanden in Bayern beträchtliche Verstärkung durch örtliche Kräfte, die 
sich inzwischen zum Kampfe gegen die bolschewistische Schreckensherrschaft 
gesammelt hatten. Der bayerische Ministerpräsident trug durch seine Abnei- 
gung gegen militärische Aktionen und durch sein ständiges Verhandeln mit 
den Spartakisten wesentlich Schuld daran??, daß die verhältnismäßig starken 
Abwehrkräfte des eigenen Volkes nicht rechtzeitig organisiert werden konn- 
ten und dadurch die Möglichkeit, mit eigenen Kräften der Pöbelherrschaft 
Herr zu werden, nicht ausgeschöpft wurde. Die sozialistische Regierung Hoff- 

/ mann war daher in hohem Maße verantwortlich für das demütigende Ende 
der bayerischen Selbständigkeit. 

Am 30. April war die Einschließung Münchens vollendet, am 1. und 2. 
Mai wurde die Stadt nach teilweise schweren Kämpfen erobert. Am 3. Mai 
1919 war München fest in der Hand der Reichswehr. Die alte bayerische 
Armee wurde aufgelöst, Offiziere und Mannschaften wurden mit Datum vom 
30. April 1919 entlassen, das Reichswehrgesetz wurde durchgeführt. 


2. Der zivile Widerstand gegen den Umsturz 


„Wenn unserem Volke noch einmal eine Zukunft beschieden sein sollte, 
vom Bürgertum wird sie nicht kommen. Ihm fehlt es an sittlicher Kraft. Kein 
Zweifel, daß in den Arbeitermassen viel mehr aktive Kraft steckt. Die Er- 
neuerung wird daher nur von unten kommen können. Dazu aber bedarf es 
vorher der Erlösung der Massen aus den Irrtümern, in denen sie befangen 
sind.“ Diese Worte schrieb Staatsrat Schmelzle in sein Tagebuch unter dem 
Eindruck eines Demonstrationszuges des Arbeiter- und Soldatenrates am 
24. 4. 1919, „bei dem die Arbeiter ‚Nieder‘-Rufe auf die Bourgeoisie aus- 
brachten und die biederen Bourgeois gaffend am Gehsteig standen! “. 


32 Hoffmann verhandelte noch am 29. 4. mit den Spartakisten und war gegen einen Einzug 
der weißen Truppen in München. Schmelzle, UE. 
1 Schmelzle, UE. 
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Die Gegenwirkung gegen den Umsturz kam aus zwei Richtungen: erstens 
von seiten der besitzenden und bisher alleinherrschenden Schichten und zwei- 
tens von den Frontsoldaten, die im Felde für die nationale Existenz Deutsch- 
lands gekämpft hatten. Die erste Gruppe ist die restaurative, die zweite die 
nationalrevolutionäre. Beide wirkten zur Bekämpfung des Umsturzes zu- 
sammen, aber aus sehr verschiedenen Beweggründen; als der gemeinsame Geg- 
ner niedergekämpft war, zerfiel die Einheitsfront. 

Die ersten Regungen gegen den Umsturz machten sich als „Stimmung“ in 
München schon in der zweiten Novemberhälfte bemerkbar: gegen Eisners 
schamlose Dokumentveröffentlichung erhob sich ein deutliches Murren in der 
eingesessenen Bevölkerung, das sich besonders gegen den „Landfremden“ 
richtete. In den beiden nächsten Monaten wurde die Reaktion schon deutlicher 
wahrnehmbar; die Katholiken protestierten gegen die Religionspolitik der 
Revolutionsregierung — der mehrheitssozialistische Kultusminister Hoff- 
mann hatte den Religionsunterricht zum Wahlfach erklärt — und die Stu- 
denten demonstrierten gegen den Juden Eisner und riefen: „Wir wollen einen 
Bayern! Wir wollen einen Bayern!“ 

Das Zentrum der nationalen Kräfte Münchens, des zivilen Widerstandes 
gegen die Revolution, waren die Geschäftsräume der Thulegesellschaft im 
Hotel Vierjahreszeiten?. 

Die Thulegesellschaft war eine Tarnvereinigung des Germanenordens, des- 
sen bayerische Ordensprovinz im Jahre 1918 — noch vor dem Umsturz — 
von Rudolf Freiherr von Sebottendorf gegründet worden war. Diese seit 
1912 bestehende, nach freimaurerischem Vorbild gegründete völkische Ge- 
heimverbindung zählte in Bayern etwa tausendfünfhundert Mitglieder. Der 
Umsturz zerschlug weitgehend die bis dahin geleistete Aufbauarbeit; in Mün- 
chen aber fanden sich etwa zweihundertfünfzig Mitglieder in der „Thule- 
gesellschaft“, die im Sommer 1919 als sogenannter „äußerer Ring“ des im 
Hintergrunde wirkenden Germanenordens gegründet worden war’. 

Am 9. November 1918 hielt Sebottendorf eine Ansprache in der Thule- 
versammlung, in der er u. a. ausführte: 


2 Über Thulegesellschaft und Germanenorden: Rudolf Freiherr von Sebottendorff, Bevor 
Hitler kam, 2 München 1934. Franz, Munich, birthplace, S. 326 ff. 

3 'Thulebote, München, 31, Gilbhard 1933, Nr. 1; ferner Akte des Registergerichts, München. 

4 Sebottendorff, Bevor Hitler kam, $. 57—60. 
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„Meine Brüder und Schwestern! Wir erlebten gestern den Zusammen- 
bruch alles dessen, was uns vertraut, was uns lieb und wert war. An Stelle 
unserer blutsverwandten Fürsten herrscht unser Todfeind: Juda.... Wir sind 
alle gefährdet, die wir im Kampfe stehen, denn uns haßt der Feind mit dem 
grenzenlosen Hasse der jüdischen Rasse, es geht jetzt Auge um Auge, Zahn 
um Zahn!... 

Unser Orden ist ein Germanenorden, germanisch ist die Treue. Unser 
Gott ist Walvater, seine Rune ist die Aarrune.... 

Die gestrige Revolution, gemacht von Niederrassigen, um den Germanen 
zu verderben, ist der Beginn der Läuterung. Von uns allein wird es abhängen, 
wie lange oder wie kurz diese Läuterung sein wird... 

Nun wollen wir reden vom Deutschen Reich, jetzt wollen wir sagen, daß 
der Jude unser Todfeind ist, von heute ab werden wir handeln .. .*“. 

Tags darauf wurde die Gründung des Kampfbundes der Thule beschlos- 
sen, der an der Niederkämpfung der Revolution sich aktiv beteiligte. Das 
Hauptquartier der Thule wurde der Sammelpunkt aller nationalen Vereini- 
gungen. Diese Zusammenführung der nationalen Gruppen war eine Folge 
der linksradikalen Welle, die im November über die Bevölkerung hinweg- 
ging; die Vereinslokale waren den nationalen Vereinigungen von ihren Wir- 
ten gekündigt worden. Die gastfreundliche Aufnahme durch die Thule in den 
Räumen des genannten Hotels führte die Nationalen zusammen und erleich- 
terte wesentlich die Zusammenarbeit. „In der Thulegesellschaft ging es zu wie 
in einem Taubenschlag: hier konstituierte sich von neuem die Nationalliberale 
Partei unter Hanns Dahn, hier tagten die Alldeutschen unter Verlagsbuch- 
händler Lehmann, der deutsche Schulverein unter Rohmeder, die Fahrenden 
Gesellen, der Hammerbund, dessen aktivstes Mitglied Dannehl war, kurz, es 
gab keinen Verein in München, der irgendwelche nationale Belange vertrat, 
der nicht in der Thule Unterkunft fand.“ Gottfried Feder vertrat hier zum 
erstenmal seine neuen Ideen®. Der aktivste Mann „des ganzen Kreises war... 
Lehmann“, der Führer der Alldeutschen in München’, dessen Verlag die pub- 
lizistische Grundlage des Alldeutschen Verbandes schon in der Vorkriegszeit 
gewesen war. Dieses Zentrum zog wie ein Magnet immer mehr Männer 


5 Ebda, $. 62; ferner Mdl. Mitt. 
6 Sebottendorff, S. 62. 
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TEE TRETEN EN EEE BEREITET 


nationaler Gesinnung an, die entschlossen waren, aktiven Widerstand gegen 
die Umstürzler zu leisten. 

Den ersten Versuch, das Schicksal zu wenden, unternahm der Kampfbund 
der Thule am 4. 12. 1918 in Bad Aibling anläßlich einer Kundgebung Eisners. 
Doch mißglückte das Unternehmen, weil Eisner die Versammlung zu einem 
Begeisterungssturm für sich hinzureißen vermochte und von den vielen Ar- 
beitern des kommunistischen Zentrums im Mangfalltal, des Fabrikortes Kol- 
bermoor, beschützt wurde®. Es war die Gefangennahme Eisners und die Aus- 
rufung Auers, des mehrheitssozialistischen Führers — der aber wider Erwar- 
ten nicht mitgekommen war —, zum Ministerpräsidenten geplant gewesen. 
Die nächste sichtbare Regung des Widerstandsgeistes war die Gründung der 
Bürgerwehr Ende Dezember 1918 durch Dr. Buttmann und Dr. Kurz. Die 
Organisation dieser antirevolutionären Truppe wurde ebenfalls vom Kampf- 
bund der Thule betrieben. Der Staatsbibliothekar Dr. Buttmann war alter 
völkischer Vorkämpfer und Mitglied des Skaldenordens, Oberleutnant Kurz 
gehörte dem Germanenorden an?. Die Bürgerwehr umfaßte eine erhebliche 
Anzahl von Leuten, die vor allem für Sabotage- und Nachrichtendienste ver- 
wendet wurden. Neben der Bürgerwehr wurde im Laufe des Monats Dezem- 
ber bereits eine Reihe von „Ringen“ vom Thule-Kampfbund aus gegründet, 
um die nationalen Elemente in weiterem Umfang zu erfassen. Auf Grund der 
Erkenntnis, daß das wichtigste Element der modernen Gesellschaft die Arbei- 
terklasse sei und daß eine nationale Wiedergeburt ohne deren Gewinnung 
unmöglich sei, wurde von der Thule aus ein Arbeiter-Ring unter Leitung 
Karl Harrers errichtet. Der Eisenbahnsekretär Daumenlang gründete einen 
Ring für Familienforschung und Wappenkunde, Walter Nauhaus, der schon 
vor Sebottendorff für den Germanenorden in München tätig war, erweiterte 
seinen Ring für nordische Kultur, Johann Hering bildete einen Ring zur Er- 
forschung alten deutschen Rechts, dem im Jahre 1919 auch der Rechtsstudent 


7 Ebda, S. 62. Der „Alldeutsche Verband“ hatte seine Leute, ähnlich wie ein Orden, in allen 
nationalen Parteien und suchte auch wie ein Orden zu wirken. Bei der Gründung der 
Vaterlandspartei war er die treibende Kraft gewesen; s. Kruc, S. 83 f.; Otto Bonhard, 
Geschichte des Alldeutschen Verbandes, Berlin-Lpzg. 1920; ferner Lothar Werner, Der 
Alldeutsche Verband, 1890—1918, Berlin 1935. 

8 Sebottendorff, Bevor Hitler kam, $. 64—68. 

9 Über die Bürgerwehr, s. Sebottendorff, S. 68—70. Über die ersten Widerstände gegen den 
Umsturz, s. a. Die Niederwerfung der Räteherrschaft in Bayern 1919, S. 6/7. 
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Hans Frank beitrat!®. Im Dezember 1918 wurden auch schon Flugblätter 
antisemitischen Inhalts verteilt, neben periodisch erscheinenden Druckschrif- 
ten. Der „Münchner Beobachter“ war seit Juli 1918 völkisches Organ im Be- 
sitz Sebottendorffs. Dietrich Eckart verteilte am 7. Dezember 1918 die erste 
Nummer seiner Zeitschrift „Auf gut deutsch“, die „Rote Hand“ wurde her- 
ausgegeben, und Dannehl verfaßte die ersten Flugblätter. Harrer brachte im 
Dezember den Schlosser A. Drexler zur Thule, dieser zog seinen Freund M. 
Lotter nach. Ende Dezember 1918 brachte Sebottendorff von einer Sitzung 
des Germanenordens in Berlin den Entwurf eines Aufrufs „An das deutsche 
Volk“ mit, der das von dem Ingenieur Alfred Brunner verfaßte Programm 
der bald darauf gegründeten Deutschsozialistischen Partei enthielt!!. 

Zu Beginn des Jahres 1919 war die Keimzelle der nationalen Reaktion 
schon ziemlich kräftig entwickelt. Im Januar gründete Drexler die „Deutsche 
Arbeiterpartei“ und Harrer den nationalsozialistischen Arbeiterverein in der 
Thule; im gleichen Monat wurde die Münchner Ortsgruppe der Kommunisti- 
schen Partei Deutschlands von Lewien gegründet. Die Ermordung Eisners 
verschlechterte die Lage der Nationalen, weil die linksradikale Richtung sich 
nun durchsetzte. 

Die Tätigkeit des Kampfbundes nahm mehr und mehr militärischen Cha- 
rakter an. Eine Werbeabteilung für das in Thüringen in Aufstellung befind- 
liche Freikorps Epp wurde aufgezogen, die Nachrichtenabteilung überwachte 
die Tätigkeit der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei und der Kom- 
munisten und hielt mit den außerhalb Münchens sich befindenden Wider- 
standskräften die Fühlung aufrecht. Die linksradikalen Parteien wurden mit 
Spitzeln durchsetzt, ebenso die roten Soldatenverbände und die aus ihnen her- 
vorgehende „Rote Armee“!?. Gefälschte Fahrausweise für die Bahn wurden 
in großen Mengen hergestellt, Waffen gesammelt und verteilt. Die finanzi- 
ellen Mittel stellten wohlhabende Münchner Bürger zur Verfügung. Auch zur 
Zeit der Rätediktatur wurde der nachrichtendienstliche Verkehr aufrecht- 
erhalten und die Versorgung des Freikorps Epp mit Menschen, gegen das Ver- 
bot der Regierung, ständig weitergeführt. Im April ging der Kampfbund zur 
offenen militärischen Tätigkeit über. In Zusammenarbeit mit der Bamberger 


10 Hans Frank, Im Angesicht des Galgens, München 1953, S. 31; ferner Mdl. Mitt. 
11 Sebottendorff, Bevor Hitler kam, $. 171; Franz, Munich, $. 328. 
12 Sebottendorff, S. 108, 114. 
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Regierung wurde am 13. April in München ein Putsch durchgeführt, der aber 
nach bedeutenden Anfangserfolgen in München, Augsburg und Rosenheim 
scheiterte, weil die vom sozialistischen Militärminister Schneppenhorst zuge- 
sagten Truppen nicht eintrafen, obwohl Sebottendorff im Auftrage der Bam- 
berger Regierung gehandelt hatte. Die Weisung der Regierung hatte dahin- 
gehend gelautet: „mit allen Mitteln die Gegenrevolution zu organisieren, 
damit die Regierung Hoffmann in Kürze auch in München wieder die Macht 
habe!°“. Das Scheitern des „Seyffertitz“-Putsches — Seyffertitz war der 
Stadtkommandant von München, der den Staatsstreich durchgeführt hatte — 
und die zwei Tage darauf folgende Schlappe der Regierungstruppen bei 
Dachau zwangen dann die Regierung, den Reichswehrminister um Hilfe an- 
zurufen. Gleichzeitig liefen die Versuche, die eigenen Kräfte zu mobilisieren, 
weiter; unter dem Druck der Ereignisse nahmen sie jetzt lebhaften Charak- 
ter an. 

Der Ältestenrat des bayerischen Landtags hatte in einer Kundgebung vom 
8. April die Ungesetzlichkeit der Räteherrschaft festgestellt; dasselbe geschah 
durch eine staatsrechtliche Erklärung der Bayerischen Volkspartei vom 9. 
April. Am 11. April veröffentlichte die Regierung einen Aufruf zur Bildung 
einer freiwilligen bayerischen Volkswehr, die auf Wunsch der Sozialdemo- 
kraten möglichst aus gewerkschaftlich organisierten Arbeitern bestehen sollte. 

Die Bayerische Volkspartei traf in ihrer staatsrechtlichen Erklärung u.a. 
folgende Feststellung!*: 

„Die Bayerische Volkspartei hält aus innerer Überzeugung fest an allen 
politischen Freiheiten, deren sich das bayerische Volk erfreut. Aber sie lehnt 
jede Vergewaltigung des Volksganzen durch eine terroristische von land- und 
rassefremden Elementen geführte Minderheit entschieden ab und verlangt, 
daß endlich einmal die Verhetzung weiter Kreise durch ausländische politisie- 
rende Juden ein Ende hat, deren Tätigkeit auch von ihren anständigen baye- 
rischen Glaubensgenossen verabscheut wird. Beseelt von dem heißen Wun- 
sche, unserem durch viereinhalb Jahre hart geprüften und durch zwei Revo- 
lutionen bis ins Innerste erschütterten Volke die Schrecken neuer Wirren und 
den drohenden Bürgerkrieg zu ersparen, hat die Bayerische Volkspartei im 


13 Die Niederwerfung der Räteherrschaft, S. 17, Anm. 1). 
14 Zit. nach Kanzler, Bayerns Kampf gegen den Bolschewismus, $. 13—15. 
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März der Bildung eines rein sozialistischen Ministeriums mit sehr weitreichen- 
den Vollmachten zugestimmt und ist dabei so weit gegangen, wie ihr christ- 
liches Gewissen mit Rücksicht auf das Volksganze es nur zuließ. Weitere 
Opfer können von ihr unter keinen Umständen verlangt und gebracht wer- 
den, insbesondere müssen die christlichen Gedanken ihres Programms über 
den Aufbau des Staates unangetastet bleiben .. .“ 

Das erzbischöfliche Ordinariat Bamberg übermittelte an sämtliche Pfarr- 
ämter Bayerns telegrafiısch am Karsamstag folgende Mitteilung!®: „Unser 
geliebtes Vaterland befindet sich in größter Gefahr. Ein Haufen von Auslän- 
dern hat sich der Hauptstadt München bemächtigt, übt daselbst eine Schrek- 
kensherrschaft aus und bedroht von dort her die Provinz, namentlich die 
Landbevölkerung, mit Raub und Brandstiftung. Die rechtmäßig bestehende 
Regierung hat einen Aufruf zur Bildung von Freikorps ergehen lassen. Von 
seinem Erfolg hängt Wohl und Wehe des Vaterlandes ab. Wir ersuchen die 
Geistlichkeit, durch Hausbesuche und auch von der Kanzel aus kräftigst dafür 
einzutreten, daß möglichst viele tüchtige Gemeindeangehörige dem Ruf fol- 
gen. Es ist dringendst geboten, einmütig zusammenzustehen, da Gefahr in 
Verzug ist. Es muß in kurzem gelingen, die Hauptstadt zu befreien, und da- 
durch eine wirklich demokratische Regierung zu ermöglichen.“ 

Nach dem 15. April erteilte die Regierung Hoffmann die Genehmigung 
zur Aufstellung von Freikorps und sonstigen Selbstschutzverbänden; die 
Werbung für das Freikorps Epp wurde ebenfalls freigegeben. 

R. von Sebottendorff stellte das Freikorps „Oberland“ auf; es war die 
militärische Schöpfung des Kampfbundes Thule!®, das in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit und darüber hinaus eine bedeutende Rolle nicht nur militä- 
risch, sondern auch politisch spielte. Oberleutnant Kurz, Hauptmann Römer, 
Major Horadam waren maßgebliche Persönlichkeiten; auf Vorschlag von 
Oberleutnant Kurz wurde mit der militärischen Führung des Freikorps Major 
Ritter von Beckh beauftragt!?. Gleichzeitig erhielt Rudolf Kanzler die Voll- 
macht, das Freikorps Chiemgau aufzustellen. Es war das erste bayerische Frei- 
korps, das aus rein ziviler Initiative hervorging und vor allem aus boden- 
ständigen Chiemgauer Bauern und Bürgern bestand, die zur Verteidigung der 


15 Ebda. 
16 Die Niederwerfung der Räteherrschaft, S. 86. 
17 Sebottendorff, S. 115—120. 
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Heimat gegen den roten Terror im Oberland (Rosenheim, Kolbermoor, Re- 
denfelden) sich unter Führung Kanzlers zusammenschlossen. Das Freikorps 
Chiemgau war der Stamm der bayerischen Einwohnerwehren®®. 

Im Gegensatz zum Freikorps Chiemgau erhielten die Freikorps Epp und 
Oberland ihren Zuzug vorwiegend aus den Reihen der Studenten — beson- 
ders von Erlangen und Würzburg — und ehemaliger Offiziere. Das zahlen- 
mäßige Verhältnis zwischen den freiwillig sich stellenden Offizieren und 
Mannschaften war so, daß eigene Offizierskompanien aufgestellt wurden, in 
denen Offiziere als einfache Soldaten dienten. „Als ich in Ohrdruf mich mel- 
dete“, so berichtete General von Hörauf, „bestand das Freikorps Epp aus 
sechs Offizieren und einem Mann; letzterer war der Bursche des Obersten 
Epp!®.“ Bei den Kämpfen am Stachus in München am 1. Mai 1919 fiel Gene- 
ral von Nagel, von der Kugel eines Rotgardisten tödlich getroffen, als Maschi- 
nengewehrschütze?®. Da das Freikorps Oberland in Franken aufgestellt 
wurde, war es natürlich, daß es seinen Zuzug in erster Linie aus dem Frän- 
kischen erhielt. Erst später, beim Aufmarsch gegen München, bekam es mehr 
Zuwachs aus der alpenländischen Bevölkerung. 

Am 19. April erließ der Landtag einen Aufruf an das bayerische Volk, der 
von sämtlichen Parteien unterzeichnet war; dort heißt es u. a.: 

„In der Landeshauptstadt München übt eine machthungrige, von land- 
und rassenfremden Führern irregeleitete und verhetzte Minderheit eine Ge- 
waltherrschaft schlimmster Art aus. Durch die Schuld der Kommunisten ist 
das Blut unschuldiger Arbeiter und Bürger vergossen worden ... Die Regie- 
rung ruft Bayerns waffenfähige Männer auf zum sofortigen Kampf gegen die 
Gewalthaber im Süden .... Alle Parteien des Landtags unterstützen das Vor- 
gehen der von ihnen gewählten und bevollmächtigten Regierung gegen die 
terroristische Räterepublik in München und fordern einmütig ihre Partei- 
angehörigen auf zum sofortigen Eintritt in die Freiwillige Bayerische Volks- 
wehrlw..24,® 


18 S. Kanzler, Bayerns Kampf gegen den Bolschewismus, S. 24 ff., 37 ff. 

19 Mdl. Mitt. — Wie immer, wenn das Vaterland in Not war, zeichneten sich die Studenten 
durch freiwilligen Einsatz besonders aus. Selbstverständlich taten sich auch die Studenten 
der Universität und der Technischen Hochschule München als Freikorpskämpfer hervor. 

20 Röhm, die Geschichte eines Hochverräters, S. 91. 

21 Zit. nach Kanzler, Anlage 3, S. 207. 
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Der Appell fand kräftigen Widerhall, kam aber zu spät, um aus eigener 
Kraft der Spartakistenherrschaft Einhalt zu gebieten und sie zu beseitigen. 

Eine Reihe weiterer Freikorps entstand inzwischen??; so das Freikorps 
Regensburg, das Freikorps Werdenfels usw. Die bodenständige Bevölkerung 
erhob sich, um der roten Schreckensherrschaft eine Ende zu bereiten. Nach 
wie vor arbeitete am tatkräftigsten und erfolgreichsten der Kampfbund 
Thule, der die Verbindung zwischen der Landeshauptstadt München und den 
in Nordbayern sich organisierenden militärischen Kräften sowie der gesetz- 
mäßigen Regierung bis zum letzten Tag der Räterepublik aufrechterhielt. 
Hunderte von Personen wurden aus München mittels gefälschter Fahraus- 
weise herausgeschleust, darunter auch der Leutnant Rudolf Heß, der sich zum 
Freikorps Regensburg begab®®. Durch Unvorsichtigkeit zogen die Thuleleute 
aber in den letzten Apriltagen die Aufmerksamkeit der Rotgardisten auf sich 
und beschworen über sich ein schweres Unheil herauf. 

Am 26. April wurde das Werbebüro durchsucht und die Sekretärin der 
Thule, Gräfin Westarp, verhaftet; sie wurde nach der Vernehmung wieder 
freigelassen. Unglücklicherweise fielen zwei Militärkoffer in die Hände der 
Roten, in denen Sebottendorff die Akten des Germanenordens und der Thule 
samt Mitgliedslisten verpackt hatte. Trotz seines wiederholten Befehls waren 
die Koffer nicht rechtzeitig in Sicherheit gebracht worden. Diese Koffer und 
das antisemitische Propagandamaterial wurden auf der Polizeidirektion 
München von dem sowjetrussischen Beauftragten Axelrod durchgesehen. Die 
Quelle der antisemitischen und gegen die Spartakistenherrschaft gerichteten 
Tätigkeit in München war damit aufgedeckt. Axelrod, Lewien und Leving, 
die als „Judenbengel“ und „Arbeiterverführer“ vom Vollzugsrat des Räte- 
kongresses ausgeschlossen worden waren, rächten sich nun an den Urhebern 
dieser ihnen widerfahrenen Demütigung mit Hilfe ihres Freundes, des Stadt- 
kommandanten und Befehlshabers der „Roten Armee“, Eglhofer. 

Da aber die meisten Mitglieder der Thule noch gewarnt werden konnten, 
fielen den Häschern von den zweihundert Thuleleuten in München nur sieben 
in die Hände; zusammen mit einigen anderen Geiseln, darunter dem jüdischen 
Professor Berger, wurden sie am 30. April im Luitpoldgymnasium ermor- 
der?4, 


22 Vgl. Schmidt-Pauli, S. 354 ff. 
23 Sebottendorff, S. 128. 
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Der Geiselmord war der Höhepunkt der Spartakistenherrschaft; mehr als 
alle anderen Schreckenstaten wirkte die Kunde von dieser Untat wie der 
Funke im Pulverfaß unter den Aktivisten des Bürgertums und veranlaßte 
den Aufstand der zivilen nationalen Kräfte, die den am 1. Mai in die Stadt 
einrückenden Truppen bei der Niederkämpfung des Widerstandes beson- 
ders im Stadtinnern Hilfe leisteten. Die Nachrichtenabteilung des Thule- 
Kampfbundes und des Freikorps Oberland betrieb auch die Fahndung nach 
den Rädelsführern, vor allem Axelrod, Lewien und Levine. Es gelang ihr, 
Axelrod und Levind zu fangen; Lewien war bereits über die Grenze entkom- 
men und nach Rußland geflüchtet. Axelrod wurde zu fünfzehn Jahren Zucht- 
haus verurteilt, jedoch im September 1919 auf Wunsch der Reichsregierung 
nach Berlin überstellt und an die Sowjetregierung ausgeliefert; Levin& wurde 
erschossen?®. 

Die politisch-militärische Tätigkeit der Thule war mit der Niederwerfung 
der Räterepublik im wesentlichen beendet. Sebottendorff, der Gründer und 
Führer, mußte wegen Verdachts der Hochstapelei den Vorsitz niederlegen 
und das Land verlassen?®. Die Thule blieb als schöngeistiger Zirkel bis ins 
Dritte Reich und auch noch während desselben bestehen, ohne noch einmal 
eine politische Rolle zu spielen. Die kurze Zeit ihrer Tätigkeit als Sammel- 
becken völkischer und nationaler Aktivisten aber hatte genügt, sie zu einer 
der wichtigsten Wurzeln der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpar- 
tei zu machen; denn „Thule-Leute starben als erste den Tod für das Haken- 
kreuz“?7, 

In seinem den sieben im Luitpoldgymnasium ermordeten Thule-Leuten 
gewidmeten Buch schrieb Sebottendorff: 

„Dies Buch zeigt auf, was war, ehe der Führer in die Bewegung kam. Es 
zeigt die Quellen, die dann zu dem Strome zusammenflossen, der alles Un- 
deutsche hinwegschwemmen mußte. 

'Thule-Leute waren es, zu denen Hitler zuerst kam und Thule-Leute wa- 
ren es, die sich mit Hitler zuerst verbanden! 


24 Ausführlich bei Sebottendorff, S. 128, 135 ff. 

25 Sebottendorff, S. 132/3. 

26 Über den Angriff auf ihn gibt Aufschluß auch sein zit. Buch, S. 167—170; ferner Polizei- 
akten Landespol. München, Nr. 7632b, BHA. 

27 Sebottendorff, S. 165. 
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Die Rüstung des kommenden Führers bestand außer der Thule selber aus 
dem in der Thule-Gesellschaft von dem Bruder Karl Harrer in München ge- 
gründeten Deutschen Arbeiterverein und der von Hans Georg Grassinger in 
München geleiteten Deutsch-Sozialistischen Partei, deren Organ der Münch- 
ner, später der Völkische Beobachter war. Aus diesen drei Quellen schuf Hit- 
ler die Nationalsozialistische Arbeiterpartei?®.“ 


3. Die Rolle der Freikorps und der Reichswehr 


Mit militärischer Gewalt war die Räterepublik München niedergeschla- 
gen, die Spartakistenherrschaft im Blute erstickt worden. Die Reichswehr 
hatte die nationale Einheit des Reiches bewahrt, Bayerns Selbständigkeit das 
tatsächliche Ende bereitet. Gegen das Wiederaufleben linksradikaler Auf- 
stände gab es nur einen Schutz, den gleichen, den man zu Hilfe hatte rufen 
müssen, um der Spartakistenherrschaft Herr zu werden: die Reichswehrt. 

Bis zur vollen Wiederherstellung der bürgerlichen Ordnung durch eine 
gesetzmäßige Regierung im Jahre 1920 war das Reichswehrgruppenkom- 
mando IV der tatsächliche Machthaber in Bayern. 


28 Sebottendorff, S. 5. Die sieben ermordeten Thule-Leute waren: 

Heila Gräfin Westarp, Sekretärin der Thule, 

Gustav Franz Maria Prinz v. Thurn und Taxis, 

Franz Karl Freiherr v. Teuchert, Oberleutnant, 

Friedrich Wilhelm Freiherr v. Seidlitz,Kunstmaler, 

Anton Daumenlang, Eisenbahn-Obersekretär, 

Walter Deike, Kunstgewerbezeichner, 

Walter Neuhaus, Bildhauer. 

Über die Thule und den Germanenorden s. a. Joachim Besser, Die Vorgeschichte des 
Nationalsozialismus im neuen Licht, „Die Pforte, Monatsschrift für Kultur“, Heft 21/22, 
Nov. 1950, S. 763—784. Der Aufsatz enthält viel Material, jedoch sind die politischen 
und weltanschaulichen Schlußfolgerungen teilweise absurd. 

Die besten allgemeinen Darstellungen der Reichswehr sind: J. Benoist-Möchin, L’histoire 
de Parme&e allemande, 2 Bde., Paris 1936/38; Harold J. Gordon, Die Reichswehr und die 
Weimarer Republik 1919—1926, Frankfurt 1959. Von deutscher Seite s. b. Otto Geßler, 
Reichswehrpolitik in der Weimarer Zeit, Stuttgart 1958. 
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Sonnabend, den 9. November 1918. 


ormärfg 


Berliner Dolksblaft. 
Bentralorgan der forialdemohratifdhen Partei Deutfchlende, 


iranuıspabe, 


eneralfireit! 


Der Arbeiter» und Soldatenrat von Berlin hat den 
eneralftreit beichloffen. Alle Betriebe ftehen jtill. Die 
Iivendige Berforgung der Bevölkerung twird aufrecht 
halten. 

Ein großer Teil der Garnifon hat fich in gefchloffenen 
fuppenlörpern mit Mafchinengewwehren und Gefchiigen 
Im Arbeiter: und Soldatenrat zur Verfügung geftellt, 
| Die Berwegung wird gemeinschaftlid, geleitet von 
tr Eozinldemofratifchen Bartei Deutjchlands und der 
nabhängigen jozinldemokrntischen Partei Dentjd): 
inds. 
| QWUrbeiter, Soldaten, forgt für Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung. 


65 lebe die foziale Republik! 


Der Arbeiter: und Soldatenrat. 


Der Neichstanzler hat folgenden Erlaf herausgegeben: 

Eeine Majcftät der Kaifer und König haben fi entfötof 
dem Throne zu entjagen. 

Der Reichstanzier bleibt noch fo lange im Umte, bie die 
der Abdantung Eeiner Majceftät, dem Thronverzihte Seiner Raifi 
lihen und Königlihen Hoheit des Kronprinzen des Deutfhen Rei 
md von Preußen und der Einfegung der Regentfchaft verbunden 
Fragen geregelt find. Er beabfihrigt, dem Negenten die Ernennu 
des Abgeordneten Ebert zum Reichefanzler und Die Vorlage ein 
Gefenentwurfs wegen der Ausfhreibung allgemeiner Wahlen fi 
eine verfaffungsgebende deutfche Nationalverjammlung vorzufchlage 
der c# obliegen würde, die fünftige Staatsform des deutichen Wo 
einihlichli der DVoltsteile, die ihren Eintritt in die Neihsgrenz, 
münchen follten, endgültig feftzuftellen. 


Berlin, den 9, November 1918. Der Neichstanzie 
Prinz Mar von # 


Es wird nicht gefchofien 


Der Reichstangler bat angeordmet, dab feltens des Militärs von der 
fein Gebrauch armahıt werde. 


Barteigenofien! Urbeiter! Zoldaten! 

Soeben find das Aleranderregiment und die vierten Jäger 
f&bloffen zum Bolfe übergegangen. Der fozialdemotrarifche Rei 
tagsabgeordnete Wels u. a. haben zu den Truppen geiprod 
Offiziere haben fi den Soldaten angeichloffen. 

Der fozialdemofratiiche Arbeiter unb Soldatenrat, 


Beginn der Novemberrevolution — 9. November 1918 


Revolution 1918; Die erste Verkündung der neuen 
Regierung durch Philipp Scheidemann 
vom Balkon des Reichstagsgebäudes 


Januar 1919; Die Riesendemonstration 
der Berliner Mehrheitssozialisten gegen Spartakus 


rschierende 
ruppen auf der 
ücke bei Köln 


Am 7. Mai 1919 überreichte 
Clemenceau der deutschen 
Delegation den Text 

des Friedensvertrages 

in Versailles 


Die deutsche Delegation 

in Versailles verläßt 
unbeachtet von französischen 
Posten ihr Hotel 


Der Präsident der Nationalversammlung, Dr. David (SPD), verkündet am 11. Februar 1919 
die Wahl des Volksbeauftragten Ebert zum ersten Reichspräsidenten 


Der 2. August 1914 auf dem Odeonsplatz in München (in der begeisterten Menge Adolf Hitler) 
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Hitler an der Westfront. — Mit Kameraden nach einem schweren Einsatz 


Adolf Hitler (x) verwundet im Lazarett von Beelitz 


.“ ” Can 


a 
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Die Agitation der USPD und der KPD lebte rasch wieder auf und war 
bald nach Beendigung der Kämpfe gegen die Räterepublik wieder so lebhaft, 
daß sie beängstigend wirkte. „Eine Gegenwirkung der bürgerlichen Parteien 
ist überhaupt nicht wahrnehmbar“, hieß es in einer Mitteilung des General- 
kommandos an das Ministerium für militärische Angelegenheiten Anfang 
Juli 1919; auch die Propaganda der Mehrheitssozialdemokraten falle kaum 
ins Gewicht. Diese Lauheit sei der Hauptverbündete der USPD, die in Mün- 
chen nach wie vor sehr stark sei; das Generalkommando halte daher eine 
regere Betätigung der anderen Parteien für unerläßlich?. 

Da die Regierung nichts tat, um den Linksradikalismus zu bekämpfen, 
sah sich das Generalkommando gezwungen, von sich aus politisch in antikom- 
munistischem Sinne zu wirken. Zunächst war das Hauptaugenmerk darauf 
gerichtet, in der Truppe, das heißt bei den Rumpfverbänden des alten Heeres, 
den Restbeständen der „Roten Armee“, Ordnung zu schaffen, Disziplin und 
Autorität wiederherzustellen, die im Aufbau befindliche Reichswehr zu einem 
einheitlichen, gesunden und straff disziplinierten Verband zusammenzu- 
schweißen und gegen jede zersetzende politische Agitation immun zu machen. 

Die alten Heeresverbände wurden laut Gesetz vom 6. März 1919 aufge- 
löst; die militärische Neuordnung wurde entsprechend dem Reichswehrgesetz 
gleichen Datums (von der Weimarer Nationalversammlung beschlossen) am 
12. Mai in Bayern eingeführt, die Truppen wurden dem Reichswehrminister 
unterstellt. 

Im Juni 1919 erfolgte der Aufbau der bayerischen Reichswehr: Reichs- 
wehrgruppenkommando IV unter dem Befehl des Generals von Möhl in 
München, die Schützenbrigade 21 unter Oberst von Epp, München. Die In- 
fanterie der siebenten Division setzte sich zusammen aus dem „Freikorps 
Epp“ — von Reichswehrminister Noske als „Bayerisches Schützenkorps“ be- 
zeichnet — und dem „Freikorps Oberland“, ferner drei Reichswehrbrigaden 
in Augsburg, Nürnberg und Würzburg, von denen infolge der laufenden Ver- 
minderung des Heeres bereits im September die Augsburger Brigade aufge- 
löst wurde. 


2 Gen.-Komm. Ib. a. K. an den Minister für militärische Angelegenheiten am 7. 7. 1919; 
Akten d. Min. d. Inneren, die pol. Umwälzung in Bayern betreffend, ferner Bericht über 
die Lage in Bayern v. 29. 5. bis 6. 6. 1919, v. 8. 6. 1919; Akten d. Reichswehrgruppen- 
kommandos IV, Abt. Ib Nr. 112, Geh., BHA. 
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Auf Grund des Versailler Vertrages wurde die Reichswehr auf 100 000 
Mann beschränkt (Berufsheer); da sie zur Zeit der Unterzeichnung des Ver- 
sailler Vertrages im Reiche bereits 400000 Mann betrug, mußten 300 000 
Mann noch entlassen werden. Am 1. Januar 1921 war die Reichswehr auf 
100000 Mann endgültig herabgesetzt; in Bayern blieb die siebente Divi- 
sion?. 

Die staatliche Polizeiwehr Bayerns (Landpolizei) wurde durch eine vor- 
läufige Verordnung vom 14. November 1919 eingerichtet. 

Die Polizeiwehr wurde bis 1. Oktober 1920 auf 9600 Mann erhöht; ab 
22. November 1920 wurde die gesamte staatliche Polizei unter der Bezeich- 
nung „Landespolizei* zusammengefaßt (Polizeitruppen und die Münchner 
blaue Schutzmannschaft); sie wurde zur Bekämpfung des Hitlerputsches im 
November 1923 eingesetzt“. 

Ebenso wichtig wie die militärische Neuorganisation war die gegen die 
marxistische Zersetzung der Truppe gerichtete Tätigkeit. Das Offizierkorps, 
insbesondere der Generalstab und die leitenden Stellen der Reichswehr waren 
der Überzeugung, daß die unerläßliche Voraussetzung für einen nationalen 
Wiederaufstieg Deutschlands die Gewinnung der breiten Arbeitermassen für 
den Gedanken der nationalen Volksgemeinschaft sei und daß dies nicht allein 
mit Unterdrückungs- und Strafmaßnahmen gegen marxistisch verhetzte Ar- 
beiter und einzelne Soldaten möglich sei. Daher bemühte sich die Reichswehr- 
leitung, durch intensive politische Aufklärung in der Truppe den nationalen 
Geist zu wecken und zu fördern; gleichzeitig versuchte sie auch, im partei- 
politischen Leben dahingehend zu wirken, daß alle nationalen Regungen tat- 
kräftig unterstützt wurden?. 

Außer Untersuchungskommissionen, die bei der Truppe die an der Räte- 
herrschaft beteiligten Unteroffiziere und Mannschaften ausfindig machen und 
ihrer Bestrafung zuführen sollten, wurde vom Gruppenkommandb ein ausge- 
dehnter politischer Nachrichtendienst mit Vertrauensleuten zur Überwa- 
chung der linksradikalen Wühlarbeit aufgezogen. Die antinationale Verhet- 


3 Archivrat Böhm, Zeittafel zur Entstehung und Geschichte der Bayer. Reichswehr, Akt 
„Freiwillige Formationen“ des BHA, München. 

4 Zeittafel, s. o. 

5 Bayer. Gruppenkommando Nr. 4: Propagandatätigkeit bei den Truppen. Erlaß v. 28. 5. 
1919, BHA. Gordon, Die Reichswehr, S. 61 ff., 215 ff., 264 ff., 300 ff., 351 ff. 
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zung und die systematische gegen die Truppe und das Offizierkorps gerich- 
tete Wühlarbeit der USPD und KPD ging unter wohlwollender Duldung und 
mit Presseunterstützung von mehrheitssozialistischer Seite inzwischen wei- 
ter®. 

„Törichter ist von der Sozialdemokratie und der demokratischen Presse 
keine Bevölkerungsschicht behandelt worden als die Offiziere“, schrieb der 
sozialistische Reichswehrminister Noske. „Statt zu versuchen, sie zu gewinnen, 
wurde sie dauernd vor den Kopf gestoßen .. .7.“ Die USPD trat mit Eifer als 
einzige Partei im Reichstag für die bedingungslose Annahme des Versailler 
Vertrages ein. Die Wirksamkeit der USPD-Propaganda zeigte sich auch 
darin, daß die Unterzeichnung des Friedensdiktates bei den breiten Massen 
keinerlei Widerhall fand; „weit mehr in den Vordergrund des Interesses tre- 
ten parteipolitische Interessen“, lautete ein Bericht über die Stimmung von 
Anfang Juli 19198, 


6 Akten der Schützenbrigade 21 B u. 25, Akt 4, BHA; Gordon, Die Reichswehr, $. 353 ff., 
356 ff., 360 ff. 

7 Noske im „Vorwärts“, zit. nach BK, Nr. 92 v. 1. 4. 1920; Gordon, $. 306 ff.; S. 60 urteilt 
Gordon: „Ohne das Bündnis mit dem Generalstab hätte die Regierung der deutschen 
Republik kaum darauf hoffen können, das Jahr 1919 zu überleben ...“ S. 276 erwähnt 
Gordon „die giftigen Angriffe der Linksparteien und anderer Arbeitergruppierungen“. 

8 Akt Nachrichtenwesen, RW/3, Bericht v. 3. 7. 1919, BHA. Im Bericht des Gruppenkom- 
mandos über „Die bolschewistische Gefahr und ihre Bekämpfung“ v. 15. 7. 1919 heißt es: 
„Vor allem die maßlose Verhetzung des Volkes, die in der Heimat eigentlich während des 
ganzen Krieges erst im Geheimen, später immer öffentlicher betrieben wurde, trägt die 
Schuld an unseren heutigen Zuständen. Diese Verhetzung ist jedoch auf die übelsten 
Umtriebe unserer Feinde, vor allem Englands und Rußlands, zurückzuführen ... 

Auch diese Friedensbedingungen sind auf das Schuldkonto der Revolution und ihrer 
Macher zu setzen. Denn je uneiniger, je zerrissener das deutsche Volk erschien, desto mehr 
konnte ihm von seinen Feinden zugemutet werden... 

Land- und rassefremde Agitatoren überschwemmten Deutschland und rissen allerorten 
die Gewalt an sich. Die Gefängnisse und Zuchthäuser öffneten ihre Tore und jene land- 
fremden, skrupellosen Schufte fanden ihre Helfershelfer unter den Ausgestoßenen des 
Volkes, die zu allem bereit waren... Aber ohne die Unsummen englischen und russischen 
Geldes wäre auch dieses Ziel nicht erreicht worden ... Das deutsche Volk ist eben krank, 
gemütskrank, wohl eine Folge der Nervenerschütterung und Unterernährung durch Jahre 
hindurch. Wie kann diese Krankheit geheilt werden? Vor allem durch bessere Ernährung 
und billigere Preise.“ Dazu müsse der Einfluß der Kriegsgesellschaften gebrochen werden. 
Betrachte man die Führer der Revolutionszeit, so sehe man, „daß sie fast durchwegs 
Nicht-Bayern waren und einer Rasse angehörten, deren Tätigkeit von alters her darauf 
gerichtet war, die Massen auszubeuten und selbst große Vermögen anzusammeln. Diese 
Rasse, die Juden, saßen in allen wichtigen Kriegswirtschaftsgesellschaften; sie hatten das 
größte Interesse daran, daß ihre Vorräte zu den denkbar höchsten Preisen verkauft wer- 
den konnten.“ 
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Für die Aufklärung der Truppe richtete das Reichswehrgruppenkom- 
mando einen umfangreichen Propagandadienst ein, der teils mit Mitteln der 
Berliner Reichswehrverwaltung, teils aus privaten Fonds finanziert wurde®?. 
Es wurden antibolschewistische Lehrgänge für die im Propagandadienst Ver- 
wendung findenden Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften eingerichtet!®. 
Die grundsätzlichen Richtlinien waren (auszugsweise): 


„Unter dem Schutz der jungen Reichswehr muß eine sinnvolle Neube- 
gründung aller innerstaatlichen Verhältnisse unseres Vaterlandes durchge- 
setzt werden können; erst wenn der Staat wieder Herr im eigenen Hause ist, 
wird eine Besserung der außenpolitischen Verhältnisse möglich werden. Die 
Reichswehr ist also der Eckpfeiler, an dem die letzten Reste und die ersten 
Anfänge unseres sozialen, wirtschaftlichen und staatlichen Selbstbestimmungs- 
rechtes festgeknüpft werden müssen. So ergibt sich die Notwendigkeit, in der 
Reichswehrtruppe ein hochgesteigertes Gefühl der Verantwortlichkeit und 
Selbstlosigkeit einerseits, das Verständnis für die politischen Grundgedanken 
und nationales Selbstvertrauen andererseits zu wecken. Die politische Auf- 
klärung im Heer muß über den Parteien stehen, sie muß volkstümlich, aber 
wissenschaftlich einwandfrei sein...“ Das Programm sollte laut den grund- 
legenden Bestimmungen folgende Hauptpunkte umfassen: 


„1. Überblick über die deutsche Geschichte seit der Reformation, unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Verhältnisses von Heerwesen und Staat. 

. Die politische Geschichte des Krieges. 

. Weltanschauung und Politik. 

. Der Sozialismus in Theorie und Praxis. 

. Der Kapitalismus als finanzpolitisches Problem. 

. Unsere wirtschaftliche Lage und die Friedensbedingungen. 

. Der Zusammenhang zwischen innerer und äußerer Politik. 

. Rußland in Vergangenheit und Gegenwart!!.“ 


oo vw uv»NH 


9 Ebda, Schreiben des Gruppenkommandos I, Berlin, über Erschöpfung der privaten Fonds, 
v. 21.10.1919. 
10 Erlaß des Gruppenkommandos v. 28. 5. 1919, Ib Nr. 1198 op. über Propagandatätigkeit 
bei den Truppen, BHA. 
11 Erlaß des Gruppenkommandos v. 13. 6. 1919, Ib, (Prop) Nr. 1987 op. betreff Bildung und 
Aufklärung bei den Truppen, BHA. 
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Der erste Kurs begann am 5. Juni und lief bis 12. Juni; die Kurse fanden in 
der Universität statt. Kursleiter im ersten Kurs waren: 


„Karl Graf Bothmer, Schriftsteller und Redakteur der ‚Münchner Zeitung‘, 
Archivrat Dr. Pius Dirr, Demokratischer Abgeordneter, 
Dipl.-Ingenieur Gottfried Feder, 
Professor Dr. Josef Hofmiller, Schriftsteller, Mitarbeiter der MNN 
und SM, 
Dr. Michael Horlacher, Geschäftsführer des Zweckverbandes landwirt- 
schaftlicher Vereine und der Agrarindustrie, führendes Mitglied der BVP, 
Universitätsprofessor Dr. Karl Alexander von Müller!?.“ 


Die genannten Herren sprachen über die oben aufgeführten Themen. Als wei- 
tere Redner wurden u. a. an namhaften Persönlichkeiten noch gewonnen: 
Universitätsprofessor Dr. Du Moulin Eckart und der Hygieniker, Universi- 
tätsprofessor Max von Gruber’®. 

Unter den behandelten Themen war auch eine Vortragsreihe über den 
nationalen Sozialismus!*. 

Der militärische Leiter der Propaganda- und Presseabteilung und der 
Aufklärungskurse war der Generalstabshauptmann Karl Mayr. Er arbeitete 
„mit hervorragendem Geschick... Er hat in dieser Organisation Glänzendes 
geschaffen und ein wesentliches Verdienst an der Schaffung der Reichswehr 
und an der Bekämpfung des Bolschewismus“, lautete das Gutachten über ihn 
in seinem Personalakt!5. Hauptmann Mayr ließ sich aber nicht nur die Be- 
treuung der Truppe sehr angelegen sein, er richtete ein ganz besonderes Au- 
genmerk auch auf das parteipolitische Leben in München, dessen Überwa- 
chung zu seinem Aufgabenbereich gehörte. Er förderte systematisch alle natio- 
nalen Vereinigungen, darunter auch die DAP, er wählte die Vertrauensleute 
und Propagandaleute für die Truppe aus, darunter den Gefreiten Adolf Hit- 
ler, und er beeinflußte auch die Presse von seiner Pressestelle aus, in der er den 
neunzehnjährigen Hermann Esser als Referenten anstellte. Seine Dienststelle 


12 Kursprogramm Nr. 1, Akt: Aufklärung und Propaganda der Bayerischen Schützenbri- 
gade 21, München d. 2. 6. 1919, BHA; Akt B. Schützenregiment Nr. 41, Regimentstages- 
befehl Nr. 1 und Nr. 2, BHA. 

13 AktB. Schützenregiment Nr. 41, Regimentstagesbefehl Nr. 1 u. 2, BHA. 

14 Im Kurs Nr. 6, ebda. 

15 Personalakt des Hauptmanns Karl Mayr, BHA. 
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war heftigen Angriffen der Linken ausgesetzt. „Im übrigen ist es nicht ganz 
ausgeschlossen“, schrieb er im Juli 1919, „daß Graf Bothmer und ich in abseh- 
barer Zeit in der Versenkung verschwinden; denn wer keinen Parteistempel 
eingebrannt hat, wird als ‚alldeutsch‘ und ‚Antisemit‘ verschrien und auf dem 
Altar des Internationalen geopfert!®.“ Mayr schied aber erst Mitte 1920 aus 
seiner Stellung und aus der Truppe aus, und da auch nur auf eigenen Antrag. 
In der Zwischenzeit war er tatkräftiger Förderer der Rechtsbewegung und 
rechtsradikaler Personen. In späteren Jahren wechselte er zur SPD und wirkte 
als Stabschef der sozialdemokratischen Wehrorganisation „Reichsbanner“. 


Am 1. September 1919 schrieb er an Dietrich Eckart: 


„Anbei schicke ich Ihnen die Bestelliste für ‚Auf gut deutsch‘. Kosten- 
berechnung auf ein Vierteljahr, dann müssen die Betreffenden sich zu einem 
eigenen Abonnement entschließen... Aus Zweckmäßigkeitsgründen bitte 
ich, meine Vermittlerrolle nicht zu erwähnen .. .17,“ 

Wenige Tage später schickte er den „Ausbildungsoffizier“, Gefreiten 
Adolf Hitler, in die Versammlung der DAP im Sterneckerbräu, wo G. Feder 
einen Vortrag hielt. Zur Gründungsversammlung der Münchner Ortsgruppe 
des „Deutschen Schutz- und Trutzbundes“ erhielt er vom Schulrat Rohmeder 
eine Einladung; da er an der Teilnahme verhindert war, versicherte er in sei- 
nem Antwortschreiben, daß er „zu weiterer Förderung“ später „gerne be- 
reit“ sei!®, Hauptmann Mayr gehörte auch der „Eisernen Faust“, einer rechts- 
radikalen Offiziersorganisation an; dort führte er im Frühjahr 1920 Adolf 
Hitler ein, der in diesem Kreise Ernst Röhm kennenlernte!?. Dieser wurde 
Mayrs Nachfolger als tatkräftiger Förderer der Rechtsverbände, der NSDAP 
und Hitlers. 

In den Propagandakursen fanden Feders Vorträge besonderen Anklang; 
„vor allem Dank dem Herrn Dipl.-Ing. Gottfried Feder“, schrieb ein Kurs- 
teilnehmer. „Die Brechung der Zinsknechtschaft“, ... „dies ist der einzige 
Weg, der an dem Staatsbankrott vorbeiführt. Es wäre höchste Zeit, daß 
gerade in dieser Richtung etwas von seiten des Staates geschieht, damit es in 


16 Personalakt Mayr. 

17 Ebda. 

18 Ebda. 

19 Röhm, Die Geschichte eines Hochverräters, $. 101. 
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alle Hände gelangt. In die Volksschule gehört dieses Buch?°.“ Auch der Kurs- 
teilnehmer Hermann Esser äußerte sich begeistert über den Eindruck, den 
Gottfried Feders Ideen auf ihn machten, und bedauerte lebhaft, daß die Kurs- 
leitung „die vorzüglichen Schriften des Herrn Feder nicht ebenso wie vieles 
andere den Teilnehmern kostenlos zur Verfügung“ stellte. Er bezeichnete in 
dem Schreiben an die Kursleitung, „diese Kreise, die der Krebsschaden unserer 
gesamten deutschen Wirtschaftskraft sind“, ganz summarisch mit dem Namen 
„Internationales Judentum“; diese Außerung gebrauchte er auch gegenüber 
Kursteilnehmern. „Ich wollte eigentlich der Kursleitung, von der ich über- 
zeugt bin, daß sie in der Judenfrage ganz meiner Ansicht ist, nur eine Hand- 
habe für die Verbreitung auch solcher Schriften geben, die sie dann damit be- 
gründen könnte, daß nicht sie die Verbreitung veranlaßt, sondern aus den 
Reihen der Kursteilnehmer geradezu dazu aufgefordert wurde, was gar keine 
Übertreibung ist, nach meinen Ausführungen einen großen Beifall einer Mehr- 
heit der Kursteilnehmer hatte?1.“ 

Daß bei den Kursen und allgemein bei der Truppe eine antisemitische 
Stimmung zutage trat, ging aus einem Runderlaß des Chefs der Heereslei- 
tung, General Reinhardt, hervor, in dem es hieß: „Wir haben so viele übel- 
wollende Nachbarn um uns, daß wir uns nicht noch Kämpfe auf den Hals 
laden dürfen, deren Durchführung nicht unsere Sache sein kann. Wie in allen 
parteipolitischen Fragen hat sich daher die Reichswehr auch in der Judenfrage 
strengstens jeder Betätigung von dienstwegen zu enthalten. Die persönliche 
Stellung für oder gegen die Juden ist seine Sache . . .??.* 

Größere Sorge aber als die antisemitische Stimmung, jedoch mit dieser im 
Zusammenhang stehend, bereitete der Reichswehr die linksradikale Hetze 
und der Terror der Gewerkschaften gegen die regierungstreuen Soldaten. Ge- 
gen die Zersetzung der Truppe wandte sich bereits im Juni 1919 der Reichs- 
wehrminister in einem an „die Freiwilligen“ gerichteten Rundschreiben, de- 
nen er versicherte, daß sie bei dem bevorstehenden Abbau des Heeres und den 
damit verbundenen Entlassungen um ihre wirtschaftliche Zukunft nicht be- 


20 Akt Nachrichtenwesen des Reichswehrgruppenkommandos IV, BHA. 

21 Brief Hermann Essers an Hauptmann Mayr v. 1. 8. 1919, Akten des Reichswehrgruppen- 
kommandos IV, Band 8; über Hitlers Teilnahme s. Abschnitt: Programmatik. 

22 Runderlaß des Reichswehrministeriums, Chef der Heeresleitung, Berlin den 21. 1. 1920; 
RWGK IV, Bund 12; BHA. 
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sorgt zu sein brauchten. Dabei nahm er besonders scharf Stellung gegen den 
gewerkschaftlichen Boykott in den Betrieben, durch den Einstellungen ehe- 
maliger Heeresangehöriger, die als Berufssoldaten Anspruch auf wirtschaft- 
liche Versorgung hatten, verhindert wurden®®, 

Durch die wehrfeindliche Haltung aller Linksparteien und der Gewerk- 
schaften wurde die Reichswehr politisch nach rechts abgedrängt; sie konnte 
deshalb zum republikanischen Staate kein organisches und positives Verhält- 
nis finden**, 

Die unmittelbare Unterstützung, die die junge Reichswehr, noch erfüllt 
vom wilden Draufgängertum der Freikorps und der blutgeschwängerten Bür- 
gerkriegsatmosphäre der Revolutionszeit, der nationalsozialistischen Partei 
angedeihen ließ, war mit der Person des Hauptmanns Röhm verbunden. 

„Die nationalsozialistische Bewegung“, schrieb Röhm in einer Denkschrift 
im Jahre 1924, „ist geboren auf den Schlachtfeldern des Weltkrieges. Der 
Krieg hat mit seinem furchtbaren und schönen Erleben den neuen Menschen, 
den Frontsoldaten geschaffen. All das Trennende, das bis dahin zwischen den 
einzelnen Klassen und Schichten des Volkes lag, hat die stete Nähe des Todes 
beiseite geschoben . . .23.* 

„Zu Röhms Freunden zählte auch der Führer der Nationalsozialistischen 
Arbeiterpartei Hitler“, stellte im Jahre 1922 die „Münchner Post“ fest und 
fuhr fort: „Die Stoßtrupps zu seinen Versammlungen gibt die Minenwerfer- 
kompanie 19 der Reichswehr. An der Spitze steht Hauptmann Streck. Die 
Kompanie ist fast vollzählig Mitglied dieser Nationalhelden. Die Prügeleien 
im Löwenbräukeller und im Hofbräuhaus sind mit auf das Konto dieser 
Stoßtrupps zu setzen. 


23 Erklärung des Reichswehrministers „An die Freiwilligen“ v. 3. 6. 1919, RWGK IV, 
Bund 6, BHA, s. Beilage; vgl. a. Noske, S. 119—122. 

24 Gordon, Die Reichswehr, S. 148: „Alliierte wie Sozialdemokraten verabscheuten gleicher- 
maßen die preußische Armee, das gleiche taten die Unabhängigen Sozialisten und die 
Kommunisten.“ Ferner $. 276. Hoegner, Die verratene Republik, S. 188: „Der Heeres- 
ersatz wurde von der Reichswehr nur den vaterländischen Verbänden entnommen. Demo- 
kraten und Sozialdemokraten kamen wegen der pazifistischen Einstellung dieser Parteien 
für die Reichswehr grundsätzlich nicht in Betracht.“ Ebda. S. 188—190 weist Hoegner 
darauf hin, daß Scheidemann durch seine Enthüllungsrede über die Zusammenarbeit zwi- 
schen Reichswehr und Roter Armee „das Tischtuch zwischen Sozialdemokratie und Reichs- 
wehr zerschnitten“ habe. Geßler, Reichswehrpolitik, S. 141. 

25 Die Geschichte eines Hochverräters, S. 335. 
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Hitler ist oftmals Gast des Hauptmanns Röhm, in dessen Wohnung, 
Aldringenstraße 4. Die Frage, die die ‚Münchner Post‘ seiner Zeit stellte, wo 
hat Hitler das Geld zu seiner Agitation her, wofür Hitler nur grobe Worte 
hatte, lüftet sich nun allmählich . . .26.“ 

Röhm brachte diese gegen seine Person gerichteten Angriffe wörtlich in 
seinem Buch. Er leugnete nie seine Tätigkeit ab; er verwahrte sich nur gegen 
den ehrenrührigen Vorwurf, er habe sich an den Waffenschiebungen berei- 
chert. Röhms rebellische Haltung war aber nicht nur Ausdruck seiner persön- 
lichen Haltung und Überzeugung; sie war Sinnbild der Haltung der aktiven 
Jugend in und außerhalb der Reichswehr; und was er offen sagte und tat, 
fand zwar die amtliche Mißbilligung der obersten Reichswehrleitung in Ber- 
lin, des großen Schweigers Seeckt, aber im Herzen fühlten die meisten Offhi- 
ziere — einschließlich Seeckt — wie er! Der König hatte Offiziere und Be- 
amte des Eides entbunden; „ich würdigte diese gütige Handlung meines hohen 
Regimentsinhabers, aber ich war mir keinen Augenblick darüber im unkla- 
ren, daß ich meinen Eid dem Könige bis zu seinem Tode halten würde?”“, 


4. Einwohnerwehren und sonstige Wehrverbände 


Die Einwohnerwehren waren die erste Selbsthilfe der bodenständigen 
und besitzenden Schichten im Kampfe gegen den sozialistischen Umsturz!. Sie 
wurden nach Niederschlagung der Räterepublik planmäßig durchorganisiert 


26 Ebda, S. 142 f. 
27 Ebda, S. 74. 

1 Akten der Einwohnerwehren im BHA; s. bes. Kanzler, Bayerns Kampf gegen den Bol- 
schewismus; Günther Axhausen, Organisation Escherich, Leipzig-Berlin 1921; Erwin 
Rosen, Orgesch, Berlin 1921; ferner wurden benützt: Mdl. Mitt. bes. v. Kanzler und 
anderen Persönlichkeiten; Schmelzle, Unver. Erinnerungen; ab 1920 die unver. Tage- 
bücher Escherichs; verschiedene seltene Flugschriften, verfaßt v. B. R. Stempfle. 

Franz en Politische Geheimverbände, Freiburg 1925, S. 98 ff.; Schwend Bayern, 
$.158 fl. 
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und bildeten eine mächtige Organisation zur Unterstützung der jungen und 
noch schwachen Reichswehr im Kampf gegen die revolutionäre Gefahr, wie 
auch als Reserve für die reguläre Truppe im Falle eines Einmarsches der En- 
tente in Innerdeutschland. 

Es war kein Zufall, daß Bayern die eigentliche Geburtsstätte und das 
Zentrum der Einwohnerwehren und ihrer Organisation in ganz Deutschland 
wurde. Hier hatte die Spartakistenherrschaft die tollsten Blüten getrieben, 
den gefährlichsten Grad erreicht; hier war die Gegenwirkung deshalb am 
energischsten. Zwei Triebfedern lagen den bayerischen Einwohnerwehren zu- 
grunde: Schutz gegen linksradikale Bedrohung der bürgerlichen Ordnung, bei 
vielen verbunden mit der stillen Hoffnung, der Wiederherstellung der Mo- 
narchie den Weg bereiten zu können. 

Die Väter der bayerischen Einwohnerwehren waren der Gründer des 
Freikorps Chiemgau, Obergeometer Rudolf Kanzler, dessen Freikorps die 
erste Keimzelle der Einwohnerwehren war; Forstrat Dr. Georg Escherich, der 
die örtlichen Einwohnerwehren im Isengau gegründet hatte und dann Führer 
der bayerischen Einwohnerwehren wurde; der Regierungspräsident von 
Oberbayern, Dr. Gustav von Kahr, wie Rudolf Kanzler und Georg Escherich 
gebürtiger Bayer, streng monarchisch gesinnt und heftiger Gegner der Revo- 
lution. Zu diesen drei Vätern der Einwohnerwehren gesellten sich vor allem 
militärische Geburtshelfer: das Generalkommando von Oven, der erste Stadt- 
kommandant nach der Eroberung Münchens, Oberstleutnant Herrgott, und 
sein Stabschef Hauptmann Röhm. „Neben der Leitung der gesamten Ge- 
schäfte, die mir oblag“, schrieb Röhm über diesen Abschnitt seiner Tätigkeit, 
„hatte ich mir als Sonderarbeitsgebiet vorbehalten: den teilweisen Abbau 
und die Erneuerung der Schutzmannschaft und der Polizei, die Aufstellung 
eines Wachregiments für München und die Bildung einer Einwohnerwehr?.“ 
Im Auftrag des Generalkommandos führte Röhm auch die Verhandlungen 
mit dem von ihm ins Leben gerufenen Einwohnerwehrausschuß, der aus Ver- 
tretern sämtlicher Parteien bestand. Dort setzte er auch seinen Standpunkt 
durch, daß die Einwohnerwehrmänner die Waffen in die Hand bekommen 
sollten?. 


2 Röhm, Die Geschichte eines Hochverräters, S. 93 —96. 
3 Ebda, $. 96. 
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Als Generalstabsoffizier des Infanterieführers bearbeitete er dann alle mit 
der Einwohnerwehr zusammenhängenden Fragen‘. 

Militärischer Leiter der Einwohnerwehr wurde Oberstleutnant a. D. Her- 
mann Kriebel, ein bayerischer Offizier, der im Kriege im Stabe Ludendorffs 
gearbeitet hatte und zu diesem im besonderen Vertrauensverhältnis stand. 
Wichtige Mitarbeiter waren noch Hauptmann Wilhelm Weiß als Redakteur 
der Einwohnerwehr-Zeitschrift „Heimatland“ und Professor B. R. Stempfle, 
katholischer Priester und Publizist. 

Auf Vorschlag Escherichs in einer vom Regierungspräsidenten von Kahr 
am 21. Juni 1919 in München abgehaltenen Sitzung über die Organisation 
der Einwohnerwehren wurden diese in Gauverbänden zusammengeschlossen, 
die ihre Gauhauptleute selbst wählten. Der Selbstschutz wurde so auf vereins- 
rechtlicher Basis als Privatorganisation gegründet. Dies entsprach auch den 
Absichten der Reichswehr. „Die Einwohnerwehr muß nicht bloß dem Namen 
nach, sondern in Wirklichkeit eine reine Privatorganisation werden, die nur 
im Bedarfsfalle militärischen oder zivilen Behörden unterstellt wird, sich im 
übrigen aber neben den Staatsbehörden selbständig und frei entwickelt“, ver- 
lautete die Ansicht des Reichswehrgruppenkommandos IV in einem Schrei- 
ben an das Ministerium für militärische Angelegenheiten®. Die sozialistische 
Regierung Bayerns hatte durch eine „Bekanntmachung betreffend Einwohner- 
wehren“ vom 17. Mai 1919 die Einwohnerwehren amtlich aus der Taufe ge- 
hoben. Dies verdient besonders festgehalten und hervorgehoben zu werden, 
da die schwersten Angriffe gegen den Selbstschutz von der sozialistischen 
Seite kamen — auch von Mehrheitssozialisten — und die Hetze so intensiv 
betrieben wurde, daß die französische Regierung sich bei den ständigen Be- 
anstandungen und dem erzwungenen Verbot der Einwohnerwehren auf die 
Anklagen und Angriffe der deutschen Linkspresse stützen konnte. Die Be- 
kanntmachung der bayerischen Regierung war von Innenminister Segitz und 
Militärminister Schneppenhorst unterzeichnet; darin hieß es: 

Punkt 3: „Die Einwohnerwehren sind rein örtliche, nicht militärische 
Schutzverbände ... Die Bildung der Einwohnerwehren ist Angelegenheit der 


4 Ebda, S. 114; Schweyer, Geheimverbände, S. 98 ff. 

5 Personalakt im BHA; Schwend, Bayern, S. 169, bezeichnet Kriebel als „die treibende 
aktivistische Kraft in der Einwohnerwehrbewegung“. 

6 Schreiben v. 13. 6. 1919, Akt Nachrichtenwesen des RWGK IV, BHA. 
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örtlichen Kreisbehörden. Zur Unterstützung in Fragen der militärischen Or- 
ganisation erhalten die Kreisregierungen für die Dauer von drei Monaten 
einen Offizier als ‚Wehrkommissar“ bestellt?.“ 

Die Finanzierung des Selbstschutzes erfolgte ursprünglich nur aus Privat- 
mitteln; im Zuge der gewaltigen Aufblähung des Apparates und der wach- 
senden politischen Bedeutung flossen aber steigend erhebliche Mittel der öf- 
fentlichen Hand, vom Staat — von militärischer Seite vor allem Material- 
unterstützung —, und von den großen Verbänden der Wirtschaft. 

Nach dem Vorbild der bayerischen Einwohnerwehren wurden auch die 
Selbstschutzverbände im übrigen Reichsgebiet zusammengefaßt. Im Mai 1920 
wurde auf einer Tagung zu Regensburg beschlossen, diese Zusammenfassung 
unter Leitung des Forstrates Escherich durchzuführen; so entstand die „Or- 
ganisation Escherich“ (Orgesch), der mächtigste Verband auf vereinsrecht- 
licher Grundlage im ganzen Reich. 

Schon im August 1920 verbot der sozialdemokratische Innenminister 
von Preußen, Severing, die Orgesch. 

Die Grundidee, die in den Einwohnerwehren verwirklicht werden sollte, 
war, eine überparteiliche, nationale Wehrorganisation zu schaffen, die eine 
breite volkstümliche Grundlage für den Wiederaufbau einer starken staat- 
lichen Autorität bilden sollte®. „Vom Parteiwesen wird keine Gesundung 
unseres schwer darniederliegenden Vaterlandes kommen“, schrieb Escherich 
‚im Oktober 1920. „Wir müssen uns um Ziele sammeln, die jenseits aller Par- 
teischranken liegen. Die Wiederbelebung des nationalen Gedankens und die 
Pflege idealer Lebensauffassung stehen im Vordergrund.“ Aber er konnte 
so wenig wie andere verhindern, daß die Einwohnerwehren Gegenstand 
üblen Parteigezänks, daß sie in die Niederungen der Parteipolitik hinabge- 
zogen wurden. Escherich selbst war zu bürgerlich!®, als daß er bei all seinen 
Fähigkeiten in der Lage gewesen wäre, die von ihm geführte Organisation 
zum Ausgangspunkt einer nationalen Erneuerung zu machen. 

Auch die österreichischen Heimwehren wurden von Bayern aus gegrün- 
det und organisiert. Obergeometer Kanzler, der Stellvertreter Escherichs, 


7 Zit. nach Kanzler, Bayerns Kampf, Anlage 6, S. 210/11. 
8 Kanzler, S. 254 ff. 
9 Zit. nach Rosen, Orgesch, $. 66. 

10 Mdl. Mitt. 
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wurde auf Wunsch von österreichischer Seite mit der Gründung und Führung 
der österreichischen Heimwehren betraut, der „Organisation Kanzler“ 
(ORKA). Es waren in Österreich vor allem die Christlich-Sozialen, die aus 
Furcht vor Ausrufung einer Wiener Räterepublik sich um Hilfe an Bayern 
und Deutschland wandten. Im Frühjahr 1920 wurden, im Einvernehmen mit 
der bayerischen Regierung von Kahr, die Heimwehren unter Führung Kanz- 
lers gegründet, dessen wichtigster Gehilfe Professor Stempfle war!!. 

Wie die bayerischen Einwohnerwehren, die ursprünglich als reine Ab- 
wehr gegen den Linksradikalismus entstanden waren, suchten auch die Heim- 
wehren zu einem positiven Programm als Grundlage für den staatlichen 
Wiederaufbau zu kommen; das Programm umfaßte zehn Punkte, von denen 
der erste lautete: 

„1. Wiederbelebung des nationalen Gedankens in allen Volksschichten 
und bei allen Deutschen im In- und Auslande, Festhalten am Reichsgedan- 
ken, Wahrung der bundesstaatlichen Form; Abwehr aller Absplitterungsbe- 
strebungen vom Reich unter unbedingter Erhaltung der großen Bundesstaa- 
ten in ihrer bisherigen Bedeutung!?.“ 

Diese engen Beziehungen der Selbstschutzverbände Bayerns und Öster- 
reichs spielten in der Politik eine wichtige Rolle; anders als die bayerischen 
Einwohnerwehren und die ORGESCH, die im Jahre 1921 auf Befehl der 
Entente verboten und aufgelöst wurden, lebten die Heimwehren nach Auf- 
lösung ihrer Mutterorganisation weiter und wirkten schicksalbestimmend in 
der neuesten Geschichte Österreichs. Obwohl die Einwohnerwehren satzungs- 
gemäß unpolitisch und überparteilich waren, standen sie bis zu ihrer Auflö- 
sung im Mittelpunkt der bayerischen Politik, waren sie der Brennpunkt der 
Auseinandersetzungen zwischen Bayern und Reich, der Zankapfel der bür- 
gerlichen Rechten und der sozialistischen Linken. Das laute und lärmende 
Auftreten bei den häufigen Veranstaltungen von Kreis-, Gau- und Landes- 
schießen tat das übrige, um die Aufmerksamkeit und den Ärger der inter- 
alliierten Kontrollkommission nicht einschlafen zu lassen, sondern sie immer 
von neuem zu reizen. Am schlimmsten war die Wirkung der Linkspresse. „Die 


11 Die ORKA und ihre Führer, Flugschrift v. Dez. 1920, anonym, vermutlich v. Stempfle, 
dem Pressemann der ORKA verfaßt. 

12 Was will die Heimwehr? Ein Leitfaden für jeden Heimwehrmann und Führer, 1921, 
anonym; sicher aus Stempfles Feder; über die ORKA ausführlich: Kanzler, S. 86 ff. 
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Note der französischen Regierung über Einwohnerwehren und Sicherheits- 
polizei ist zurückzuführen auf die planmäßige Hetze der unabhängigen Pres- 
se gegen diese Einrichtung“, meldete der militärische Nachrichtendienst. „Es 
ist bezeichnend, daß von allen Blättern die ‚Freiheit‘ diese Note zuerst ange- 
kündigt hat. Es ist bekannt, daß zwischen Mitgliedern der Ententemissionen 
in Deutschland und der USPD ein reger Verkehr besteht, und für die USPD 
bekannte Pazifisten vermitteln. Einwohnerwehren und Sicherheitspolizei 
sind der USPD bisher ein Hindernis zur Erreichung ihrer Ziele gewesen. Da 
sie allein diese Macht nicht aus dem Wege räumen konnte, hetzte sie die 
Entente auf diese Einrichtungen .. .13.“ Im Juni 1921 hatten die Linkspar- 
teien endlich ihr Ziel erreicht; auf Befehl der Entente wurden die Wehren 
aufgelöst. Dies war für die weitere innenpolitische Entwicklung von ver- 
hängnisvollen Folgen!*; die Masse der jungen Leute, die in den Einwohner- 
wehren eine Gelegenheit zur Betätigung ihres wehrhaften Geistes gefunden 
hatten, strömten nun in die radikalen Rechtsverbände, ähnlich den vielen 
Offizieren, die ein anderes Betätigungsfeld suchten. In den Jahren 1919 bis 
1921 waren die Einwohnerwehren weitgehend das Auffangbecken der im 
Zuge des Abbaus des Heeres bis auf 100 000 Mann entlassenen Offiziere und 
Mannschaften gewesen; jetzt, nach Auflösung der Wehren, wurden es die 
radikalen Kampfverbände; es war kein Zufall, daß auch die SA erst nach 
Auflösung der Einwohnerwehren Bedeutung gewann®5. 

Nachdem mit der Auflösung der Einwohnerwehren das große Sammel- 
becken der Vaterländischen Bewegung zerstört war, gewannen die Sonder- 
und Einzelinteressen die Überhand; es setzte eine unerfreuliche Zersplitte- 
rung ein, deren Nutznießer die rechtsradikale Bewegung wurde. Die Ein- 
wohnerwehren lebten in einigen „Wehrverbänden“ weiter, die Werkzeug 
parteipolitischer Machenschaften wurden. Die wichtigste Nachfolgeorgani- 
sation war der „Bund Bayern und Reich“ unter Leitung des Sanitätsrates 
Dr. Pittinger, des Führers der partikular-monarchistischen Richtung!?a. Diese 


13 Akten der Schützenbrigade 21, Bund 25, Akt 4, Bericht aus Berlin vom 10. Dez. 1919; 
BHA. 

14 Dies betont besonders auch Schweyer, Geheimverbände, S. 101. 

15 S.b. Schwend, Bayern, S. 180. 

15a,„Ziele des Bundes ‚Bayern und Reich‘ (Niederbayern): 1. Zusammenschluß aller vom 
christlichen, völkischen Geiste und christlich völkischer Tatkraft erfüllten Männer zur Ret- 
tung unseres Volkes vor seinen inneren und äußeren Feinden unter Einsatz von Gut und 
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Organisation wurde von General Epp und Hauptmann Röhm tatkräftig un- 
terstützt!®, Pittinger übte auf den Gang der Ereignisse in den Jahren 1922/23 
zeitweise großen, aber unerfreulichen Einfluß aus!#, 

Nachfolger der Münchner Einwohnerwehren waren die „Vaterländischen 
Vereine“ unter Führung des Großkaufmanns Zeller!?. 

Der aktivste Wehrverband war die Marinebrigade Ehrhardt!’a, Ihr in- 
nerer Kreis, die sogenannte „Organisation Consul“ (OC) war wohl die ein- 
zige wirklich politische Geheimorganisation der Rechtsbewegung, die durch 
Sabotage, Attentat und Terror in die Politik eingriff. Ihre Tätigkeit war 
ebenso gegen die Linke im Innern gerichtet wie gegen die äußeren Feinde, 
die in den besetzten Gebieten die deutsche Bevölkerung mißhandelten und 
unterdrückten. Sie kämpfte gegen die polnischen Banden in Oberschlesien 
und gegen die Franzosen im Ruhrgebiet. Besonders starken Anhang hatte sie 
bei der akademischen Jugend'®. Der aus Norddeutschland stammende Teil 
der Brigade Ehrhardt war teilweise in Arbeitsgemeinschaften im Chiemgau 
bei Bauern untergebracht. Im Unterschied zu anderen Wehrverbänden war 
die Brigade Ehrhardt stark verzweigt; sie war gewissermaßen „Kaderein- 
heit“ der vaterländischen Bewegung und steuerte weitgehend deren einzelne 
Organisationen, so auch die SA der NSDAP!®. Der Bund „Wiking“ war 
eine Zweigorganisation der OC. Als „Notpolizei* und „Grenzschutz“ spielte 
die Brigade Ehrhardt auch eine bedeutende Rolle in der Politik Kahrs im 
Jahre 1923°°, 


Blut. Gemeinwohl vor Eigenwohl! 2. Weckung eines deutschen Volksgefühles, des Deutsch- 
bewußtseins und des deutschen Stolzes auf die jahrtausend alte Vergangenheit. Die alte 
Bayernkraft, die alte Bayerntreue muß Bayern, muß Deutschland retten. 3. Pflege christ- 
licher Gesittung, Verankerung der Lebensanschauung über Zeit und Raum hinaus in die 
Ewigkeit. 4. Erweckung des Wehrgedankens auf der Grundlage einer allgemeinen Wehr- 
und Dienstpflicht. 5, Kampf gegen den volks- und wirtschaftzerstörenden Internationa- 
lismus und Bolschewismus, Kampf gegen den jüdischen Marxismus. Erst die Heimat, dann 
die Welt!“ 

16 Röhm, die Geschichte... , S. 120/21. 

16aPittinger (1878—1926) war ursprünglich Kreisleiter der Einwohnerwehren in der Ober- 
pfalz. 

17 Röhm, $. 139. 

17aBHStA Min.Inn., 73700. 

18 Röhm, $. 109. 

19 Vgl. unten Abschnitt SA. 

20 Mdl. Mitt. v. ehemaligen Angehörigen der Brigade; s. a. Hitler und Kahr, hsgb. v. der 
Soz. Demokr. Partei Bayerns, München 1928. 
Der sächsische Innenminister Lipinsky erklärte im sächsischen Landtag, die Brigade 
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Das „Freikorps Oberland“ wurde im März 1920 als Bestandteil der 
Schützenbrigade Epp im Ruhrgebiet gegen die Kommunisten eingesetzt?%, 
Im Jahre 1921 kämpfte das Freikorps, hauptsächlich mit privaten Mitteln 
neuerdings aufgestellt, in Oberschlesien, wo es gegen den Willen der staat- 
lichen Stellen die eingefallenen polnischen Banden aus dem Lande jagte. Von 
den Führern des Freikorps Oberland wurden besonders bekannt Major Ho- 
radam, Hauptmann Beppo Römer und Hauptmann Lulu Österreicher. Letz- 
tere hatten auch beim Kapp-Putsch am Sturz der Regierung Hoffmann mit- 
gewirkt. Nach der Rückkehr aus Oberschlesien wurde der Verband aufge- 
löst?!. Ein großer Teil der Oberschlesienkämpfer strömte in die SA; andere 
Teile organisierten sich in bündischer Form neu. Beppo Römer, der begab- 
teste unter den Führern, nationalrevolutionär gesinnt und stark zur national- 
bolschewistischen Richtung neigend, der sich später durch Eintritt in die KPD 
dieser verschrieb, führte das Freikorps illegal weiter und stand beim Begräb- 
nis des Königs Ludwig im November 1921 bereit zum Einsatz gegen eine 
Ausrufung der Monarchie. Starke Zwistigkeiten unter den „Oberländern“ 
führten zu weitgehenden Zersplitterungen und schwächten die Schlagkraft 
des Verbandes, der der stärkste nach der Niederschlagung der Räteherrschaft 
war. Ein Teil unter Major Horadam schwenkte zu der im Jahre 1922 gegrün- 
deten Stahlhelmgruppe Bayern ab; der „Bund Oberland“ unter Führung von 
Dr. Friedrich Weber (militärische Führung unter General Achter) stand zu 
Ludendorff-Hitler; „Treu Oberland“ unter Regierungsbaumeister Schäfer 
und der „Blücherbund* waren Absplitterungen, die keine besondere Rolle 
spielten??, ebensowenig der „Hermannsbund“ unter Führung von General 
Kleinhenz. 

Das „Zeitfreiwilligenkorps“ unter Oberst von Lenz faßte die Angehöri- 
gen des ehemaligen Zeitfreiwilligenbataillons zusammen. Während die ge- 


Ehrhardt sei über ganz Deutschland verbreitet. „Hitler und Ehrhardt ..... sind in Obb. 
zusammengetroffen. Herr Kanzler wollte seine abenteuerlichen Pläne mit Ehrhardt- 
truppen schlagen und Ehrhardtarbeitsgemeinschaften schmolzen mit der Hitler-Armee 
zusammen. Und so entstand aus der Verschmelzung der heutige Nationalsozialist, der 
typische Faszist.“ Zit. nach MP, Nr. 300 v. 27. 12. 1922, S. 1 f. „Der Typus eines deut- 
schen Faszisten“. 

20aHans Jürgen Kuron, Freikorps und Bund Oberland, Erlangen 1960 (Ungedr. Diss.). 

21 BK, Nr. 360 v. 26. 8. 1921; Morgenblatt, S. 2, schrieb über das Freikorps, es „war in 
selbstlosester, aufopferndster Weise dem bedrohten Teile des deutschen Reiches und dessen 
vergewaltigter Bevölkerung zu Hilfe geeilt....“ S. a. Sebottendorff, $. 133. 

22 Mdl. Mitt. führender Persönlichkeiten des Freikorps Oberland. 
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nannten Verbände meist von entlassenen Offizieren oder von Zivilisten ge- 
führt wurden, waren die „Reichsflagge“ (Nürnberg) und der „Kampfverband 
Niederbayern“ militärische Vereinigungen, die von aktiven Reichswehrof- 
fizieren gegründet worden waren und geleitet wurden. Die „Reichsflagge“ 
stand unter Führung von Hauptmann Heiß, der für die Münchner Gruppe 
Ernst Röhm gewann; Oberstleutnant Hoffmann führte den „Kampfverband 
Niederbayern“, 

Daß diese Verbände mit ihren aufgeblähten Apparaten bestehen konnten, 
dankten sie neben den beträchtlichen Mitteln, die aus der Industrie, von Ban- 
ken und Großgrundbesitzern, von kirchlichen Stellen und vom wohlhaben- 
den Bürgertum, von entthronten Fürsten und Emigranten, von der Reichs- 
wehr und vom Staat flossen, vor allem auch der Inflation. Ihre Existenzbe- 
rechtigung leiteten die Verbände aus der gemeinsamen Parole „Kampf gegen 
den Bolschewismus“ her. So einleuchtend dieses Motto auch schien, so wenig 
verständlich war gerade unter diesem Gesichtspunkt die gegenseitige Feind- 
schaft, so widerwärtig waren die Intrigen und Machenschaften, die mangels 
einer ernsthaften Beschäftigung vielfach den Daseinszweck dieser Organi- 
sation bildeten. Im Grunde waren sie eben mehr oder weniger Versorgungs- 
einrichtungen für arbeitslose und tatenhungrige ehemalige Offiziere. Im gan- 
zen gesehen war das Ergebnis ihrer Tätigkeit nicht nur kläglich, sondern auch 
unglücklich für Volk und Staat. 

Versuche, sie zusammenzufassen und dem Staate nutzbar zu machen, 
wurden immer wieder unternommen. Sie gelangen auch, aber nur organisa- 
torisch, und auch da nur vorübergehend. Die „Vereinigten Vaterländischen 
Verbände Bayerns“ stellten zeitweise eine solche Macht dar, daß der Staat 
und die Regierung zu schwach waren, diese Kräfte entsprechend zu steuern. 
Die Führung der VVVB war aber ihrerseits politisch viel zu unfähig, als daß 
sie in der Lage gewesen wäre, die großen Kräfte, die in ihrer Hand vereint 
waren, sinnvoll für das Vaterland zu verwerten. Es war im Grunde bei der 
Rechten so wie bei der Linken: mächtige Organisationen ohne Köpfe, 

Darin liegt auch eine wesentliche Ursache für die wachsende Bedeutung 
der Hitlerbewegung nach der Auflösung der Einwohnerwehren. Da die 


23 Mdl. Mitt. 
24 Vgl.a. das Urteil Schweyers, Geheimverbände, S. 101 ff. 
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NSDAP im Verhältnis zu den übrigen Parteien und Wehrverbänden die 
straffste und zielbewußteste Führung hatte, konnte sie ab 1922 eine Rolle 
spielen, die ihr dem tatsächlichen Gewicht nach nicht zustand. 


5. Nationale Vereinigungen 


Nach dem Ende der Rätezeit begann das nationale Bewußtsein in viel- 
fältigen Formen sich wieder zu äußern. Neben den nationalen Parteien, die 
aus den alten Parteien der bürgerlichen Rechten und Mitte der monarchi- 
schen Zeit hervorgingen — Deutschnationale Volkspartei aus den Konser- 
vativen, Deutsche Volkspartei aus den Nationalliberalen — schoß pilzartig 
eine ungeheure Anzahl rechtsstehender Vereine empor bzw. lebten frühere 
völkische Verbindungen wieder auf. Im Gegensatz zur Linken, die in großen, 
riesenhaften Organisationen ihre millionenhafte Anhängerschaft militant zu- 
sammengefaßt und diszipliniert hatte, war es das Kennzeichen der Rechten, 
daß ein zügelloser Individualismus sich in sektiererischer politischer Zersplit- 
terung äußerte. Versuche zu einer Zusammenfassung und zu einheitlichem 
Vorgehen wurden immer wieder gemacht, pflegten aber ein klägliches Er- 
gebnis zu haben. Dies war eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg 
der NSDAP. Einen unvollständigen Überblick über die völkischen und na- 
tionalistischen Vereinigungen gab eine Versammlungsanzeige der „Deutsch- 
völkischen Arbeitsgemeinschaft“; zu ihr gehörten im Frühjahr 1920 folgende 
Körperschaften: Alldeutscher Verband; Christlich-soziale Bürgervereinigung; 
Deutsche Arbeiterpartei; Deutschbund; Deutsche Bürgervereinigung; Deut- 
sche Schwesternschaft; Deutscher Wehrverein; Deutschnationaler Handlungs- 
gehilfenverband; Deutschnationaler Volksverein Südbayern; Deutsch-Sozia- 
listische Arbeitsgemeinschaft; Deutschvölkische Burschenschaft Germania; 
Deutschvölkischer Bund Urda; Deutschvölkischer Schutz- und Trutzbund; 
Reichshammerbund; Thulegesellschaft!. 


1 VB, Nr. 34 v. 20.4.1920, 5.3. 
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Die Zahl der völkischen Verbindungen war damit nicht erschöpft; allein 
diese fünfzehn zeigen schon zur Genüge die Zersplitterung im Lager der Rech- 
ten an. In Berlin gab es einen „Deutschvölkischen Arbeitsring“, in dem die 
völkischen Verbände zusammengeschlossen waren?. 

Von den oben aufgezählten Vereinigungen war der Alldeutsche Verband 
zweifelsohne der wichtigste?; eine Schwesterorganisation von ihm war der 
ungefähr gleichzeitig gegründete „Deutschbund“. Der „Hammerbund“ des 
antisemitischen Vorkämpfers Theodor Fritsch war die älteste antisemitische 
Vereinigung, die vor allem publizistisch wirkte. Neben dem Alldeutschen 
Verband war die bedeutendste Vereinigung der Deutsch-Völkische Schutz- 
und Trutzbund, der bis zu seinem Verbot im Jahre 1922 die führende Rolle 
unter den nationalistischen Verbänden spielte?2. Die „Deutsche Bürgerver- 
einigung“ verdient nur deshalb hervorgehoben zu werden, weil Dietrich 
Eckart ihr Gründer war. Die „Deutschsozialistische Arbeitsgemeinschaft“ 
war eine Schwesterpartei der DAP, in der sie aufging. 

Eine reichhaltige völkische Publizistik entfaltete sich ab Mai 1919. Eckarts 
Zeitschrift „Auf gut Deutsch“, sein Flugblatt „An alle Werktätigen“ und sein 
Aufruf für die von ihm gegründete „Deutsche Bürgervereinigung“ gehören 
zum ersten nationalsozialistischen Schriftgut, bevor es eine NSDAP gab. Be- 
zeichnend ist an diesen Flugschriften, daß Eckart sich gegen die Klassentren- 
nung des Volkes wandte und gegen die „Zinsknechtschaft des Leihkapitals“, 
in letzterem Programmpunkte zweifelsohne schon von Gottfried Feder be- 
einflußt*. 

Dies sind auch die beiden Grundgedanken der nationalsozialistischen Be- 
wegung, die ihr die gewaltige Schwungkraft verliehen: Überwindung der 
Klassenspaltung zur Schaffung der echten deutschen Volksgemeinschaft und 
Kampf dem internationalen Leihkapital, Brechung der Zinsknechtschaft des 
Geldes. 

Vor dem Einmarsch der „Weißen Garde“ lag die Initiative auf der völ- 
kischen Seite fast ausschließlich bei Privatpersonen, die wie Eckart ihre Pu- 


2 VB, Nr. 64 v. 15.7.1920, 5.4. 

3 S.b. Kruc, S. 125 ff. 

3a$. dazu: Uwe Lohalm: Völkischer Radikalismus. Die Geschichte des Deutschvölkischen 
Schutz- und Trutzbundes 1919— 1923, Hamburg 1970. 

4 Originalflugblätter, 1919; v. G. Feder die Schriften: Das Manifest zur Brechung der 
Zinsknechtschaft, und: Der Staatsbankerott — die Rettung. 
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blizistik meist auch selbst finanzierten, manchmal mit Unterstützung einiger 
Freunde. So gab auch Ernst Röhm privat Flugblätter heraus’; von der Thule 
aus verfaßte die ersten Flugblätter Dannehl®. Sonderdrucke aus dem MB 
wurden als Flugblätter verteilt. Nach dem Einmarsch der Truppen wurde 
sofort vom Generalkommando die Rechtspropaganda tatkräftig unterstützt’. 
Die Schriften Eckarts, Feders usw. wurden für den Truppenaufklärungs- 
dienst angekauft und verbreitet. Hauptlieferanten völkischer Schriften waren 
vor allem J. F. Lehmanns Verlag, Böpple’s Deutscher Volksverlag, der Ver- 
lag Huber, Diessen®, der Hoheneichenverlag (Eckart) und der Eherverlag. 
Fritz von Trützschler, Mitglied der Bürgervereinigung und der Thule, ver- 
faßte für das Freikorps Epp das „Merk- und Aufklärungsblatt des bayeri- 
schen Schützenkorps“ und gründete in der Thule einen Propagandaausschuß 
und eine Rednerschule. Im Juni 1919 verteilte er die Flugschriften „Grüner 
Wimpel“ und „Grün-Weiß-Schwarzer Wimpel“, in denen er das Haken- 
kreuzbanner als Zukunftssymbol Deutschlands bezeichnete und die Hoffnung 
aussprach: 

„Diese Vorarbeit wollen wir leisten, bis der Mann kommt, der uns alle 
führen wird. Niemand weiß heute, wer dieser Mann ist, und wann er kom- 
men wird. Aber wenn das Feld bearbeitet ist, wird er uns erscheinen. Das 
ist unser Glaube?!“ 

Die wichtigsten Dachorganisationen des Bürgertums und der bürgerlich- 
nationalen Vereinigungen waren: der im Dezember 1918 gegründete „Bay- 
erische Bürgerblock“ als „Spitzenvereinigung von Handel, Industrie und Ge- 
werbe“, der „Heimatdienst Bayern“!® und „Der Bayerische Ordnungsblock“. 

Letzterer war die bedeutendste Organisation des nationalen Bürgertums, 
die nicht nur die besitzenden Schichten weitgehend erfaßte, sondern auch die 
nationalen Intelligenzschichten Münchens, Professoren, Künstler, Studenten, 
Beamte usw. Einer seiner Programmpunkte lautete: Der Bayerische Ord- 
nungsblock „strebt an die Einigung aller im vaterländischen Sinne arbeiten- 


5 Röhm, $.79—81. 

6 Sebottendorff, Bevor Hitler kam, S. 74, 209. 

7 RWGK, IV, Akt Nachrichtenwesen, BHA. 

8 Feders Schriften erschienen 1919 bei Huber-Diessen; im Böpple-Verlag 1919: Drexlers 
„Mein politisches Erwachen“ und Jungs „Der nationale Sozialismus“. 

9 Die Atmosphäre bei Hitlers Arbeitsbeginn. Mitteilung eines Propheten und Kärrners. 
Fritz von Trützschler, München 1933. 

10 Dort wirkte Fritz Gerlich mit, der spätere Hauptschriftleiter der MNN. 
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den Organisationen und bekämpft als Erzübel des deutschen Wesens den 
Streit und die Zwietracht in den eigenen Reihen. Er bekennt sich zum deut- 
schen Bundesstaat im Bismarckschen Sinne und verwirft den Gedanken des 
Einheitsstaates...“ 

Der BOB spielte in der bayerischen Politik eine wichtige Rolle als Stütze 
der Regierung Kahr, als Gegner der Regierung Lerchenfeld, als Geburtsstätte 
der „Vereinigten Vaterländischen Verbände“, eines ausgedehnten Nachrich- 
tendienstes, der auch ins Ausland reichte, sowie der „Technischen Nothilfe“ 
in Bayern!!, Seine führenden Persönlichkeiten waren der Bildhauer Fritz 
Behn, der Hofrat Erwin Pixis und Dr.-Ing. Paul Tafel. Allmonatlich einmal 
lud der BOB Vertreter von etwa vierzig Münchner Vereinigungen zum Ge- 
dankenaustausch zu sich. 


„Darunter waren: 

Andreas Hoferbund, Arbeitsgemeinschaft für Wahrheit, Ehre und Recht, 
Bayerische Königspartei, Alldeutscher Verband, Bürgerblock, Bürgerrat, 
Bayerischer Kriegerbund, Bund Bayern und Reich, Deutsch-Völkische Ar- 
beitsgemeinschaft, Deutschvölkischer Schutz- und Trutzbund, Frontkrieger- 
bund, Hochschulring deutscher Art, Interessengemeinschaft der Heeres- und 
Marineangehörigen, Verein für das Deutschtum im Ausland, Bayerischer 
Heimat- und Königsbund, Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband, 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei, Neudeutscher Bund, Reichs- 
flagge, Vaterländische Vereinigungen München, Wikingbund, Thulegesell- 
schaft, die Münchner Ortsgruppen des deutschen Offizierbundes, des Natio- 
nalverbandes deutscher Offiziere, des Verbandes deutscher Regimentsver- 
einigungen, des Verbandes nationalgesinnter Studenten, des Reichsbundes 
der Kriegsteilnehmer an den deutschen Hochschulen, des Zentralverbandes 
der deutschen Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer und Hinterbliebenen!?.“ 

Das buntscheckige Bild der nationalen Vereinsmeierei wäre nicht voll- 
ständig, würde man nicht auch die monarchistischen Vereinigungen erwäh- 
nen und hervorheben, nämlich die Bayerische Königspartei und vor allem 
den Bayerischen Heimat- und Königsbund. Letzterer gewann nach Auflösung 
der Einwohnerwehren zahlreichen Anhang und zeitweise erhebliche Bedeu- 


11 Ursprüngliche Gründung der Garde-Kavallerie-Schützen-Division, Berlin. 
12 Kanzler, S. 72—75. 
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tung. Daneben aber fand man monarchistische Stimmung bei der Mehrzahl 
der rechtsgerichteten Verbände. Den Grundton der Rechtsbewegung in den 
frühen Nachkriegsjahren bestimmten antisemitische und monarchistische Ge- 
fühle!3, 

Unter allen völkischen Vereinigungen war der Deutsch-Völkische Schutz- 
und Trutzbund in der kurzen Zeit seines Bestehens der aktivste und wich- 
tigste. 

Er wurde am 18. Februar 1919 als „Tochterverband“ des „Alldeutschen 
Verbandes“ gegründet!*. Den Vorsitz hatte zunächst General Gebsattel, ab 
1920 Gertzlaff von Hertzberg. Die wichtigste Persönlichkeit in der Leitung 
war jedoch der Hauptgeschäftsführer Hauptmann a. D. Alfred Roth. Ge- 
boren im Jahre 1879 in Stuttgart, war er bereits seit 1897 ein Anhänger der 
deutschvölkischen Bewegung. 

Im Jahre 1897 war er dem Deutschen Handlungsgehilfenverband beige- 
treten. Im Jahre 1904 lernte er Georg von Schönerer, den Führer der öster- 
reichischen Alldeutschen kennen und zählte sich von da an zu dessen An- 
hängern. Außerdem war er schon vor dem Kriege Mitarbeiter des Jung- 
Deutschlandbundes. In diesen hatte ihn Generalfeldmarschall von der Goltz 
berufen, der sich die vormilitärische Erziehung der deutschen Jugend ange- 
legen sein ließ. Seit dem Jahre 1912 war Roth Mitglied des Reichshammer- 
bundes und arbeitete mit Theodor Fritsch und Adolf Bartels eng zusammen®’, 

In dem Gründungsaufruf des Deutsch-Völkischen Schutz- und Trutz- 
bundes hieß es: „Überwinden müssen wir den Geist der internationalen Hei- 
matlosigkeit. Neben die persönliche Ehre muß wieder die nationale Ehre 
treten. Nichtswürdig jeder, der nicht sein Alles setzt an die Ehre seiner 
Nation.“ 

„Unser Name sagt alles: Schutz allem deutschen, echten, bodenständigen 
Leben, aller nationalen Arbeit, und Trutz allem undeutschen, zersetzenden 
Scheinwesen, das niederzieht und das nationale Leben verflacht. Wir sind 
ein Bund deutscher Männer und Frauen, beseelt und durchglüht von natio- 
nalem und völkischem Wollen. 


13 Bericht über die innenpolitische Lage Anfang 1920, RWGK IV, Nr. 6461/11, Ia BHA. 

14 Uwe Lohahn, Völkischer Radikalismus, Hamburg 1970, S. 15 ff.; Kruck, Alldeutscher 
Verband, S. 132 f. 

15 Autobiographischer Lebensbericht Alfred Roths, Privatbesitz. 
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Wir lehnen jede Herrschaft einer volks- und landfremden Minderheit 
ab...” 

„Den Deutschen kann nur durch Deutsche geholfen werden.“ 

Als Hauptgeschäftsführer unterzeichnete den Aufruf Hauptmann d.R. 
Alfred Roth. Mitglieder des Beirats waren: Adolf Bartels, E. von Bodel- 
schwingh, Oberingenieur A. Brunner, Theodor Fritsch, Professor Gebhardt, 
von Hertzberg-Lottin, Verlagsbuchhändler Lehmann, Baurat Lucius, Ju- 
stizrat Dr. Petzoldt, Major von Stössel?®. 

Wie die Zusammensetzung des Beirats zeigt, handelte es sich um eine 
überparteiliche Organisation der führenden völkischen Aktivisten. Tatsäch- 
lich wurde der Bund besonders in Norddeutschland der Hauptträger des 
nationalen Aktivismus. Er wuchs in den drei Jahren seines Bestehens auf 
rund eine Viertelmillion Mitglieder an. 

Als Mutter-Dach- und Schutzorganisation hatte der Bund eine große 
Anzahl völkischer und nationaler Verbindungen mitbegründet, betreut, be- 
schützt und gefördert. Er nahm starken Anteil an der nationalen Selbst- 
schutzbewegung im Osten — im Kampfe gegen Polen — und selbst nach 
seiner Auflösung beteiligten sich ehemalige Mitglieder an der Organisation 
des Ruhrwiderstandes. Der nationalsozialistischen Bewegung bereitete er den 
Boden. Alfred Roth veranstaltete die „Deutschen Tage“ in Weimar (1920), 
Detmold (1921) und Coburg (1922). 

Der Bund breitete sich bereits im Jahre seiner Entstehung rasch über ganz 
Deutschland aus. Auch in München wurde noch im Jahre 1919 eine Orts- 
gruppe unter Leitung des Justizrats Willibald von Zezschwitz gegründet. 
Dieser war ein alter völkischer Vorkämpfer, eng befreundet mit Dietrich 
Eckart und seit Oktober 1920 auch Mitglied der NSDAP!?. In München 
gehörten alle führenden Persönlichkeiten der völkischen Bewegung dem 
Bunde an: Schulrat Wilhelm Rohmeder, Dr. Böpple, J. F. Lehmann, Dr. 
Erich Kühn, Dr. Paul Tafel usw."®. 

Als der Bund auf Grund des Republikschutzgesetzes im Herbst 1922 in 
den meisten Ländern des Reiches verboten wurde, trug sich die Münchner 
Ortsgruppe registeramtlich als „Verein“ ein, nahm ihm damit den Charakter 


16 Originalflugblatt, Privatbesitz. 
17 VB, Nr. 108 v. 10.4. 1937, Art: Kämpfer und Mensch, Justizr. v. Zezschwitz 70 Jahre alt. 
18 Registergerichtsakt München, Fotokopie. 
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des Geheimbundes und konnte weiter bestehen, weil das Republikschutzge- 
setz in Bayern weitgehend sabotiert wurde!®. 

Mit den anderen völkischen Vereinen und Verbänden bestand eine enge 
persönliche Verzahnung. Sie war so eng, daß die DAP bzw. NSDAP in den 
ersten beiden Jahren ihres Bestehens vielfach mit dem Bund verwechselt und 
identifiziert wurde?°. Über die rege Tätigkeit des Bundes gab der VB beson- 
ders in der Zeit Aufschluß, als er noch allgemein völkisches Blatt und nicht 
Parteiorgan der NSDAP war. „Nehmt Juden in Schutzhaft, dann herrscht 
Ruhe im Land... .“ lautete der Anfang einer Anzeige des Bundes in der Zei- 
tung Anfang Januar 1920. Der Bund war der Hauptträger der antisemiti- 
schen Propaganda in den frühen Nachkriegsjahren; bekannte antisemitische 
Redner waren Kurt Kerlen und R. J. Gorsleben, die beide der Nürnberger 
Ortsgruppe des Bundes angehörten?t. Dort sprach bereits im August 1919 
Dietrich Eckart in einer Versammlung des Schutz- und Trutzbundes über das 
Thema: „Das Leihkapital, seine internationale Macht und seine Bekämp- 
fung.“ Der Handzettel, der zum Besuch der Versammlung „Kopf“- und 
„Handarbeiter“ aufforderte, schloß mit den Worten: „Kommt alle und 
schließt die Kampffront gegen die reaktionärste Macht der Welt: den Mam- 
monismus??!“ 

Zur Reichstagswahl im Juni 1920 erließ der Schutz- und Trutzbund einen 
Aufruf im VB für seinen Kandidaten Dr.-Ing. Paul Tafel?®. 

Der österreichische Nationalrat Wichtl sprach im März 1920 vor der 
Ortsgruppe Stuttgart des Bundes über die Freimaurerei?*. Enge Beziehungen 
bestanden auch zwischen der DAP und der Stuttgarter Ortsgruppe des Bun- 
des, deren Leiter, Authenrieth, in München die Fühlung mit der DAP auf- 
nahm und Hitler als Redner für den Bund in Stuttgart gewann?. Auch sonst 
trat Hitler öfter in Versammlungen des Schutz- und Trutzbundes auf. Er be- 
gann seine Rednerlaufbahn sogar in solchen Versammlungen. Sein erstes öf- 


19 Gründung als „Verein“ am 2. 8. 1922, registeramtlich angemeldet am 29. 9. 1922, ebenda. 

20 Vgl. MP, Nr. 41 v. 19. 2. 1921; ebenda, Nr. 86 v. 14. 4. 1921, S. 5; s. a. Abschn.: Prop. 
u. Org. 

21 VB, Nr. 2v.7.1.1920, S.5; Nr. 3 v. 10. 11. 1920, $. 3; Nr. 19 v. 6. 3. 1920, $. 3. 

22 Originalhandzettel, Privatbesitz. 

23 VB, Nr. 53 v.5. 6. 1920, S. 2, Art: Obacht, deutsch-völkische Wähler! 

24 VB,Nr. 18 v.3.3. 1920, $.5. 

25 Vgl. Abschnitt über DAP. 
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fentliches Auftreten erfolgte im Oktober 1919 im Hofbräuhauskeller, wo 
Dr. E. Kühn vom Schutz- und Trutzbund vor ihm sprach?®. Als Beispiel für 
die enge Zusammenarbeit und die Unterstützung, die die junge NSDAP vom 
Bund erhielt, sei nur die Tatsache erwähnt, daß die Gründung der Ortsgruppe 
Landsberg a. Lech der NSDAP in einer Versammlung des Deutsch-Völki- 
schen Schutz- und Trutzbundes durch Benedikt Settele bekanntgegeben 
wurde?”, 

Das Erbe des Schutz- und Trutzbundes übernahm nach seinem Verbot 
(1922) die Münchner NSDAP, deren Tätigkeit von diesem Zeitpunkt an im 
wesentlichen auf Bayern beschränkt war?®. 

Persönlicher Kristallisationspunkt der Rechtsbewegung wurde General 
Ludendorff. Nach dem Scheitern des Kapp-Putsches hatte er mit Hilfe Esche- 
richs in München Asyl gefunden. Dort entfaltete er in der ersten Hälfte der 
zwanziger Jahre eine ebenso rege wie wenig glückliche politische Tätigkeit. 
Seine politische Laufbahn endete mit dem gescheiterten Hitlerputsch im No- 
vember 1923. Alle späteren Versuche, politisch noch einmal hervorzutreten, 
waren vergeblich. 


6. Die Bayerische Volkspartei 


Die Bayerische Volkspartei, am 12. November 1918 von Dr. Georg Heim, 
dem Führer der christlichen Bauernvereine gegründet, war die bayerische Ab- 
splitterung der Zentrumspartei. Daß diese Abtrennung im Augenblick des 
Umsturzes erfolgte, war kein Zufall. „Bayern den Bayern“, mit diesem 
Schlußsatz endete der Aufruf zur Gründung der Bayerischen Volkspartei!. 
Dr. Heim, der Gründer und Führer der Partei bis zum Jahre 1933, hatte 
die Abtrennung von der Zentrumspartei durchgeführt in der Überzeugung, 
daß der Norden des Reiches bolschewisiert würde. Süddeutschland und die 


26 Vgl. Abschnitt über DAP. 
27 VB, Nr. 86 v. 30. 9. 1920, $. 5. 
28 Kruck, $. 133. 
1 „Bayerischer Kurier“, Nr. 317 v. 14. 11. 1918, $. 1: „Bayerische Volkspartei“; Programm 
in Nr. 321 v. 18. 11.1918, S. 1 f.; Schwend, Bayern, S. 58. 
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ganze westliche Kultur sollten aber vor dem Bolschewismus gerettet werden; 
unter diesem Gesichtswinkel faßte er eine mögliche, wenn auch nur vorüber- 
gehende Trennung Bayerns und des katholischen Westens vom Reich ins Auge. 
In der katholischen Reichskonzeption und im katholischen Europagedanken 
sah er die Rettung des christlichen Abendlandes; diese Gesichtspunkte be- 
stimmten seine Politik. Da er nicht nur der mächtigste, sondern zweifels- 
ohne auch der fähigste Kopf der Bayerischen Volkspartei war, wurden diese 
seine Auffassungen, mit denen er nicht allein stand, zur Grundlinie der Po- 
litik der Bayerischen Volkspartei, besonders in den unmittelbaren Nach- 
kriegsjahren, als die Auflösung des Reiches mehrmals drohend bevorstand. 
Außenpolitisch stützte er seine Auffassung auf die Überlegung, daß die ka- 
tholische Europakonzeption die Billigung Frankreichs finden würde, dem 
naturgemäß die Führung dieses Europa zufallen mußte. Antibolschewistisch 
und katholisch, auf diese beiden Grundbegriffe stützte er die Politik der Bay- 
erischen Volkspartei ab?. Dabei fand er Bundesgenossen nicht nur in der 
Kirche, sondern auch — aus ganz anderen Beweggründen und mit ganz an- 
deren Absichten und Zielen — bei der rechtsaktivistischen Bewegung. Diese 
Bundesgenossenschaft erstreckte sich auf den negativen Teil des Programms: 
auf die antibolschewistische Haltung und Politik; in der positiven Zielsetzung 
standen sich die beiden Richtungen feindlich gegenüber. Der katholischen 
Reichs- und Europaauffassung setzten die Rechtsaktivisten die großdeutsche 
Reichsidee entgegen. 

Der „Dschungel“ der bayerischen Nachkriegspolitik erklärt sich aus der 
Wirksamkeit dieser beiden Grundströmungen, die teilweise parallel, teil- 
weise gegeneinanderliefen und sich vielfach kreuzten und verschlangen. Die 
verwickelten Fäden dieses politischen Spiels können nur entwirrt werden, 
wenn man die beiden Hauptstränge, den katholischen, föderativ-separatisti- 
schen auf der einen Seite, den großdeutschen, zentralistischen auf der anderen 
Seite genau verfolgt und die vielen Schattierungen, Abtönungen, Berührun- 


2 Darüber grundsätzlich: Schmelzle, UE, ferner verschiedene Art. d. „Bayerischen Kuriers“; 
Friedrich Hilpert, Die Grundlagen der bayerischen Zentrumspolitik 1918—1921, Berlin 
1941. 

Über Dr. Heim s. b. Schwend, Bayern, S. 61—68; 

Über die föderalistische Politik der Bayerischen Volkspartei: W. G. Zimmermann, Bayern 
und das Reich, 1918—1923. Der bayerische Föderalismus zwischen Revolution und Re- 
aktion, München 1953, S. 79 ff., 150 ff. 
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gen und fließenden Übergänge dieser beiden Grundrichtungen genau beachtet. 
In den ersten Nachkriegsjahren, etwa von 1919 bis Ende 1921 (Sturz der Re- 
gierung Kahr) überwog die gemeinsame Komponente: der Kampf gegen Links 
bestimmte in dieser Zeit die Gesamtpolitik beider Richtungen: die Liquidie- 
rung der Revolution, der Kampf gegen das landfremde Element, die gemein- 
samen Beziehungen zu den antimarxistischen Teilen Österreichs, zu Horthy- 
Ungarn und gewisse Kontakte zu Frankreich. Erst als in der rechtsaktivisti- 
schen Bewegung das kulturkämpferische Element in den Vordergrund trat, 
als die „Landfremden“ — in diesem Falle nichtkatholische Norddeutsche — 
in der Rechtsbewegung die Führung immer mehr in die Hände bekamen — 
die legitimistische russische und die baltische Emigration nicht zu vergessen 
—, traten die Gegensätze zwischen beiden Richtungen immer mehr zutage. 
Der Konflikt gipfelte schließlich im Staatsstreich des 8./9. November 1923, 
bei dem die Rechtsaktivisten unter Ludendorffs Führung der geplanten baye- 
rischen Staatsstreichaktion um eine Nasenlänge zuvorkamen. Das Resultat 
war für beide negativ, aber die Einheit des Reiches blieb gewahrt. Das war 
das positive Ergebnis des gescheiterten Putsches der Rechtsradikalen, des ver- 
hinderten Staatsstreiches der bayerischen Separatisten. 


Die Wahl im Januar 1919 hatte bereits eindeutig gezeigt, daß die mar- 
xistische Bewegung aller Schattierungen in Bayern bei weitem nicht den Wi- 
derhall gefunden hatte wie in Nord- und Mitteldeutschland. Dies ergab sich 
aus der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gliederung des Landes: Bayern 
war im wesentlichen ein bäuerlich-mittelständisches Land geblieben, in dem 
das industrielle Element — sowohl das kapitalistische wie das sozialistische 
— sich noch nicht hatte durchsetzen können. Aus diesen Wahlen war die 
Bayerische Volkspartei als stärkste Partei hervorgegangen. Es wäre damals 
schon möglich gewesen, eine bürgerliche Mehrheitsregierung zu bilden. Das 
Wahlergebnis war eine eindeutige Absage der großen Mehrheit der bayeri- 
schen Bevölkerung an den Marxismus. Die laue Haltung des Bürgertums 
führte jedoch dazu, daß die Revolutionäre das Heft in der Hand behielten 
und daß die Räte-Diktatur durch eine Militärherrschaft abgelöst wurde. 


Am 15. November 1918 wurde im Sprachrohr der Bayerischen Volks- 
partei, dem „Bayerischen Kurier“, ein Artikel veröffentlicht unter der Über- 
schrift: Los von Berlin! „München, das zentral gelegene, oder Wien, die herr- 


75 


liche Stadt mit der ruhmvollen Vergangenheit — das bleibt sich schließlich 
gleich; nur los von Berlin!“ hieß es in diesem Leitartikelß®. 

Und vierzehn Tage später erschien aus Dr. Heims Feder der aufsehen- 
erregende Artikel im gleichen Blatt: „Eisners Irrgänge und Bayerns Zukunft“. 
Zwei politische Möglichkeiten für Bayern wurden erwogen: „Das restige Alt- 
deutschland bleibt Staatenbund wie bisher und Deutschösterreich ein Torso- 
staat für sich oder zweitens: Deutschösterreich oder Teile von Deutschöster- 
reich vereinigen sich mit Teilen des bisherigen Deutschlands. Vom bayerischen 
Standpunkt aus betrachtet wäre das Letztere entschieden vorzuziehen®.“ In 
diesem Sinne wurde von Dr. Heim jahrelang mit Österreich, d. h. bestimmten 
politischen Richtungen in Österreich verhandelt, vor allem aber mit Frank- 
reich®. 

Dazu bediente er sich mehrerer Mittelsmänner, so des Grafen Bothmer, 
des früheren Alldeutschen Dr. Ritter, Viktor Naumanns, Dr. Buchers und des 
bekannten Pazifisten Professor Förster®. Beziehungen wurden selbstverständ- 
lich zu den rheinischen Separatisten unterhalten, vor allem zu Dorten”. 

Aus dem Leoprechtingprozeß und dem Fuchs-Machaus-Prozeß ging her- 
vor, daß erhebliche französische Gelder auch nach Bayern geflossen sind. 
Diese Mittel kamen hauptsächlich aus dem Sonderfonds der französischen 
Rheinarmee und waren vom französischen Außenministerium zur Unterstüt- 
zung separatistischer Bestrebungen im Rheinland und in Bayern zur Verfü- 
gung gestellt worden®. 


3 „Bayerischer Kurier“, Nr. 318 v. 15. 11.1918, S. 1: Leitartikel. 

4 „Bayerischer Kurier“, Nr. 333 v. 30. 11. 1918, S. 1 f.; Nr. 334 v. 1. 12. 1918; Schwend, 
$.65 f. 

5 Nach Abschriften aus Akten d. franz. Außenministeriums; ferner Hilpert, a.a.O. S. 88 ff.; 
Zimmermann. a.a.O. $. 126 ff. 

6 Nach Abschriften aus den Akten des französischen Außenministeriums; ferner Schwend, 
S. 66 f.; Hilpert, S. 97 ff. 

7 Vgl. MP, Nr. 152 v. 3./4. 7. 1920, Leitart.: Die Reichszertrümmerungskampagne Heims; 
Nr. 66 v. 21. 3. 1921, S. 1: Bayer.-franz.-Heim-Politik; Schwend, a.a.O. S. 67. 

8 Abschriftlich aus den Akten d. franz. Außenministeriums; über den Leoprechting-Prozeß 

s. a. Abschnitt: Regierung Lerchenfeld, Über den Fuchs-Machaus-Prozeß s. u. a. „Baye- 
risch-Deutsch oder Bayerisch-Französisch“, München 1923, hsgb. v. Verlag Birk d. Sozial- 
demokratischen Partei. 
Aus dem genannten Fonds der franz. Rheinarmee wurde ein Betrag v. eineinhalb Millio- 
nen Franken zur Unterstützung des „Bayerisch-katholischen Pressevereins“ u, d. „Politi- 
schen Korrespondenz der Bayerischen Volkspartei“ ausgeschüttet. Nach Abschriften aus 
Akten des franz. Außenministeriums; ferner Unv. Erinnerungen v. Prof. Fuchs, dem 
Hauptangeklagten im Fuchs-Machaus-Prozeß. 
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Wenn das Geld auch von verschiedenen Seiten genommen wurde, so hat- 
ten die Franzosen damit noch lange nicht die Gewähr, daß die Mittel auch 
in ihrem Sinne verwendet wurden. Viele nationalgesinnte Männer standen 
auf dem Stadtpunkt, daß man die Franzosen ruhig zahlen lassen solle, ver- 
wendete das Geld aber dann im vaterländischen Sinne?. Es ist nicht von der 
Hand zu weisen, daß Dr. Heim ähnlich dachte — und handelte. Vorwürfe, 
er wolle die Franzosen und Engländer gegeneinander hetzen, wurden mehr- 
fach gegen den schlauen Bauerndoktor erhoben. Auch trauten ihm die Fran- 
zosen nicht recht über den Weg, wie aus den diesbezüglichen Dokumenten 
hervorgeht! Natürlich gab es auch Leute, die aus eigennützigen und schmut- 
zigen Beweggründen Geld nahmen zur persönlichen Bereicherung und sich 
durch Verrat einen schmählichen Judaslohn verdienten, wie z. B. Leoprech- 
ting!!. Wo aber jeweils bei den einzelnen Personen und in dem ganzen ver- 
wickelten Verhandlungsspiel die Grenze zwischen schmutzigen und idealen, 
zwischen persönlichen und politischen Beweggründen lag, kann nachträglich 
nur schwer mit einwandfreier Genauigkeit festgestellt werden. In der fran- 
zösischen Deputiertenkammer wurden der französischen Regierung von kom- 
munistischen Abgeordneten wegen Förderung des bayerischen Separatismus 
und des deutschen Chauvinismus schwere Vorwürfe gemacht!?. 

Das Auf und Ab der unterirdischen und hintergründigen Politik vor al- 
lem Dr. Heims, des Führers der Bayerischen Volkspartei, in ihren födera- 
listisch-separatistischen Bestrebungen und den damit in Zusammenhang ste- 
henden Verhandlungen mit Frankreich war bestimmt erstens vom Steigen 
und Sinken der linksradikalen Gefahr und zweitens von der Verschärfung 
und der Milderung der Spannungen Bayerns mit dem Reich, die parallel lief 
mit der erstgenannten Gefahr. Daß es sich bei all diesen Plänen und Verhand- 
lungen Heims durchaus nicht um private Bestrebungen eines ehrgeizigen Po- 
litikers handelte, zeigte der Ablauf der Ereignisse zwischen 1920 und 1923. 
Eine grundsätzliche Opposition der Bayerischen Volkspartei gegen die zen- 
tralistische Weimarer Verfassung gab den eigentlichen Antrieb zu dieser unter 


9 Unv. Erinnerungen v. Georg Fuchs; vgl. auch Kapitel: Finanzierung. 
10 Abschriftl. aus Akten des franz. Außenministeriums. 
11 Verhandlungen des Bayer. Landtages, s. u. Abschnitt: Regierung Lerchenfeld. 
12 Stenographischer Bericht der zweiten franz. Kammer der Deputierten am 30. Novem- 
ber 1923; vgl. a. Zimmermann, Bayern und das Reich, S. 126, Anm. 609, wo franz. Lite- 
ratur angegeben ist; ferner Hilpert, a.a.O. S. 154 f. 
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dem Zwang der Verhältnisse aus dem föderalistischen ins separatistische Fahr- 
wasser abgleitende Politik'3. „Die Weimarer Verfassung“, schrieb Dr. Heim, 
„ist nicht auf dem Wege der Gesetzmäßigkeit zustandegekommen. Gesetz- 
bruch und Gewalt haben ihr den Boden bereitet.“ „Ich halte den Geist der 
Weimarer Verfassung für verhängnisvoll#*.“ Im Sinne Heims hatte die BVP 
schon auf ihrem Parteitag im Januar 1920 den neugeschaffenen Einheitsstaat 
scharf abgelehnt und im Bamberger Programm vom September 1920 in „Fun- 
damentalartikeln“ ihre antiweimarische, ausgeprägt föderalistische Einstel- 
lung festgelegt. Im großen und ganzen forderte dieses Programm die Wieder- 
herstellung jener Reservatrechte, die Bayern im zweiten deutschen Kaiserreich 
innegehabt hatte®, so die Steuerhoheit, die Militärhoheit, das Recht, im Rah- 
men der Reichsverfassung „mit auswärtigen Staaten Verträge abzuschließen 
und Vertreter bei auswärtigen Staaten zu bestellen!®“. Noskes Freikorps und 
preußische Gardetruppen hatten allerdings diesen Wünschen schon im April 
und Mai 1919 ein rauhes Ende bereitet. Bezüglich der außenpolitischen Ver- 
tretung blieb Bayern das Recht auf eine Gesandschaft beim Vatikan gewahrt. 
Die Errichtung einer französischen Gesandtschaft in München im Juli 1920 
stand im Widerspruch mit der Reichsverfassung. Das Vorgehen Frankreichs 
zeigte, welche Hoffnungen man sich in Paris auf eine Auflösung des Reiches 
machte, und welche Rolle man dabei Bayern zudachte. In extrem föderali- 
stischen Kreisen der Bayerischen Volkspartei sah man den französischen Ge- 
sandten in München aber nicht ungern. In den Verhandlungen Dr. Heims 
mit den Franzosen hatte die Frage einer französischen Gesandtschaft in der 
bayerischen Landeshauptstadt bereits eine Rolle gespielt; auch die päpstliche 
Nuntiatur hatte auf deren Errichtung hingewirkt!?. Auf die Rolle des fran- 
zösischen Gesandten Dard in der bayerischen Politik warf der Leoprechting- 
prozeß im Jahre 1922 ein bezeichnendes Licht!®. 

Vorbereitungen für eine mögliche Trennung Bayerns vom Reich wurden 


13 „Bayerischer Kurier“, Nr. 22 v. 15. 1. 1921, Morgenblatt, Art. v. Dr. Heim: Die innere 
bayerische Politik und die Einwohnerwehr. Schwend, S. 128. 

14 s. b. Schwend, S. 69 ff. 

15 Schwend, S. 132 ff.; Wortlaut des Programms, ebenda, S. 141 f. 

16 BK, Nr. 264 v. 20.9. 1920; Hilpert, S. 136. 

17 Aus den Akten des franz. Außenministeriums. 

18 MP, Nr. 153 v. 4. 7. 1922, S. 5; VBL, s. Abschnitt: Regierung Lerchenfeld. — Robert 
Murphy: Diplomat unter Kriegern. Berlin 1966, S. 31 f. 


78 


auch von der bayerischen Regierung erwogen, und zwar zu Beginn des Mini- 
steriums Kahr, in der Ara Lerchenfeld und in der zweiten Jahreshälfte 1923 
unter dem Generalstaatskommissar Kahr. Im Frühjahr 1920 erteilte der Mi- 
nisterpräsident Kahr den Auftrag, für den Fall des Eintretens der schlimm- 
sten Möglichkeit eine süddeutsche Verfassung auszuarbeiten!?. Zu diesem 
Zeitpunkt hielt Dr. Heim vor Parteifreunden einen Vortrag, in dem er u.a. 
folgendes ausführte: wenn der Bolschewismus nach Westen marschiere, dann 
gelte es, die christliche Kultur zu retten, und das bedeute Interessengemein- 
schaft Bayerns mit Frankreich. Durch die Radikalisierung des Nordens könne 
es zwangsläufig zur Separation Bayerns kommen, nicht weil bei uns der Se- 
paratismus wachse, sondern weil es keinen anderen Ausweg gebe?®, 

Unter Lerchenfeld wurden Separationspläne infolge der Spannung mit 
der Reichsregierung Wirth nach dem Rathenaumord ernsthaft erwogen?!. Der 
Finanzminister Krausneck rechnete damit, „daß nun der Zeitpunkt komme, 
wo Bayern aus dem Reich ausscheiden müsse“. Die Möglichkeit hänge von der 
Wirtschaft ab. „Wenn Bayern wirtschaftlich auf eigenen Füßen stehen kön- 
ne“, so sagte er zu Staatsrat Schmelzle, „wenn es monatlich genügend Kohlen 
bekomme, dann ließe sich der Schritt tun, und dann müsse er auch getan wer- 
den. Dr. Heim sei der Meinung, wir würden im Falle der Trennung genügend 
Koblen aus England erhalten und der Wert der Mark werde in Bayern sofort 
steigen, wenn es sich selbständig mache??.“ 

Die Bayerische Volkspartei trieb die Spannung mit dem Reich in der Aus- 
einandersetzung um das Republikschutzgesetz auf die Spitze. Sie „schielte 
nach den deutschnationalen und den rechtsradikalen Organisationen und sie 
machte die Politik, die von dieser Seite am wenigstens Angriffen ausgesetzt 
war. Man ging den Weg der oppositionellen Notverordnung, nicht weil man 
ihn sachlich für richtig hielt, sondern weil er parteipolitisch geboten er- 
schien?®“, 

Die Kohlenversorgung und die Frage der Schaffung einer eigenen Wäh- 
rung für Bayern spielten bei den Erwägungen der Trennung eine Hauptrolle. 


19 Schmelzle, UE. 

20 Ebda. 

21 Ebda; vgl. Abschnitt: Lerchenfeld. 
22 Schmelzle, UE. 

23 Ebda. 
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Besonders der Polizeipräsident von München, Ernst Pöhner, aber auch Pittin- 
ger, machten sich Sorgen um die bayerische Kohlenversorgung für den Fall, 
daß aus dem bolschewisierten Norddeutschland (Ruhr, Schlesien) keine Kohle 
mehr nach Bayern geliefert würde. Drohungen dieser Art wurden von seiten 
der Linksradikalen und auch der Gewerkschaften öfter als einmal ausgespro- 
chen. Pöhner stellte daher die Frage der bayerischen Kohlenversorgung in den 
Mittelpunkt der Verhandlungen mit dem französischen Saarkohlenkommis- 
sar Richert. Auch die Versorgung mit tschechischer Kohle durch französische 
Vermittlung wurde erwogen**. Pittinger ließ einen Wirtschaftsplan ausarbei- 
ten und holte von Sachverständigen ausführliche Gutachten über die Schaf- 
fung einer bayerischen Binnenwährung ein®. Diese Probleme wurden beson- 
ders akut, als nach dem Zusammenbruch des Ruhrwiderstandes die Auflö- 
sung des Reiches unabwendbar schien. Vorgeschobene Person für all diese 
Bestrebungen war Herr von Kahr, der ebenso wie die Regierung Knilling in 
die Verhandlungen mit Richert eingeweiht war; deshalb konnte der Fuchs- 
Machaus-Prozeß nicht voll aufgerollt werden, weil eine schwere Kompromit- 
tierung auch der amtlichen bayerischen Persönlichkeiten und der Regierung 
damit verbunden gewesen wäre®®, 

Die föderalistische Politik der BVP gipfelte im Generalstaatskommissa- 
riat Kahr und in der für den 12. November 1923 vorgesehenen bayerischen 
„Revolution“, die durch den Ludendorff-Hitler-Putsch am 8./9. November 
verhindert wurde. Durch das Scheitern Kahrs wurden auch die föderalisti- 
schen Bestrebungen Bayerns entscheidend getroffen. 

Der eigentliche Nutznießer und Gewinner der föderalistischen Politik 
der Bayerischen Volkspartei aber war die Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei. Die traditionelle Spannung Bayern und Reich, genährt und 
verschärft durch die antimarxistische Haltung der Bayerischen Volkspartei, 
machte Bayern zur „Ordnungszelle“, d. h. zum Asyl und zur Heimstätte der 
konterrevolutionären Bestrebungen der gesamten Rechtsbewegung, die zu- 
letzt im Sammelbecken der Hitlerbewegung mündete. 

In diesem Zusammenhang müssen auch die monarchistischen Restaura- 
tionsbestrebungen erwähnt werden, in deren Mittelpunkt das Haus Wittels- 


24 Fuchs, Unver. Erinnerungen. 
25 Akt „Bund Bayern und Reich“. Eine wichtige Rolle spielte Dr. G. Grandel, Augsburg. 
26 Fuchs, Unver. Erinnerungen. ß 
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bach gerückt wurde. Es muß besonders hervorgehoben werden, daß in die- 
sem Punkte die Monarchisten oft monarchistischer waren als der Kronpräten- 
dent Kronprinz Rupprecht. Man kann auch nicht sagen, daß die Bayerische 
Volkspartei durchweg monarchistisch eingestellt war. Das war bei den bei- 
den katholischen Parteien, beim Zentrum wie seinem weißblauen Ableger 
durchaus kein ausschlaggebender Gesichtspunkt ihrer Politik, obwohl natür- 
lich bei der BVP solche Absichten in stärkerem Maße vorhanden waren als 
bei dem stark gewerkschaftlich ausgerichteten Zentrum. Doch stand die Frage 
der Restauration bei der BVP nicht im Mittelpunkt, sondern mehr am Rande 
ihrer politischen Grundlinie; die Restauration wurde nur dann immer wie- 
der ernsthaft erörtert, wenn die Lostrennung vom Reich, die ja kein Wunsch- 
ziel, sondern eine aus weltanschaulichen Gegebenheiten (antibolschewistisch!) 
erwogene und erzwungene Möglichkeit war, in den Bereich der Vorbereitung 
rückte. 

Die beste und wahrhaft einzigartige Gelegenheit einer wittelsbachischen 
Restauration war die Bestattung des verstorbenen Königs und seiner Ge- 
mahlin in München im November 1921. Tatsächlich wurden damals auch 
weitgehende Vorbereitungen getroffen, besonders von Pittinger, dem Baye- 
rischen Heimat- und Königsbund unter Kanzler und Teilen der Reichswehr. 
Es ist kaum zu bezweifeln, daß der Putsch bei der herrschenden Stimmung 
geglückt wäre, wenn Rupprecht, auf den von den Monarchisten ein außer- 
ordentlicher Druck ausgeübt wurde?%, seine Zustimmung gegeben hätte. An 
seiner entschlossenen Ablehnung aber scheiterte dieser und noch manch anderer 
Versuch der Restauration; der Kronprinz wollte nicht durch einen Gewalt- 
streich auf den Thron der Väter zurückkehren, sondern auf demokratischem 
und gesetzlichem Wege?”. 

Wichtig waren neben den einheimischen Legitimisten auch die zugewan- 
derten: die Norddeutschen gruppierten sich mehr oder weniger um Luden- 


26aPittinger, Pöhner, Frick, Röhm und General Möhl mit der Reichswehr traten energisch 
für die Ausrufung Rupprechts zum König ein. Die Besprechungen fanden bei Pittinger 
statt. MP v. 10. 8. 1926, Artikel „VVVD. Bayern und Reich. Sanitätsrat Dr. Pittinger“. 

27 Mdl. Mitt.; ferner BK, Nr. 444 v. 19. 10. 1921, Morgenblatt; MP, Nr. 258 v. 7. 11. 1921: 
„Monarchistische Mobilisierung“; Röhm, S. 122 f.; Ludendorff, S. 174 f.; Zimmermann, 
S. 159 ff.; Kurt Sendtner: Rupprecht von Wittelsbach, Kronprinz von Bayern, München 
1954, S. 461 ff., 501 f. — Gustav von Kahr: „Wie König Ludwig III. und die Königin 
Marie Therese zu Grabe getragen wurden“, in: „Süddeutsche Monatshefte“, 29, 1931/32, 
Oktoberheft, S. 142 ff. 
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dorff; die russische Emigration hatte ihren Mittelpunkt im Hause Coburg 
(Prinz Kyrill); ihre politisch bedeutsamste Persönlichkeit war General Bis- 
kupski?®. Von den baltischen Emigranten spielten Alfred Rosenberg und 
Scheubner-Richter in der Hitlerbewegung die wichtigste Rolle. Für die Ge- 
staltung des Rußlandbildes Hitlers ist der Einfluß der nationalrussisch-monar- 
chistischen und der baltischen Emigration kaum zu überschätzen. Auch der 
oberste SA-Führer von 1926—1930, Hauptmann von Pfeffer-Salomon, war 
Baltikumer Freikorpsführer gewesen. „Der historische Gegenspieler des 
Kreml, Hitler und seine NSDAP“, schreibt mit Recht der ehemalige Militär- 
attach@ in Moskau, General Wilhelm Schubert, in seinen unveröffentlichten 
Erinnerungen, „haben aus dem Baltikum einen Großteil ihrer konstruktiven 
und destruktiven Ideen bezogen.“ 

Soziologisch waren die Hauptträger der Restauration vor allem die Offi- 
ziere, von denen die wenigsten innerlich den Anschluß an die Republik ge- 
wonnen hatten. Die meisten fühlten sich an ihren dem König geschworenen 
Eid trotz der formalen Entbindung von dieser Treueverpflichtung durch den 
Monarchen für ihr Leben gebunden, im Grunde eine Selbstverständlichkeit 
für das Standesethos des Offiziers. 

Es wurden auch Pläne eines wittelsbachischen Kaisertums in Deutschland 
im Zusammenhang mit der föderativ-separatistischen Umgestaltung erwo- 
gen; der Generalstaatskommissar von Kahr fühlte sich als Statthalter der 
Monarchie, war Vertrauensmann beim Konprinzen und erstrebte die monar- 
chische Restauration nicht nur in Bayern, sondern auch im Reiche, womöglich 
mit Rupprecht als deutschem Kaiser”. Die Bayerische Volkspartei verhielt 
sich gegenüber restaurativen Bestrebungen im allgemeinen zurückhaltend, 
war aber im Grunde dem Gedanken als solchem nicht abhold. Die Initiative 
und Verantwortung überließ sie wie immer den Aktivisten; im Ernstfalle 
hätte sie sich auch hier sofort auf den Boden der Tatsachen gestellt. Bezeich- 
nend war der Kommentar der BVC zum Tode des Königs: „Der Schritt von 
der konstitutionellen Monarchie mit ihrer scharfen Gewaltenteilung zum 
Absolutismus des parlamentarischen Einkammersystems ist kein Fortschritt, 
sondern ein Rückschritt.“ Eine Volksabstimmung über die derzeitige parla- 
mentarische Regierungsweise würde schlimm ausfallen für das System?", 


28 Mdl. Mitt. 
29 Mdl. Mitt.; ferner MP, Nr. 258 v. 7. 11.1921. 
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Eine besondere Rolle unter den föderalistisch-partikularistischen Vereini- 
gungen spielte der „Bayernbund“ unter Führung des Ingenieurs Otto Baller- 
stedt. In seiner Schrift „Großpreußen und Reichszertrümmerung, der deut- 
sche Partikularismus und Deutschlands Zukunft“, München 1919, wandte er 
sich gegen die Herrschaftsgelüste Preußens, das seine Interessen immer denen 
des Reiches vorangestellt bzw. seine Interessen mit denen Deutschlands ein- 
fach identifiziert habe. Gegen seinen „Bayernbund“ richtete sich die national- 
sozialistische Propaganda besonders heftig. Ballerstedt wurde am 30. Juni 
1934 ermordet®!. 


7. Der Kapp-Putsch und seine Bedeutung für Bayern 


Während in Norddeutschland und in Mitteldeutschland der gescheiterte 
Kapp-Putsch der Linken neuen Auftrieb gab!, zeitigte er in Bayern indirekt 
Folgen, die von schicksalsschwerer Auswirkung für die weitere Entwicklung 
warena, 

In Bayern war Anfang Juni 1919 eine neue Koalitionsregierung gebildet 
worden, die wieder überwiegend sozialdemokratisch war. Es war ein schwe- 
rer Fehler der stärksten Partei des Landes, der Bayerischen Volkspartei, daß 
sie aus taktischen Erwägungen, die im Grunde nur die Folge mangelnder 
Verantwortungsfreude waren, die Führung der Regierung wiederum den 
Mehrheitssozialisten überließ. Die Bayerische Volkspartei besetzte lediglich 
das Finanzministerium mit ihrem Parteivorsitzenden Speck und das Land- 


30 BK,Nr, 474 v.9. 11. 1921, S.1: „Politische Gedanken zum Tode des Königs“. Der Artikel 
enthält die Stellungnahme der „Bayerischen Volkspartei-Correspondenz“. 
31 Mdl. Mitt. 
1 J. Erger: Der Kapp-Lüttwitz-Putsch, Düsseldorf 1966. 
1aSachlich und gerecht urteilt Gordon in: Reichswehr, S. 96—147; darin a. zusammen- 
fassende Literaturübersicht; s. ferner Gessler, Reichswehrpolitik, S. 113—132; Schwend, 
Bayern, $. 143 ff.; Wilhelm Hoegner, Die verratene Republik, München 1958, S. 55 ff. 
ohne auf die bayerische Entwicklung näher einzugehen. (Soz. Dem. Partei-Standpunkt); 
Franz, Munich, birthplace, 329 ff.; J. T. Trebitsch-Lincoln, Der größte Abenteurer des 
XX. Jh.’s? Die Wahrheit über mein Leben, Leipzig-Zürich-Wien 1931 (Teilnehmer des 
Putsches auf Seite Kapps). 
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wirtschaftsministerium mit Baron Freyberg; die Deutsche Demokratische 
Partei erhielt das Justizministerium (Müller-Meiningen) und das Handels- 
ministerium (Hamm); alle übrigen Ministerien, darunter vor allem auch das 
Ministerpräsidium, blieben in mehrheitssozialistischer Hand. Ministerpräsi- 
dent Hoffmann bekleidete außerdem noch das Amt des Außenministers und 
des Kultusministers. 

Nach der Eroberung Münchens durch die „Weiße Garde“ dauerte es mo- 
natelang, bis die Regierung und der Landtag es wagten, vom Bamberg nach 
München zurückzukehren. Selbst die Bayerische Verfassung vom 14. August 
1919 wurde vom Landtag noch in Bamberg beschlossen. Aus einem Bericht 
der Polizeidirektion München an den Ministerpräsidenten Hoffmann geht 
hervor, daß das lange Verbleiben der gesetzmäßigen Gewalten am Fluchtort 
böses Blut in der Landeshauptstadt machte. „Feigheit, Wohlleben und per- 
sönliche Gewinnsucht werden als die Gründe bezeichnet, die die Mitglieder 
der Regierung und des Landtags bisher von der Übersiedelung nach München 
abhielten?“, hieß es in dem Polizeibericht. 

Die Wiederherstellung der Ordnung wurde von der Regierung den mili- 
tärischen Gewalten überlassen. Aus diesem Grunde wurde das fernere Ge- 
schick Bayerns mehr noch als das des Reiches von den militärischen Kräften, 
der Reichswehr und den Wehrverbänden, bestimmt. Die bayerische Verfas- 
sung war, wie die Reichsverfassung, „Ausgeburt des demokratischen Hoch- 
gefühls von damals... Für sie gilt das Wort Thiers’ von der französischen 
Verfassung von 1793, nämlich, daß sie in einem Anfall ‚demokratischer Ra- 
serei‘ gemacht wurde®“. Als Berichterstatter für die Bayerische Volkspartei 
spielte der spätere Ministerpräsident Dr. Held eine große Rolle; er war einer 
der Hauptvertreter der Diktatur des Parlaments. In den Mittelpunkt des 
Staatslebens wurde der Landtag gestellt, dem nicht nur die gesetzgebende, 
sondern auch die ausübende Gewalt eingeräumt wurde. Durch diese völlige 
Unterordnung der Regierung unter den Landtag wurde die Exekutive mehr 
als einmal in eine hilflose Lage gedrängt; das „Hineinregieren“ unbefugter 
Personen, die Bildung von „Nebenregierungen“ hatte hierin eine ihrer we- 


2 Handschriftlicher Entwurf eines Briefes an den Ministerpräsidenten vom 27. 6. 1919, 
ohne Unterschrift; dem Inhalt nach von Pöhner; RWGK IV; Ib BHA, Bund 13, Akt 
Politik. 

3 Schmelzle, UE; danach Zitat von Thiers. 
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sentlichsten Ursachen, und die schwer erschütterte Staatsautorität wurde da- 
durch vollends zerrüttet. Die Ernüchterung auf diesen demokratischen Rausch 
kam sehr bald; bereits im Jahre 1920 wurde heftig Kritik am Parlamentaris- 
mus geübt und von der Notwendigkeit der Reform gesprochen. Dr. Heim 
war einer der ersten, der seine Stimme gegen die Parlamentsherrschaft erhob®, 
ebenso der „Bayerische Kurier“. Aus der Erkenntnis wurde freilich keine 
Nutzanwendung gezogen, vielmehr ließ man sehenden Auges den Staats- 
wagen in die Diktatur hineinschlittern. 

Infolge der Bindungen der mehrheitssozialistischen Regierung Hoffmann 
nach links konnten sich USPD und KPD auch nach der Niederschlagung der 
Räterepublik ungestört weiterentwickeln. In München war die USPD be- 
sonders stark und spielte im Stadtrat eine große Rolle. Die Agitation der 
Linksradikalen fand durch die wirtschaftliche Not günstigen Nährboden. Die 
Nachwirkungen der Kriegswirtschaft, die Zerrüttung durch den Bürgerkrieg, 
der große Arbeits- und Produktionsausfall durch die vielen Streiks, die Hun- 
gerblockade, die Reparationslieferungen: all das zusammen hatte Mangel- 
erscheinungen bei den wichtigsten Lebensgütern hervorgerufen, vor allem bei 
Kohle und Lebensmitteln. Auf der anderen Seite zeigten sich unverhüllt und 
schamlos der Reichtum der Kriegsgewinnler, Genußsucht und Bestechlichkeit 
unter der parlamentarischen Herrschaft in einer Weise, die aufreizend und 
verbitternd wirkte, um so mehr, als von der Regierung gegen alle diese Miß- 
stände wenig oder nichts unternommen wurde, auch dort nicht, wo es tat- 
sächlich möglich gewesen wäre, Abhilfe zu schaffen. Die Unzufriedenheit mit 
der Regierung wuchs; die linksradikale Bewegung zog Nutzen aus diesen 
zerrütteten Zuständen unter wohlwollender Duldung der Regierung. Auf 
der bürgerlichen Seite nahm der Unmut an diesen Zuständen zu, und die 
Folge davon war eine Orientierung nach rechts. Dies machte sich im Anwach- 
sen der antisemitischen Propaganda und in einem stärkeren Hervortreten der 
Einwohnerwehren und der sonstigen Wehrverbände bemerkbar®. 


4 Ebda. 

5 BK, Nr. 71 v. 11. 3. 1920, S. 1: Parlamentarismus und seine Verbesserungen; Nr. 169 
v. 17. 6. 1920, S. 1: Die Krisis des deutschen Parlamentarismus; vgl. a. b. Werner Conze, 
Die Krise des Parteienstaats in Deutschland 1929/30, in HZ, Nr. 178 (1954) S. 47—83; 
ferner K. D. Erdmann, Die Geschichte der Weimarer Republik als Problem der Wissen- 
schaft, in VjZG, III (1955), $.1—19. 

6 Lagebericht des RWGK IV v. Juli bis Dez. 1919, BHA. 
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Der Kriegszustand wurde am 1. Dezember 1919 aufgehoben; an seine 
Stelle trat ein gemilderter Belagerungszustand. Der Polizeipräsident von 
München und die Präsidenten der Kreisregierungen wurden mit besonderen 
Vollmachten zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit ausgestattet’. Diese 
Maßnahmen waren ein deutlicher Maßstab für die gespannte Lage, die um die 
Jahreswende 1919/20 herrschte. 

Der nationale Wille äußerte sich zum ersten Male stärker in der Stellung- 
nahme gegen das Auslieferungsbegehren der Entente, die eine „Kriegsverbre- 
cherliste“ aufgestellt hatte, auf der, vom Kaiser angefangen, die bedeutend- 
sten militärischen und politischen Führerpersönlichkeiten Deutschlands im 
Weltkrieg standen, darunter z. B. sämtliche bayerischen Generale®. Heftige 
Protestkundgebungen fanden statt, an denen vor allem die Studenten führen- 
den Anteil hatten. Der Kapp-Putsch traf daher in München auf eine entspre- 
chend vorbereitete Stimmung, besonders bei den Rechtsaktivisten, der Reichs- 
wehr, den Einwohnerwehren und den Zeitfreiwilligen®. Entsprechende Fä- 
den waren schon vorher gesponnen, das ging aus einer Äußerung Dr. Heims 
hervor, der drei Wochen vor dem Putsch eine diesbezügliche Nachricht von 
„einem bayerischen Offizier“ erhalten hatte, „der heute im linken Lager 
steht!°“. Die Entwicklung wurde von den Zeitfreiwilligen und der Führung 
der Einwohnerwehr beeinflußt, während das Reichswehrgruppenkommando 
eine bremsende Wirkung gegenüber den Aktivisten im Offizierkorps, in der 
Einwohnerwehr und vor allem bei den Zeitfreiwilligen ausüben mußte. Ge- 
neral von Möhl lehnte es — in voller Übereinstimmung mit seinem General- 
stabschef Major von Prager!! — ab, sich dem Kappschen Staatsstreich anzu- 
schließen, einer Unternehmung, „der jede gesetzliche Grundlage fehlte. Man 
hat mir zugemutet“ — mit diesen Worten nahm General von Möhl abschlie- 
ßend zum Kapp-Putsch Stellung —, „blindlings mich einem Mann unterzu- 
ordnen, den ich nicht kenne, dessen Ziele ich nicht weiß, der es nicht für nötig 


7 Lagebericht vom Anfang Dezember 1919, RWGK IV, BHA. 
8 BK, Nr. 36 v. 5. 2. 1920, S. 1: Die Auslieferungsliste; Nr. 44 v. 13. 2. 1920, S. 4: Massen- 
protest gegen Auslieferung. 
9 MRP, Nr. 4 v. 17.1.1920; Nr. 6 v. 23. 1. 1920; Nr. 8 v. 30.1. 1920. 
10 Georg Heim: Bayern um die Kapp-Wende, in MNN v. 12. 11. 1928, S. 1; bei dem 
„Bayerischen Offizier“ kann es sich nur um den Hauptmann Karl Mayr handeln. 
11 Mdl. Mitt.; s. a. Erger, a.a.O., S. 157, 177. 
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hält, mit mir in Verbindung zu treten, der aber versuchte, mir meine Truppen 
unter den Händen wegzuziehen .. .12.“ Diese Stellungnahme des bayerischen 
Gruppenbefehlshabers warf ein bezeichnendes Licht auf die mangelhafte 
Vorbereitung des Unternehmens. An der Haltung Möhls scheiterte wesentlich 
der ganze Putsch, der in der bayerischen Reichswehr besonders von den jünge- 
ren Offizieren, voran Röhm, aber auch Hauptmann Karl Mayr, begeistert 
begrüßt wurde!?. Die Zeitfreiwilligen, deren Hauptquartier sich in der Tür- 
kenkaserne befand, waren auf die Kunde von den Berliner Vorgängen kaum 
zu halten. Oberst von Epp begab sich mit seinen beiden Generalstabsoffizie- 
ren, Hörauf und Röhm, in die Türkenkaserne, um die Zeitfreiwilligen zu 
beruhigen. Oberleutnant Hemmeter und Rittmeister von Thüngen hielten 
dort „zündende Ansprachen“ und schürten die Begeisterung der studentischen 
Freiwilligen für die erhoffte Rechtsdiktatur!*. Unter anderen waren auch 
Dietrich Eckart und Adolf Hitler dort anwesend5. 

Eckart hatte auch als erster den Geheimrat Dr. Heim in Regensburg am 
14. März über die Münchner Vorgänge unterrichtet!®. Auf die Nachricht von 
dem Berliner Putsch waren der Landeshauptmann Escherich und sein Stell- 
vertreter Kanzler telegraphisch von einer Dienstreise nach München zurück- 
beordert worden. Noch am Abend des 13. März fanden die entscheidenden 
Besprechungen statt, an denen neben Escherich und Kanzler der militärische 
Stabsleiter, Oberstleutnant Kriebel, dessen Stellvertreter, Major Siry, Oberst 
Epp, Hemmeter, Frhr. von Thüngen und General von Schoch teilnahmen. 
Die Führung der politischen Geschicke war an diesem Tag in die Hände der 
Einwohnerwehrleitung übergegangen. 

Als bekannt wurde, daß die Regierung Hoffmann eine Massenversamm- 
lung der KPD und USPD im Zirkus Krone für den folgenden Tag, den 14. 
März, genehmigt hatte, drohten die Zeitfreiwilligen zum Handeln überzu- 
gehen, wenn die Regierung Hoffmann nicht abdanke. Escherich begab sich 
unter dem Eindruck der drohenden Haltung der Zeitfreiwilligen zusammen 
mit Kanzler, Kriebel, Hemmeter, Kahr und Pöhner in der Nacht vom 13. 


12 Zitat nach Kanzler, S. 58; ferner MRP, Nr. 23 v. 13. 3. 1920; Nr. 24 v. 13. 4. 1920; 
Erger, a.a.O., S. 186 f.; Lüttwitz, S. 97 ff. 

13 Röhm, S. 101—107. 

14 Mdl. Mitt.; MP, Nr. 230 v. 4. 10. 1920, S. 2; Röhm, S. 101 ff. 

15 Mdl. Mitt. 

16 Heim in den MNN. v. 12. 11. 1928. 
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auf 14. März zu General von Möhl mit der Bitte, den Ministerpräsidenten 
Hoffmann um Übertragung der vollziehenden Gewalt zu ersuchen. Möhl er- 
klärte sich dazu bereit und begab sich mit den genannten Herren morgens drei 
Uhr ins Ministerpräsidium; Hoffmann trat von der Regierung zurück”. 

Entgegen dem Wunsch der Einwohnerwehren, der Reichswehr wie auch 
entgegen der allgemeinen Erwartung der Fraktion der Bayerischen Volks- 
partei hatte Dr. Heim das Ministerpräsidium abgelehnt und den Regierungs- 
präsidenten G. von Kahr vorgeschlagen'®. Dr. Heim begründete seine Ableh- 
nung damit, daß ein Ministerpräsident gewählt werden müsse, der vor allem 
das Vertrauen der Einwohnerwehren und der Wehrverbände habe; dies sei 
bei Herrn von Kahr der Fall!9. „Auf meine Veranlassung begab sich Escherich 
unverzüglich zu Kahr, um ihn zu gewinnen. Kahr wollte ursprünglich davon 
nichts wissen; erst als Escherich ihm versicherte, daß er die ganze Einwoh- 
nerwehr und das ganze vernünftige Bayern hinter sich haben werde, willigte 
er schweren Herzens ein“, schrieb Dr. Heim?®. 

Während der Kapp-Putsch in Berlin binnen fünf Tagen zusammengebro- 
chen war und als Auswirkung im wesentlichen das Gegenteil von dem erzielt 
hatte, was der ursprüngliche Zweck — bis auf die Reichstagswahlen, die tat- 
sächlich am 6. Juni 1920 stattfanden — gewesen war, hatte er in Bayern sein 
Ziel erreicht?!: den Sturz der sozialistischen Regierung, die Wahl einer bürger- 
lichen Regierung. Bis zum Jahre 1945 blieben die Sozialdemokraten in Bayern 
aus der Regierung ausgeschaltet. Sie lehnten die angebotene Teilnahme an 
einer Koalition ab, überwiegend aus Voreingenommenheit gegen Kahr. Die 
schweren Angriffe, die sie gegen die bürgerlichen Regierungen richteten, fal- 
len durch ihren freiwilligen Verzicht auf Teilnahme an der Regierung auf sie 
selbst zurück2?. Von 1920 bis 1933 regierte in Bayern die Bayerische Volks- 


17 Tagebuch Escherich, unveröffentlicht, Eintrag v. 14. 3. 1920; Alexander Siry, Unver- 
öffentliche Erinnerungen; MRP, Nr. 25 v. 14. 3. 1920; Schwend, S. 148, bringt folgende 
charakteristische Äußerung des Vorsitzenden der SPD-Fraktion Timm: „Wenn es noch 
etwas zu retten gibt, ist es nur zu retten von den bürgerlichen Parteien“. 

18 Tagebuch Escherich, Eintrag v. 16. 3. 1920; Schwend, $. 153: „Es wäre die Stunde Dr. 
Heims gewesen. Die Entscheidung fiel nicht für politisches Führertum, sondern für ein 
politisches Figurantentum.“ 

19 Heim, a.a.O. 

20 Ebda. 

21 Vgl. a. Eyck, Weimarer Republik, S. 208 f.; Stampfer, Die ersten vierzehn Jahre, $. 172. 

22 Über die schwächliche Haltung des Ministerpräsidenten Hoffmann und die Verwirrung in 
der SPD s. das harte Urteil b. Schwend, S. 147 ff. 
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partei mit wechselnder Unterstützung durch die Deutsch-Demokratische Par- 
tei, den Bauernbund und die Deutschnationalen. Zur Macht gekommen war 
die Bayerische Volkspartei aber nicht durch eigene Kraft auf parlamentari- 
schem Wege, sondern sie war in den Sattel der Verantwortung gehoben wor- 
den durch die Reichswehr, die Einwohnerwehren, die Zeitfreiwilligen. Die 
Errichtung der bürgerlichen Demokratie war das Werk der bewaffneten 
Macht?®. 


23 „Das sich die nach dem Ausscheiden der Sozialdemokraten zur politischen Führung be- 
rufene Bayerische Volkspartei damals nicht politisch stark genug machte, d. h. keinen 
politischen Führer herauszustellen vermochte, ..... war mehr als ein Armutszeugnis.“ 
Schwend, S. 152/3; Franz, Munich birthplace, S. 330 f.; Hoegner, Der schwierige Außen- 
seiter, S. 15 f. 
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II. Das Werden der Hitlerbewegung 


1. Die „Deutsche Arbeiterpartei“ (DAP) 


Unter den vielen nationalen Gruppen, die als Reaktion auf den Umsturz 
und die gewaltige Linksbewegung in den Jahren 1918/19 wie Pilze aus dem 
Boden schossen, war auch die „Deutsche Arbeiterpartei“. Ihre Entstehung 
reichte zurück in die zweite Hälfte des Krieges; ihr amtliches Gründungs- 
datum ist der 5. Januar 1919!. 

Anton Drexler (1884—1942), der Gründer der Deutschen Arbeiterpartei, 
bezeichnete in seiner Ansprache zu Hitlers Geburtstag am 20. April 1923 im 
Zirkus Krone den 7. März 1918 als den eigentlichen Gründungstag der Be- 
wegung?. Drexler hatte an diesem Tag den 

„Freien Arbeiterausschuß für einen guten Frieden“ 

ins Leben gerufen; vorher schon, im Jahre 1917, war er der damals entstan- 
denen Vaterlandspartei beigetreten, hatte ihr aber nur drei Monate lang an- 
gehört. Als Vaterlands-Parteiler war er bei seinen Arbeitskameraden in der 
Reichsbahnhauptwerkstätte München, bei der er als Werkzeugschlosser be- 
schäftigt war, nur auf höhnische Ablehnung gestoßen, als „Verdummter“ oder 
„Bezahlter“. Deshalb entschloß sich Drexler, um bei der Arbeiterschaft seine 
Gedanken wirkungsvoller vertreten zu können, in Anlehnung an den seit 
August in Bremen bestehenden „Freien Arbeitsausschuß für einen deutschen 
Arbeiterfrieden“ eine Ortsgruppe dieser Vereinigung in München zu grün- 
den. Nach eigenen Angaben brachte es Drexler in München zunächst nur auf 
vierzig Mitglieder, während in Norddeutschland der Ausschuß angeblich 
290 000 Mitglieder hatte?. Die Besprechung zur Gründung des genannten 
Ausschusses fand im Gasthaus „Mething“ in der Methingstraße in München 
statt*. 


1 Darauf verweist bereits das Mitteilungsblatt Nr. 14 der NSDAP v. 26. April 1922, Ori- 
ginal, Privatbesitz. 

2 VB, Nr. 74 v. 22./23. April 1923; ferner Konrad Heiden, Geschichte des Nationalsozia- 
lismus, Berlin 1932/33, S. 9. 

3 Drexler, Mein politisches Erwachen, S. 20. 

4 Fotokopie des Sitzungsprotokolls, Privatbesitz. 
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Drexler verlas dabei einen von ihm verfaßten Aufruf, in dem er zur Be- 
kämpfung des Wucher- und Schiebertums und aller Hindernisse aufforderte, 
die sich der Erringung des Endsieges entgegenstellten; der Siegeswille der 
Arbeiterschaft sollte gehoben, die Zuversicht zum Sieg gestärkt werden. Eng- 
land sei der Todfeind, den man niederkämpfen müsse®. 


Bei der Besprechung wurde folgender Beschluß gefaßt: 


Zur besseren Wirkung des Aufrufes sollten Kameraden der größeren Be- 
triebe den Aufruf ebenfalls unterzeichnen; Dr. med. Johann Dingfelder sollte 
als Redner für eine allgemeine Versammlung gewonnen werden®. Der Be- 
schluß wurde von 28 Personen unterzeichnet, Drexler miteingerechnet; es 
handelte sich bei den Unterzeichnern um Arbeitskollegen Drexlers in der 
Hauptwerkstätte, die er durch persönliche Einwirkung gewonnen hatte’. 

Ehe die Darstellung der Entwicklung hier weitergeführt wird, ist es not- 
wendig, sich mit der Person Anton Drexlers näher zu befassen, weil die Ent- 
stehungsgeschichte der Deutschen Arbeiterpartei eng mit seinem Namen ver- 
knüpft ist. Sohn eines Bahnarbeiters und gebürtiger Münchner, erlernte Drex- 
ler den Schlosserberuf und trat ebenfalls in die Dienste der Eisenbahn. Geistig 
rege, befaßte er sich früh mit politischen Problemen und kam mit führenden 
Männern der völkischen Bewegung in Fühlung. Als seinen geistigen Betreuer 
darf man wohl den streng völkisch gesinnten Dr.-Ing. Paul Tafel bezeichnen, 
der führendes Mitglied des Germanenordens und in den frühen Nachkriegs- 
jahren Vorsitzender des „Bayerischen Ordnungsblocks“ war. Drexler war in 
seinem politischen Wirken persönlich ebenso stark aus dem Hintergrunde ge- 
steuert wie sachlich auch — jedenfalls in den Anfängen — die DAP, wovon 
später noch die Rede sein wird. Tafel war es auch, der dem Arbeiter Drexler 
die Spalten der nationalliberalen und nach dem Umsturz deutschnationalen 
„München-Augsburger-Abendzeitung“ öffnete. In dieser Zeitung veröffent- 
lichte Drexler am 9. Januar 1918 einen Artikel unter dem Titel: „Das Ver- 
sagen der proletarischen Internationale und das Scheitern der Verbrüderungs- 
idee®.“ Auch sonst fand Drexler in der bürgerlichen Münchner Presse großes 


5 Fotokopie des Aufrufs, Privatbesitz. 

6 Fotokopie des Sitzungsprotokolls, Privatbesitz. 

7 Fotokopie der Unterzeichnerliste, Privatbesitz. 

8 München-Augsburger-Abend-Zeitung, Nr. 15 B v. 9. 1. 1918. 
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Entgegenkommen, das er selbst lobend hervorhebt?. Im Jahre 1918 trat Drex- 
ler dem freigewerkschaftlichen Eisenbahnerverband bei mit der Absicht, im 
Verbande seine politischen Anschauungen zu vertreten und zu verbreiten. 

Die wichtigste und praktisch einzige Möglichkeit zur Verbreitung seiner 
Ideen war für Drexler die persönliche Unterhaltung mit den Arbeitskame- 
raden, die zu ihm zur Werkzeugausgabe kamen. Drexler war kein guter Ver- 
sammlungsredner. Mittel zur schriftlichen und gedruckten Propaganda hatte 
er selbst nicht; daß er gelegentlich in der einen oder anderen Zeitung einen 
Artikel veröffentlichen konnte, fiel propagandistisch kaum ins Gewicht. 

Bei der Werkzeugausgabe, die Drexler in der Hauptwerkstätte München 
hatte, entspannen sich die politischen Gespräche; der Mut Drexlers, als natio- 
naler Einzelgänger unter den durchweg marxistisch gesinnten Arbeitskame- 
raden seine Ideen zu verbreiten, ist um so bewundernswerter, als er dadurch 
nicht nur ständig Beruf und Brot, sondern auch Gesundheit und Leben der 
Gefahr aussetzte. Im Jahre 1923 wurde er bei einer politischen Auseinander- 
setzung in seiner Arbeitsstätte niedergeschlagen und schwer verletzt; er verlor 
im Zusammenhang damit auch seinen Arbeitsplatz und konnte erst im Jahre 
1933 wieder in den Bahndienst zurückkehren. 

Drexlers Werbekraft beruhte auf seinem schlichten und anständigen We- 
sen, das im persönlichen Gespräch wirkte. Darin lag aber auch die Grenze 
seiner politischen Wirksamkeit, die er selbst wohl kannte und die für den spä- 
teren Verlauf der Ereignisse mitbestimmend war. 

Am 2. Oktober 1918 hielt Drexler im Wagner-Saal in München seine erste 
öffentliche Versammlung ab. Unter den Zuhörern befand sich auch Karl 
Harrer (1890—1926), Sportberichterstatter von Beruf. Harrer nahm auf 
Grund des Versammlungserlebnisses persönliche Verbindung mit Drexler auf 
und gründete zusammen mit diesem noch im Oktober 1918 den 

„Politischen Arbeiterzirkel“. 

Auch diese Gründung war nicht auf rein private Initiative zurückzufüh- 
ren. Harrer war Mitglied der Thule-Gesellschaft, des äußeren Kreises des 
Germanenordens und betrieb die Gründung des Arbeiterzirkels im Auftrag 
seiner völkischen Geheimverbindung!®. Den Charakter einer solchen prägte 


9 Drexler: Mein politisches Erwachen, $. 23. 
10 Sebottendorff, S. 74. 
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Harrer auch dem „Politischen Arbeiterzirkel“ auf. In den am 24. März 1919 
festgelegten Satzungen hieß es: 

„Paragraph 2. Der politische Arbeiterzirkel ist eine Vereinigung ausge- 
wählter Persönlichkeiten zwecks Besprechung und Studium politischer Ange- 
legenheiten.“ Im Paragraph 3 wurde die Mitgliedschaft bestimmt; nur durch 
die Berufung vom Zirkel bzw. dessen Vorsitzendem unter Zustimmung der 
Vereinigung konnte die Mitgliedschaft erworben werden. Ein Beitrag wurde 
nicht erhoben, jedoch mußten sich die Mitglieder zum Eintritt in die DAP 
und zu strengstem Stillschweigen über die Namen der Mitglieder, Ort und 
Zeit der gewöhnlich allwöchentlich stattfindenden Zusammenkünfte sowie 
aller sonstigen internen Angelegenheiten verpflichten. Harrer war Vorsitzen- 
der; außerdem gehörten der Vereinigung noch folgende Personen an: 

Drexler, die Brüder Girisch, Brummer, Kufner, Lotter, Lehner, Sauer, 
Joas. Außer den Brüdern Girisch, die zusammen ein Feilenhauergeschäft hat- 
ten, waren alle übrigen Arbeiter der Hauptwerkstätte Münchent!. Die Per- 
sonen wechselten häufig; viele schieden nach ein oder zwei Sitzungen wieder 
aus und tauchten als Namenlose im Strom des Zeitgeschehens unter. Neben 
Harrer blieben nur Drexler und Lotter von Bedeutung für die spätere Ent- 


wicklung. 
In der Sitzung vom 17. Dezember 1918 wurde folgende Referatsvertei- 
lung vorgenommen: 
Waffenstillstandsbedingungen Girisch I 
Revolution Lehner 
Verschiedenes Harrer 
Frieden Drexler 
München Kufner 
Auswärtige Presse v. Heimburg 
Deutschland Lotter!? 


Themen der Sitzungen waren z. B.: „Deutschlands größter Feind der 
Jude!“ (Referat Harrer in der Sitzung vom 11. Dezember 1918); „Warum 
der Krieg gekommen!“ (Referat Harrer in der Sitzung vom 17. Dezember 


11 Satzungen, Fotokopie, Privatbesitz. 
12 Sitzg. Protokoll v. 17. 12. 1918, Fotokopie, Privatbesitz. 
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1918); „Warum wir den Krieg gewinnen mußten!“ (Referat Harrer in der 
Sitzung vom 16. Januar 1919); „Hätten wir den Krieg gewinnen können?“ 
(Referat Harrer in der Sitzung vom 22. Januar 1919); „Wodurch wurde der 
Krieg verloren?“ (Referat Harrer in der Sitzung vom 30. Januar 1919); 
„Was sind die Folgen des verlorenen Krieges?“ (Referat Harrer in der Sit- 
zung vom 5. und 11. Februar 1919); „Wie ist eine Besserung der Lage 
Deutschlands möglich?“ (Referat Harrer in der Sitzung vom 11. Februar 
191918, 

In diesen Referaten klangen die Grundthemen der Hitlerbewegung deut- 
lich an: Der Jude ist Deutschlands größter Feind; nach ihm ist der schlimmste 
Gegner Deutschlands England. Erweiterung des Kolonialbesitzes wurde ver- 
langt und Vorwärtskommen des deutschen Arbeiters, „der ein Recht hat, als 
der Tüchtigste die niedere Arbeit andere machen zu lassen“; das deutsche 
Volk hätte den Krieg gewinnen können, wenn es einig gewesen wäre; die 
Schuld am Verlust des Krieges tragen die Juden und ihre revolutionären 
Handlanger, besonders die Sozialdemokraten. 

In der Sitzung vom 30. Januar erhob Harrer Bedenken gegen Preisgabe 
der Vorgänge und Besprechungen an Außenstehende; der streng esoterische 
Charakter sollte gewahrt bleiben, besonders auch auf Grund der wachsenden 
Gefährdung von seiten der Linken. 

Auch die Revolution und die damit verbundenen erhöhten Gefahren hiel- 
ten Drexler nicht ab, unermüdlich für die Idee der nationalen Gemeinschaft 
zu wirken. Die Zusammenkünfte des Zirkels fanden sogar in den Monaten 
November bis Dezember 1918 statt; der Gründung der Partei gingen Zweier- 
und Dreier-Besprechungen im Cafe Gasteig am Rosenheimer Berg voraus!#, 
Daran nahmen Harrer, Drexler und Michael Lotter teil. Letzteren hatte 
Drexler an seiner Arbeitsstätte Anfang Dezember 1918 als neuen und aktiven 
Freund für seine Sache gewonnen: Michael Lotter war der erste Schriftführer 
der Partei bis Januar 1920. 

Lotter war im November 1918 von der Marine, der er als aktiver Ma- 
trose angehört hatte, entlassen worden und hatte in der Eisenbahnhaupt- 
werkstätte München eine Stellung gefunden. Dort lernte er bei der Werk- 
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zeugausgabe Drexler kennen. Harrer, Drexler und Lotter bildeten den 
Dreier-Ausschuß, der die „Deutsche Arbeiterpartei“ gründete. 

Am 5. Januar 1919 trafen sich zu diesem Zwecke etwa 25 Eisenbahner der 
Hauptwerkstätte im Fürstenfelder Hof in der Fürstenfelderstraße; Harrer 
war, nach Lotters sicherer Erinnerung, nicht anwesend®5. Drexler gab bei 
dieser Gründungsversammlung Richtlinien bekannt, die er für diesen Zweck 
ausgearbeitet hatte; diese lagen auch dem späteren Programm zugrunde, das 
ebenfalls im wesentlichen Drexlers Schöpfung ist!®. 

Wenige Tage nach der Gründung im Fürstenfelder Hof, der nur dieses 
eine Mal für eine Zusammenkunft benutzt worden war, wurde in den Räu- 
men der Thule-Gesellschaft, im Hotel Vierjahreszeiten, ein nationalsoziali- 
stischer deutscher Arbeiterverein mit Harrer als Reichsvorsitzendem, Drexler 
als Leiter der Münchner Ortsgruppe und stellvertretendem Reichsvorsitzen- 
den gegründet. Auch der Eisenbahnsekretär Anton Daumenlang, einer der am 
30. April 1919 im Luitpold-Gymnasium in München ermordeten Geiseln, 
war Mitglied der Thule-Gesellschaft und wirkte in diesem Sinne an seiner 
Arbeitsstätte!”, 

Harrer hatte Drexler und Lotter in die Thule eingeführt, wo öfter Zu- 
sammenkünfte stattfanden. In der’Thule lernten Drexler und Lotter auch Diet- 
rich Eckart kennen. Drexler gewann Eckart für Vorträge in seiner Partei. 
Dies war wohl der erste größere Erfolg, den Drexler in personeller Hinsicht 
erzielte; er war von entscheidender Bedeutung für die Frühgeschichte der Be- 
wegung. Einige Monate später gelang es Drexler, auch Gottfried Feder, der 
ebenfalls in der Thule als Gast verkehrte, als Vortragenden zu gewinnen; 
Drexler war von Feders Schrift „An alle, alle! Das Manifest zur Brechnung der 
Zinsknechtschaft“ (München 1919) tief beeindruckt und wurde von Feders 
Ideen stark beeinflußt. In der Thule machte Drexler auch die Bekanntschaft 
mit dem Zahnarzt Friedrich Krohn, der zu den geistigen Vätern der DAP 
und der Deutschsozialistischen Partei (DSP) gehörte. Drexlers Wirken wäre 


15 Mdl. Mitt. — Brief Drexlers an Fiehler über Entstehung der NSDAP v. 16. 10. 1934, 
Stadtarchiv München. 

16 Ulrich Hasselbach, Die Entstehung der nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei 
1919—1923, (Diss.) Leipzig 1931, S. 13. Hasselbach stützte seine Arbeit im wesentlichen 
auf Material der Sammlung Rehse und auf Mitteilungen Drexlers. 

Friedrich Plümer, Die Wahrheit über Hitler und seinen Kreis, München 1925. 
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ohne die geistige Beeinflussung und Betreuung durch Männer wie Tafel, 
Eckart, Feder und Krohn nicht denkbar. Diese seine geistigen Mentoren ge- 
hörten der Thule und dem Germanenorden an. 

Bei den Versammlungen, die in den wirren Zeiten besonders der ersten 
Jahreshälfte 1919 von der DAP abgehalten wurden, schwankte die Zahl der 
Teilnehmer zwischen zehn und vierzig Personen. Öffentliche Werbung fand 
auf ausdrückliche Anordnung Harrers überhaupt nicht statt; Interessenten 
und vertrauenswürdig erscheinende Personen wurden mündlich oder durch 
Handschreiben eingeladen. Diese Handschreiben, die Lotter ausfertigte, gal- 
ten dann auch als Parteiausweis. Mitgliedskarten, Pflichtbeiträge und Satzun- 
gen gab es im Jahre 1919 ebensowenig wie Heil-Gruß, Parteiabzeichen, Fahne 
usw. 

Diese Zusammenkünfte — von eigentlichen Parteiversammlungen kann 
man zu dieser Zeit noch nicht sprechen — fanden wöchentlich einmal im 
Leiberzimmer des „Sternecker-Bräu“, im Tal Nr. 54, später in der Gaststätte 
„Deutsches Reich“ in der Dachauer Straße statt. Gewöhnlich hielten Drexler 
oder Harrer Vorträge über tagespolitische Fragen, an die sich eine Aussprache 
anschloß. 

In den Zusammenkünften wurden in der ersten Zeit auch Anwesenheits- 
listen herumgereicht, die die Besucher unterzeichneten. Sie ergaben naturge- 
mäß nur ein unvollständiges Bild von der tatsächlichen Mitglied-, besser ge- 
sagt, Anhängerschaft. Lotter legte dann auch ein Mitgliedsbuch an, in das er 
die regelmäßig erscheinenden Versammlungsteilnehmer eintrug. Die Nume- 
rierung wurde mit der Nr. 501 begonnen, um nach außen einen starken Ein- 
druck zu machen'®, 
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2. Hitler, „Deutsche Arbeiterpartei“ und „Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei“ 


In der Versammlung im „Sternecker“ am 12. September 1919 sprach Gott- 
fried Feder über das Thema „Wie und mit welchen Mitteln beseitigt man den 
Kapitalismus?“!% An ihr nahm in Zivil auch der Gefreite Adolf Hitler, „Bil- 
dungsoffizier beim Schützenregiment Nr. 41“ und Vertrauensmann der von 
Hauptmann Karl Mayr geleiteten Nachrichten- und Pressestelle des Reichs- 
wehrgruppenkommandos IV teil. Hitler hatte den Auftrag, die Versamm- 
lung zu beobachten und über die Tätigkeit der jungen Partei, von deren Exi- 
stenz der militärische Nachrichtendienst Kenntnis erhalten hatte, zu berich- 
ten?0, Als nach Feders Vortrag ein Professor Baumann in der Diskussion die 
Loslösung Bayerns vom Reich forderte, meldete sich Hitler zu Wort und fer- 
tigte den Separatisten in einer leidenschaftlichen und zündenden Ansprache 
binnen fünfzehn Minuten so schlagend ab, daß dieser das Lokal noch vor 
Beendigung der Versammlung verließ. Die Versammlungsteilnehmer waren 
vom Pathos des Redners ebenfalls mitgerissen worden, und Drexler flüsterte 
seinem neben ihm sitzenden Schriftführer zu: „Mensch, der hat a Gosch’n, 
den kunnt ma braucha?!.* Hitler selbst brach unmittelbar nach seiner Rede 
auf; Drexler eilte ihm nach und drückte ihm unter der Tür seine Schrift 
„Mein politisches Erwachen“ in die Hand mit der Bitte, sie zu lesen und bald 
wiederzukommen. Wenige Tage später erhielt Hitler jenes von Lotter ausge- 
fertigte Handschreiben, mit dem Hitler seine Parteimitgliedschaft mitgeteilt 
wurde??. Nach einigen Bedenken trat Hitler bei und erhielt die Mitglieds- 
nummer 555. Die Nummer 7, die er selbst erwähnte, bezog sich nicht auf die 


19 In: Dokumente zur Zeitgeschichte, hsgb. v. Adolf Dresler, verfaßt v. Fritz Maier-Hart- 
mann, Die Sammlung Rehse, I. Band, München 1940, ist auf Seite 45 das Bild der v. 
Lotter mit der Schreibmaschine geschr. Versammlungseinladung. 

20 Über Hitlers Tätigkeit bei der Truppe in München nach dem Umsturz geben Auskunft 
die Akten des RWGK IV, Bund 8 u. Bund 121, BHA, München, teilweise veröffentlicht 
von E. Deuerlein, Dokumentation: Hitlers Eintritt in die Politik und die Reichswehr, in 
Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, VII (1959), S. 177—227. Hitler schied am 31. März 
1920 endgültig aus der Truppe aus. 
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22 Adolf Hitler, Mein Kampf, 1. Auflage, München 1925, Bd. 1, S. 231. Seine Darstellung 
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Mitgliedschaft in der Partei, sondern auf seine Zugehörigkeit zum Arbeits- 
ausschuß der Deutschen Arbeiterpartei, dem er als Siebenter beitrat. Die 
„ersten Sieben“ dieses Arbeitsausschusses waren: 


Anton Drexler Werkzeugschlosser 1. Vorsitzender 
Karl Harrer Schriftsteller _ 

Michael Lotter Lokomotivführer 1. Schriftführer 
Adolf Birkhofer Student 1. Kassier 
Johann B. Koelbl _ 2. Schriftführer 
Franz Girisch Feilenhauer 2. Kassier 
Adolf Hitler Maler Werbeobmann?? 


Der Arbeitsausschuß war nicht identisch mit dem Arbeiterzirkel, der un- 
ter der Leitung Harrers bestand. Rudolf Schüßler, erster Geschäftsführer der 
Partei, unterschied scharf zwischen diesen beiden Vereinigungen; er führte 
Harrer auch ohne Angabe eines Aufgabenbereiches innerhalb des Arbeitsaus- 
schusses auf. Dies ist um so auffälliger, als Harrer der erste Vorsitzende der 
DAP war, Schüßler ihm diese Stellung aber nur im Arbeiterzirkel zubilligen 
wollte**, 

Aus der Stellungnahme Rudolf Schüßlers, der mit Hitler in der Kaserne 
schon beisammen war, kann man die Hintergründe des ersten Streites in der 
Partei erschließen, der mit Hitlers Eintritt begann und den er rasch zu seinen 
Gunsten entschied. Hitler hatte sich schon geraume Zeit während seiner Tä- 
tigkeit als Bildungsoffizier bei der Truppe mit Plänen zur Gründung einer 
sozialrevolutionären Partei befaßt, zusammen mit einigen Kameraden, unter 
denen Rudolf Schüßler und Karl Beggel (einer der ersten SA-Führer) die 
namhaftesten waren. Hitler zog nun seine Kameraden, vor allem auch die 
beiden genannten, sofort mit in die DAP hinein, die dadurch in der Leitung 
eine nach außen zunächst unsichtbare Spaltung erfuhr. Es bestanden zwei 
Gruppen in der Partei, die man soziologisch und geistig-politisch unterschei- 
den kann: Die Harrer-Drexler-Gruppe, bestehend aus Arbeitern, Handwer- 
kern und kleinen Geschäftsleuten, mit dem Ziele der nationalen Volksgemein- 


23 Auf Anfrage des Hauptarchivs der NSDAP hatte Rudolf Schüßler die Frage von 
Hitlers Mitgliedsnr. und nach den „ersten Sieben“ im Brief v. 20. Nov. 1941 in obigem 
Sinne beantwortet; Fotokopie, Privatbesitz. 
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schaft, über deren Verwirklichung sich die beiden führenden Männer Harrer 
und Drexler noch völlig im unklaren waren. Die Hitler-Gruppe auf der an- 
deren Seite setzte sich aus Frontsoldaten zusammen, die den Anschluß ans 
bürgerliche Leben nicht mehr fanden. Sie waren in der Zielsetzung nicht we- 
sentlich verschieden von der ersten Gruppe; bezüglich der Mittel und Wege 
aber waren sie die Klaren und Entschlossenen: die revolutionäre Gewalttat, 
der bewaffnete Staatsstreich, die Beseitigung der durch die Novemberrevo- 
lution geschaffenen Verhältnisse waren für sie das Mittel, um den Sieg der 
nationalen Konterrevolution, die Herrschaft der „Weißen Garde“ als macht- 
mäßige Voraussetzung zur Schaffung der nationalen Gemeinschaft zu er- 
ringen. 

Hitler wurde der politische Testamentsvollstrecker der Freikorps. 

Der Hauptgegensatz zwischen den beiden Gruppen äußerte sich in der 
widersprechenden Auffassung bezüglich der Haltung gegenüber der Öffent- 
lichkeit. Harrer hielt am Logengedanken fest; vor allem war er dagegen, die 
Bewegung als „Partei“ zu bezeichnen”. Hitler forderte sofort die Veranstal- 
tung Öffentlicher Versammlungen, da die Eroberung der staatlichen Macht 
nach seiner Überzeugung nur auf dem Wege der Gewinnung der breiten Mas- 
sen für den nationalen Gedanken möglich war; im ausdrücklichen Gegensatz 
zu Harrer setzte er auch die Bezeichnung „Partei“ durch, um auf diese Weise 
die „völkischen Schlafwandler“ zurückzuscheuchen?®. Drexler nahm eine ver- 
mittelnde Haltung ein, wobei er allerdings mehr zur Anschauung Hitlers 

/neigte. Der Kampf endete im Januar 1920 mit dem Ausscheiden Harrers; das 
| war Hitlers erster Sieg. 

Schon geraume Zeit vorher waren unter dem Druck seiner zielbewußten 
Energie wesentliche Veränderungen in dem kleinen Verein vorgenommen 
bzw. eingeleitet worden. Als er der ersten Einladung der DAP nach seinem 
Erlebnis im „Sternecker“ zur Ausschuß-Sitzung ins „Alte Rosenbad“ in der 
Herrenstraße Folge geleistet hatte — dorthin hatte Harrer den Sitz des Ver- 
eins gelegt?” —, war er über den Vorgang, den er dort erlebte, nach seiner 
Schilderung entsetzt gewesen; „fürchterlich, fürchterlich“, schrieb er. „Das 
war ja eine Vereinsmeierei allerärgster Art und Weise. In diesen Klub sollte 
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26 Hitler, Mein Kampf, I, S. 384. 
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ich eintreten? Es war“, so fuhr er in seiner Darstellung fort, „außer einigen 
Leitsätzen nichts vorhanden; kein Programm, kein Flugblatt, überhaupt 
nichts Gedrucktes, keine Mitgliedskarten, ja nicht einmal ein armseliger 
Stempel, nur ersichtlich guter Glaube und Wille?®.“ Bezeichnend war auch die 
Begründung seines Eintritts: eben weil es eine „lächerlich kleine Schöpfung“ 
war, bot der Verein den Vorteil, daß man an ihm noch arbeiten, ihn in die 
richtige Form bringen konnte. „Hier konnte noch der Inhalt, das Ziel und 
der Weg bestimmt werden, was bei den bestehenden großen Parteien von 
Anfang an schon wegfiel?®.“ Hitler benutzte also die DAP zur Durchführung 
/ seiner oben schon angedeuteten Pläne und ging zielbewußt an die Verwirk- 
/ lichung seiner Ideen. 

Zu diesem Zwecke begann er von Anfang an „dem Ausschuß eine Anzahl 
frischer junger Kräfte zuzuführen“. Das waren Soldaten, die mit ihm im 
Felde gewesen waren oder die er in der Kaserne kennengelernt hatte, „lauter 
tatkräftige junge Menschen, an Disziplin gewöhnt und von ihrer Dienstzeit 
her in dem Grundsatze großgezogen: unmöglich ist gar nichts, und es geht 
alles, wenn man will?°“. Die Notwendigkeit dieser „Blutzufuhr“ begründete 
er damit, daß Harrer der rednerischen Begabung und jedes größeren Schwun- 
ges entbehre, Drexler nie Soldat und „seinem Wesen nach an sich schwächlich 
und unsicher war“. Das war nach seiner Ansicht „nicht das Material, befähigt, 
nicht nur den fanatischen Glauben an den Sieg einer Bewegung im Busen zu 
tragen, sondern auch, wenn nötig, ... mit brutalster Rücksichtslosigkeit die 
Widerstände zu beseitigen, die sich dem Emporsteigen der neuen Idee in den 
Weg stellen mochten“. Die dafür notwendigen militärischen Tugenden faßte 
Hitler in die Worte zusammen: „Flink wie Windhunde, zäh wie Leder und 
hart wie Kruppstahl?!*, und dann charakterisierte er sich selbst: „Ich war 
damals selber noch Soldat. Mein Äußeres und Inneres war nahezu sechs Jahre 
lang zugeschliffen worden, so daß ich zunächst in diesem Kreise wohl als 
fremd empfunden werden mußte. Auch ich hatte das Wort verlernt: das geht 
nicht, das darf man nicht wagen, das ist jetzt noch zu gefährlich usw.??“ 


28 Hitler, I, S. 232 f. 
29 Hitler, I, S. 234. 
30 Ebda, I, S. 377. 
31 Ebda, I, S. 378. 
32 Ebda, I, $. 378. 
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Mit diesen Äußerungen wurde Hitler der Wortführer jenes aktiven Teiles 
der Frontsoldaten, für den der Krieg keine ungewollte und gefährliche Unter- 
brechung eines gesicherten bürgerlichen Daseins war; für diesen Teil der 
Frontgeneration war der Krieg das Ende der bürgerlichen Welt, nicht aus 
einer philosophischen Warte, sondern aus dem umstürzenden persönlichen 
Kampferlebnis heraus. Zu dieser Aktivistengruppe gehörten nicht nur jene, 
die wie Hitler vor dem Kriege keine feste Existenz gehabt hatten und sich 
aus dem vorangegangenen unsteten Dasein erlöst fühlten durch Uniform und 
Befehl und tatsächlich befreit waren von der Sorge ums tägliche Brot. 

Dazu zählte auch die begeisterungsfähige Jugend, die schon vor dem 
Kriege der bürgerlichen Gesellschaft den Kampf angekündigt hatte und durch 
das Kriegserlebnis vollends revolutioniert ins bürgerliche Dasein weder zu- 
rückfinden konnte noch wollte. Sie hatte vor dem Kriege ein bürgerliches Da- 
sein noch nicht oder kaum begonnen; hindurchgegangen durch den Feuerofen 
der Materialschlachten, konnten sie sich nach dem Kriege in der bürgerlichen 
Welt nicht mehr zurechtfinden. Diese Jugend war entschlossen, über die Leiche 
der untergehenden bürgerlichen Gesellschaft weiterzumarschieren, getrieben 
von der Sehnsucht nach einem neuen, unbekannten Sinn des Lebens und nach 
einer neuen Form der Gemeinschaft. 

Ferner gehörten zu den Aktivisten all jene, denen der Krieg ihre bürger- 
liche Existenz zerstört hatte oder durch seine Folgen im Laufe der Nach- 
kriegsjahre zerstörte; diese Gruppe der wirtschaftlich Ruinierten und gesell- 

| schaftlich Deklassierten war die zahlenmäßig stärkste. 

Und dann kamen hinzu die Abenteurer und Landsknechte, die vom 
Kriege Verformten. Für sie war das Waffenhandwerk Selbstzweck gewor- 
den; der Krieg hatte sie gelehrt, den Tod zu verachten und das Leben zu miß- 
achten, das fremde wie das eigene; das sorgenfreie und verantwortungslose 
Dasein in der Uniform konnten sie nicht mehr entbehren. 


33 Die seelische Revolution der Frontsoldaten und Freikorpskämpfer wird richtig gewertet 
von H. H. Hofmann, Der Hitlerputsch, München 1961, S. 30 ff. Neben den schon zitier- 
ten zusammenfassenden Werken über die Nachkriegskämpfe deutscher Truppen und die 
Freikorps vgl. u. a. M. v. Killinger, Ernstes und Heiteres aus dem Putschleben, Berlin 
1928; Röhm, Die Geschichte eines Hochverräters; Ernst von Salomon, Die Kadetten, 
Hamburg 1957; ders., Die Geächteten, Berlin 1933. Salomons „Die Geächteten“ ist eine 
der besten Erlebnisschilderungen der Freikorpskämpfer. 
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Schließlich zählten die Berufssoldaten und Offiziere dazu, die, durch die 
erzwungene Abrüstung brotlos gemacht, in ein halbproletarisches Dasein 
hineingedrängt wurden; nicht gewillt oder nicht fähig oder auch ohne Mög- 
lichkeit, trotz Fleiß, Begabung und Anstrengung infolge der widrigen Ver- 
hältnisse sich einen ordentlichen Unterhalt zu sichern, sahen sie ihre Hoff- 
nung im Weitertreiben der Revolution in nationaler, manche auch in bolsche- 
wistischer Richtung. 

Im Namen all dieser Aktivisten sprach Hitler, kam er als ihr Wortführer 
in die DAP; es war unschwer vorauszusehen, wer von den beiden Gruppen 
das Rennen machen würde. 

In diesen Aktivisten waren die durch den Krieg entfesselten Kräfte des 
Irrationalen verkörpert; die verdrängten Mächte des Gefühls, der Leiden- 
schaften und die durch das Kriegserlebnis von sittlichen und konventionellen 
Hemmungen entbundenen Energien mußten die Stimme der Ruhigen und 
Vernünftigen bald zum Schweigen bringen. Mit der bürgerlichen Ära ging das 
„Zeitalter der Vernunft“ zu Ende, und ein neues Glaubenszeitalter hub an. 
„Die Vernunft konnte nur zur Ablehnung raten, das Gefühl aber ließ mich 
nicht zur Ruhe kommen“, so schilderte Hitler seine Eindrücke von der Aus- 
schuß-Sitzung im „Alten Rosenbad“; und weil das Gefühl dafür sprach, ent- 
schloß er sich zum Eintritt in die Partei®*. 

Organisatorisch wirkte sich sein Eintritt insofern unmittelbar aus, als die 
provisorischen Ausweise für ihn und die von ihm nachgezogenen Kameraden 
in der Kaserne in Schüßlers Dienststelle ausgestellt wurden, für Hitler mit der 
Nummer sieben, für Schüßler mit der Nummer neun des erweiterten Arbeits- 
ausschusses®5, 

Schüßler führte in seiner Dienststelle in der Kaserne einen provisorischen 
Geschäftsbetrieb für die Partei?®. Die erwähnten Ausweise sind verlorenge- 
gangen; es handelte sich um hektographierte Zettel??. Ende des Jahres 1919 
wurde Schüßler erster Geschäftsführer der DAP — mit Datum vom 1. Januar 
1920. Er legte sofort eine Namens- und Mitgliederkartei an, die nominell ab 


34 Hitler, I, S. 233 f. 

35 Rudolf Schüßler, Die Anfänge der Bewegung, in VB, Nr. 312 v. 8. 11. 1933, Sonder- 
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1. Januar 1920 lief, aber schon Wochen vorher begonnen worden war”. 
Schüßler war der erste Angestellte der Partei gegen feste Bezahlung. Die Mit- 
gliedskarten der DAP wurden auch nach der Namensänderung auf NSDAP 
beibehalten und erst gegen eine neue mit der Bezeichnung NS umgetauscht, 
wenn sie mit den Beitragsmarken vollgeklebt waren. Auch ein Parteistempel 
wurde auf Drängen Hitlers und Schüßlers angefertigt?®. 

Die ersten Ausschußsitzungen nach Hitlers und Schüßlers Beitritt fanden 
zunächst noch im „Alten Rosenbad“ in der Herrenstraße statt; dann wurde 
wieder das Cafe Gasteig als Treffpunkt gewählt“. Die wichtigste, noch zum 
Jahresschluß 1919 vorgenommene organisatorische Maßnahme war die Er- 
richtung einer festen Geschäftsstelle. Diese wurde im Sterneckerbräu, Tal Nr. 
54, im früheren Kneipzimmer der bayerischen Reichsräte, einem kleinen, fin- 
steren und gewölbeartigen Raum ohne Tageslicht eingerichtet*!. Der Miet- 
vertrag war vom 22. Dezember 1919 datiert; als Vermieterin zeichnete die 
Besitzerin des Anwesens im Tal Nr. 54, Frau Therese Hemmann. Als Vertre- 
ter der DAP war der Schriftsteller Rudolf Posch eingetragen. Für den Mieter 
hatte jedoch den Vertrag nicht nur Posch unterzeichnet, sondern noch acht 
weitere Parteiangehörige, nämlich Drexler, Hitler, Wiegand, Beggel, Knöll, 
Refflinghaus, Schmidhammer und M. Holzinger*?. 

Die Ausschußerweiterung, ihre zahlenmäßige Vergrößerung, war ebenfalls 
auf Hitlers Druck erfolgt: Nummer acht im Ausschuß war Karl Beggel, Offi- 
zierstellvertreter, aufgeführt als Beisitzer; Nummer neun Rudolf Schüßler, 
Kaufmann, als erster Geschäftsführer; Nummer zehn Michl Fritz, Schlosser, 
als Versammlungsobmann. Später folgten als Ausschußmitglieder der Kauf- 
mann Josef Mayer, der Student Alfred Goeschen, der Dachdecker Franz Hof- 
mann, der Konditor Willi Refflinghaus, der Sattler Kuffner, der Spengler 
Karl Riedl, der Buchhändler Rudolf Posch“. Der Mietvertrag trat ab 15. Ja- 
nuar 1920 in Kraft; zu diesem Zeitpunkt bezog die Partei ihre Geschäftsstelle 
im Sternecker“*. Wie schwierig die Einrichtung und Ausgestaltung des kleinen 


38 Ebda; ferner Hitler, II (1927), S. 242. 
39 Schüßler am 20. 11. 1941. 

40 Ebda; ferner VB, Nr. 312 v. 8. 11. 1933. 
41 Hitler, II, S. 241. 

42 Fotokopie des Vertrages, Privatbesitz. 
43 Schüßler am 20. 11. 1941. 

44 Mietvertrag. 
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Raumes war, schilderte Hitler anschaulich®5. Die Einrichtungsgegenstände 
waren entweder geschenkt oder geliehen; so stellte Schüßler seine Schreib- 
maschine zur Verfügung, Berchtold stiftete ein Aktenregal usw.*#. 

Hitler selbst sicherte sich sein eigenes Fachgebiet als Werbeobmann, die 
Propaganda. 

Bisher hatte wöchentlich eine Ausschußsitzung und ein Sprechabend statt- 
gefunden, wozu mit handgeschriebenen oder maschinenschriftlichen Zetteln 
im Bekanntenkreis Propaganda gemacht worden war’. Hitler ging dazu 
über, die Einladungszettel vervielfältigen zu lassen und die Veranstaltungen 
im „Münchner Beobachter“ durch Anzeige bekanntzumachen. Die erste im 
„Münchner Beobachter“ angekündigte Versammlung fand am 16. Oktober 
1919 im Hofbräukeller in der inneren Wiener Straße statt; sie war insofern 
von Bedeutung, als Hitler in ihr zum erstenmal als Redner der DAP auftrat. 
Hauptredner war der Schriftleiter und Mitherausgeber der Zeitschrift 
„Deutschlands Erneuerung“, Dr. Erich Kühn“, Die Versammlung mit 111 
Besuchern war der erste große Erfolg der DAP vor der Offentlichkeit. Da 
Hitler sich zu dieser Zeit seine Sporen als zugkräftiger Redner erst verdienen 
mußte, bemühte sich die Parteileitung, als Hauptredner namhafte Persönlich- 
keiten zu gewinnen. Bald aber, schon ab Frühjahr 1920, wurde Hitler so be- 
kannt, daß er selbst nach auswärts als „Rednerkanone“ vom „Völkischen 
Schutz- und Trutzbund“ gerufen wurde. So sprach er auf Einladung der Orts- 
gruppe Stuttgart des Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbundes am 7. Mai 
1920 in Stuttgart über das Thema: „Die Wahrheit über den ‚Gewaltfrieden‘ 
von Brest-Litowsk und den ‚Frieden der Verständigung und Versöhnung‘ in 
Versailles.“ Das Plakat, das die Versammlung ankündigte, enthielt am 
Schluß den bemerkenswerten Satz: „Da Herr Hitler ein glänzender Redner 
ist, können wir einen äußerst anregenden Abend in Aussicht stellen®%“. Seit 
der Versammlung im Hofbräukeller vom 16. Oktober 1919, in der Hitler 
zum erstenmal als Diskussionsredner aufgetreten war, waren knapp sieben 
Monate bis zur Versammlung in Stuttgart vergangen; das war ein atem- 
beraubender Aufstieg als Redner. 

45 Hitler, II, S. 242. 
46 Schüßler im VB. 
47 Ebda. 


48 Hasselbach, $. 24. 
49 Fotokopie der Eintrittskarte u. Ankündigung der Versammlung, Privatbesitz. 
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Die Leitung der Partei lag in den Händen eines mehrköpfigen Ausschus- 
ses, der zunächst aus sechs, dann sieben, später aus noch mehr Mitgliedern be- 
stand, etwa zehn bis zwölf. Die Personen im Ausschuß wechselten ziemlich 
häufig, wie auch die Zahl seiner Mitglieder schwankte. Es gab aber immer 
einen ersten und zweiten Vorsitzenden, einen ersten und zweiten Schriftfüh- 
rer, einen ersten und zweiten Kassierer. Dazu kamen dann mit wachsenden 
Aufgaben noch verschiedene Sonderfunktionen: der Werbeobmann, der Ver- 
sammlungsobmann, der Mitgliedswart, der Geschäftsführer, ein Beisitzer. 

Der Ausschuß der Ortsgruppe hatte in den Anfängen auch die Führung 
der Gesamtpartei. Die Ausschußmitglieder und ebenso der Vorsitzende wur- 
den von den Parteimitgliedern gewählt5®, 

Beschlüsse wurden im Ausschuß mit einfacher Mehrheit gefaßt. Der Vor- 
sitzende war nur im Falle der Stimmengleichheit stimmberechtigt, die Partei 
wurde einheitlich nach demokratischen Grundsätzen geleitet. Alle diese orga- 
nisatorischen Angelegenheiten blieben unklar und in stetem Fluß, gaben An- 
laß zu vielen Reibungen und oft heftigen Auseinandersetzungen, bis im Jahre 
1921 Hitler die diktatorische Führung an sich riß. Schon in seinem Entwurf 
vom Dezember 1919 über die Organisation des Ausschusses der Ortsgruppe 
München und der Geschäftsordnung stellte er die Forderung nach straffer Or- 
ganisation auf. „Der Ausschuß als Kopf dieser Organisation und Leiter der 
gesamten Bewegung überhaupt kann nur dann mit Aussicht auf Erfolg ar- 
beiten, wenn ihm eine gewisse Autorität verliehen ist... .51.* 

In der ersten Januarhälfte 1920 sah die Zusammensetzung des Arbeits- 
ausschusses bereits anders aus: neben dem ersten Vorsitzenden fehlte noch 
ein zweiter Vorsitzender; erster Schriftführer war Ferdinand Wiegand, zwei- 
ter Schriftführer Theodor Körner; erster Kassierer Karl Riedl, zweiter Kas- 
sierer Josef Berchtold; Mitgliedswart Holzinger; erster Werbeobmann Hitler, 
zweiter Werbeobmann Ehrensperger; Versammlungsobmann Michl Fritz; 
Einkassierer Josef Mayer. Ferner gehörten zum Ausschuß Benedikt Settele 
und Kurt Angermeir. Der Ausschuß war infolge der wachsenden Aufgaben 


50 Maschinenschriftliche Notiz: „Der Ausschuß der Ortsgruppe München“, ohne Datierung 
und Unterschrift, vermutlich v. Drexler, um die Jahreswende 1919/20, Fotokopie, Privat- 
besitz. 

51 Maschinenschriftlicher Entwurf: Organisation des Ausschusses der Ortsgruppe München 
und seiner Geschäftsordnung, mit handschriftlihem Vermerk Drexlers, Dez, 1919. Ge- 
schäftsordng. Entw. Hitler zur Ausschaltung Harrers, Fotokopie, Privatbesitz. 
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erweitert; Hauptprobleme des Tages waren laut dieser Notiz Drexlers: Ver- 
sammlungswesen, Presseausschuß, Salzburg, Ortsgruppengründungen, Ver- 
trag Schüßler — betraf offensichtlich dessen Aufstellung als Geschäftsführer??. 
Die Notiz stammt, da die Salzburger Tagung im August stattfand, vermutlich 
vom Juli 1920. 

Bei der Personenaufzählung des Ausschusses fehlten die Namen Harrer 
und Lotter; beide waren im Januar 1920 ausgeschieden. Während Michael 
Lotter aus beruflichen Gründen sein Amt als Schriftführer hatte niederlegen 
müssen, weiterhin aber mit Anton Drexler die freundschaftlichen Beziehun- 
gen aufrecht erhielt, schied Harrer wegen seiner grundsätzlichen Meinungs- 
verschiedenheiten mit Hitler aus der Partei aus (5. Januar 1920). Der unmit- 
telbare Anlaß war Hitlers Drängen zu einer großen Massenversammlung, 
gegen die Harrer grundsätzliche Bedenken erhob. Hitler widmete ihm einen 
ehrenden Nachruf; er schrieb: „Der damalige erste Vorsitzende der Partei, 
Herr Harrer, glaubte meinen Ansichten in bezug auf den gewählten Zeit- 
punkt nicht beipflichten zu können und trat in der Folge als ehrlicher und 
aufrechter Mann von der Führung der Bewegung zurück, an seine Stelle 
rückte Herr Anton Drexler. Ich selber hatte mir die Organisation der Propa- 
ganda vorbehalten und führte diese nun auch rücksichtslos durch.“ Aber 
schon im Dezember 1919 hatte Hitler den bereits erwähnten Geschäftsord- 
nungsentwurf zur Ausschaltung Harrers ausgearbeitet. Darin wandte er sich 
scharf gegen „jede Form einer Bevormundung, einer Über- oder Nebenre- 
gierung, sei es als Zirkel oder Loge... . Maßgebend für die Tätigkeit des 
Ausschusses kann nur sein das Programm der Partei“. 

Die Frage „Loge“ oder „Massenbewegung“ war mit dem Ausscheiden 
Harrers im Sinne Hitlers entschieden; als Zeitpunkt der ersten großen Mas- 
senversammlung wurde der 24. Februar 1920 bestimmt. 

Als eigentliches Gründungsdatum der NSDAP wurde in der Parteige- 
schichte der 24. Februar 1920 aufgeführt, weil in dieser Versammlung im 
Hofbräuhaus das Parteiprogramm öffentlich verkündet und die Änderung 
des Namens auf Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei bekanntgege- 


52 Handschriftlihe Notiz, undatiert und ohne Unterschrift, über: „Innerer Betrieb“; der 
Handschrift nach sicher von Drexler stammend, Fotokopie, Privatbesitz. 

53 Hitler, I, $. 386 f. 

54 Maschinenschriftl. Entwurf Hitlers, Fotokopie, Privatbesitz. 
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ben wurde. Das Plakat, das zu dem Besuch zu dieser Versammlung aufrief, 
trug daher als Kopfbezeichnung noch den Namen „Deutsche Arbeiterpartei“. 
Es enthielt jedoch keinerlei Ankündigung über eine Bekanntgabe des Partei- 
programms durch Adolf Hitler. Der genaue Text lautete: 


„An das notleidende Volk! 

Großer öffentlicher Vortrag, am Dienstag, dem 24. Februar 1920, abends 
7 Uhr, im großen Saale des Hofbräuhauses (Platz). 

Thema: Was uns not tut! 

Redner: Herr Dr. med. Johannes Dingfelder. 

Einberufer: Der Gesamtvorstand der Deutschen Arbeiterpartei, Orts- 
gruppe München. Zur Deckung der Unkosten werden 40 Pf. Eintritt er- 
hoben?3.“ 


Nachdem sich auf Hitlers Drängen die Parteileitung trotz erheblicher Be- 
denken zur Einberufung dieser ersten Massenversammlung entschlossen hatte, 
war sie ängstlich darauf bedacht, alle Voraussetzungen für einen Erfolg zu 
schaffen. Hitler selbst leitete die propagandistische Vorbereitung; Drexler 
bemühte sich, einen möglichst zugkräftigen Redner zu gewinnen und wandte 
sich zu diesem Zwecke an Dr. Dingfelder. Dieser hatte als vaterländischer 
Redner seit der zweiten Kriegshälfte sich einen Namen gemacht. Dingfelder 
hatte in seiner unterfränkischen Heimat während der neunziger Jahre bereits 
bei der Gründung einer antisemitischen Partei, der deutschsozialen Partei, 
führend mitgewirkt. Drexler kannte ihn persönlich wohl schon aus dem Jahre 
1917 von der Vaterlandspartei her°®. 

Hitler selbst schilderte ausführlich die großen Sorgen und die intensive 
Arbeit, die er und die Parteileitung sich um das Gelingen dieser Versamm- 
lung machten. Sie war seine ureigenste Angelegenheit, von deren Gelingen 
oder Nichtgelingen für die Zukunft der Partei, und nicht zuletzt für die seine, 
Entscheidendes abhing. Die Versammlung wurde tatsächlich ein großer Er- 
folg. Dr. Dingfelder sprach etwa zwei Stunden lang und fand großen Beifall. 
Anschließend ergriff Hitler das Wort, um die Programmpunkte mit Erläu- 
terungen bekanntzugeben. Er brauchte aber geraume Zeit, bis er sich Gehör 


55 Plakat der Versammlung v. 24. 2. 1920, abgebildet in Dokumente zur Zeitgeschichte, 
S.99. 
56 Mdl. Mitt. 
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verschaffen konnte, denn im Gegensatz zu Dr. Dingfelder, dessen Ausfüh- 
rungen ohne Zwischenfälle angehört wurden, traten schwere Störungen ein, 
als Hitler zu sprechen begann. Es kam in dem großen Saal, der von nahezu 
zweitausend Menschen gefüllt war, sogar verschiedentlich zu Schlägereien. 
Doch vermochte sich Hitler allmählich durchzusetzen und die Zustimmung 
der Zuhörer zu gewinnen. Er schloß seinen ausführlichen Bericht über die 
Versammlung mit den pathetischen Worten: „Ein Feuer war entzündet, aus 
dessen Glut dereinst das Schwert kommen muß, das dem germanischen Sieg- 
fried die Freiheit, der deutschen Nation das Leben wiedergewinnen soll. Und 
neben der kommenden Erhebung fühlte ich die Göttin der unerbittlichen 
Rache schreiten für die Meineidstat des 9. November 1918. 

So leerte sich langsam der Saal. 

Die Bewegung nahm ihren Lauf!“ 

Mit diesen Worten beendete Hitler den ersten Band seines Werkes „Mein 
Kampf“. Den Namen des „Vorredners“ erwähnte er freilich nicht; in dem 
umfangreichen Plakatanhang im ersten Band seines Werkes (erste Auflage) 
fehlt auch das oben erwähnte Plakat. Dies ist um so auffälliger, als ja die Ver- 
sammlung vom 24. Februar in der Parteigeschichte eine so entscheidende Rolle 
spielte. Aber auf dem Plakat war weder Hitlers Name erwähnt, noch ging 
aus ihm hervor, daß die Gründungsversammlung der Nationalsozialistischen 
Partei hiermit angekündigt wurde. Außerdem war Dr. Dingfelder, dessen 
Name als Redner auf dem Plakat stand, kein Nationalsozialist. 

Der frühe Zeitpunkt der Veröffentlichung von Hitlers Werk „Mein 
Kampf“ (Band I, 1925, II, 1927) trug entscheidend zur Ausbildung der Par- 
teigeschichte im Hitlerschen Sinne und zur Schaffung des „Führer-Mythos“ 
bei. Man kann jedoch die Perspektive nicht ins Gegenteil verkehren. Es steht 
einwandfrei fest, daß die Persönlichkeit Hitlers vom Tage seines Eintritts 
in die DAP an die entscheidende Antriebskraft geworden ist, und daß die 
Partei ihren Aufstieg zur Massenbewegung ihm verdankte. Hitler machte 
die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei Münchens, die er aus ver- 
schiedenen, bei seinem Auftreten bereits vorhandenen Gruppen der völki- 
schen Bewegung in den Jahren zwischen 1920 und 1923 zusammenschweißte, 
zu seinem persönlichen Werkzeug. Die wesentlichen Bestandteile, die ihm 
zur Verfügung standen, waren die „Deutsche Arbeiterpartei“, die „Deutsch- 
sozialistische Partei“, Teile der Freikorps „Oberland“, „Epp“ und der Ma- 
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rinebrigade Ehrhardt. Hitler war aber nicht der Gründer der nationalsozia- 
listischen Bewegung. Nationalsozialismus und völkische Bewegung waren 
vor Hitler”. Ihre Entwicklung und ihr Wirken waren aber, wie nur selten 
bei einer geschichtlichen Bewegung, so sehr von einer einzelnen Persönlichkeit 
abhängig, daß diese ihr Namen und Gepräge gab. Der Nationalsozialismus 
ging in die Geschichte ein als Hitlerbewegung. 

Hitler äußerte sich auch über den Gründer und ersten Vorsitzenden der 
DAP, Anton Drexler, in seinem Buche abfällig. Es ist kein Zweifel, daß Drex- 
ler hinsichtlich seiner Fähigkeiten sich in keiner Weise mit Hitler messen 
konnte; es wäre jedoch falsch, wenn man Hitlers abfälliges Urteil bestehen 
ließe. Drexler hatte nach Harrers Ausscheiden neben der bisher schon inne- 
gehabten Leitung der Ortsgruppe München auch den Vorsitz der Gesamt- 
partei übernommen. Er führte durchaus kein Schattendasein, sondern trug 
eine große Verantwortung. Als Gründer wie als Leiter der DAP bis zum 
Sommer 1921 erwarb er sich um sie erhebliche Verdienste. Es wurde schon 
darauf hingewiesen, daß sein Mut, als Einzelgänger den nationalen Gedan- 
ken in der Arbeitsstätte gegenüber den durchweg marxistisch gesinnten Ar- 
beitskameraden offen zu vertreten, bewundernswert war und daß er die 
Gesundheit für seine Überzeugung opferte®. Auch war Drexler den gan- 


" zen Tag über berufstätig und konnte seine Tätigkeit für die Bewegung nur in 


der Freizeit durchführen, die er völlig seinen Idealen widmete. Als erster Par- 
teivorsitzender trug er auch nach außen die Verantwortung, besonders bei 
allen Rechtsfällen, in die die Partei verwickelt wurde, wie z. B. bei der Her- 
ausgabe der Schuldscheine für den „Völkischen Beobachter“ und bei allen 
sonstigen finanziellen Angelegenheiten. 

Vor allem aber blieb sein Name mit dem Programm der NSDAP ver- 
knüpft; er war der eigentliche Verfasser der fünfundzwanzig Punkte, in de- 
nen die Ziele der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei nieder- 
gelegt wurden. 


zweite Auflage 1934. Unmittelbar nach Erscheinen der zweiten Auflage wurde das Buch 
verboten, die Auflage, soweit greifbar, polizeilich beschlagnahmt. 
58 Pg. Drexler 50 Jahre alt, in VB, Nr. 164 v. 13. 6. 1934. 


7 Vgl. b. Sebottendorff, Bevor Hitler kam. Das Buch erschien in erster Auflage 1933, die 
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3. Programmatik und Symbolik 


Durch den ersten Weltkrieg war nicht nur die materielle Sicherheit der 
bürgerlich-kapitalistischen Welt fragwürdig geworden; auch alle mit ihr ver- 
bundenen und überlieferten geistigen Werte und sittlichen Maßstäbe wurden 
durch die furchtbare seelisch-geistige Erschütterung relativiert und entthront. 

Antibürgerlich, antikapitalistisch, antimaterialistisch war der eine Teil der 
durch den Krieg seelisch verwandelten Menschen; die Sehnsucht, die im Schüt- 
zengraben erlebte kämpferische Gemeinschaft ohne soziale Gegensätze und 
egoistische Schranken nach dem Kriege weiterzuführen und auf das ganze 
Volk zu übertragen, drängte die Frontsoldaten zum politischen Handeln. Die- 
ses Streben der Frontsoldaten war eine der wichtigsten Triebfedern der politi- 
schen Reformbestrebungen, die sich in der nationalsozialistischen Bewegung 
verkörperte. In einem Feldpostbrief aus dem Jahre 1917 schrieb ein Front- 
offizier: „Unser Vaterland ist ein anderes in vielfacher Richtung geworden: 
Anders kehren wir heim, als wir einst ausgezogen, und andere werden uns 
empfangen, als die, von denen wir Abschied nahmen. Was an Forderungen 
der neuen Zeit für jeden von uns kommen mag und von welcher Seite sie an 
uns herantreten werden, wir sind ja ein einzig Volk von Brüdern geworden, 
die ganz aufeinander angewiesen und ganz für einander aufgeschlossen sind. 
Denn wie wir draußen alles teilten und daheim füreinander eintraten, so 
werden wir erst recht in der geretteten uns neu geschenkten Heimat zu jedem 
Liebes- und Dankopfer, zu jedem Dienst am Vaterland bedingungslos bereit 
sein. 

Einst soll sich auf dieser tragfähigen Blutsbrüdergemeinschaft im edelsten 
Wettstreit voller Kraft und Freudigkeit aufbauen in der Worte lichtester Be- 
deutung: 

Das nationale und soziale Neudeutschland. So grüßen wir dich mitten in 
brüllenden Schlachtenwettern, teure, sturmbewährte Heimat!.“ 

Und vernehmen wir nun eine Stimme aus der Heimat ungefähr zur glei- 
chen Zeit. Zum Geburtstag Bismarcks am 1. April 1917 verfaßte Dietrich 


1 Hauptmann v. Beerfelde: „Neu-Deutschland wie wir es wollen! Ein Gruß des Feldheeres 
an das Heimatheer“, in „Deutschlands Erneuerung“, Monatsschrift für das deutsche Volk, 
I. Jahrg. 1917, Heft 3. Freundlicher Hinweis v. Dr. Lothar W. Diehl, München. 
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Eckart folgendes Gedicht, aus dem die nationale Leidenschaft und die Hoff- 
nung auf den Sieg sprach?: 

„Glorreich Vollendeter, Bismarck! dein heiliger Name, nie noch stand er 
so groß vor deinem Volke wie heut’! unter dem Donner der Not erwuchs zu 
Eisen der Same, den du ahnenden Sinnes uns in die Herzen gestreut. Ehern die 
Kraft und der Mut und ehern zum Sieg unser Wille; ehern der Glaube in uns 
an die unsterbliche Tat. — Siehe, Verklärter, herab aus deiner seligen Stille, 
segne die Ernte der Zeit, wie du gesegnet die Saat!“ 

Der Ruf nach der Lösung der sozialen Frage, nach der Beseitigung der 
unerhörten gesellschaftlichen Spannungen, die in Umsturz und Bürgerkrieg 
sich furchtbar entluden und weiter verkrampften, wurde zum Notschrei der 
Zeit. Aus der deutschen Arbeiterbewegung, aus ihren ungelösten Problemen 
erwuchs der neuen Zeitbewegung ein weiterer gewaltiger Impuls. 

Unter der Überschrift: „Nationalsozialismus. Ein Notruf an die Natio- 
nalversammlung“, wurde in einer Monatszeitschrift im Mai 1919 ein offener 
Brief an ein Mitglied der Nationalversammlung geschrieben, in dem es unter 
anderem hieß: 

„Aber so hoch man die Bestrebungen und Erfolge der Christlich-Sozialen 
auf dem Gebiet der Arbeiterversicherung, des Arbeiterschutzes und der Arbei- 
terbewegung auch einschätzen mag, an der wichtigsten sozialen Frage gehen 
sie genauso vorbei wie die Sozialdemokraten, nämlich an dem Zinsproblem. 
Das Geldmonopol des Staates und die Abschaffung der Zinssklaverei ist die 
zunächst wichtigste und notwendigste Sozialisierung, die im Unterschied zu 
allen anderen die Privatinitiative (mit Ausnahme der ganz überflüssigen und 
schädlichen Geldwucherer und Kuponabschneider) nicht nur nicht beseitigt 
und einschränkt, sondern in nie vorher gekannter Weise steigert und befreit. 
Wie das Christentum die Sklaverei, wie der Protestantismus (wenn auch nicht 
gleich, so doch in seinen Konsequenzen) die Leibeigenschaft unmöglich machte, 
so muß der neue freie deutsche Glaube, der an die Stelle des überlebten dog- 
matischen Kirchenglaubens und seiner liberalen Verbesserung treten muß, zur 
Aufhebung der Zinssklaverei führen, die in mehrfacher Hinsicht noch drük- 
kender und unerträglicher ist, als es die Sklaverei und Leibeigenschaft waren. 
Die Zinssklaven werden sich nur des furchtbaren Druckes meist nicht bewußt, 


2 Dietrich Eckart, Zum 1. April, ebda. Heft 1, S. 87. 
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weil sie in diesen Ketten geboren und erzogen wurden und die Kirche längst 
den Kampf dagegen aufgegeben hat... eine Abart der Zinstyrannei ist der 
Bodenwucher, der es bisher unmöglich machte, jedem deutschen Staatsbürger 
die ihm zukommenden 400 Quadratmeter Land zu geben (!/ıo der vorhan- 
denen Ackererde). Wenn sie die Arbeiter vaterländisch machen wollen, müssen 
sie ihnen ein Stückchen Vaterland geben, sonst schwebt dieser Begriff als in- 
haltslose Phrase in der Luft?.“ 

Im Jahre 1919 wurde der Schrei nach dem nationalen Sozialismus nicht 
nur laut und deutlich vernehmbar, er drängte jetzt zur programmatischen 
Äußerung und zur politischen Verwirklichung. In diesem Jahre erschien auch 
die erste Programmschrift: „Der nationale Sozialismus. Seine Grundlagen, 
sein Werden, seine Ziele“ (Aussig 1919), herausgegeben von dem Ingenieur 
Rudolf Jung, dem Programmatiker der nationalsozialistischen Partei der Su- 
detendeutschen. „Was wir nationalen Sozialismus nennen“, schrieb Jung, „ist 
eine Weltanschauung.“ „Die nationalsozialistische Arbeiterpartei ist keine 
engherzige Klassenpartei, sie vertritt die Belange aller schaffenden ehrlichen 
Arbeit überhaupt. Sie ist eine freiheitliche und streng völkische Partei und 
bekämpft daher alle rückschrittlichen Bestrebungen, kirchlichen, adeligen und 
kapitalistischen Vorrechte und jeden fremdvölkischen Einfluß, vor allem aber 
die überwuchernde Macht des jüdischen händlerischen Geistes auf allen Gebie- 
ten des öffentlichen Lebens.“ „Das Wesen des deutschen Sozialismus sehen wir 
aber keineswegs im Marxismus — diese Begleiterscheinung des Materialismus 
und Industrialismus ist vielmehr nur ein Zerrbild — es ist daher auch nicht 
durch die größere oder geringere Zahl der marxistisch Organisierten bedingt, 
sondern Sozialismus — das heißt Gemeinschaftsarbeit, Gemeinschaftswille — 
ist deutsches Wesen, deutscher Geist schlechtweg. Er fußt auf der Auffassung 
der Arbeit als sittlicher Pflicht?!“ Das Ziel der Nationalsozialisten ist „das 
freie, soziale Alldeutschland!“, „der nationale deutsche Einheitsstaat’“. 


3 „Nationalsozialismus. Ein Notruf an die Nationalversammlung.“ Offener Brief an deren 
Mitglied Herrn Liz. Dr. Mumm, in „Deutsche Ziele, Monatsblätter zur Pflege deutschen 
Sinnes“. Herausgeb.: Dr. Heinrich Molenaar, Darmstadt, 1. Jahrg., 10. Heft, Mai 1919, 
3.12; 

4 Rudolf Jung, Der nationale Sozialismus. Seine Grundlagen, sein Werden, seine Ziele; 
2. Aufl. München 1922, S. 65. 

5 Ebda, S. 89. 
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Besonders klaren Ausdruck aber fand die Sehnsucht nach der Überwin- 
dung des Kapitalismus in der programmatischen Schrift Gottfried Feders: 
„An alle, alle! Das Manifest zur Brechung der Zinsknechtschaft“ (München 
1919). Dort hieß es einleitend: „Der Mammonismus ist die schwere, alles er- 
fassende und überwuchernde Krankheit, an der unsere heutige Kulturwelt, ja 
die ganze Menschheit leidet... unter Mammonismus ist zu verstehen: zum 
einen die internationalen übergewaltigen Geldmächte, die über allem Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker thronende überstaatliche Finanzgewalt, das 
internationale Leihkapital, die einzig goldene Internationale, zum andern 
eine Geistesverfassung, die sich weitester Volkskreise bemächtigt hat; die un- 
ersättliche Erwerbsgier, die rein aufs Diesseitige gerichtete Lebensauffassung, 
die zu einem erschreckenden Sinken aller sittlichen Begriffe schon geführt hat 
und weiterführen muß ...“ 


„Der Leihzinsgedanke ist die teuflische Erfindung des Großleihkapitals, 
sie ermöglicht allein das träge Drohnenleben einer Minderzahl von Geld- 
mächtigen auf Kosten der schaffenden Völker und ihrer Arbeistkraft...* 


„Ein einziges Heilmittel, das Radikalmittel zur Gesundung der leidenden 
Menschheit ist die Brechung der Zinsknechtschaft des Geldes®.“ 


Feder forderte dann zur Verwirklichung dieses Zieles die Aufhebung der 
Zinspflicht, die Verstaatlichung des gesamten Geldwesens. Das Geld ist nach 
seiner Feststellung „nichts anderes als eine Anweisung auf geleistete Arbeit; 
seine Funktion ist die eines Austauschmittels und auf keinen Fall darf ihm 
durch das Recht auf Zins eine überirdische Macht verliehen werden’“. 


Eine wichtige Rolle spielte die Idee des nationalen Sozialismus bei der 
nach dem Zerfall des kaiserlichen Heeres aus den Freikorps entstehenden 
Reichswehr. Im Zuge der Aufklärungskurse des RWGK IV wurde auch ein 
Vortrag über nationalen Sozialismus gehalten, der im wesentlichen einen ge- 
schichtlichen Überblick über die Entstehung der Arbeiterbewegung und den 
Klassenkampf enthielt. Es wurde u. a. darauf hingewiesen, daß Ebert bei der 
Übernahme der Reichspräsidentenschaft in erster Linie als Deutscher und als 
nationaler Sozialist gehandelt habe. Die Vervollkommnung der Menschheit, 


6 Feder, Das Manifest zur Brechung der Zinsknechtschaft, S. 5/6. 
7 Feder, Manifest, $.7 f. 
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zu der jeder einzelne beitragen müsse, sei „erreichbar nur auf dem Wege der 
Vervollkommnung der Nation®“. 

In den „Richtlinien der Deutschen Arbeiterpartei“ vom 5. Januar 1919 
hieß es: „Die DAP ist eine aus allen geistig und körperlich schaffenden Volks- 
genossen zusammengesetzte sozialistische Organisation, die nur von deutschen 
Führern geleitet sein darf, welche alle eigennützigen Ziele zur Seite stellen 
und nationale Notwendigkeiten als höchsten Programmsatz gelten lassen.“ 
„Die DAP will die Adelung des deutschen Arbeiters. Die gelernten und an- 
sässigen Arbeiter haben ein Recht, zu dem Mittelstand gerechnet zu werden. 
Zwischen Arbeiter und Proletarier soll ein scharfer Trennungsstrich gezogen 
werden ... Das Großkapital ist als Brot- und Arbeitgeber zu schützen, sofern 
nicht rücksichtsloseste Ausbeutung des Arbeiters diesem ein menschenwürdiges 
Dasein unmöglich macht. Die DAP sieht in der Sozialisierung des deutschen 
Wirtschaftslebens einen Zusammenbruch der deutschen Volkswirtschaft... 
Darum darf es nicht Sozialisierung, sondern die Gewinnbeteiligung für den 
deutschen Arbeiter heißen .... Die DAP kämpft mit aller Kraft gegen Wucher 
und Preistreiberei. Gegen alle diejenigen, die keine Werte schaffen, die ohne 
jegliche geistige oder körperliche Arbeit hohe Gewinne machen?.“ 

In seinen Grundsätzen für die DAP schrieb Drexler über das Endziel: 
„Die DAP erstrebt eine ideale Weltordnung, Idealismus statt Materialismus! 
Dazu genügt nicht nur ein Personenwechsel unter den Machthabern. Die Vor- 
aussetzung ist vielmehr das möglichst ausnahmslose Vorhandensein von ideal 
gesinnten und ideal tätigen Staatsangehörigen. Daher ist es Pflicht und Auf- 
gabe der DAP, ihre Mitglieder im idealen Sinne zu erziehen und sie zu einer 
höheren Weltauffassung emporzuheben!®,“ 

Im Laufe des Jahres 1919 gab Drexler auch seine Schrift „Mein politisches 
Erwachen“ heraus. Sie gehört neben den grundlegenden Schriften von Feder 
und Jung zweifelsohne zu dem wichtigsten dem Programm der NSDAP zu- 
grundeliegenden Schrifttum. Von großer Bedeutung für die programmatische 
Ausgestaltung des nationalsozialistischen Gedankengutes wurde auch das Pro- 
gramm der Deutschsozialistischen Partei, das der „Münchner Beobachter“ am 

8 Vortragsentwicklung zu: Nationaler Sozialismus, maschinenschriftlicher Entwurf imBayer. 
Heeresarchiv, München, Reichswehrgruppen-Kommando IV, Band 8, Akt 6; Kurs 6. 
9 Dokumente der deutschen Politik, VIII, 1. Teil (1942), S. 283 ff. 


10 Deutsche Arbeiterpartei, Grundsätze von Anton Drexler, maschinenschriftliche Abschrift, 
undatiert aus der Zeit der Parteigründung Anfang 1919, Privatbesitz. 
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31.Mai 1919 veröffentlichte. Eswar imSchoße desGermanenordensentstanden 
und in dessen Ordensblättern im Dezember 1918 erstmals gedruckt worden'!. 

Friedrich Krohn, Mitglied des Germanen- und Wälsungenordens schon in 
der Vorkriegszeit, richtete im Laufe des Jahres 1918 eine Art „nationalsoziali- 
stisches Institut“ ein. Für diesen Zweck hatte er seine Privatbibliothek zur 
Verfügung gestellt, die etwa 2500 Bände umfaßte. Hitler benützte eifrig 
Krohns Bibliothek in den Jahren 1919—21. Krohn selbst gehörte zu den gei- 
stigen Vätern der Bewegung. Als Mitglied der genannten Orden, des Frei- 
korps Oberland und der Thule-Gesellschaft wirkte er auch bei der Gründung 
der aus der letztgenannten Gesellschaft hervorgegangenen Deutschsozialisti- 
schen Partei und der Deutschen Arbeiterpartei mit. Bei den Parteigründungen 
nahm er Einfluß auf die Programmgestaltung. Krohn war ein grundsätz- 
licher Gegner der Hitlerschen Diktatur in der Partei und zog sich aus Protest 
gegen Hitlers Machtergreifung im Jahre 1921 von ihm zurück. Er stand vor 
allem Gottfried Feder, Gregor Strasser, Dietrich Eckart und Ernst Röhm 
nahe. Nach seiner Angabe hatte Drexler das Programm der Deutschsozialisti- 
schen Partei bei der Ausgestaltung der 25 Thesen benutzt!?. Auch ein Flugblatt 
der Kärntner Nationalsozialisten lag Drexler bei der redaktionellen Ausge- 
staltung des Programms der NSDAP vor. 

Das Programm wurde in den Büroräumen des damaligen ersten Schrift- 
führers der Partei, des Direktors Ferdinand Wiegand, in München in der Son- 
nenstraße6 endgültig formuliert. DieEntwürfe stammten von Drexler!?, Auch 
die endgültige Fassung darf man im wesentlichen als sein Werk betrachten. 
Ein Fünfer-Ausschuß befaßte sich nach Schüßlers Angabe mit der Formulie- 
rung der 25 Punkte!*. Ihm gehörten Anton Drexler, Rudolf Schüßler, Adolf 
Hitler, Ferdinand Wiegand an. Bei der redaktionellen Ausgestaltung wirkte 
Hitler allein mit!5. Natürlich wurde Hitler im Dritten Reich als der alleinige 
Schöpfer des Programms hingestellt. Drexler aber verwies mit Recht in sei- 
nem zitierten Brief nicht nur auf seine Programmentwürfe!®, sondern auch 


11 Sebottendorff, Bevor Hitler kam, S. 171—182, ferner Bilderteil S. 105. Wiedergabe der 
Allgemeinen Ordensnachrichten Nr. 15 v. Dezember 1918/19. 

12 Mündl. und schrift. Mitt. 

13 Brief Drexlers an Zentralarchiv d. NSDAP v. 24. Februar 1940, Fotokopie, Privatbesitz. 

14 Mdl. Mitt. 

15 Brief Drexlers v. 24. 2. 1940, s. o.; ferner Rudolf Schüßlers Brief v. 11. 3. 1941, Foto- 
kopie, Privatbesitz. 

16 Entwurf Drexlers v. 14. 12. 1919, Fotokopie, Privatbesitz. 
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auf seine Schrift „Mein politisches Erwachen“, auf das erste Flugblatt der 
DAP, von dem er ausdrücklich als von „Meinem Flugblatt“ sprach, wie auf 
die Richtlinien der DAP vom 5. Januar 1919. Unter dem Titel „Warum 
mußte die Deutsche Arbeiterpartei kommen?, was will sie?“ erschien das 
erste Flugblatt, von Drexler verfaßt, gleichzeitig mit dem Programm. Es um- 
faßte vier Seiten und hatte programmatische Bedeutung. Dort hieß es u.a.: 
„Nicht ein Systemwechsel hat sich in den Spätherbsttagen von 1918 voll- 
zogen, sondern die Krönung des alten Systems. Die kapitalistische Konsti- 
tution hat vor der deutschen Revolution hinter den Kulissen regiert, hat mit 
der Revolution alle mißliebigen Personen durch ihre Günstlinge ersetzt und 
mißregiert uns weiter, bis wir durch Hunger und Elend willenlose Sklaven 
des Weltkapitalismus — dessen Vertreter auch in Deutschland sitzen — ge- 
worden sind.“ 


1,33 Prozent Fremdrassige = 79 Prozent Regierungsanteil. 
98,67 Prozent Deutschvölkische = 21 Prozent Anteil an der Regierung 
ihres eigenen Heimatlandes. Diese Zahlen sagen alles! 
12 Milliarden betrug das deutsche Industrie- und Arbeits-Kapital. 
250 Milliarden hingegen das Leih- und Börsen-Kapital. 


Das Programm schloß mit den Worten: „Gemeinnutz vor Eigennutz soll 
unsere Parole sein! Das Vaterland wie das Wohl des Volkes über die Partei!“ 
Die Unterschrift des Flugblatts lautete: „National-sozialistische deutsche Ar- 
beiter-Partei, Geschäftsstelle: Sterneckerbräu, Tal 5417,“ 

Die Namensänderung der DAP auf Nationalsozialistische Deutsche Ar- 
beiterpartei erfolgte also gleichzeitig mit der Festlegung und Verkündigung 
des Programms im Februar 1920. Schüßler nannte als amtlichen Termin der 
Namensänderung den 1. März 1920'8. Der Grund für die Namensänderung 
war nach Angabe Krohns, daß man die Deutsche Arbeiterpartei von den in- 
ternational-marxistischen Arbeiterparteien scharf unterscheiden wollte!?. 
Österreichische Einflüsse haben bei der neuen Namengebung sicher eine Rolle 
gespielt?®. 


17 Original-Flugblatt v. 22. 2. 1920, Privatbesitz. 

18 Brief Schüsslers v. 20. 11. 1941; ein Brief d. ersten Schriftführers Wiegand v. 18. 4. 1920 
trägt die Bezeichnung: „Nationalsozialistische DAP“ als Absender. Privatbesitz. 

19 Schriftl. Mitt. 
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In einer Rede am 3. Mai 1919, also unmittelbar nach Niederschlagung der 
Münchner Kommunistenherrschaft, wandte sich Drexler scharf gegen die jüdi- 
schen Führer der Sozialdemokratie und gegen den „unerhörten Mißbrauch“ 
der sozialistischen Idee. Er bezeichnete das Judentum als „Feind der ganzen 
nichtjüdischen Menschheit“. Deutschland und die Welt brauchten „Männer 
an der Spitze, die frei sind von Materialismus, von persönlichem Egoismus 
und Eigennutz, deren ganzes Leben und Wirken von dem Gedanken erfüllt 
ist: nur für mein deutsches Volk, nur für die arbeitende Menschheit?!.“ 

Der Entwurf Drexlers für das Parteiprogramm vom 14. Dezember 1919 
enthielt unter bereits bekannten Gedankengängen auch schon Feders Parole 
„Brechung der Zinsknechtschaft“, die auf Drexler ebenso tief wie auf Hitler 
einwirkte??, 

Die gemeinsamen Kennzeichen der Schriften und des Gedankengutes, die 
der endgültigen Programmgestaltung zugrunde lagen, kann man wie folgt 
zusammenfassen: Antikapitalistischh antimarxistisch, antiparlamentarisch, 
antisemitisch, völkisch und großdeutsch. Das völkische Gedankengut mit dem 
Ziele des völkischen Staates findet sich ausgeprägt schon vor dem Kriege bei 
den Alldeutschen. Die Bücher von Heinrich Claß — unter dem Pseudonym 
„Einhart“ gab er eine vielgelesene „Deutsche Geschichte“ im Jahre 1909 her- 
aus, unter dem Pseudonym „Frymann“ das Buch „Wenn ich der Kaiser wäre“ 
im Jahre 1912 — übten auf die völkische Bewegung großen Einfluß aus. So 
wurde Hitler von der „Deutschen Geschichte“ stark beeindruckt?®. 

Bei den 25 Punkten, die Hitler am 24. Februar 1920 verkündete, ist die 
Reihenfolge aufschlußreich. An erster Stelle standen die national- und außen- 
politischen Forderungen (Punkt 1, 2, 3): Schaffung Großdeutschlands, Auf- 
hebung der Friedensverträge von Versailles und St. Germain und Forderung 
von Land und Boden zur Ernährung und Ansiedlung des Bevölkerungsüber- 


20 In einer Zuschrift an die österr. National-Sozialisten v. 25. 12. 1919 lehnte Drexler die 
Verwendung der Bezeichnung „Nationalsozialistisch“ noch ab, fügte aber hinzu: „...be- 
trachten Sie diese Erklärung nicht als endgültige Verneinung“. Nach Ciller: Deutscher 
Sozialismus, Hamburg 1944, S. 152, Anhang 2. Aber schon am 5. 1. 1920 wurde von Drex- 
ler die Namensänderung beantragt und vom Parteiausschuß genehmigt. VB Nr. 164 
v. 13. 6. 1934, Art.: Parteigenosse Drexler 50 Jahre alt. 

21 Rede Drexlers v. 3. Mai 1919, Abschrift, Privatbesitz. 

22 Fotokopie d. handschriftl. Entwurfs v. Drexler v. 14. 11. 1919, Privatbesitz; Hitler, I, 
S. 220 ff. 

23 Kruck, 9 ff., 59 ff., 124 ff., 179 ff, 192 ff. 
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schusses. Diese drei Punkte waren für Hitler nach der Machtübernahme die 
ausschlaggebenden. Die Punkte 4 bis 10 dienten der Klärung der Rechte und 
Pflichten des Staatsbürgers und enthielten den antisemitischen Bestandteil des 
Programms mit der Forderung der Ausschaltung des Judentums. Punkt 4 und 
5 lautete: „Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse 
kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf Konfession. 
Kein Jude kann daher Volksgenosse sein.“ Punkt 5: „Wer nicht Staatsbürger 
ist, soll nur als Gast in Deutschland leben können und muß unter Fremden- 
Gesetzgebung stehen.“ Der Punkt 11 forderte die Brechung der Zinsknecht- 
schaft und die Abschaffung des arbeits- und mühelosen Einkommens. In den 
Punkten 12 bis 19 wurden diese Forderungen näher erläutert. Punkt 20 und 
21 betrafen die Kulturpolitik, besonders Begabtenförderung und Pflege der 
Volksgesundheit. Punkt 22 enthielt die Forderung nach Schaffung eines Volks- 
heeres, Punkt 23 gehörte eigentlich zu der Gruppe 4 bis 10 wegen der scharf 
antijüdischen Formulierung. Es handelte sich um die Neugestaltung des 
Pressewesens, um den Kampf „gegen die bewußte Lüge und ihre Verbreitung 
durch die Presse“. Punkt 24 befaßte sich mit religiösen Fragen; er lautete: 
„Wir fordern die Freiheit aller religiösen Bekenntnisse im Staat, soweit sie 
nicht dessen Bestand gefährden oder gegen das Sittlichkeits- und Moralgefühl 
der germanischen Rasse verstoßen. Die Partei als solche vertritt den Stand- 
punkt eines positiven Christentums, ohne sich konfessionell an ein bestimmtes 
Bekenntnis zu binden. Sie bekämpft den jüdisch-materialistischen Geist in und 
außer uns und ist überzeugt, daß eine dauernde Genesung unseres Volkes nur 
erfolgen kann von innen heraus auf der Grundlage: Gemeinnutz vor Eigen- 
nutz.“ Punkt 25 forderte zur Verwirklichung des Programms eine starke 
Zentralgewalt des Reiches sowie die Bildung von Stände- und Berufskam- 
mern. Beachtenswert sind auch Einleitungs- und Schlußformel, erstere lau- 
tete: „Das Programm der Deutschen Arbeiterpartei ist ein Zeitprogramm. 
Die Führer lehnen es ab, nach Erreichung der im Programm aufgestellten Ziele 
neue aufzustellen, nur zu dem Zweck, um durch künstlich gesteigerte Unzu- 
friedenheit der Massen das Fortbestehen der Partei zu ermöglichen.“ Und die 
Schlußformel: „Die Führer der Partei versprechen, wenn nötig unter Einsatz 
des eigenen Lebens, für die Durchführung der vorstehenden Punkte rück- 
sichtslos einzutreten.“ 

Gottfried Feder, der im Jahre 1926 von Hitler zum Programmatiker der 
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Partei ernannt wurde, erwähnte, daß Hitler „die beiden Eckpfeiler des Pro- 
gramms“ durch Sperrdruck hervorgehoben habe: „Gemeinnutz geht vor Ei- 
gennutz, das ist die Gesinnung des Programms, Brechung der Zinsknecht- 
schaft ist das Herzstück des Nationalsozialismus?*.“ 

Im Jahre 1926 wurde auch der alte Beschluß erneuert: „Dieses Programm 
ist unabänderlich?®.“ 

Zweifelsohne hatten im Programm die nationalpolitischen Forderungen 
vor den sozialistischen den Vorrang. Die Väter des Programms und der Partei 
meinten es aber mit dem sozialen Teil des Programms ebenso ernst wie mit 
dem nationalen; dies galt für Männer wie Anton Drexler, Gottfried Feder 
und besonders Gregor Strasser. Drexler setzte sich diesbezüglich mit der groß- 
deutschen Freiheitspartei in Berlin in einem Brief vom 7. Februar 1920 aus- 
einander. Im Zuge der Ausgestaltung des Programms wurden demnach auch 
Unterhandlungen mit dieser Partei geführt, deren Leitung sich, dem Inhalt 
von Drexlers Antwortschreiben nach zu schließen, an der Bezeichnung „Arbei- 
terpartei“ stieß?®. 

Die Frage der Staatsform wurde im Programm offen gelassen, obwohl sie 
in der damaligen Zeit die Gemüter teilweise heftig bewegte. 

Charakteristisch für die Einstellung zu diesem Problem im Jahre der 
Programmverkündung ist ein Brief des Geschäftsführers Schüßler an den da- 
maligen ersten Schriftführer Wiegand, der folgenden Wortlaut hat: „Sollte 
bei Ihrem Vortrag in Augsburg die Frage der Staatsform aufgeworfen wer- 
den, so möchte die Erklärung abgegeben werden, daß die Parteileitung davon 
fest überzeugt ist, daß das Parteiprogramm nur im Freistaate durchgeführt 
werden kann. Sollte innerhalb einiger Jahre ein Monarchist an die Spitze des 
Volkes gestellt werden, so könnte er sich auf nichts anderes stützen als auf 
einige monarchistische Idealisten und auf die Großkapitalisten. 

Erst wenn der Einfluß dieses Kapitals, insbesondere des Börsenkapitals 
gebrochen ist, könnte das Volk für die endgültige Staatsform entscheiden??.“ 

Die „Deutsche Arbeiter-Partei“ war also im Grunde eine nationale Partei- 


24 Gottfried Feder, Das Programm der NSDAP und seine weltanschaulichen Grundlagen, 
18. Aufl., München 1930, S. 11. 

25 Ebda. 

26 Fotokopie, Privatbesitz. 

27 Fotokopie, Privatbesitz. 
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gründung, die als „Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter-Partei* den 
schärfsten Rechtsradikalismus verfocht. Das Programm war der Willensaus- 
druck von Idealisten, von Arbeitern, Mittelständlern und Frontsoldaten, die 
für ihr Volk das beste wollten. Für die spätere Entwicklung blieb es bedeu- 
tungslos, denn Hitler betrachtete und behandelte es nur als Propagandamit- 
tel. So ist das Programm das Denkmal des politischen Willens der Gründer 
und jener idealistisch gesinnten Nationalsozialisten, die unverrückbar an sei- 
ner Verwirklichung festhielten. Zur Zeit der Verkündigung bedeutete das 
Programm den Abschluß der ersten Phase in der Entwicklung der jungen Par- 
tei und den Beginn eines neuen Lebensabschnittes, des Aufstiegs der National- 
sozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, in die die Deutsche Arbeiterpartei 
einmündete, zur Hitlerbewegung?®. 

„Als Partei“ erhoben aber die DAP und die Nationalsozialistische Deut- 
sche Arbeiterpartei von vornherein den Anspruch, nicht wieder „Partei“ im 
überkommenen Sinne des Wortes zu sein, nämlich Vertreterin einer einzelnen 
Interessen- oder Weltanschauungsgruppe im Gegensatz zu anderen innerhalb 
des Volkes, sondern die Vereinigung aller schaffenden Deutschen zu einer 
idealen Volksgemeinschaft. Die nationalsozialistische Partei entleerte den Be- 
griff „Partei“ im allgemeinen wie den der „Arbeiterpartei“ im besonderen 
seines bisherigen faktionellen und klassenkämpferischen Sinnes, erhob sich 
selbst zur „Partei über den Parteien“?® im Sinne einer Elitegruppe, eines Or- 
dens. Dieser Ordensgedanke wurde in der letzten Folgerung auf das ganze 
deutsche Volk übertragen. Den Elite-und Ordensgedanken finden wir schon in 
der Geburtsstunde der Bewegung. Organisatorisch konnten dieNationalsozia- 
listen unter den gegebenen politischen und staatlichen Verhältnissen nur als 
„Partei“ auftreten. Der Ordensgedanke aber wurde ihr von den geistigen und 
organisatorischen Vätern bereits in die Wiege gelegt. Wenn Hitler gegen Har- 
rer die Parteibezeichnung durchsetzte, so nicht, weil er ein Gegner des Or- 
densgedankens war, sondern weil er als Realist die Notwendigkeit der durch 


28 Hasselbach, S. 7, unterscheidet drei Phasen der Frühgeschichte der Partei: die erste geht 
nach dieser Einteilung bis zum 24. 2. 1920, die zweite bezeichnet er ohne genaue zeit- 
liche Fixierung als Aufstieg der NSDAP und die dritte als Abstieg zur Militärpartei und 
zur Katastrophe. 

29 Rudolf Heß, Was will die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei? in VB, Nr. 60 
v.31.7.1921, 5.4. 
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die Zeitumstände vorgeschriebenen organisatorischen Form erkannte. Auch 
Drexler war von dem Elitegedanken beseelt. „Ich sage absichtlich nicht Par- 
teiblatt“, schrieb er am 13. Februar 1921 an Gottfried Feder über den Völki- 
schen Beobachter, „weil wir keine Partei sind und auch nicht werden sollen. 
Wir wollen die Revolution der ehrlich Schaffenden gegen das innere und 
äußere Ausbeutertum?",“ 

Zum Ordensgedanken gehörte auch — im Sinne der männerbündischen 
Lenkung des Staates — die Ausschaltung der Frauen aus der aktiven Teil- 
nahme am öffentlichen Leben, ähnlich dem Grundsatz: Mulier tacet in eccle- 
sia. In diesem Sinne faßte die erste Generalmitgliederversammlung der Partei 
im Januar 1921 unter lebhafter Zustimmung der Frauen einstimmig folgen- 
den Beschluß: „Eine Frau kann in die Führung der Partei und in den leiten- 
den Ausschuß nie aufgenommen werden.“ 

Der oft zitierte Artikel von Rudolf Heß wurde von der Redaktion mit 
dem Vermerk versehen: („In dem Aufsatz wird auf die immer wiederkehren- 
den Einwände gegen das Programm der DAP eingegangen. Wir empfehlen 
unseren Lesern, denselben herauszuschneiden, um ihn bei ihrer Werbetätigkeit 
zu verwenden.“) Heß stellte folgende Hauptpunkte heraus: Die Partei ist 
1. antijüdisch, 2. gegen das Leihkapital, 3. für Gewinnbeteiligung der Arbei- 
ter, 4. antiparlamentarisch und für die Herrschaft einer hochstehenden Min- 
derheit, 5. für die Überwindung des Klassenkampfes und die Schaffung einer 
nationalen Volksgemeinschaft. 

Zu den wichtigsten programmatischen Schriften in der Frühzeit gehören 
die von Alfred Rosenberg um die Jahreswende 1922/23 herausgegebenen 
„Wesen, Grundsätze und Ziele der NSDAP“ und die Ende des Jahres 1923 
von Gottfried Feder veröffentlichte Schrift: „Der deutsche Staat auf nationa- 
ler und sozialer Grundlage“. Beide Schriften erschienen mit vorheriger Kennt- 
nisnahme und Billigung Hitlers. Für Feders Buch schrieb Hitler ein Geleit- 
wort — am 8. November 1923 —, in dem er es als „Katechismus der Bewe- 
gung“ bezeichnete. 

Rosenbergs Schrift war die erste Erläuterung des Parteiprogramms. Er 
schrieb dazu im Vorwort der ersten Auflage: „Da das Werk Adolf Hitlers — 
als des Führers der Bewegung — noch nicht soweit fortgeschritten ist, daß 


30 Fotokopie des Handschreibens, Privatbesitz. 
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seine Drucklegung in baldiger Aussicht stände, soll durch vorliegende Flug- 
schrift eine kurze Aufklärung... gegeben werden...“ Die Broschüre ist 
„Adolf Hitler, dem Führer der deutschen Freiheitsbewegung gewidmet“. 

Zusammenfassend darf man sagen, daß Ideologie und Programmatik in 
den frühen Jahren der Partei eine verhältnismäßig geringe Rolle spielten, 
worauf der damalige bayerische Innenminister Schweyer mit Recht hinwies: 
„Die tiefergehenden Probleme der nationalsozialistischen Bewegung, die auf 
eine vollständig neue Weltanschauung, auf eine deutsch-völkische Lebens- und 
Weltanschauung hinauskommt, sind bei dem ersten Auftreten der Bewegung 
in Bayern und noch lange Zeit danach, sei es absichtlich oder unbewußt, zu- 
rückgestellt geblieben. Die Bewegung ging anfänglich im allgemeinen die 
Wege der vaterländischen Verbände, mit denen sie lange Zeit in der Betonung 
ihrer rein vaterländischen Ziele wetteiferte. Sie unterschied sich von den va- 
terländischen Verbänden zunächst nur dadurch, daß sie geräuschvoller und 
stürmischer auftrat und besonders einem ausgesprochenen Antisemitismus der 
Hetze huldigte?!.“ 

Nicht ohne Interesse ist, was der amerikanische Hauptankläger beim 
Internationalen Militärgerichtshof in Nürnberg, Robert H. Jackson, über das 
Programm der Partei sagte: 

„Einige ihrer Ziele würden wohl vielen guten Staatsbürgern einleuchten, 
.. . Sie forderte ‚den Zusammenschluß aller Deutschen auf Grund des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker zu einem Großdeutschland‘... Natürlich 
waren dies alles Ziele, die rechtlich unantastbar waren, solange sie ohne einen 
Angriffskrieg erreicht werden sollten??.“ 


Wie Idee und Begriff „Nationalsozialismus“, so tauchte auch das Haken- 
kreuz im Jahre 1919 in verschiedenen Gegenden Mitteleuropas unabhängig 
voneinander als politisch-religiöses Symbol auf. „Hakenkreuz am Stahlhelm, 
schwarz-weiß-rotes Band, die Brigade Ehrhardt werden wir genannt“, so 
sang die Marinebrigade Ehrhardt beim Einmarsch in München Anfang Mai 
1919. Dieses Freikorpslied wurde bald von der Sturmabteilung der national- 
sozialistischen Partei übernommen. Auf der Vorderseite des Stahlhelms der 


31 Schweyer, Politische Geheimverbände, $. 107/8. 
32 Aus der „Grundlegenden Rede“ Jacksons am 21. 11. 1945 in Nürnberg; zit. nach Doku- 
mente der Zeit, Frankfurt 1946. 
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Ehrhardtmänner leuchtete das Hakenkreuz, mit weißer Farbe aufgemalt°®. 
Das Hakenkreuz erschien zu jener Zeit als militärisches Kampfabzeichen der 
Freikorps, besonders der Baltikumkämpfer, die es auf den Fahnenschäften 
trugen®*. Die Finnen kennen es als militärische Auszeichnung; auf finnischen 
Orden findet man das Hakenkreuz. Im Jahre 1919 erschien es auch auf den 
Briefmarken der unabhängigen Mongolischen Republik (Regierungssitz 
Urga) unter Leitung ihres Khans, Graf Ungern-Sternberg, aus dem bekannten 
baltischen Adelsgeschlecht?®. Es ist auch altes buddhistisches Zeichen. In China 
gab es während des Krieges gegen Japan (1937—1945) eine buddhistische 
„Rote Hakenkreuzgesellschaft“, die dem westlichen „Roten Kreuz“ ent- 
spricht. Sie kümmerte sich um die Verwundeten und bestattete die Toten??a. 
Im Frühsommer 1919 wurden in München Flugschriften verteilt unter dem 
Titel „Grün-Weiß-Schwarzer Wimpel“, in denen das Hakenkreuzbanner als 
Symbol der Zukunft bezeichnet wurde. Auf dem Lastkraftwagen, von dem 
aus die Flugblätter verteilt wurden, flatterte eine Hakenkreuzfahne. Verfas- 
ser dieser Flugschrift und Veranstalter dieser Kundgebung war nach eigener 
Angabe Fritz von Trützschler. Dieser gehörte der Thule und der Bürgerver- 
einigung Dietrich Eckarts an®®. 

Vor dem Kriege, besonders seit dem Jahre 1912, erschien das Hakenkreuz 
vielfach als Abzeichen völkischer Vereinigungen und Orden in den verschie- 
densten Formen: als Heilszeichen ursprünglich links gerichtet und mit gebo- 
genen Balken als Sonnenrad; links gerichtet als Sonnenrad oder mit recht- 
winklig aufeinandergesetzten Balken. Auch auf Briefköpfen und als Sonder- 
marke völkischer Vereinigungen findet man es vor dem ersten Weltkrieg viel- 
fach. Als Schmuck, Zierat oder Heilszeichen ist es seit Jahrtausenden über den 
ganzen Erdball verbreitet. Auf die Geschichte und Bedeutung des Haken- 
kreuzzeichens, seine Herkunft und seine Mystik näher einzugehen ist hier nicht 
der Platz. Im Rahmen dieser Arbeit ist es entscheidend, festzustellen, daß das 
Hakenkreuz das Symbol der deutschvölkischen Bewegung in ihren verschie- 
denen Organisationsformen geworden ist. Als rechts gerichtetes Sonnenrad 


33 Mdl. Mitt. von Freikorpskämpfern. 

34 J. Benoist-Me&chin, II, S. 26. 

35 Mdl. Mitt. eines Freikorpsführers. 

35aAnna Wang, Ich kämpfte für Mao, Hamburg 1973, S. 183. 

36 Fritz v. Trützschler, Die Atmosphäre bei Hitlers Arbeitsbeginn 1919, München 1933. 
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mit gebogenen Balken und Schwert tauchte es beim Germanenorden auf. Vom 
Germanenorden kam es zu den äußeren Kreisen desselben, darunter zur 
Thulegesellschaft, und von der Thule zur Deutschen Arbeiterpartei. Es ist der 
oben erwähnte Friedrich Krohn, dem die Deutsche Arbeiterpartei bzw. die 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei das Hakenkreuz als offizielles 
Parteiabzeichen verdankte?”. 

Krohn kannte das Hakenkreuzzeichen bereits aus seinem Familienwap- 
pen. Auf seinen ausgedehnten Auslandsreisen hatte er es unter anderem in 
einer Kirche in Mexiko entdeckt. Am 2. Mai 1919 verfaßte er eine Denkschrift 
unter dem Titel: „Ist das Hakenkreuz als Symbol nationalsozialistischer Par- 
teien geeignet?“ In seinen Entwürfen trat Krohn für das links gerichtete Ha- 
kenkreuz ein. Nach einer buddhistischen Vorstellung, so erzählte er dem Ver- 
fasser, bedeutet das links gerichtete Hakenkreuz Glück und Heil, das rechts 
gerichtete Untergang. Für das links gerichtete traten auf Grund seiner Für- 
sprache von den Teilnehmern der Besprechungen nach seiner Erinnerung 
Drexler, Körner, Harrer, Hechenberger und Dr. v. Levin ein. Hitler aber 
entschied sich für das rechts gerichtete und setzte seinen Willen durch. Dem- 
entsprechend änderte Krohn seinen Entwurf. Als Krohn die Ortsgruppe 
Starnberg gründete, schmückte er das Rednerpult mit der von ihm entworfe- 
nen und gefertigten Hakenkreuzflagge. So erschien sie zum erstenmal in der 
Offentlichkeit. Anton Drexler nahm an der Gründungsversammlung der 
Starnberger Ortsgruppe am 20. Mai 1920 teil. Als er den Saal betrat und das 
mit der Hakenkreuzflagge geschmückte Rednerpult sah, rief er freudig: „Da 
haben wir ja unsere Parteiflagge!* Am anderen Tag wurde vom Münchner 
Parteiausschuß mit Zustimmung des Werbeobmannes Hitler die Flagge über- 
nommen und nach ihrem Vorbild auch das Parteiabzeichen angefertigt®®. 

Die Anfertigung des Parteiabzeichens wurde dem Goldschmied Josef Fueß 
übertragen. Nach der Schilderung von Fueß entstand das Parteiabzeichen 
noch vor der Fahne. Die Entwürfe machte Fueß, der verschiedene emaillierte 
Muster vorlegte, unter denen Hitler dann die Auswahl traf. Hitler selbst 


37 Die Ausführungen über die Hakenkreuzsymbolik der Partei stützen sich auf die mündl. 
u. schriftl. Mitteilg. von Friedrich Krohn, Josef Fueß, Karolina Gahr, Erna Hanfstängl 
und anderen Personen. 

38 Anton Drexler hat dem Zahnarzt Friedrich Krohn auf seinen Wunsch hin in einem 
Brief v. 24. 5. 1935 bestätigt, daß die Partei von ihm die Hakenkreuzflagge habe. 
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machte nur Andeutungen, wie er sich das Abzeichen vorstellte. Entwurf und 
Ausführung überließ er Fueß. Da Fueß auf Grund der Versammlung im Hof- 
bräuhaus am 24. 2. 1920 zur Bewegung gestoßen war, fällt die Entstehung 
des Abzeichens ins Frühjahr 1920. Die ursprüngliche Aufschrift lautete DAP 
und wurde dann auf Hitlers Wunsch und Vorschlag abgeändert; die neue 
Inschrift lautete: Nat. Soz. DAP®®. 

Krohns Starnberger Hakenkreuzflagge hatte seine Frau genäht. Die ersten 
Muster der Hakenkreuzfahne der Münchner Ortsgruppe fertigten Rudolf 
Schüßlers erste Frau, Frau Fueß und Jenny Haug an. Krohn hatte dafür zwei 
Entwürfe unterbreitet: einen mit dem Sonnenrad und einen mit den geraden 
gekreuzten Balken; für letzteren hatte sich Hitler entschieden“®. Zur selben 
Zeit, als in München monatelange Debatten im Parteiausschuß über ein Par- 
teisymbol stattfanden, bemühte sich der Führer der Wiener Nationalsoziali- 
sten, Dr. Walter Riehl, ebenfalls, das Hakenkreuz als Parteisymbol durchzu- 
setzen. Im Februar 1920 zeichnete er den ersten Entwurf des Hakenkreuz- 
abzeichens und skizzierte auch ein Fahnenmuster mit dem Hakenkreuz auf 
weißem Feld. Es wurde dann beschlossen, den bereits vorhandenen Abzeichen, 
Hammer und Eichenlaub, das Hakenkreuz beizufügen. Am1.Mai1920 wurde 
die Hakenkreuzfahne erstmals öffentlich von einer Gruppe österreichischer 
Bergfreunde auf dem Wege von Dürnstein nach Krems getragen. Auf der 
Salzburger Tagung im August 1920 erklärte Hitler, „daß das Hakenkreuz als 
offizielles Abzeichen zu tragen sei?!“. 

Die Konvergenz des Vorgangs beruht auf einer gemeinsamen Wurzel: 
diese ist die Guido-v.-List-Gesellschaft, aus der der Germanenorden hervor- 
gegangen war. Auffällig bleibt auf jeden Fall die Gleichzeitigkeit des Ereig- 
nisses. Hitler nahm das Verdienst, die Fahne geschaffen zu haben, für sich 
allein in Anspruch. „Ich selbst — als Führer wollte nicht sofort mit meinem 
eigenen Entwurf an die Öffentlichkeit treten, da es ja möglich war, daß ein an- 
derer einen ebenso guten oder vielleicht auch besseren bringen würde. Tat- 
sächlich hat ein Zahnarzt aus Starnberg auch einen gar nicht schlechten Ent- 


39 Mdl. Mitt. Josef Fueß; ferner Hitler, II, S. 140. 

40 Mdl. Mitt. v. Friedrich Krohn. 

41 Gedächtnisprotokoll von Alois Gränz über die erste Verwendung des Hakenkreuzes in: 
Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus, von Dr. Alexander Schilling, 
Leipzig 1933, $. 378—380. 
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wurf geliefert, der übrigens dem meinen ziemlich nahe kam, nur den einen 
Fehler hatte, daß das Hakenkreuz mit gebogenen Haken in eine weiße 
Scheibe hineinkomponiert war*?.“ 

Krohn hatte auch die Farben Schwarz-Weiß-Rot ausgewählt und vorge- 
schlagen. Tatsächlich hatte er sie auch bei seiner Hakenkreuzflagge als erster 
verwendet. „Die alten deutschen Reichsfarben (Sturmfahne der deutschen 
Ritter im Mittelalter) und als Protest gegen das Diktat von Versailles: 
Schwarz als Zeichen der Trauer wegen des verlorenen Krieges, weiß als Zei- 
chen unserer Unschuld am Kriegsausbruch 1914/18 (Protest gegen Kriegs- 
schuldlüge!) und rot als Zeichen der Liebe zur Heimat, insbesondere der Liebe 
zu den verlorenen Grenzgebieten“, so legte Krohn den Sinn der Farben aus®?. 
Vernehmen wir nun Hitlers Schilderung: „Ich selbst hatte unterdes nach un- 
zähligen Versuchen eine endgültige Form niedergelegt: eine Fahne aus rotem 
Grundtuch, einer weißen Scheibe und in deren Mitte ein schwarzes Haken- 
kreuz. Nach langen Versuchen fand ich auch ein bestimmtes Verhältnis zwi- 
schen der Größe der Fahne und der Größe der weißen Scheibe sowie der Form 
und Stärke des Hakenkreuzes. Und dabei ist es dann geblieben**.“ Die Farben 
deutete Hitler wie folgt: „Als nationale Sozialisten sehen wir in unserer 
Flagge unser Programm. Im rot sehen wir den sozialen Gedanken der Bewe- 
gung, im weiß den nationalistischen, im Hakenkreuz die Mission des Kamp- 
fes für den Sieg des arischen Menschen und zugleich mit ihm auch den Sieg des 
Gedankens der schaffenden Arbeit, die selbst ewig antisemitisch war und anti- 
semitisch sein wird®,“ 

Gleichzeitig wurde auch die Anfertigung von Hakenkreuz-Armbinden 
nach dem gleichen Muster und der gleichen Farbenanordnung in Auftrag ge- 
geben“®. 

Um die Jahreswende 1922/23 entstand unter dem Eindruck von Musso- 
linis Machtergreifung und vom Faschismus her beeinflußt ein neues Symbol: 
die Standarte als Feldzeichen der Sturmabteilung. Nach Krohns Mitteilung 
gab Röhm dazu die Anregung”. Hitler hielt es um diese Zeit für notwendig, 


42 Hitler, II, S. 140. 

43 Brief Krohns an den Verf. 
44 Hitler, II, S. 140. 

45 Ebda, II, S. 141. 

46 Ebda, II, S. 140. 
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„dieser Wehrorganisation der jungen Weltanschauung noch ein besonderes 
Symbol des Sieges zu geben: die Standarte. Auch sie habe ich selbst entworfen 
und dann einem alten treuen Parteigenossen,dem Goldschmiedemeister Gahr, 
zur Ausführung gegeben*®“. Fueß berichtete, daß er auf Wunsch Hitlers die 
Entwürfe gemacht habe. Da Fueß selbst so große Stücke nicht herstellte, emp- 
fahl er Hitler, die Ausführung dem Goldschmied Otto Gahr zu übertragen, 
der sie dann nach den Entwürfen von Fueß anfertigte®®. 

Das Braunhemd kam erst im Jahre 1924 auf, war also in der alten Partei, 
die nach dem Putsch des 9. November 1923 aufgelöst und verboten wurde, 
überhaupt nicht vorhanden. Es stammte von dem Freikorpsführer Gerhard 
Roßbach. Bei einer Besprechung in Salzburg im Jahre 1924 zwischen Röhm, 
Göring und Roßbach warf Röhm die Frage der Uniformierung der SA (Front- 
bann) auf. Roßbach verwies auf das khakifarbene Hemd, das er trug. Röhm 
sagte: „Das sieht gut aus!“, und Göring nickte beifällig. So wurde von Röhm 
auf Roßbachs Vorschlag das Braunhemd eingeführt und dann von Hitler 
übernommen. Heines machte in München ein Geschäft auf zum Verkauf der 
Braunhemden, das von der Partei übernommen wurde®®. Die Sturmabteilung 
der alten Partei vor 1923 erhielt als eine Art Uniform um die Jahreswende 
von 1922/23 graue Windjacke mit Gürtel und Skimütze. Am linken Arm 
wurde die Hakenkreuzbinde getragen. Der sogenannte „Hackelstecken“ 
wurde als Waffe mitgeführtö!. 

Der „Heilgruß“ tauchte in der Münchner nationalsozialistischen Partei im 
Jahre 1920 allmählich auf. Bekannt war er bereits vor dem ersten Weltkrieg 
in der völkischen Bewegung Österreichs, von der ihn die völkischen Verbände 
des Altreichs übernommen hatten??. 


47 Krohn, Brief an Verf. — Frau Karolina Gahr, die Witwe des am 1. 1. 1932 verstorbenen 
Goldschmieds Otto Gahr, berichtete, daß Hitler auf der Suche nach einem Briefstempel 
den Adler für diesen Stempel verwenden wollte. Er studierte eine Reihe von Kunstzeit- 
schriften, besuchte auch mehrfach die Staatsbibliothek — vermutlich die heraldische Ab- 
teilung — und machte mit Gahr zusammen Entwürfe. Die Ausarbeitung um die Jahres- 
wende 1922/23 mußte in größter Eile erfolgen, um die Standarten zum Reichsparteitag 
Ende Januar 1923 fertig zu haben. Mdl. Mitt. v. Frau Gahr. 

48 Hitler, II, S. 141. 

49 Mdl. Mitt. Fueß. 

50 Mdl. Mitt. Gerhard Roßbach. 

51 Bild der ältesten SA-Uniform in „Dokumente der Zeitgeschichte“, S. 142. 

52 Mdl. Mitt. 


127 


Der Gruß „Heil Hitler“ war eine Einführung von Goebbels und setzte 
sich erst in den dreißiger Jahren gegen erhebliche Widerstände durch. Ein hef- 
tiger Gegner dieses Grußes war Gregor Strasser®®. In der alten Partei kannte 
man ihn nicht. 

Die ersten Abzeichen der SS — die Bezeichnung bedeutet ursprünglich 
Saalschutz und erst ab 1925 Schutzstaffel — deren ursprüngliche Aufgabe der 
Rednerschutz war, weshalb sie immer um das Rednerforum gruppiert war, 
tauchten bei der im April 1923 gegründeten Stabswache auf: Schwarze Mütze 
mit silbernem Totenkopf®%. 

Welches Gewicht Hitler auf dieSymbolik legte, geht aus dem ersten Rund- 
schreiben hervor, das er als Parteivorsitzender am 17. September 1921 an die 
Ortsgruppen und Sektionsführer hinausgehen ließ. Dort lautete der Punkt 3: 
„Fahnen und Armbänder.“ „Die Ortsgruppen haben die Verpflichtung, dafür 
zu sorgen, daß die Ordnungstruppen bei Versammlungen usw. sowie über- 
haupt alle diensttuenden Parteigenossen ausnahmslos äußerlich schon als solche 
erkenntlich gemacht werden durch das Anlegen der Sturmbinde. 

Die Sturmbinde ist eine zehn Zentimeter breite rote Armbinde, die an der 
Außenseite eine neun Zentimeter Durchmesser haltende weiße Scheibe besitzt, 
auf die ein schwarzes Hakenkreuz aufgenäht ist. 

Ortsgruppen, die nicht im Besitze eines Musters sind, werden aufgefor- 
dert, an die Parteileitung das Ersuchen um Zuweisung eines solchen zu stellen. 

Die Sturmbinde ist von allen im Dienst befindlichen Parteigenossen zu 
tragen und soll nicht nur das Erkennungszeichen untereinander darstellen, 
sondern auch das absolute Solidaritätsgefühl der Ordner untereinander stär- 
ken, ebenso haben sämtliche Ortsgruppen unverzüglich zur Anfertigung von 
Parteiflaggen zu schreiten. Die Parteiflaggen sind rechteckige rote Fahnen im 
Verhältnis 2:3 mit großer eingenähter weißer Scheibe, in dieser schwarzes 
Hakenkreuz. Ortsgruppen, die noch nicht im Besitze eines Musters sind, er- 
halten auf Anforderung von der Parteileitung eine Zeichnung. 

Die Parteifahnen sind bei allen öffentlichen Versammlungen am Redner- 
pult, Saaleingang usw. aufzupflanzen, bei Demonstrationen mitzuführen. 


53 Mdl. Mitt. Paul Schulz; Kurt Luedecke, I knew Hitler, London 1938, $. 370 f. 
54 Befehl an SA-Regiment München, Oberkommando, undatiert; dem Inhalt nach v. April 
1923, Privatbesitz. 
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4. Parteiabzeichen. Die Ortsgruppenleitungen sowie die der Sektionen 
München werden erneut darauf hingewiesen, in schärfster Weise für das Tra- 
gen des Parteiabzeichens (Parteikokarde) Propaganda zu machen. Die Mit- 
glieder sind ununterbrochen aufzufordern, überall und jederzeit nur mit dem 
Parteiabzeichen zu gehen. y 

Juden, die daran Anstoß nehmen, sind sofort rücksichtslos anzufassen. 
Parteiabzeichen sind bei der Hauptleitung München zum Preise von 5 Mark 
das Stück per Nachnahme zu bestellen5®.“ 


4. Die „Deutschsozialistische Partei“ (DSP) 


Die Deutschsozialistische Partei! war eine Zwillingsschwester der Deut- 
schen Arbeiterpartei; die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei ist 
aus der Verschmelzung der beiden hervorgegangen. Dem geistigen Gedanken- 
gut nach waren sie ursprünglich weitgehend verwandt, entstanden aber unab- 
hängig voneinander: die DSP in Hannover, die DAP in München; eine 
Münchner Ortsgruppe der DSP bildete sich fast gleichzeitig wie die DAP. 
Beide Parteien standen in enger Beziehung zu Germanenorden und Thule- 
Gesellschaft. 

Der eigentliche Gründer des Deutschsozialismus und der Deutschsoziali- 
stischen Partei war der Maschinenbauingenieur Alfred Brunner, geb. 1871 in 
Braunschweig, gest. 1936, Fabrikdirektor in Düsseldorf. Als Student war er 
Burschenschafter; ermachteviele Auslandsreisen und beschäftigte sich etwa seit 


55 Rundschreiben Nr. 5 v. 17.9. 1921, Original, Privatbesitz. 

1 „Als beachtenswerte Erscheinung ist die Gründung und das rasche Anwachsen der Deutsch- 
sozialistischen Partei anzusehen, die sich eine fortschrittlich gesinnte Partei auf unerschüt- 
terlich nationalem Boden mit starker Betonung des rein erhaltenen deutschen Volkstums 
unter Ausschaltung fremdländischer und zersetzender Einflüsse darstellt.“ Zit. aus Mo- 
natsbericht, München, 5. 3. 1920, B. Landeswerbezentrale des RWGK IV, Schütz. Brig. 21, 
Bund 24 a, Akt 1. — Sebottendorff, Bevor Hitler kam, S. 171 ff. 
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1904 intensiv mit völkischen Fragen. Bereits in der zweiten Kriegshälfte trug 
er sich mit dem Gedanken, eine völkisch-sozialistische Partei zu gründen?. Er 
stellte folgende drei Grundforderungen auf: 

1. Deutsches Recht, an Stelle des römischen Rechtes. 

2. Neue Bodengesetzgebung: Abschaffung der Bodenspekulation und des 
privaten Bodenverkaufs, der Freiverkäuflichkeit und Verschuldbarkeit. 

3. Umgestaltung des Geldwesens: Abbau der Zinswirtschaft, Verstaat- 
lichung des Geldwesens?. 

Die Gedankengleichheit mit Gottfried Feder ist auffällig, um so mehr, als 
die Programme völlig unabhängig voneinander den gleichen Folgerungen aus 
der zeitgeschichtlichen Lage entsprungen sind. Durch Vermittlung seines 
Freundes, Professor Kräger, kam seine „Denkschrift zur Gründung der 
Deutschsozialistischen Partei auf judenreiner und kapitalloser Grundlage“ an 
den Germanenorden in Berlin, der in seinen Ordensnachrichten Brunners Pro- 
gramm im Dezember 1918 veröffentlichte®. 

Rudolf v. Sebottendorff, Ordensmeister der Provinz Bayern des Germa- 
nenordens, nahm im Dezember 1918 an der Jultagung der Loge in Berlin teil 
und brachte von dort den Entwurf eines Aufrufes „An das deutsche Volk* 
und das Programm Brunners mit nach München?. 

Hier wurde aus der Thule-Gesellschaft heraus im Mai 1919 eine Deutsch- 
sozialistische Arbeitsgemeinschaft gebildet, aus der dieOrtsgruppe der Deutsch- 
sozialistischen Partei unter Vorsitz des Buchdruckers Hans-Georg Grassinger 
hervorging®. Die maßgebenden Persönlichkeiten der Münchner Deutschsozia- 
listen waren Max Sesselmann, Hans Georg Müller und Dr. Friedrich Wieser. 
Die drei völkischen Aktivisten gehörten nicht nur der Thule, sondern auch 


2 Sebottendorff, S. 171. 

3 Programm der DSP bei Sebottendorff, S. 171—182. 

4 Ordensnachrichten Nr. 15 bei Sebottendorff, $. 205. 

5 Ebda, S. 74. 

6 Sebottendorff, S. 182; ferner Mdl. Mitt. v. Hans-Georg Grassinger. Grassinger gab im 
Jahre 1913 in München ein Buch heraus unter dem Titel: „Organisierung der Volkswirt- 
schaften nach dem lebenden Recht“. Dort schreibt er $. 7: „Fortschreitender praktischer 
Geist für die lebendige Natur umweht von großer sittlicher Kraft und tiefer, kindlich 
reiner Überzeugung von dem Werte der besseren seelischen Kräfte der Mehrheit spricht 
aus den Worten der gehaltenen Antrittsrede des Präsidenten Dr. W. Wilson, des neu- 
erwählten Führers des amerikanischen Volkes, die, mögen sie auch an das amerikanische 
Volk gerichtet sein, ebenso gut der ganzen heutigen Gesellschaft gelten können und von 
ihr beherzigt zu werden verdienen.“ 
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dem Wälsungen-Orden an. Sesselmann und Müller waren verantwortliche 
Schriftleiter von Sebottendorffs Münchner Organ, dem „Münchner Beobach- 
ter“, der ursprünglich Sprachrohr des Germanenordens und der Deutsch- 
sozialistischen Partei war und erst im Dezember 1920 Organ der national- 
sozialistischen Partei wurde. Im „Münchner Beobachter“ erschien auch Brun- 
ners deutschsozialistisches Programm in der Nr. 18 vom 31. Mai 1919. Selbst- 
verständlich bestand eine enge Fühlungnahme zwischen DAP und DSP, um 
so mehr, als beide in der Thule und im Germanenorden eine gemeinsame Wur- 
zel hatten. Die Verzahnung war teilweise so eng, daß es oft schwerfällt, die 
beiden Parteien, die praktisch die gleiche politische Bewegung vertraten, aus- 
einanderzuhalten. Die DSP ging um die Wende der Jahre 1922/23 in der 
NSDAP auf. Die Geschäftsstelle der DSP befand sich in der Thierschstraße 15 
(Verlag Eher). Der „Münchner Beobachter“, das Blatt der DSP, trieb ab 
Herbst 1919 auch Propaganda für die DAP, deren Versammlungen dort an- 
gezeigt und besprochen wurden. Als die Weiß’sche Buchdruckerei die Auflage 
des „Münchner Beobachters“ nicht mehr bewältigen konnte, brachte Grassin- 
ger die Zeitung zum Druck im Verlagshaus Müller & Sohn unter, wo sie bis 
1945 gedruckt wurde (ab Nr. 53 vom 14. Oktober 1919)7. 

Während jedoch die DAP als Münchner Parteigründung zunächst eine 
rein Münchner Angelegenheit blieb, breitete sich die DSP bereits im Jahre 
1919 über ganz Deutschland aus. Noch im gleichen Jahre stellte Brunner die 
Verbindung mit den sudetendeutschen und österreichischen Nationalsoziali- 
sten her. In Nürnberg gründete Julius Streicher im Jahre 1919 eine Orts- 
gruppe der DSP und gab die Wochenschrift „Der Deutschsozialist“ heraus. 
Von den süddeutschen Ortsgruppen der DSP spielten neben der Münchner 
und der Nürnberger Ortsgruppe besonders die Augsburger Werkgemeinschaft 
eine Rolle, die später Anlaß zu dem großen Zwist in der NSDAP gab. Wei- 
tere Ortsgruppen bildeten sich in Bielefeld, Duisburg, Wanne-Eickel, Leipzig, 
Berlin, Frankfurt usw.®. 

Vom 23. bis 25. April 1920 fand in Hannover der Gründungsparteitag 
der DSP statt, auf dem Brunner auch die Parteibezeichnung einführte®. Brun- 


7 Sebottendorff, S. 183. 

8 Über die Gründung der Nürnberger Ortsgruppe der DSP am 24. 11. 1919 berichtete der 
VB, Nr. 2 v. 7.1.1920, S. 4. — VB, Nr. 57 v. 20. 6. 1920; Nr. 77 v. 15.10. 1921. 

9 Mdl. Mitt. v. Gründungsmitgliedern. 
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ner leitete die DSP in Norddeutschland. Es gelang ihm nicht, die süddeutschen 
Gruppen unter Julius Streicher (Nürnberg) und Sesselmann (München) eben- 
falls in seine Hand zu bekommen. Am Parteitag nahmen teil die Vertreter 
der Ortsgruppen Bielefeld, Duisburg, Wanne-Eickel, Kiel und Leipzig. Prak- 
tisch waren die einzelnen Gruppen unabhängig. Dieser Mangel an straffer 
Organisation war der Hauptgrund, weshalb die DSP sich schon nach wenigen 
Jahren auflöste und in der NSDAP aufging. So bestand die Kieler Gruppe 
seit Januar 1920 als Deutsche Nationalsozialistische Partei. Der Leiter dieser 
Vereinigung, Wriedt, war von Rudolf Jungs Buch „Der nationale Sozialis- 
mus“ beeinflußt worden und hatte offensichtlich unter diesem Einfluß die 
Kieler Gruppe gegründet!®. 

Auf der Salzburger Tagung im August 1920 wurde das Arbeitsgebiet zwi- 
schen der Münchner NS-Partei und der Partei Brunners (DSP) abgegrenzt. 
Das Gebiet nördlich des Mains wurde der DSP zugesprochen, südlich des 
Mains der Münchner NSDAP, mit Ausnahme der DSP-Gruppe Nürnberg, die 
ihre Selbständigkeit bewahren sollte. In einem Rundschreiben der DSP an 
ihre Ortsgruppen und Arbeitsgemeinschaften vom 12. September 1920 hieß 
es!!: „Allein Süddeutschland (Bayern, Baden) liegenden Ortsgruppen unserer 
Partei haben sich den Nationalsozialisten angeschlossen, dafür werden seitens 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei sämtliche Mitglieder in 
Nord-, West-, Ost- und Mitteldeutschland der DSP unterstellt und führen 
den Namen DSP.“ „Der Zusammenschluß mit der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei Münchens ist provisorisch vollzogen und wird end- 
gültig auf unserem Parteitag in Nürnberg festgelegt werden.“ Da eine Eini- 
gung über den Parteinamen in Salzburg noch nicht hatte erzielt werden kön- 
nen, wurde das erwähnte Abkommen mit der Gebietseinteilung geschlossen!?. 
Der angekündigte Nürnberger Parteitag der DSP fand nicht statt. Auf den 
Hannoveraner Parteitag folgte ein Parteitag in Leipzig vom 31. 7. bis 2. 8. 
1920 und dann der wichtige Parteitag in Zeitz vom 26. bis 28. März 1921. 

Trotz der provisorischen Einigung auf der Salzburger Tagung kam es 
rasch zu Zwistigkeiten zwischen der DSP und den Münchner National- 
sozialisten wegen der Übergriffe, die besonders die Münchner sich leiste- 


10 Rundschreiben, Privatbesitz . 
11 Rundschreiben, Privatbesitz. 
12 Ebda. 
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ten. Hitler war bei Brunner und dessen Leuten schlecht angeschrieben. Die 
Klagen über die Münchner NS-Partei im allgemeinen und die Person Hitlers 
im besonderen waren nicht bloß gelegentlicher Art. Aus ihnen ist der grund- 
sätzliche Widerspruch gegen die von Hitler vertretene Richtung deutlich er- 
kennbar. So schrieb Brunner an den Leiter der deutschsozialistischen Orts- 
gruppe in Bielefeld: „Hitler wird vielleicht nochmal im Größenwahn enden, 
dazu kommt, daß eventuell hinter den Nationalsozialisten nationalistische 
Kreise wirken!?.“ Über die Spannung zwischen den beiden Parteien gibt auch 
ein Brief von Wriedt an Alfred Brunner Auskunft. Nachdem er sich eingangs 
für die Ernennung zum Gauleiter bedankte, fährt er fort: „Die Süddeutschen 
sind zu impulsiv....“ „Von den Nationalsozialisten wollen wir uns nicht 
an die Wand drücken lassen. Nun auf zum Kampf dort unten, die Streicher, 
Sesselmann usw. vor. Wir hatten erst die Absicht, Hitler kommen zu lassen, 
jetzt nicht mehr.“ Sesselmann schreibt: „Die Deutsche Arbeiterpartei ist unge- 
mein rührig. Ihre Versammlungen wagt kein Teufel zu stören.“ Ferner machte 
Wriedt darauf aufmerksam, daß er von Feder gehört habe, „daß hinter der 
Arbeiterpartei Herr Stinnes stehen soll. Das positive Wissen wäre für uns von 
Vorteil, dann können wie sie festlegen!*.“ 

Auf dem Zeitzer Parteitag im März 1921 schien das vor allem von Brun- 
ner angestrebte Ziel, nämlich die Zusammenfassung der Münchner NS-Partei 
und der DSP unter einer föderalistischen Leitung mit Sitz in Berlin erreicht 
zu sein. „Der Verschmelzung wurde grundsätzlich zugestimmt. Endgültig 
vollzogen wird sie Mitte April des Jahres in München. Die dadurch zustande 
gekommene Partei (die Verschmelzung mit der Nationalsozialistischen Partei 
Österreichs und der Nationalsozialistischen Partei der Tschechoslowakei gilt 
dadurch ebenfalls als vollzogen) führt fortan den Namen ‚Deutsche Natio- 
nalsozialistische Partei‘ und hat ihren Sitz in Berlin?5.“ Aber schon das Rund- 
schreiben vom 10. Mai 1921, herausgegeben von der Vorstandskanzlei der 
DSP in Berlin, klang nicht mehr so optimistisch. „München lehnt Berlin als 
Vorort ab und ist zu einer Vereinigung nur bereit, wenn die Leitung der ein- 
heitlichen Partei nach München verlegt wird. Zu dieser Haltung bestimmt die 


13 Brunner an Bökenkamp am 1. 12. 1920, Abschrift, Privatbesitz. 

14 Wriedt an Brunner am 29. 10. 1920, Abschrift, Privatbesitz. 

15 Zeitzer Neueste Nachrichten, Nr. 83 v. 29. 3. 1921, S. 2: „3. Reichsparteitag der deutsch- 
sozialistischen Partei Deutschlands“. 
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Münchner nicht die Abneigung gegen die Parteignossen in Norddeutschland, 
sondern gegen das Berliner Regierungssystem!®.“ 

Die Vereinigungsbestrebungen scheiterten also am Widerstand Münchens, 
wo Hitler sich gegen Drexler durchsetzte. Sie spielten dann bei der Münchner 
Parteikrise im Hochsommer 1921 eine große Rolle. Gegen den Größenwahn 
der Münchner und die maßlose Verherrlichung Hitlers durch Dietrich Eckart 
im VB nahm auch der Leiter der Vorstandskanzlei der DSP in Berlin Stel- 
lung; er warf den Münchnern vor, daß sie mit „Utopien“ arbeiteten, „so daB 
mit einer Verwirklichung ihrer Ideen auf dieser Welt niemals zu rechnen sein 
wird!?“, Brunner und seine Partei waren dem rücksichtslosen Vorgehen der 
Münchner Nationalsozialisten nicht gewachsen. Brunners föderalistischer 
Bundesplan scheiterte an dem diktatorischen Zentralismus Hitlers, genauso 
wie innerhalb der Partei das demokratisch-kollegiale Element ihm unterlag. 
Ohne Rücksicht auf bestehende Abmachungen griffen die Münchner auf Nord- 
deutschland über. Julius Streicher, der sich immer als heftiger Gegner der 
Drexler-Hitler-Partei aufgespielt hatte, schloß sich mit seiner Nürnberger 
DSP-Gruppe im Oktober 1922 den Münchner Nationalsozialisten an!?a, 
Streichers Entschluß löste für die DSP im ganzen Reich die Katastrophe aus; 
auf der Salzburger Tagung ging sie völlig in der Nationalsozialistischen Par- 


16 Rundschreiben der DSP v. 10. 5. 1921, Fotokopie, Privatbesitz. 

17 Schreiben des Geschäftsführers Barber an Wriedt v. 9. 8. 1921, Abschrift, Privatbesitz. 
Barber bezog sich offenbar auf den Art. im VB, den Dietrich Eckart bei Abschluß der 
Parteikrise dort veröffentlichte. VB, Nr. 61 v. 4. 8. 1921, Art. v. Eckart: Der Gauner- 
streich gegen Hitler. 

17aStreicher schrieb am 8, 10. 1922 folgenden Brief an Hitler: „Sehr geehrter Herr Hitler! 
Am kommenden Freitag gründen wir hier eine N.S.O.Gr. Ich halte es für zweckdienlich, 
wenn Sie oder Drexler zur Taufe erscheinen und Pate stehen, der Augenblick ist jeden- 
falls denkwürdig. Ich lade dazu auch Vertreter von früheren Werkgemeinden ein. Geben 
Sie sofort Nachricht, ob wir auf Ihr oder Dr. Erscheinen rechnen können. Sie bekommen 
dann noch Näheres mitgeteilt. 

Ich unterstelle mich hiermit der Münchner Hauptleitung, über die Befehlsverhältnisse 
in Franken müssen wir uns noch aussprechen. Mein Austritt aus der „DW“ hatte zur Folge, 
daß auch die von mir ins Leben gerufenen Werkgemeinden zum Teil sich schon auf- 
lösten und auf dem Wege zu den Nationalsozialisten sich befinden. 

... Veranlassen Sie Ihre Geschäftsstelle, daß uns umgehend Werbeschriften in größerer 
Anzahl zugehen. Auch um alle einschlägigen Formblätter ersuchen wir. Wir wollen die 
hiesige Ortsgruppe ganz nach Münchner Muster aufbauen. 

In der Hoffnung, daß aus unserer Zusammenarbeit Gedeihliches sich ergeben möge, grüße 
ich sie mit deutschem Heilgruß! gez. Streicher.“ Wille und Macht. Führerorgan der natio- 
nalsozialistischen Jugend. 1. Sept. 1937, Heft 17. 
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tei Münchens auf. Hitlers späteres Festhalten an Streicher war hierin be- 
gründet!®, 

Im Gegensatz zur NSDAP lag bei der DSP der Schwerpunkt auf den 
sozialen Forderungen. Die Deutschsozialisten vertraten einen deutschen So- 
zialismus, der an Klarheit dem der Münchner NS-Partei mit ihren teilweise 
verschwommenen Programmpunkten überlegen war. Im Sozialprogramm 
der DSP findet man weitgehend die Reformgedanken Damaschkes und Nau- 
manns vom Nationalsozialen Verein. Der Hauptunterschied zur Münchner 
NSDAP lag wohl darin, daß die DSP den krankhaften Nationalismus, der 
in der Münchner Partei durch Hitler die Oberhand gewann, nicht kannte. 
Sinngemäß bewegte sich der Antisemitismus der Deutschsozialisten in maß- 
vollen Grenzen. Julius Streicher war mit seinem Judenhaß eine Ausnahme 
in der DSP, daher war es sicher kein Zufall, daß er zu Hitler hinüberschwenk- 
te; beide waren im Grunde Gesinnungsgenossen. Jener sittlich fundierte 
deutschvölkische Sozialismus, wie ihn Alfred Brunner verkörperte, war die 
idealistische Grundströmung in der gesamten nationalsozialistischen Bewe- 
gung. Er war ausgeprägt bei den sudetendeutschen Nationalsozialisten unter 
Knirsch und Jung, bei den österreichischen unter Dr. Riehl. Im Altreich waren 
seine Träger die Brunnersche DSP und innerhalb der Münchner NSDAP vor 
allem Gregor Strasser. Die Gefahr, die von Hitler drohte, hatte Alfred Brun- 
ner frühzeitig erkannt. Er machte auch Versuche, diese Gefahr zu bannen. 
Dies geht aus seinem Briefwechsel vor allem mit Wriedt und Bökenkamp 
hervor. 

Am 9. Januar 1921 erteilte er Wriedt folgenden Rat: „... beantworten 
Sie deshalb den derzeitigen Brief von Hitler in der von mir angeregten kur- 
zen Fassung und lassen Sie nirgends, auch nicht Ordensfreunden gegenüber, 
den Plan durchblicken, Hitler beiseite zu schieben .. .1%.“ Am 18. Februar 1921 
teilte Brunner Wriedt mit, daß Streicher und Vey in seinem Auftrag in Mün- 
chen verhandelt hätten. „... Hitler scheint nach dem Bericht von obigen 
Beiden nicht der Mann mit der tadellosen weißen Weste zu sein, fährt mit 
rauchenden Damen im Auto durch München, der Volkstribun. Auch soll die 
NSDAP einen Geschäftsführer (also Angestellten) haben, der einen sehr un- 


18 Hitler, II, S. 157. — Die Ortsgruppe Hannover der DSP trat schon im Januar 1922 
zur NSDAP über. VB Nr. 7 v. 25.1. 1922, S. 3. 
19 Brief v. 9.1.1921, Abschrift, Privatbesitz. 
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angenehmen deutlichen jüdischen Eindruck auf unsere Nürnberger gemacht 
hat?0,“ Brunner äußerte sich am 17. März 1921 über das Problem Hitler wie 
folgt: „... wir werden uns also mit Hitler abfinden müssen, ich meine auch, 
wir brauchen ihn nicht zu fürchten und hoffe, daß die Deutsch-Sozialisten in 
der Vereinigung stark genug sein werden, um das in den Himmel wachsen 
der Hitlerschen Bäume zu verhüten. Mit dem Größerwerden der Bewegung 
kommen auch andere Köpfe hoch, so daß ein Gegengewicht allmählich gegen 
ein parteiliches Papsttum sich erheben wird®!.“ 

Die Stellungnahme der Münchner NS-Partei zur Deutschsozialistischen 
Partei wird durch einen Brief beleuchtet, den Drexler im Januar 1921 an 
Dr. Riehl nach Wien schrieb. Riehl hatte angeregt, auf einem neuen Partei- 
tag im Februar 1921 „die Frage des Ausgleichs bzw. der Einordnung der 
Deutschsozialistischen Partei unter die Nationalsozialistische zu stellen...“ 
Drexler ersuchte um Verschiebung des Parteitages und kritisierte die Deutsch- 
sozialistische Partei. Vor allem beanstandete er ihr Festhalten am demokra- 
tischen Grundprinzip. Er sprach die Hoffnung aus, daß die Deutschsozialisti- 
sche Partei in ihrer ohnmächtigen Zersplitterung der Zersetzung und Auf- 
lösung entgegengehe und so eine natürliche Beute der NSDAP würde??. Diese 
Rechnung der Münchner ging bald auf. Auf dem Salzburger Parteitag im 

/Spätherbst 1922 löste sich die Deutschsozialistische Partei auf, und ihre An- 
_ gehörigen schlossen sich der NSDAP an?®, 


20 Fotokopie, Privatbesitz. 

21 Fotokopie, Privatbesitz. 

22 Schilling, Dr. W. Riehl, S. 262/269. 
23 Sebottendorff, $. 190. 
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5. Die Nationalsozialisten der ehemaligen Habsburger Monarchie 


Der Anstoß zu der großen Tagung aller nationalsozialistischen Parteien 
in Salzburg am 7./8. August 1920 ging von den österreichischen und sudeten- 
deutschen Nationalsozialisten aus. 

Durch die Auseinandersetzung mit den Tschechen in der ausgehenden 
Habsburger Monarchie war bei den Sudetendeutschen die erste nationalsozia- 
listische Partei entstanden!. Die am 15. November 1903 von Burschofsky, 
Knirsch und Ciller gegründete „Deutsche Arbeiterpartei“ war aus der völki- 
schen Arbeiterbewegung hervorgegangen und trug daher einen wesentlich 
stärkeren sozialistischen Charakterzug als die Münchner NS-Partei. Am 
5. Mai 1918, also noch im Habsburger Reich, wurde die DAP in „Deutsche 
Nationalsozialistische Arbeiterpartei* (DNSAP) in Österreich umbenannt. 
Nach der Zerschlagung der Donaumonarchie durch die Sieger Ende des Jah- 
res 1918 spaltete sich auch die nationalsozialistische Partei in einen sudeten- 
deutschen und in einen österreichischen Zweig. 

Die sudetendeutsche nationalsozialistische Arbeiterpartei war die eigent- 
liche Mutterbewegung des nationalen Sozialismus. Bei den Sudetendeutschen 
war die deutschnationale Arbeiterbewegung entstanden. Der Bindergeselle 
Ludwig Vogel und der Buchdruckergehilfe Ferdinand Burschofsky hatten die 
ersten Gesellenvereine gegründet. Als im Jahre 1897 die sozialdemokratische 
Partei Österreichs in nationale Gruppen zerfiel, wurde von Burschofsky und 
Hans Knirsch in den Jahren 1897/98 der Mährisch-Trübauer Verband deut- 
scher Gehilfen gegründet!a. Auch die ersten NS-Programme entstanden bei 
den Sudetendeutschen. Alois Ciller war der Vater des Trautenauer Programms 
(1904), Rudolf Jung der Verfasser des programmatischen Werkes „Der na- 
tionale Sozialismus“. 


1 Alois Ciller, Vorläufer des Nationalsozialismus. Geschichte und Entwicklung der na- 
tionalen Arbeiterbewegung im deutschen Grenzland, Wien 1932. Dazu neuerdings: 
Andrew G, Whiteside, Nationaler Sozialismus in Österreich vor 1918, in: VjZG, IX 
(1961), $.333— 359. 

1aFerdinand Burschofsky, Beiträge zur Geschichte der deutschnationalen Arbeiterbewegung 
in Österreich; Alfred Berner, Vom Gesellenverein zum nationalen Sozialismus, Troppau 
1930 — „H. Braß und die Arbeiterfrage*, in: „Trauter Deutscher Schönhengstgau“, Nr. 
25,5. 10. 1950; Nr. 32 v. 5.1.1951. 
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Jung verkündete in diesem Werk den nationalen Sozialismus als Welt- 
anschauung. Auf ihn geht auch die Umbenennung der Partei im Mai 1918 mit 
der Bezeichnung, Nationalsozialistisch“ zurück; man darf in ihm das geistige 
Haupt der sudetendeutschen und österreichischen Nationalsozialisten sehen. 
Neben Rudolf Jung waren die bedeutendsten Führer der Nationalsozialisten 
Hans Knirsch, Hans Krebs und — als Außenseiter — Franz Jesser. „Bereits 
der Parteitag in Iglau im Jahre 1913 schuf ein antisemitisch-nationales-sozia- 
Jistisches Programm — ein Ebenbild der tschechischen nationalsozialistischen 
Partei des bekannten Führers und jetzigen tschechischen Kriegsministers Klo- 
fatsch?.“ Die tschechische nationalsozialistische Partei (Ceskoslovenskä strana 
narodne-socialistick4) war durch Abspaltung von der internationalen sozial- 
demokratischen Partei im Jahre 1897 entstanden; sie war die erste Partei un- 
ter dieser Bezeichnung?. 

Die Gründer und Führer der deutschvölkischen Gewerkschaften und der 
DNSAP waren alle durch die Schule der deutschnationalen, antisemitischen 
Bewegung Schönerers und Wolffs gegangen, hatten sich aber von ihr gelöst 
und unabhängig gemacht. Schönerers Linzer Programm aus den Jahren 
1882/85 hatte die Programme der DAP und DNSAP teilweise beeinflußt. 

Im Dezember 1919 war aufgrund einer Vereinbarung der sudetendeut- 
schen und österreichischen Nationalsozialisten unter Leitung von Dr. Walter 
Riehl, dem Führer der österreichischen Nationalsozialisten, die zwischenstaat- 
liche Kanzlei in Wien gegründet worden. Alfred Brunner, der Gründer der 
DSP, hatte bereits im Jahre 1919 mit den sudetendeutschen und österreichi- 
schen Nationalsozialisten die Fühlung aufgenommen. Im Winter des Jahres 
1919/20 kam die Verbindung zwischen der Münchner NSDAP und den Wie- 
ner Nationalsozialisten unter Dr. Riehl zustande. Als Mittels- und Verbin- 
dungsmann spielte ab Frühjahr 1920 Dr. Lauböck, Regierungsrat bei der Ei- 
senbahn in Rosenheim (später Ostbahnhof München), eine wichtige Rolle. 
In dem von Drexler und Hitler unterzeichneten Antwortschreiben an Dr. 
Riehl vom 1. März 1920, dem das Programm der jungen Partei beigefügt 
war, wurde ein Kampf gegen Berlin abgelehnt und ebenso „die Schaffung 
eines zweiten Ostroms“. „Schon das beigelegte Programm unserer Partei wird 


2 Dr. Walter Riehl: Die deutsche nationalsozialistische Partei in Österreich und der Tsche- 
choslowakei in: Deutschlands Erneuerung, Heft 3 (1920), S. 171/73. 
3 Mdl. Mitt. Franz Jesser. 
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Ihnen zeigen, daß wir vielleicht im Gegensatz zur deutschsozialistischen Par- 
tei, das größte Gewicht auf die vollständige Vereinigung aller deutschen 
Stämme, ohne Rücksicht auf ihre bisherige staatliche Zugehörigkeit legen?.“ 
Die Spitze gegen die DSP entbehrte einer sachlichen Begründung, weil diese 
Partei auch eindeutig großdeutsch eingestellt war. Die DSP stand den öster- 
reichischen und sudetendeutschen Nationalsozialisten innerlich viel näher, 
weil sie, wie diese, viel stärker die sozialen Bestrebungen betonte, im Gegen- 
satz zu der Hitlerschen Richtung in der Münchner NS-Partei. Berufsständisch 
genossenschaftlicher Wirtschaftsaufbau, Boden- und Rechtsreform, gemäßigter 
Antisemitismus, demokratisch-föderative Staatspolitik waren die gemeinsa- 
men Grundlinien der DSP und der österreichisch-sudetendeutschen National- 
sozialisten. Den Widerspruch zwischen diesen Grundgedanken und der Hitler- 
schen NS-Richtung definierte Eugen Weese, der langjährige Sekretär Rudolf 
Jungs: „Die österreichischen Nationalsozialisten waren Rechtspolitiker, die 
Alldeutschen des Altreichs waren Machtpolitiker.“ 

Die österreichischen und sudetendeutschen Nationalsozialisten entfalteten 
nach dem Zusammenbruch der Habsburgischen Monarchie eine äußerst rege 
Tätigkeit, die vor allem dazu diente, den Zusammenhang nach der Errich- 
tung neuer Grenzen aufrechtzuerhalten und die großdeutsche Zusammen- 
arbeit über alle Staatsgrenzen hinweg zu pflegen und zu verstärken. So hatte 
bereits im Dezember 1919 der zwischenstaatliche Vertretertag der National- 
sozialisten in Wien stattgefunden, der die Bande zwischen den Sudetendeut- 
schen und den Österreichern neu knüpfte und die erste Verbindung mit den 
Deutschsozialisten des Altreiches schuf. Anfang Januar 1920 fand in Wien 
ein nationalsozialistischer Parteitag statt, der von 174 Vertretern aller öster- 
reichischen Länder besucht war. Die Deutschsozialisten aus dem Reich sandten 
Begrüßungsschreiben, so aus München, Düsseldorf, Nürnberg, Frankfurt, 
Kiel, Dresden usw... 

Anfang Februar 1920 errangen die Nationalsozialisten in Troppau einen 
Wahlsieg, aufgrund dessen sie den Bürgermeister stellten. Diesen örtlichen 
Erfolg feierte der VB mit den Worten: „Ein neuer Beweis für die Durch- 
schlagskraft für die Bewegung und für das Erstarken der Partei, die immer 


4 Schilling, Dr. W. Riehl, S. 241/3; ebda, S. 262 ff. Brief Drexlers an Riehl v. 19. 1. 1921. 
5 Mdl. Mitt. 
6 VB,Nr.2v.7.1.1920, S. 4. 
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mehr und mehr das Vertrauen aller Volksschichten sich erringt?.“ Noch im 
gleichen Jahre fand in Troppau ein Parteitag der DNSAP statt (25./26. Sep- 
tember 1920), auf dem Jung, Knirsch und Franz Jesser als die führenden 
Häupter sprachen®. 

Die erste zwischenstaatliche Tagung aller nationalsozialistischen Parteien 
wurde für den 7./8. August 1920 nach Salzburg einberufen. Den Anstoß dazu 
gab die im Dezember 1919 errichtete zwischenstaatliche Kanzlei unter Lei- 
tung von. Dr. Walter Riehl, dem anerkannten Führer der österreichischen Na- 
tionalsozialisten. Der Wiener Rechtsanwalt hatte im Elternhause den bekann- 
ten Sozialisten Pernersdorfer kennengelernt und war so von Jugend an in die 
völkisch-soziale Bewegung hineingewachsen. Bereits im Jahre 1912 hielt 
Riehl in vielen Großstädten des Altreiches Vorträge über „Die slawische Ge- 
fahr“. Die Klarheit, mit der er die nationale Haltung der österreichischen 
Deutschen festlegte, läßt es angebracht erscheinen, die von ihm gegebene Be- 
griffsbestimmung von Nation und Nationalismus hier wörtlich festzuhalten: 

„Wir Nationalsozialisten aller verschiedenen Gruppen im alten Österreich 
waren und sind vielleicht der Teil des gesamtdeutschen Volkes, dem der Be- 
griff des Nationalgefühls in seiner größten Reinheit eigentümlich ist. Für uns 
war und ist der Begriff der Nation und des Nationalismus weder an Staats- 
grenzen noch an die Heimat allein gebunden, unser Nationalismus ist sozu- 
sagen vaterlandslos ..... er ist im wahrsten Sinne des Wortes demokratisch 
- und ist jetzt direkt staatsfeindlich, irredentistisch?P,“ 

Auf der Tagung erschienen Knirsch und Jung als Vertreter der Sudeten- 
deutschen, Brunner und Sesselmann für die DSP, Dr. Schilling für die ost- 
schlesischen Deutschen, Drexler und Hitler für die Münchner NS-Partei. 

Rudolf Jung, der führende theoretische Kopf, verkündete als Ziel das 
„soziale Alldeutschland“. Die nationalsozialistische Partei sei keine Klassen- 
partei; sie vertrete eine Weltanschauung, die auf den Gedanken von Fichte, 
Adolf Wagner und Friedrich List fuße!!. Für die DSP traten Brunner und 


7 VB, Nr. 11 v.7. 2.1920, S.4. 
8 VB,Nr. 84 v. 23.9.1920, $.5. 
9 Schilling, Dr. W. Riehl, S. 9. 
10 Riehl in: Deutschlands Erneuerung, s. 0. 
11 VB, Nr. 73 v. 17. 8. 1920, $. 5. Unter dem Titel „Die deutsche Bewegung erstarkt!“ 
brachte der VB, Nr. 59 v. 27. 6. 1920 folgenden Aufruf der Leitung der deutschen nat. 
soz. Arbeiterpartei in Österreich als Einladung zur Salzburger Tagung: „Deutsche Natio- 
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Sesselmann als Sprecher auf. Nach ihnen ergriff Hitler, der damals noch gänz- 
lich unbekannt war, das Wort; „es wünscht nun das Wort Herr Parteikame- 
rad Hitler!*!“, so lautete die Ankündigung seiner Rede. Er führte u. a. aus: 
„Ich schäme mich geradezu, daß erst heute, nach so vielen Jahren, die gleiche 
Bewegung, die in Deutschösterreich schon 1904 begonnen hat, im Deutschen 
Reich Fuß zu fassen beginnt. Es hat sich überlebt das System des Bürgertums 
und das System desProletariertums, und so ist dann unserePartei entstanden. 
Wir sollen uns gegenseitig keine Vorwürfe machen, denn der gleiche Gedanke 
und die gleiche Not hat die gleiche Bewegung an allen Enden des Reiches em- 
porsteigen lassen. Wir waren natürlich unabhängig voneinander... . Für uns 
ist das Wort ‚Arbeiter‘ geradezu der Prüfstein, wer für unsere Bewegung 
reif ist oder nicht... . Für uns gilt erst der, der es als Ehrentitel auf sich 
nimmt... Jede Volksbewegung, die nicht Millionen hinter sich hat, ist wert- 
los, ist zwecklos. Der nationale Gedanke wird erst wirksam, wenn er Gemein- 
gut des ganzen Volkes wird!3.“ Ferner erklärte er noch, „er wolle lieber in 
einem bolschewistischen Deutschland gehenkt, als in einem französischen 
Deutschland selig werden!*“. Aus dieser Äußerung sprach der Haß gegen die 
Sieger von Versailles. Es ist auch bezeichnend, daß auf der Tagung in Salz- 
burg mit Begeisterung „Die Wacht am Rhein“ gesungen wurde. Diese anti- 
französische Stimmung hatte ihre Ursache darin, daß die Franzosen den von 
der österreichischen Nationalversammlung im Jahre 1918 beschlossenen An- 
schluß Österreichs an Deutschland verhindert hatten. Hitlers Rede wirkte 
faszinierend und hinterließ einen tiefen Eindruck bei den meisten Teilneh- 
mern der Tagung. Rudolf Jung äußerte nach seiner Rückkehr von Salzburg 
zu seinem Sekretär: „Der Hitler wird einmal unser Größter!!5“ Und auf der 
Magdeburger Führertagung im Dezember 1921 erklärte Jung, bereits völlig 
im Banne Hitlers stehend: „Ich halte daher dafür, daß... München heute 
tatsächlich Hauptort unserer Bewegung im Deutschen Reiche ist, und erwarte 
von der Einsicht unserer Parteigenossen in Berlin, Leipzig und anderen Orten, 


nalsozialisten der Tschechoslowakei, Österreichs, Polens und des Deutschen Reiches! Deut- 
sche Sozialisten und Ihr alle, die Ihr auf dem Boden deutsch-völkischer Weltanschauung 
einem juden- und romfreien Sozialismus dient ...“ 

12 VB, Beilage zum 50. Geburtstag Hitlers am 20. 4. 1939. 

13 Zit. nach A. Ciller: Deutscher Sozialismus in den Sudetenländern und in der Ostmark, 
Hamburg 1944, S. 151. 

14 Zit. nach Schilling, Dr. Riehl, $. 247. 

15 Mdl. Mitt. 
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daß sie sich dem Parteigenossen Hitler zum Aufbau der Bewegung im ganzen 
Reiche zur Seite stellen!®.“ 

Ein gemeinsamer Ausschuß der „Nationalsozialistischen Parteien Groß- 
deutschlands“ wurde in Salzburg gegründet und grundsätzliche Einigkeit 
festgestellt. In der Entschließung hieß es: „Die am 7. und 8. August versam- 
melten Vertreter der völkischen und sozialistischen Parteien und zwar der 
NSAP der Tschechoslowakei, der NSP Ostschlesiens (Polens Vertreter Dr. 
Schilling), der NSDAP Deutschlands (Sitz München) und der Deutschsozia- 
listischen Partei (Sitz Hannover) erklären hiermit ihren Zusammenschluß 
zur Deutschen Nationalsozialistischen Partei!“ In taktischen Fragen sollten 
die Parteien innerhalb der verschiedenen Staaten völlig selbständig sein!”. 
Dr. Riehl wurde wiederum mit der Leitung der zwischenstaatlichen Kanzlei 
betraut. Ferner wurden Leitsätze der „nationalsozialistischen Partei des 
deutschen Volkes“ verfaßt, in denen der Satz vorkam: „Die deutsche national- 
sozialistische Partei erstrebt die Hebung und Befreiung der arbeitenden deut- 
schen Volksschichten aus wirtschaftlicher, politischer und geistiger Unterdrük- 
kung und ihre volle Gleichberechtigung auf sämtlichen Gebieten des staat- 
lichen Lebens . . .“ Unter den Forderungen stand an erster Stelle die nach 
Schaffung des nationalen Einheitsstaates: „Zusammenfassung des gesamten 
deutschen Siedlungsgebietes in Europa zum demokratischen, sozialen Deut- 
schen Reiche, tatkräftigsten Schutz aller von unserem Volk bewohnten und 
von fremden Völkern beherrschten Gebieten?8.“ 

Eine verstärkte Zusammenarbeit und ein reger Redneraustausch zwischen 
den Münchner Nationalsozialisten einerseits, den österreichischen und sude- 
tendeutschen andererseits kam nach der Salzburger Tagung in Gang. So sprach 
Hitler noch im Jahre 1920 in Innsbruck, Salzburg, Hallein, Wien und St. Pöl- 
ten; im April 1921 trat er in Linz auf. Auch Hermann Esser und Gottfried 
Feder erschienen in diesem Jahre in Österreich. Als Schriftleiter des „Völki- 
schen Beobachters“ (VB) nahm Esser an der Wiener Antisemitentagung vom 
11. bis 13. März 1921 teil und überbrachte sowohl die Grüße der NS-Partei 
wie die des Schutz- und Trutzbundes!?. Umgekehrt sprachen in München in 


16 Art.: Der Hitlerpunkt auf der Landkarte in: MP, Nr. 28 v. 3.2. 1922, $.5. 
17 Schilling, S. 252. 

18 Jung, Der nationale Sozialismus, $. 81/83. 

19 Schilling, S. 271 £. 
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den Jahren 1921 bis 1923 des öfteren auf nationalsozialistischen Kundgebun- 
gen Dr. Riehl, Jung, Knirsch, Schilling, Prodinger, Gattermayer, Koller. Die 
enge Fühlung mit den österreichischen Nationalsozialisten entsprach den in- 
timen halb legalen, halb illegalen Beziehungen zwischen Bayern und Oster- 
reich in den unmittelbaren Nachkriegsjahren. Freikorps und Bund Oberland, 
eine bayerische Gründung, wie die Heimwehren, waren diesseits und jenseits 
der Grenzpfähle verbreitet und tätig. 

Mit den Sudetendeutschen war im Grunde die Zusammenarbeit genauso 
eng; nur war die Grenze hier ein wirksameres Hindernis als die zwischen 
Bayern und Österreich, besonders für die Einreise der Münchner in die Tsche- 
choslowakei. Die Anteilnahme der Sudetendeutschen an Deutschlands Schick- 
sal sprach z. B. lebhaft aus der Protestentschließung der Reichskonferenz der 
DNSAP in Prag gegen eine geplante Beteiligung an der Tschechoslowakei an 
militärischen Gewaltmaßnahmen gegen Deutschland?, Trotz der verhältnis- 
mäßig großen Einreiseschwierigkeiten gelang es Anton Drexler, als Vertreter 
Münchens am Parteitag der DNSAP in Gablonz teilzunehmen?!. 

Das örtliche Zentrum der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit der Na- 
tionalsozialisten war seit der Salzburger Tagung Salzburg geworden. Am 
dortigen Landesparteitag im Januar 1921 nahmen als reichsdeutsche Vertreter 
Hermann Esser und Dr. Lauböck teil. Die allgemeine Stimmung der Be- 
völkerung von Stadt und Land Salzburg war der nationalsozialistischen Tä- 
tigkeit besonders günstig. Das zeigte die Abstimmung im Jahre 1921, die ein 
überwältigendes Ergebnis für den Anschluß an Deutschland brachte”. 

Die Verwirklichung des Hauptanliegens der Salzburger Tagung vom Au- 
gust 1920, den tatsächlichen Zusammenschluß aller nationalsozialistischen 
Parteien, hintertrieb jedoch Hitler. So verweigerte er bereits die Beschickung 
des zwischenstaatlichen Vertretertages in Linz im August 1921. An ihm 
nahmen aus dem Reich teil: Julius Streicher als Vertreter der Nürnberger, 
Dr. Runge als Vertreter der Leipziger Deutschsozialisten; Gottfried Feder 
sprach als Leiter seines „Kampfbundes zur Brechung der Zinsknechtschaft“. 
Streicher und Feder sprachen auch in Wien und Steyr. Hitler selbst erschien 
20 VB, Nr. 30 v. 17.4. 1921, S.5. 

21 VB, Nr.73 v. 13.9.1922. 
22 VB, Nr. 4 v. 13.1.1921. 


23 VB, Nr. 43 v. 2.6. 1921. 
24 Schilling, S. 2831—288. 
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in Österreich wieder auf der vierten zwischenstaatlichen Tagung im Juni 1922 
in Wien, dieses Mal bereits als anerkannter Parteiführer mit großem Gefolge. 
In seiner Begleitung befanden sich Drexler, Rosenberg, Esser, Amann, Singer. 
Hitler sprach in den Wiener Sophiensälen nach schwerer Saalschlacht. Riehl 
begrüßte die Gäste „und unseren reichsdeutschen Führer Hitler?®“. Ein halbes 
Jahr später schrieb Riehl an Hitler: „Voriges Jahr kaum noch bekannt, sen- 
det mir heute ein amerikanischer Freund eine große amerikanische Zeitung, 
wo nicht weniger als eineinhalb Spalten Dir und der bayerischen Bewegung 
gewidmet sind... .26.* 


6. Der „Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterverein“ 


Am 30. September 1920 fand im Geschäftszimmer der Partei, Tal 54, in 
München eine Sitzung sämtlicher Vorstandsmitglieder und einiger besonders 
zugezogener Parteimitglieder der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter- 
partei statt, zwecks Beschlußfassung über die Gründung eines nationalsozia- 
listischen deutschen Arbeitervereins, e.V. Der erste Vorsitzende Anton Drex- 
ler begründete die Notwendigkeit einer solchen Vereinsgründung damit, daß 
die Partei sich einen Rechtstitel verschaffen müsse, um den Charakter einer 
juristischen Person zu bekommen. Sämtliche Anwesende stimmten den Aus- 
führungen des Vorsitzenden zu und gingen unverzüglich an die Festlegung 
der Satzungen, die dann einstimmig angenommen wurden. 

In dem handschriftlichen Protokoll Drexlers über diese Sitzung hieß es: 
„Ziel und Zweck des Vereins ist: alle körperlich und geistig arbeitenden deut- 
schen Volksgenossen, die deutschen Blutes (arischer Abstammung) sind, zu 
sammeln, um gemäß dem Parteiprogramm in gemeinsamer Zusammenarbeit 


25 Ebda, S. 292—297. — In einem Brief vom 31. 8. 1920 an Drexler bedankte sich Dr. Riehl 
für die Zuweisung von 900,— RM zur Errichtung der Zwischenstaatlichen Kanzlei. Der 
Text des gedruckten Briefbogens lautete: „Reichsparteileitung der deutschen national- 
sozialistischen Arbeiterpartei Wien I, Stefansplatz 5.“ Original, Privatbesitz. 

26 Schilling, S. 301 f. — Reuben C. Lag: Die Meinung in den USA über Deutschland im Jahr 
des Ruhrkampfes und des Hitlerputsches, in: „Saeculum“, XVII, 1966, S. 402—416. 
Demnach wurde Hitler anläßlich des Sturzes der Reichsregierung Wirth im Herbst 1922 
erstmals in den USA erwähnt und zwar in „The Current History of The New York 
Times“. 
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Einmarsch während des Kapp-Putsches 1920 in Berlin 
Marinebrigade Ehrhardt 


Angehörige der Brigade Ehrhardt Die Brigade Ehrhardt trug schon im März 1920 
verteilen Flugblätter in Berlin Hakenkreuze an den Stahlhelmen 


Kurt Eisner Johannes Hoffmz 


ompropst Dr. Georg Wohlmuth Dr. Gustav Ritter v. Kahr Ernst Pöhner 


Seren nen j 


Wr 


ıgo Graf v. Lerchenfeld-Köfering Dr. Eugen v. Knilling Erhard Auer 


Forstrat Georg Escherich General Otto v. Lossow Oberst Hans Ritter v. Seisser 


Dietrich Eckart 


; € 4 ? 
Ernst Röhm Franz Ritter v. Epp Erich Ludendorf 


Angehörige des Freikorps „Bayern“ (oben) 
und des „Werdenfelser Freikorps“ (unten) auf dem Marsch durch München 
P 


durch Erziehung zur politischen Reife, durch körperliche Ertüchtigung und 
Pflege der sittlichen Kräfte, den einzelnen und damit die Gesamtheit auf eine 
höhere und glücklichere Kulturstufe zu bringen!.“ 

Dieser Leitsatz war der Paragraph 1 in den am gleichen Tag maschinen- 
schriftlich niedergelegten Satzungen, die dem Registergericht München An- 
fang Oktober 1920 vorgelegt wurden. 

Der Paragraph 2 verwies auf das Parteiprogramm, das über Mittel und 
Wege zur Verwirklichung des oben angegebenen Zweckes unterrichtete. 

Paragraph 3 bestimmte die Mitgliedschaft bzw. ihre Voraussetzung, deren 
wesentlichste die arische Abstammung war. „Jugendliche Personen gehören 
von der Schulentlassung bis zur Erlangung der Wahlberechtigung der Jugend- 
abteilung an.“ Eine solche bestand zum Zeitpunkt der ersten Satzungsfest- 
legung noch gar nicht! Es ist aber bedeutsam, daß man nicht nur an die Er- 
richtung einer Jugendabteilung dachte, sondern die noch nicht bestehende 
Jugendabteilung bereits in die Satzungen aufnahm. 

Paragraph 4 befaßte sich mit den Modalitäten des Austritts. 

Paragraph 5: „Mitgliederversammlungen werden durch den Vorstand 
oder auf Verlangen von einem Drittel der Mitglieder einberufen ...“ 

Im Paragraph 6 wurde der Monatsbeitrag auf „mindestens 50 Pf. fest- 
gelegt“, er war, „im Voraus zu entrichten“. 

Paragraph 7: „Die Geschäfte des Vereins werden von einem Vorstand 
geführt, der aus einem 1. und 2. Vorsitzenden, 1. und 2. Schriftführer und 
1. und 2. Kassier besteht. Weitere Personen können mit Zustimmung des Vor- 
sitzenden zur Bearbeitung besonderer Aufgaben herangezogen werden.“ 
Handschriftlich war hinzugefügt (von Drexler): „der gesetzliche Vertreter 
ist der 1. Vorsitzende, in dessen Abwesenheit der 2. Vorsitzende!“ 

Paragraph 8: „Sitz des nationalsozialistischen deutschen Arbeitervereins 
ist München.“ 

Paragraph 9 befaßte sich mit einer etwaigen Auflösung des Vereins. Der 
Schlußsatz lautete: „Vorliegende Satzungen werden zwecks Eintragung in das 
Vereinsregister dem Amtsgericht München vorgelegt. München, den 30. Sep- 
tember 1920.“ Folgende Unterschriften standen unter diesen Satzungen: A. 


1 Fotokopie des handschriftlichen Protokolls über die Gründungsversammlung des Nat. Soz. 
Arbeitervereins, Privatbesitz. 
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Drexler; Oskar Körner; C. Riedl; B. Angermeir; F. Kurz; Michel Fritz; R. 
Schüßler?. 

Diese ältesten Satzungen trugen also nicht die Unterschrift Hitlers, der 
damals auch nicht zur Vorstandsschaft gehörte. 

In der maschinenschriftlich festgelegten Protokoll-Abschrift, die vom 
1. Vorsitzenden Drexler und vom 1. Schriftführer Körner unterzeichnet ist, 
wurde als Ergebnis der Vorstandswahl angeführt: 1. Vorsitzender Anton 
Drexler, 2. Vorsitzender B. Angermeir?. 

Satzungen und Protokollabschrift trugen den Registerstempel vom 11.Ok- 
tober 1920. Die Verfügung des Registergerichts über die Eintragung des na- 
tionalsozialistischen deutschen Arbeitervereins ist vom 20. Oktober 1920 da- 
tiert. Als Vorstand sind angegeben: der Werkzeugschlosser Anton Drexler 
als 1. Vorsitzender und Benedikt Angermeir, Buchdrucker, als 2. Vorsitzen- 
dert. 

Auf der ordentlichen Mitgliederversammlung des nationalsozialistischen 
deutschen Arbeitervereins am 21. Januar 1921 im Hofbräuhausfestsaal in 
München wurden die Satzungen genehmigt und in verbesserter Form mit 
einigen erheblichen Abänderungen bzw. Zusätzen neu festgelegt und dem Re- 
gistergericht eingereicht. 

Der Beitrag wurde auf Beschluß der Mitgliederversammlung satzungs- 
mäßig von 50 Pf. auf monatlich 1,— RM. erhöht. Die Erhöhung um 50 Pf. 
diente als Pressesteuer für das Parteiorgan „Völkischer Beobachter“ (VB). 
Dieser war im Dezember 1920 von der Partei erworben worden. 

Von grundlegender Bedeutung aber war der neu eingefügte Paragraph 
7b, der folgenden Wortlaut hatte: „Die Nationalsozialistische Deutsche Ar- 
beiterpartei ist aus der Erkenntnis gegründet worden, daß der Verrat und 
Mißbrauch an den Mitgliedern bisher bestehender Parteien, besonders aber 
der sozialistischen Parteien, nur dadurch möglich war, daß sich Kapitalisten- 
gruppen in streberhaften und materialistisch veranlagten Führern ihre Hel- 
fershelfer zur Festigung der kapitalistischen Herrschaft heranzogen und die- 


2 Original im Akt des Amtsgerichts München, Registergericht. 

3 Original ebda. 

4 Verfügung des Registergerichts v. 20. 10. 1920, ebenda s. Anlage, Eintragung im Vereins- 
register Bd. XVII, Nr. 46, Nr. 1 d. Eintragung: Nationalsozialistischer deutscher Arbei- 
terverein Deutschlands e. V. München. Die Satzung ist errichtet am 30. 9. 1920. Vorstand 
ist der I. Vorsitzende, in dessen Verhinderung der II. Vorsitzende... 20. 10. 1920. 
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sen Führern weitgehendste Machtbefugnisse eingeräumt wurden. Um das 
Einreißen solcher, die Interessen des schaffenden Volkes auf das schwerste 
schädigenden Zustände von vorneherein bei der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei unmöglich zu machen, bestimmen die Gründer und die 
bisherigen Leiter der DAP, die bisher alle nur ehrenamtlich ihre Posten be- 
kleideten, daß unverbrüchlich an den idealen Grundsätzen der National- 
sozialistischen Deutschen Arbeiterpartei festzuhalten ist. 

Solange die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei besteht, darf 
niemals ein leitendes Mitglied, sowohl des engeren Aktionsausschusses als 
auch des Arbeitsausschusses der Parteileitung eine bezahlte Stellung in der 
Partei, sei es in der Geschäftsführung oder in der Parteizeitung inne haben. 
Müssen Arbeitskräfte aus den oben genannten Ausschüssen für die Partei an- 
gestellt werden, so ist ihnen mit dem Antritt ihrer Stellung Mitgliedschaft im 
Ausschuß, Mitbestimmungsrecht und Stimmrecht in der Leitung genommen 
und haben nur mehr Anspruch auf Rechte, die ordentliche d. h. nicht in der 
Leitung tätige Mitglieder besitzen. 

Die Geschäftsführer der Partei haben in den Ausschußsitzungen kein 
Stimmrecht, sollen aber den Sitzungen mit beratender Stimme beiwohnen.“ 

Die Richtigkeit der Satzungsabschrift bestätigte der Geschäftsführer 
Schüßler, mit dem Datum vom 15. Mai 1921. Die Satzungen trugen den Re- 
gistergerichtsstempel vom 9. Mai 1921, das Entstehungsdatum vom 30. Sep- 
tember 1920 ist beibehalten. 

Schon die alte Partei war ab 1922 nicht mehr in der Lage, diese idealen 
Grundsätze durchzuhalten; nach der Neugründung der Partei im Jahre 1925 
fehlte diese Bestimmung in den Satzungen. Im Sitzungsprotokoll ist ver- 
merkt, daß die Satzungsänderung einstimmig angenommen wurde. Unter- 
zeichnet ist dasProtokoll der Mitgliederversammlung vom 1. Vorsitzenden An- 
ton Drexler und vom 1. Schriftführer Franz Emmer. Zu beachten ist auch, daß 
in dem angeführten Paragraphen 7b bereits von einem „engeren Aktionsaus- 
schuß der Parteileitung“ die Rede ist. Die autoritäre Entwicklung war zu 

/ diesem frühen Zeitpunkt bereits deutlich vorgezeichnet. Die Mitgliederver- 
sammlung vom 21. Januar 1921 wurde von Hitler geleitet. 

Die Einfügung dieses Paragraphen ging zweifelsohne auf Drexler zurück. 
Man findet die gleichen Gedankengänge bereits in einem Brief Drexlers an 
Regierungsrat Lauböck vom Februar 1920: „...; gerade diese sog. Führer 
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haben im Sumpfe eigenen Wohllebens ihre gemeinschaft-sozialistischen 
Ziele vergessen und nur mehr ihren Ich-Sozialismus der Pflege ihrer kapitali- 
stischen Wohltäter überlassen. Diejenigen aber, die es wirklich ehrlich mein- 
ten ,,... waren einflußlos, ... Wenn wir daran festhalten, daß die Führer in 
möglichst enger Fühlung (durch Verbleiben am Arbeitsplatz) mit der Arbei- 
terschaft bleiben, eine Aufgabe ihrer beruflichen Tätigkeit erst von der Ar- 
beiterschaft selbst gefordert wird und auch dieser verantwortlich sind, so 
wird es uns ganz bestimmt gelingen, das Vertrauen der Massen zu errin- 
gend? 

Die Vorstandswahl ergab als 1. Vorsitzenden wieder Anton Drexler, als 
2. Vorsitzenden Oskar Körner, Kleingewerbetreibender. Der neugewählte 
Ausschuß setzte sich wie folgt zusammen: 


1. Schriftführer: Franz Emmer, Handlungsgehilfe 
2.Schriftfführer: Benedikt Angermeir, Schriftsetzer 

1. Kassier: Johann Berchtold, Schreibwarenhändler 
2. Kassier: Karl Riedl. Schlosser 


Das Protokoll der Mitgliederversammlung ist unterzeichnet von Anton 
Drexler als 1. Vorsitzenden und Franz Emmer als 1. Schriftführer®. 

Die Satzungen vom 30. September 1920 blieben in Kraft bis zur großen 
Parteikrise im Juli 1921. 


In der außerordentlichen Mitgliederversammlung vom 29. Juli 1921 wur- 
de Adolf Hitler zum 1. Vorsitzenden gewählt, als Stellvertreter Oskar Kör- 
ner (2. Vorsitzender). Das Protokoll der Mitgliederversammlung vom 29. 
Juli 1921 ist unterschrieben von Drexler als Versammlungsleiter, Hermann 
Hesse als 1. Schriftführer und Hitler als 1. Vorsitzenden”. Im Protokoll des 
Registergerichtes, wie im Vereinsregister, lautete die Eintragung der neuen 
Vorstandschaft auf den Schriftsteller Adolf Hitler als 1., auf den Kleingewer- 
betreibenden Oskar Körner als 2. Vorsitzenden®. Neue Satzungen wurden be- 


5 Privatbesitz. 

6 Registergericht München, Eintragung im Vereinsregister Bd. XVIII, Nr. 46 v. 22.4.1921. 
Lt. Eintragung v. 26.7. 1921 ist der 2. Vorsitzende gelöscht. Körner war im Verlauf dieser 
Parteikrise von dieser Stelle zurückgetreten. 

7 Von Schüßler beglaubigte Abschrift. 

8. Vereinsreg. XVIII Nr. 46, Eintragung v. 21.9. 1921. 
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schlossen; Hitler hatte sie selbst ausgearbeitet®. Diese neuen Satzungen waren 
wesentlich umfangreicher als die alten. Sie waren mit vierzehn Paragraphen 
auf sieben Seiten festgelegt, während die alten mit neun Paragraphen knapp 
zweieinhalb Seiten füllten. Der wesentlich vergrößerte Umfang des Satzungs- 
textes spiegelte auch das Wachstum der Partei und die Zunahme der Aufgaben 
der Parteileitung wieder. Die entscheidenden neuen Bestimmungen lauteten: 


Paragraph 5: „Organisation des Vereins.“ 

» +... um eine geschlossene Leitung der Bewegung zu ermöglichen ist für 
die Führung des Gesamt-Vereins in erster Linie verantwortlich der 1. Vor- 
sitzende des Gesamt-Vereins. Für die Leitung der einzelnen Ortsgruppen der 
1. Ortsgruppenvorsitzende... 

Die Hauptparteileitung besteht 1.) aus dem gesetzlich durch die Mitglie- 
der-Versammlung zu wählenden Ausschuß, bestehend aus dem 1. und 2. Vor- 
sitzenden, dem 1. und 2. Kassier, dem 1. und 2. Schriftführer, 2.) aus den 
Unter-Ausschüssen. Da die eigentliche verantwortliche Leitung des Vereins 
in den Händen des 1. Vorsitzenden liegt, ist dessen Stellung als über dem Aus- 
schuß stehend zu betrachten. Er ist verantwortlich nur der Mitglieder-Ver- 


sammlung?!“ 


Damit war die Diktatur des ersten Vorsitzenden über die Partei festge- 
gelegt. Es gab noch eine theoretische Einschränkung; sie war enthalten im 
Paragraphen 9, der Anton Drexlers Stellung als Gründungsvorsitzenden und 
Ehrenmitglied des Gesamt-Vereins für Lebenszeit bestimmte. Der Grün- 
dungsvorsitzende war die einzige Instanz neben der General-Mitgliederver- 
sammlung, der das „Recht einer Überkontrolle der vom 1. Vorsitzenden des 
Gesamt-Vereins geleisteten Tätigkeit“ zugebilligt wurde. 

In den am 29. Juli 1921 beschlossenen Satzungen hieß es im Paragraphen 7 
über die Beaufsichtigung und Verantwortlichkeit des ersten Vorsitzenden 
wörtlich: „Um dem 1. Vorsitzenden der Partei in der Leitung derselben den 
weitesten Spielraum zu gewähren, ihn unabhängig von Majoritätsbeschlüssen 
des Ausschusses zu machen, aber das Verlassen des durch Partei-Programm 
und Statuten vorgezeichneten Rahmens zu verhindern, steht das Recht zur 


9 Brief Drexlers an Oberbürgermeister Karl Fiehler (München) v. 16. 10. 1936, Original im 
Stadtarchiv München. 
10 Satzungen v. 29.7. 1921. (Sperrdruck v. Verfasser). 
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Einberufung einer außerordentlichen Mitglieder-Versammlung, um ihn vor 
dieser zur Verantwortung zu ziehen bzw. seine Neuwahl zu verhindern, zu: 

1. dem Gründungs-Vorsitzenden Ehrenmitglied Anton Drexler, 

2. dem von der Mitglieder-Versammlung gewählten Ausschuß, bestehend 

aus dem 2. Vorsitzenden, den beiden Schriftfführern und Kassierern, 

3. einem Zehntel von Mitgliedern der Gesamtbewegung.“ 

Die grundlegenden organisatorischen Veränderungen wurden im Para- 
graphen 6 festgelegt. Danach wurden für sechs Unterabteilungen eigene Aus- 
schüsse eingesetzt. Der Paragraph 10 befaßte sich mit dem Aktionsausschuß 
und unterstrich die Selbständigkeit der autoritären Parteileitung; er lautete: 
„Um in Zeiten dringender Not eine straffe und energische Führung der Ge- 
samtbewegung sicherzustellen, steht dem 1. Vorsitzenden das Recht zu, einen 
Aktionsausschuß, bestehend aus ihm und drei weiteren Mitgliedern einzu- 
setzen. Die Namen dieser Mitglieder bleiben der breiten Offentlichkeit gegen- 
über geheim, doch müssen sie die Billigung des Gründungsvorsitzenden fin- 
den. Mitglieder dieses Ausschusses, die vom Gründungsvorsitzenden abge- 
lehnt werden, sind sofort zu ersetzen.“ Der Paragraph 13 behielt die Bestim- 
mung der alten Satzung bei, daß kein leitendes Mitglied in der Partei eine 
bezahlte Stellung bekleiden dürfe. 

Diese Satzungen trugen den Registergerichtsstempel vom 20. September 
1921. Die ordentliche General-Mitgliederversammlung vom 30. Januar 1922 
nahm einige unwesentliche Ergänzungen und Änderungen der Satzung vor. 
Der neue Paragraph 14 bezog sich auf die Eigentumsverhältnisse, deren sat- 
zungsmäßige Feststellung durch die Errichtung einer größeren Geschäftsstelle 
in der Corneliusstraße sich als notwendig erwies. In der dem Registergericht 
am 9. März 1922 vorgelegten Fassung im Umfang von fünf Oktavseiten, mit 
fünfzehn Paragraphen!!, behielten die Satzungen ihre Gültigkeit bis zum Ver- 
bot von Partei und Verein nach dem Putsch vom 8./9. November 1923. 

Am 4. Januar 1924 sandte die Polizeidirektion München an das Amts- 
gericht-Registergericht München ein Schreiben folgenden Inhalts: „Mit Ver- 
ordnung des Generalstaatskommissars vom 9. November 1923 wurde die 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei verboten und aufgelöst. Von 
diesem Verbot wird ohne weiteres auch der ‚Nationalsozialistische Deutsche 


11 Registergericht, Vereinsregister Bd. XVIII, Nr. 46, Eintragung v. 9. 3. 1922. 
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Arbeiterverein, e.V.‘ betroffen ... Jedes Mitglied der Partei ist zugleich auch 
Mitglied des Vereins. Die Bildung des Vereins hat nur den Zweck, um der 
Partei als solcher die Möglichkeit zu geben, Rechtsgeschäfte abzuschließen. 
Vom Verbot und der Auflösung des Nationalsozialistischen Deutschen Arbei- 
tervereins wurde der Ehrenvorsitzende des Vereins, Anton Drexler, Werk- 
zeugschlosser, hier, Burghauser Straße 6/3, in Kenntnis gesetzt!?.“ 


12 Brief N. 19/24 VI. d. Akt. Registergericht. Der Eintrag im Vereinsregister Bd. XVII, 
Nr. 46 lautet: Verein aufgelöst auf Grund der Verordnung des Generalstaatskommissars 
v.9. 11.1923. Der Eintrag ist datiert v. 10. 1. 1924. 
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III. Die Führungskrise und Hitlers „Machtergreifung“ im Jahre 1921 


Für die Geschichte der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
war das Jahr 1921 von schicksalhafter Bedeutung: denn Mitte des Jahres riß 
Hitler die diktatorische Führung an sich. Alle anderen Ereignisse in diesem 
Jahr, so wichtig sie für die Parteientwicklung im einzelnen sein mochten, 
waren gegenüber dem genannten Vorgang von untergeordneter Bedeutung. 
Das Gefühl für die außerordentliche Wichtigkeit dieses Ereignisses war bei 
den führenden Persönlichkeiten in der völkischen Bewegung und in der Partei 
unter dem Eindruck des unmittelbaren Erlebnisses vielfach vorhanden. 

Die Vorgeschichte dieser einschneidenden und schicksalhaften Änderung 
in der Parteiführung reichte in das Jahr 1920 zurück und war eng verflochten 
mit den Rivalitätskämpfen zwischen der Deutschsozialistischen Partei Al- 
fred Brunners mit dem Sitz in Hannover und der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei Anton Drexlers mit dem Sitz in München!. Von 
Anfang an widersetzten sich die Münchner einer Unterordnung nicht nur un- 
ter eine andere Gruppe, sondern auch unter die geplante Gesamtleitung aller 
völkischen Verbände und Vereinigungen. 

Eine solche Haltung konnte die junge Partei in so früher Zeit nur auf- 
grund ihrer erfolgreichen Tätigkeit einnehmen. Die Bedeutung, die ihr in den 
ersten Monaten des Jahre 1921 in der völkischen Bewegung bereits beigemes- 
sen wurde, geht aus dem Brief eines Angehörigen des Germanenordens aus 
München an den Leiter der deutschsozialistischen Gruppe in Kiel klar hervor. 
Der Ordensbruder, der mit „Dietrich“ zeichnete, nahm Bezug auf einen Brief, 
den der Leiter der deutschsozialistischen Gruppe in Kiel an ihn geschrieben, 
und in dem er sich offensichtlich mit der Münchner Partei und der Einigung 
aller NS-Parteien befaßt hatte. In seinem Antwortschreiben erklärte der 
Münchner Ordensbruder, daß die „Hitlersche Partei“ „allein in der national- 
sozialistischen Bewegung Daseinsberechtigung hat“. „Zeigen Sie mir einen 
Ort“, so fuhr er fort, „in welchem im Laufe eines Jahres Ihre Partei 45 Mas- 
senversammlungen abgehalten hat. Die Ortsgruppe München zählt jetzt 


1 Vgl. Abschnitte über „Deutschsozialistische Partei“ und „Österreich“. 
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2500 Mitglieder und etwa 45000 Anhänger. Zählt irgendeine Ihrer Orts- 
gruppen nur annähernd so viel?“ Er habe auch mit Ordensbrüdern aus Köln, 
Wilhelmshaven und Bremen Rücksprache genommen; „alle waren der An- 
sicht... , daß die Hitlersche Partei die Partei der Zukunft ist und das erste 
Recht zu fordern hat, daß die anderen Parteien in ihr aufgehen. Auf dem 
nächsten Salzburger Tag wird wohl die Entscheidung fallen. Wer die größten 
Erfolge seit dem letzten Parteitag zu verzeichnen hat, die größere Stoßkraft 
also hat, wird der sein, dem sich die anderen anschließen müssen. Eine vor- 
herige Einigung ist völlig unmöglich. Den Satzungen und der Arbeit nach zu 
urteilen, ist die Hitlersche Partei in ihrer Kampfweise auch radikaler als die 
Ihrige. Nicht Hitler allein, sondern die ganze Leitung steht auf dem Stand- 
punkt einer Weigerung der Einigung in Ihrem Sinne?.“ 

Die Deutsche Arbeiterpartei Münchens bekam die erste Fühlung mit au- 
ßerbayerischen völkischen Gruppen schon im Jahre 1919 auf dem oben ge- 
nannten Wege; Hitler berichtete in karikierender Weise bei der Schilderung 
seiner ersten Teilnahme an der Sitzung im „Alten Rosenbad“ über den Brief- 
wechsel des Ausschusses: „... ein Brief aus Berlin, einer aus Düsseldorf und 
einer aus Kiel, deren Ankunft mit großer Befriedigung aufgenommen zu 
werden schien?.“ 

Ein Brief an die Großdeutsche Freiheitspartei in Berlin vom Februar 1920 
führte bereits mitten in die Grundauseinandersetzung zwischen der Münch- 
ner Partei und den anderen völkischen Vereinigungen hinein. Der Brief lau- 
tete: 

„Der Gesamtvorstand der Deutschen Arbeiter-Partei hat nach eingehen- 
der Beratung beschlossen, Ihre geehrte Zuschrift vom 9. Januar 1920 dahin- 
gehend zu beantworten, daß die Deutsche Arbeiter-Partei mit Ihren Zielen 
in etwas verschärfter Form einverstanden wäre, daß sie jedoch vorher Ihre 
Ansichten über das zur Zeit in der letzten Umarbeitung befindliche Programm 
der Deutschen Arbeiter-Partei hören möchte. Schwieriger gestalteten sich die 
Beratungen über den Namen ‚Arbeiter-Partei‘. Alle meine Freunde, wie auch 
ich selbst, sind der Ansicht, daß ‚Arbeits-Ausschuß‘ sich auch eine Kapitali- 
sten-Clique nennen könnte. Wir finden dieses Entgegenkommen in der Na- 


2 Brief des Germanenordensbruders Dietrich aus München an Herrn Wriedt in Kiel v. 8. 2. 
1921, Abschrift, Privatbesitz. 
3 Hitler, I, $. 232/33. 
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mensfrage, obwohl von Ihnen gut gemeint, gänzlich ungeeignet. Ob nun 
jemand geistig oder körperlich für das Gesamtwohl seines Vaterlandes ar- 
beitet — er ist Arbeiter und gehört deshalb zur ‚Deutschen Arbeiter-Partei‘! 
Stoßen Sie sich also nicht länger an diesem Namen. Ein Blick in unsere Ver- 
sammlung würde Sie davon überzeugen, daß hochstehende Geistesarbeiter 
im besten Einvernehmen und Zusammenarbeiten mit Zusammengehörigkeits- 
gefühl neben dem Manne vom Schraubstock sitzen. Wir wollen durchaus nicht 
einseitige ‚Arbeiter-Partei‘ in engstem Sinne sein, sondern die Partei aller 
‚Schaffenden‘! Wir glauben, daß wir, d. h. Sie und wir uns auf dieser Basis 
verständnisvoll nähertreten werden und zeichnen in diesem Sinne 


mit Deutschem Heilgruß®!“ 


Aus diesem Brief spricht die unüberbrückbare Kluft zwischen dem Bürger- 
tum und dem Arbeitertum, die die Auseinandersetzung in der völkischen Be- 
wegung bestimmte. Allein die Münchner Gruppe unter Drexler, die Deutsch- 
sozialisten unter Brunner, Sesselmann und Streicher sowie die sudetendeut- 
schen und österreichischen Nationalsozialisten nahmen den sozialistischen Ge- 
danken ernst, bemühten sich, den Arbeiter für den völkischen Gedanken zu 
gewinnen. Besonders in Norddeutschland waren die völkischen Gruppen 
‚ meist bürgerlich-exklusiv; sie vertraten die bürgerliche Romantik mit ver- 
/ wirrten geschichtlichen und zwielichtigen Religionsvorstellungen, wie sie bei- 
spielsweise auch im Germanenorden, im Wälsungenorden, in der Thule-Ge- 

sellschaft usw. vertreten wurden. Gedanke und Begriff „sozialistisch“ und 
„Arbeiter“ waren ihnen widerlich, sie wollten esoterische Zirkel und Logen- 
bildung, was auch Harrer mit der Deutschen Arbeiter-Partei beabsichtigt 
hatte; Hitler verurteilte solche Bestrebungen mit schonungsloser Schärfe®. 
Aber Hitler war nicht nur ein entschlossener Gegner eichenumrauschter 
und wotansgläubiger Geheimbündelei. Er lehnte nicht bloß den Zusammen- 
schluß dieser Splittergruppen — und Grüppchen mit ihrer Vereinsmeierei und 
Wichtigtuerei ab, er ging viel weiter: er war von Anfang an entschlossen, die 
demokratisch-kollegialen Grundsätze in der Parteileitung im besonderen, 
beim Zusammenschluß der völkischen Vereinigungen im allgemeinen zu be- 


4 Drexler am 7. 2. 1920, Abschrift, Privatbesitz. 
5 Hitler, I, $. 381—386. 
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kämpfen. Das lag in der Luft; der Diktator Hitler war, wie er heute in der 
Geschichte dasteht, ein Erzeugnis der Zeitumstände und ihrer Menschen, die 
'ihn ermöglicht und gemacht haben. Die Not der Zeit war besonders in 
Deutschland nach dem verlorenen Kriege so groß, daß sie aus den Menschen 
den Schrei nach dem starken Mann herauspreßte. Hitler konnte nicht die Füh- 
rung an sich reißen allein deshalb, weil es sein Wunsch und Wille war; Anton 
Drexler selbst hatte den Gedanken, Hitler den Vorsitz der Partei zu über- 
tragen, frühzeitig zur Sprache gebracht. Er schrieb am 13. Februar 1921 dies- 
bezüglich an Gottfried Feder: „Wir sind überzeugt, daß keines der heutigen 
kapitalistischen Parlamente an den Gedanken der Brechung der Zinsknecht- 
schaft herantreten wird. Auch Ihr Ziel, Herr Feder, kann nur auf revolutionä- 
rem Wege erreicht werden und wir müssen schon deshalb zusammenhalten. 
Hier darf ich gleich anknüpfen, daß jede revolutionäre Bewegung einen dikta- 
torischen Kopf haben muß und deshalb halte ich auch gerade unseren Hitler 
für unsere Bewegung als den geeignetsten ohne daß ich deshalb in den Hinter- 
grund zu schieben wäre... . Solange sich Hitler und ich ergänzen, solange, wie 
Sie glauben (und ich wohl zu würdigen und zu schätzen weiß) auch ich über 
größeren zuverlässigen Anhang verfüge, besteht keine Gefahr. Von uns bei- 
den steht jedem die Sache viel zu hoch, als daß eine Entzweiung der Führer 
und damit eine Spaltung der Bewegung eintreten könnte... Es mag sein, daß 
ich vielleicht als zu nachgiebig und anpassungsfähig gelte, besonders Hitler 
gegenüber. Das kommt aber nur daher, weil ich seine Genialität, wie seine 
materielle Uneigennützigkeit, die ja der Kernpunkt dieser Volksbewegung 
ist, über alles schätze. Sie dürfen überzeugt sein, Herr Feder, daß ich in ent- 
scheidenden Fragen auch mein Wort in die Wagschale zu werfen weiß. Auch 
an ausgleichender Einwirkung hab ich es bisher nicht fehlen lassen, was auch 
in Zukunft geschieht . . .“®. 


Diese Ausführungen Drexlers zeigen, daß die Frage der autoritären Um- 
gestaltung der Parteiführung mit Hitler an maßgeblicher Stelle mindestens 
[seit der Jahreswende 1920/21 die leitenden Persönlichkeiten der völkischen 
Bewegung in- und außerhalb der Partei beschäftigte. Und Drexler selbst war 
gewillt, Hitler den leitenden Einfluß zu gewähren. 


6 Fotokopie, Privatbesitz. 
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Seit der Salzburger Tagung im August 1920, auf der eine grundsätzliche 
Einigung erzielt worden war, wuchsen auf seiten der Deutschsozialistischen 
Partei Bedenken und Abneigung gegen die Münchner NSDAP und ihre Füh- 
rer. „Ich bilde mir ein, ein guter Menschenkenner zu sein“, schrieb Alfred 
Brunner im Oktober 1920 an Dr. Runge, „Hitler und Drexler haben auf mich 
sofort den Eindruck hinterhältigster Menschen gemacht, die sich auch von all- 
deutsch-kapitalistischer Seite einspannen lassen?*. Die Spannungen zwischen 
den beiden Schwesterparteien, der DSP und der NSDAP, nahmen ständig zu, 
wobei die Hauptrolle die gegenseitigen Vorwürfe des Nichteinhaltens der 
Salzburger Abmachung, betreffend die gebietsmäßige Abgrenzung der Tätig- 
keit beider Parteien, spielten®. Schon im November 1920 schrieb Brunner: 
„Um denKampf mit denNS kommen wir anscheinend nicht herum ...?*, und 
um die Jahreswende 1920/21 tauchte der Plan auf, Hitler beiseite zu schie- 
ben; „...und lassen Sie nirgends, auch nicht Ordensfreunden gegenüber, den 
Plan durchblicken, Hitler beiseite zu schieben .. .“, teilte Brunner im Januar 
1921 an Wriedt nach Kiel mit!®. Zehn Tage später antwortete Wriedt: „Hitler 
abzuschieben, ist für mich reine Parteisache und hat mit dem O. nichts zu 
aa," 

Um den Münchner Rivalen an die Wand zu drücken, machte Brunner den 
Vorschlag, die DSP umzutaufen auf NSDAP und den Antrag zu stellen, 
„wieder geschlossen sich mit den Süddeutschen zu vereinigen. Dadurch würden 
wir Einfluß gewinnen und allmählich gegen den Hitler vorzugehen in der Lage 
sein.“ Dies schien ihm der einzige Weg, „um der Welt nicht das Bild völkischer 
Zerrissenheit zu zeigen, nur weil ein fanatischer Gernegroß sich wie ein Ele- 
fant im Porzellanladen benimmt!?*“. 

Die Umbenennung der DSP im obigen Sinne erfolgte tatsächlich am Zeit- 
zer Parteitag der DSP mit einer kleinen Änderung, nämlich in: Deutsche 
Nationalsozialistische Arbeiterpartei; „... Hitler wird es wohl nicht fertig- 
bringen, als Nationalsozialist gegen Nationalsozialisten zu kämpfen“, so 


7 Brief Brunners v. 19. 10. 1920, Fotokopie, Privatbesitz. 
8 Ebda. 
9 Brunner an Wriedt a. 24. 11. 1920, Fotokopie, Privatbesitz. 
10 Brief v. 19. 1. 1921, Fotokopie, Privatbesitz. 
11 Brief v. 29. 1. 1921, Fotokopie, Privatbesitz. — Mit dem O. ist der Germanenorden ge- 
meint. 
12 Brunner an Bökenkamp (Bielefeld) am 1. 12. 1920, Fotokopie, Privatbesitz. 
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schrieb Brunner an Wriedt im April 1921 auf einem Flugblatt mit dem Kopf 
„Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei!3“. 

Diese Streitigkeiten zwischen DSP und NSDAP waren der Hintergrund 
der Führungskrise in derMünchnerPartei, und ohne ihre genaueKenntnis sind 
die Münchner Vorgänge im Hochsommer 1921 nicht verständlich. Der Streit 
der beiden Parteien innerhalb der völkischen Bewegung um Koordinierung 
oder Subordinierung war ein Kampf um Hitlers Person, weil Hitler den 
alleinigen Führungsanspruch für die Münchner Partei erhob, jede gleichge- 
ordnete und gleichberechtigte Zusammenarbeit im demokratisch-föderativen 
Sinne ablehnte und das völlige Aufgehen der völkischen Gruppen einschließ- 
lich der DSP in die Münchner Partei verlangte. Diese letzte Forderung sollte 
nach Hitlers Willen nicht in Form des körperschaftlichen Übertrittes geschlos- 
sener Verbände verwirklicht werden, sondern die Verbände sollten sich auf- 
lösen und die Mitglieder einzeln der NSDAP beitreten. Die Frage des Aus- 
gleichs bzw. der Einordnung der DSP in die Münchner NSDAP wurde von 
Walter Riehl, dem Leiter der zwischenstaatlichen Kanzlei, dem Münchner 
Parteivorsitzenden Drexler als Gesprächsthema für den nächsten zwischen- 
staatlichen Vertretertag vorgeschlagen. Drexler antwortete ablehnend, sowohl 
bezüglich des vorgeschlagenen Datums — Februar 1921 — wie auch des Ge- 
dankens irgendeiner Verbindung mit der DSP. Gegen diese erhob er den Vor- 
wurf, daß sie ihre Kraft in der Gründung zahlloser Ortsgruppen zersplittere, 
ohne sie straff zusammenfassen zu können, und daß sie sich ins demokratische 
| Prinzip verrenne. Er sei gegen jedes neue Übereinkommen, weil seine Partei 
sich keine Hemmung in ihrer Tätigkeit auferlegen könne; ein Aufgehen der 
DSP in der NSDAP mit Übernahme eines Teiles von deren Leitung müsse 
grundsätzlich abgelehnt werden, „aus der Überzeugung heraus, daß dabei nur 
eine Verwässerung unserer Kampfart und dadurch Schwächung der Bewe- 
gung eintreten müsse!*“, 

Die Münchner waren also zu keinem Kompromiß bereit; Drexler nahm 
ganz offensichtlich Hitlers unversöhnliche Haltung ein. Das Ziel der Münch- 
ner war die Zertrümmerung der verschiedenen völkischen Gruppen einschließ- 
lich der DSP und die ausschließliche Zusammenfassung der völkischen Bewe- 


13 Fotokopie, Privatbesitz. 
14 Drexler an Walter Riehl am 19. 1. 1921, in Schilling, S. 262—264. 
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gung in der Münchner NSDAP, mit München als Sitz der Leitung. Alle Kom- 
promißversuche, die von seiten der DSP unternommen wurden, scheiterten; 
alle Mittel, mit List die Münchner zu überspielen, schlugen fehl. 

Die Spannung zwischen den beiden wichtigsten Parteien der völkischen 
Bewegung, der NSDAP und der DSP, verschärfte sich im Laufe der ersten 
Jahreshälfte 1921 zusehends, und es war unvermeidbar, daß sie sich auch in 
der Parteileitung der NSDAP bemerkbar machte. Drexler allerdings nahm, 
seiner Natur gemäß, eine vermittelnde Haltung ein, suchte die Gegensätze 
auszugleichen und war im Grunde geneigt, Hitler die Vorhand zu lassen. Da 
er selbst den Tag über beruflich angespannt war, während Hitler keinem 
Beruf nachging, weil er im Grunde keinen hatte und sich zeitlich voll der 
Parteitätigkeit widmen konnte, wünschte Drexler sogar, daß Hitler die Ver- 
antwortung auch nach außen übernehmen und ihn selbst dadurch entlasten 
sollte. Hitler hatte aber auch Gegner in der Partei und im Ausschuß. Teil- 
weise waren die Leute aus grundsätzlichen Erwägungen gegen ihn, weil sie 
seine diktatorischen Bestrebungen mißbilligten, an der demokratischen Füh- 
rung aus Überzeugung festhielten und den föderativen Zusammenschluß der 
völkischen Organisationen nicht nur im deutschen Raum wünschten, son- 
dern eine übervölkische, abendländische Vereinigung aller Arier; teilweise 
waren es auch persönliche Gegner, die Hitlers Erfolge mit Mißgunst beobach- 
teten und auf eine Gelegenheit warteten, ihn zu erledigen. 

Im Juli 1921 entlud sich die Spannung. 


Am 11. Juli 1921 erklärte Hitler seinen Austritt aus der Partei; in einem 
ausführlichen Schreiben vom 14. Juli 1921 gab er die Gründe seines Austritts 
an und fixierte in sechs Punkten die Bedingungen, unter denen er bereit war, 
in die Partei wieder einzutreten®®. 

Bei Begründung seines Austritts verwies er einleitend auf die Tatsache, 
daß die NSDAP „als revolutionär-nationale Bewegung“ gegründet wurde, 
demgemäß „auf extremvölkischen Boden“ stehe und „jede parlamentarische 
Taktik, ja selbst die Form des heutigen Parlamentarismus“ ablehne. „Sie soll 


15 Fotokopie, Privatbesitz. — Hasselbach, Die Entstehung der NSDAP, bringt S. 46 Hitlers 
sechs Bedingungen, auf Grund der Unterlagen, die ihm Anton Drexler zur Verfügung 
gestellt hat. 


158 


in der Art ihrer Organisation unähnlich all den bestehenden (sogenannten) 
nationalen Bewegungen derart gebildet, aufgebaut und geleitet sein und wer- 
den, daß sie als schärfste Waffe befähigt wird, den Kampf zur Zertrümme- 
rung der jüdisch-internationalen Herrschaft über unser Volk durchzuführen.“ 

Besonders scharf hob er hervor, daß das Programm nicht abgeändert wer- 
den dürfe, und daß der Sitz der Partei statutengemäß München sei und für 
immer bleiben müsse. 

Wegen Verletzung all dieser Punkte sei er aus der Partei ausgeschieden. Im 
einzelnen führte er folgende Beschwerdepunkte an: 

„Wider jede Vernunft, aber auch wider die Statuten wurde einst von 
seiten der Parteileitung in Zeitz ein Kontrakt unterzeichnet, der die Leitung 
der Bewegung nach Berlin verlegte. Unter unglaublichem Ärger war es mei- 
nem Dazwischentreten noch gelungen, diesen Wahnsinn zu verhindern. 

Trotz meiner damaligen Erklärung im Falle einer Wiederholung eines 
solchen Vorfalles sofort aus der Partei auszuscheiden, fanden am 10. ds. Mts. 
in Augsburg neuerdings Verhandlungen statt, in denen neuerdings von der 
offiziellen Vertretung der Partei der Vorschlag nicht nur gut geheißen, son- 
dern sogar selber unterbreitet wurde, über die Gesamtbewegung einen Ak- 
tionsausschuß zu stellen, der nicht nur seinen Sitz in Augsburg haben sollte, 
sondern der auch praktisch keinerlei Gewähr dafür zu bieten vermag, daß 
hierbei die Grundsätze der Bewegung noch weiter befolgt werden würden. 

Im Gegenteil wurden diese Verhandlungen von vorneherein mit Herren 
geführt, denen eine Berechtigung hierzu vollständig fehlte. 

Trotzdem ich mich vor meiner Abreise nach Berlin warnend und abfäl- 
lig über ein Buch geäußert habe, das unter dem Titel ‚Auferstehung des 
Abendlandes‘ erschien, wurde nichtsdestoweniger der Verfasser dieses Buches 
nicht nur ohne weiteres zu Vorträgen für die Bewegung eingeladen, sondern 
sogar mit der Leitung von wichtigsten Verhandlungen betraut. 

Damit ist tatsächlich ein Mann in führende Stellung der Bewegung ge- 
kommen, der innerlich nicht zu derselben gehört, ja sogar als extremster Geg- 
ner gegenübersteht. 

Ich mache der Parteileitung den Vorwurf, daß sie mit bodenloser Ge- 
wissenlosigkeit sich nicht die Mühe nahm, das Werk eines Mannes, dem man 
so bedeutenden Einfluß auf die Bewegung einzuräumen sich anschickte, auch 
nur ordentlich durchzulesen, geschweige denn zu studieren ...“ 
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Hitler zitierte verschiedene Stellen aus Dickels Buch!®, in denen der Ver- 
fasser Verständnis für England und das gegenwärtige Regierungssystem in 
Deutschland, vor allem auch für Rathenau zeigte. Das alles war für Hitler 
ein Beweis, daß Dickel kein Nationalsozialist war. „Die letzte untrüglichste 
Begründung dafür“, so zog er weiter über Dickel los, „daß der Verfasser die- 
ses Machwerkes auf jedem anderen Boden eher steht als auf dem unseren, hat 
er selber gegeben. Er forderte in Augsburg nicht nur die Verleugnung un- 
seres Namens, sondern auch den Verzicht auf unser Programm, dessen Er- 
satz durch ein nichtssagendes, schwammig dehnbares Gebilde und endlich die 
Verwässerung der Organisation, bzw. deren Zerstörung dadurch, daß auf 
Grund eines vorher vermutlich bis in kleinste abgekarteten Planes die letzte 
Leitung der Bewegung in seine persönliche Hand gelegt werden sollte. 

Als ich diesen Versuchen nach dreistündiger Geduldsprobe endlich durch 
meinen wahrhaft durch die Verhältnisse erzwungenen Weggang vom Ver- 
handlungssaal ein kurzes Ende bereiten wollte, hat mich die dabei anwesen- 
de offizielle Vertretung der Partei nicht nur nicht unterstützt, sondern im 
Gegenteil die Verhandlungen weiter fortgesetzt. 

Dabei wurden Vorschläge gemacht, die ich nicht mehr des Näheren zu 
erläutern brauche, da sie soviel mir bekannt dem Ausschuß bereits unter- 
breitet worden sind.“ Dann erhob er noch den Vorwurf gegen die Partei- 
leitung, daß entgegen den Statuten „ein besoldeter Parteibeamter“ zu den 
Augsburger Verhandlungen zugezogen wurde. Aus all diesen Anschuldigun- 
gen zog er die Schlußfolgerungen mit folgenden Worten: „Durch die Dul- 
dung dieser Zustände hat die Parteileitung jenen Boden verlassen, der in Sta- 
tuten, Programm, vor allem aber im Herzen unserer Mitglieder verankert 
ist. Dazu kommt ein vollständiges Abschwenken von den taktischen Grund- 
sätzen der Bewegung, das sich, ich nehme nur ein Beispiel im letzten ‚Beob- 
achter‘ soweit vertieft hat, daß eine deutschnationale Versammlung als Zei- 
chen beginnender Dämmerung begrüßt wurde. 

In einer solchen Bewegung will und kann ich nicht mehr sein.“ 


Bevor der zweite Teil von Hitlers Brief behandelt wird, ist es notwendig, 
die beiden von ihm angeführten Hauptgründe seines Austritts zu überprüfen. 


16 Dickel, Die Auferstehung des Abendlandes. 
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1. Kontrakt von Zeitz 


Der Zeitzer Parteitag wurde bereits behandelt, muß aber wegen der gro- 
ßen Rolle, die er bei der Führungskrise der NSDAP spielte, hier noch einmal 
in Kürze erwähnt werden. Vom 26. bis 28. März 1921 waren 35 DSP-Ver- 
treter von Gauen und Ortsgruppen aus allen Teilen des Reiches versammelt; 
je ein Vertreter der Bruderparteien aus München, Österreich und der T'sche- 
choslowakei war ebenfalls anwesend. Mit Zustimmung der Vertretung der 
Bruderparteien wurde die Verschmelzung mit der Münchner Partei, die Na- 
mensänderung „Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei“ und die Ver- 
legung der Parteileitung nach Berlin beschlossen!?. Münchner Vertreter war 
Anton Drexler gewesen, der sicher aus innerer Überzeugung zugestimmt hatte 
und den Beschluß auch durchgeführt hätte, wäre Hitler nicht dazwischen- 
getreten. 


2. Augsburg 


In Augsburg bestand als völkische Vereinigung in loser Verbindung mit 
der Deutschsozialistischen Partei die sogenannte „Werkgemeinschaft“ unter 
Leitung von Dr. Otto Dickel. Als Gruppe der DSP stand die Werkgemein- 
schaft in ziemlich enger Fühlung mit der Nürnberger DSP unter Julius Strei- 
cher, der zu damaliger Zeit ein heftiger Gegner der Münchner NSDAP war. 
Dr. Otto Dickel war auch Parteimitglied der Münchner NSDAP. Dr. Dickel 
versuchte nun als Leiter der Augsburger Werkgemeinschaft im Rahmen der 
DSP, die Beschlüsse der Tagungen von Jena und Zeitz im Sinne eines Zu- 
sammenschlusses aller deutschvölkischen und nationalsozialistischen Gruppen 
zu einer großen einheitlichen Partei durch persönliche Initiative zu verwirk- 
lichen!8. Neben ihm spielte in der Augsburger Werkgemeinschaft als finanz- 
kräftiger Hintermann Dr. Gottfried Grandel eine große Rolle. Hitler und die 
Münchner Deutsche Arbeiterpartei waren gerade Dr. Grandel zu großem 
Dank verpflichtet, weil beide, Hitler persönlich wie die Deutsche Arbeiter- 
partei, in ihren Anfängen von dem Augsburger ausgiebig materiell und gei- 


17 Bericht: Dritter Reichsparteitag der DSP in: Zeitzer Neueste Nachrichten, Nr. 83/84 
v.29.3. und 30. 3. 1921. 

18 Polizeidirektion München, Akt NSDAP, 1921—1923, Bericht Nr. VI d/131 v. 29. 12. 
1921, Fotokopie, Privatbesitz. 
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stig unterstützt worden waren. Dickel und Grandel waren alte Völkische 
und suchten ihr Münchner Patenkind in ihrem Sinne zu steuern. Dickels Ziele 
waren sehr hoch gespannt; ihm ging es nicht nur um die nationale Einigung 
der Deutschen, sondern um eine Einigung des Abendlandes, natürlich im 
völkischen Sinne. Er gründete einen abendländischen Werkbund mit Sitz in 
Augsburg und suchte die DSP und die NSDAP dafür zu gewinnen. Auf der 
Magdeburger Tagung der DSP im Dezember 1921 gelang es ihm, einen Teil 
der deutschsozialistischen Ortsgruppen zum Beitritt in seinen Werkbund zu 
bewegen; dadurch wurde allerdings der Verfall der DSP wesentlich beschleu- 
nigt!9. Seine Versuche, in dieser Richtung auf die Münchner NSDAP einzu- 

irken, scheiterten an Hitler und lösten die Führungskrise aus?®. Während 
Hitler im Frühsommer längere Zeit in Berlin weilte, wirkte Dr. Dickel auf 
Wunsch und im Einvernehmen mit dem Parteiausschuß als Redner für die 
NSDAP im Juni 1921. Daß Dickel im Einverständnis mit der Münchner Par- 
teileitung, ja mehr noch auf Grund einer direkten Abmachung mit ihr han- 
delte, das ging aus dem Rundschreiben Nr. 2 der Parteiführung hervor, das 
am 5. Juli 1921 herausgegeben wurde und vom Geschäftsführer Schüßler und 
dem zweiten Vorsitzenden Körner unterzeichnet war. Körner selbst aber 
gehörte zu den leidenschaftlichsten und unbedingtesten Anhängern Hitlers, 
und jeder Gedanke, in Hitlers Abwesenheit oder hinter dessen Rücken gegen 
dessen Bestrebungen zu handeln, lag ihm völlig fern. Offensichtlich durch- 
schauten Körner und die Mehrheit des Ausschusses den wahren Sachverhalt 
der Dinge nicht. In diesem genannten Rundschreiben hieß es unter VI: „Vor- 
träge“, wörtlich: „Vielfach wird der Wunsch geäußert, Pg. Hitler möchte bei 
der Ortsgruppe sprechen. Dieser Wunsch muß zunächst zurückgestellt werden, 
da Hitler längere Zeit verreist ist. 

Wir haben Herrn Dr. O. Dickel, Augsburg, als Mitglied sowie volkstüm- 
lichen und ausgezeichneten Redner für unsere Bewegung gewonnen. Dickel 
hat sich bereiterklärt, für unsere Ortsgruppe zu sprechen. Er ist der Verfasser 
des Buches ‚Die Auferstehung des Abendlandes‘, welches einzelnen Ortsgrup- 
pen bekannt sein dürfte. Erhältlich beim ‚Völk. Beob.‘, Thierschstr. 15. Eine 


19 Mitteilungsblatt Nr. 9 der NSDAP v. 19. 12. 1921, gez. v. Hitler als Parteivorsitzender, 
Privatbesitz. 

20 Bericht der Polizeidirektion München, VI d/131 v. 29. 12. 1921, Fotokopie, Privatbesitz. 

21 Rundschreiben Nr. 2 v. 5.7. 1921, Privatbesitz. 
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Vortragseinteilung für beide Herren (Hitler-Dickel) wird nächstens er- 
folgen?t.“ 

Die Ahnungslosigkeit der Parteileitung bezüglich der Krise, die sie damit 
heraufbeschwor, kann wohl nicht besser beleuchtet werden als durch diesen 
Passus im Rundschreiben. Dr. Dickel hatte den Ausschuß in seiner Gesamt- 
heit auf geschickte Weise für sich und seine Ziele gewonnen, ohne auch nur 
im geringsten den Anschein oder den Verdacht zu erwecken, daß der abwe- 
sende Hitler damit überspielt wurde. 


Am 10. Juli fanden dann in Augsburg Besprechungen statt, die eine für 
Hitler gefährliche Wendung nahmen; anders ist sein radikales auf Sprengung 
der Partei hinzielendes Auftreten nicht erklärbar. Zunächst versuchte er in 
Augsburg selbst die Verhandlungen durch seinen Weggang zum Scheitern zu 
bringen; das mißglückte ihm aber, denn die Verhandlungen liefen weiter. 
Hitler erkannte klar die volle Größe der Gefahr, die der Münchner Partei 
und ihm drohte — und er identifizierte sich bereits mit der Partei! —, wenn 
Dickels Pläne verwirklicht wurden. Es war auch kein Zweifel, daß Drexler 
und die meisten Mitglieder des Ausschusses innerlich für die Augsburger Pläne 
bereits gewonnen waren. Wurde die Leitung der Partei von München weg- 
verlegt, ihr Name aufgegeben und sie mit den übrigen völkischen Vereinen 
zusammengewürfelt, so war es aus mit seinen Plänen, die völkische Bewe- 
gung durch die Münchner Partei unter seiner Leitung zusammenzufassen. 
Und nun handelte er mit jener Schnelligkeit, Klarheit und zielbewußten 
Rücksichtslosigkeit, die im späteren Leben das Geheimnis seiner Erfolge war. 
Im Grunde war es ihm kaum ernst mit seinem Austritt. Dies war ein be- 
rechnetes Druckmittel, dessen Wirkung nach Lage der Dinge unfehlbar war, 
wie er sicher wußte, denn wer war ihm im Ausschuß gewachsen? Keiner 
konnte ihm das Wasser reichen, weder einzeln noch in der Gesamtheit. Er 
war unentbehrlich; ohne ihn hätte die Partei nie solche Erfolge erzielt. Die 
Gefahr, die von Augsburg drohte, war für ihn die günstige Gelegenheit, seine 
Wünsche und Forderungen durchzusetzen. 

„In einer solchen Bewegung will und kann ich nicht mehr sein“, so hatte 
er, wie oben bereits zitiert, geschrieben, deshalb mußte die Bewegung so um- 
gestaltet werden, daß er in ihr wieder sein konnte, in der Rolle und Stellung, 
die ihm gebührte. Also fuhr er in seinem Briefe mit folgenden Worten fort: 
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„Da mir gestern von seiten des ersten Vorsitzenden der Partei unter An- 
rufung der Vermittlung Dietrich Eckarts neuerdings der Antrag einer Rege- 
lung dieser Angelegenheit unterbreitet wurde, lege ich hiermit die Punkte 
nieder, von deren strikter Erfüllung ich meinen Wiedereintritt in die Bewe- 
gung abhängig mache. 

1. Sofortige Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversamm- 
lung binnen acht Tagen, gerechnet von heute ab, mit folgender Tagesordnung: 
Der derzeitige Ausschuß der Partei legt seine Ämter nieder, bei der Neuwahl 
desselben fordere ich den Posten des ersten Vorsitzenden mit diktatorischer 
Machtbefugnis zu sofortiger Zusammenstellung eines Aktionsausschusses, der 
die rücksichtslose Reinigung der Partei von den in sie heute eingedrungenen 
fremden Elementen durchzuführen hat. Der Aktionsausschuß besteht aus drei 
Köpfen. 

2. Unverrückbare Festlegung des Grundsatzes, daß der Sitz der Bewegung 
München ist und für immer bleibt. Daß endlich, solange die Bewegung nicht 
derartige Dimensionen erreicht hat, daß von den Mitteln der Gesamtbewe- 
gung aus eine eigene Parteileitung bestritten werden kann, diese von der 
Ortsgruppe München zu erfolgen hat. 

3. Jede weitere Veränderung des Namens oder des Programms wird 
ein für allemal zunächst auf die Dauer von sechs Jahren vermieden. Mitglie- 
der, die dennoch in dieser Richtung und zu diesem Zwecke tätig sind, werden 
aus der Bewegung ausgeschlossen. 

4. Jeder weitere Versuch eines sogenannten Zusammenschlusses zwischen 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei und der sich unberech- 
tigter Weise Deutsche Nationalsozialistische Partei heißenden Bewegung hat 
künftighin zu unterbleiben. Für die Partei kann es niemals einen Zusammen- 
schluß mit denjenigen geben, die mit uns in Verbindung treten wollen, son- 
dern nur deren Anschluß. Kompensationen unsererseits sind vollständig aus- 
geschlossen. 

5. Verhandlungen dieser Art dürfen nur mit meiner persönlichen Ein- 
willigung stattfinden, die Wahl der Teilnehmer solcher Verhandlungen auf 
unserer Seite bleibt ausschließlich mir vorbehalten. 

6. Der Parteitag in Linz wird als zwecklos nicht besucht. 

Ich stelle diese Forderungen nicht, weil ich machtlüstern bin, sondern weil 
mich die letzten Ereignisse mehr denn je davon überzeugt haben, daß ohne 
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eiserne Führung die Partei auch ohne äußerliche Namensänderung innerlich 
in kürzester Zeit aufhören würde das zu sein, was sie sein sollte: Eine natio- 
nalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei und kein Abendländischer Bund.“ 

Von größter Bedeutung war die Rolle Dietrich Eckarts als Vermittler; 
wie weit und bis zu welchem Grade Eckart in die einzelnen Phasen des Kri- 
senablaufes hineingewirkt hat, läßt sich nicht mehr feststellen. Aber das steht 
fest: Ohne Eckarts Vermittlungen hätte Hitler niemals seine Forderungen 
durchsetzen können; ohne Eckarts Fürsprache wäre er nicht Diktator der 
Partei, jedenfalls nicht zur damaligen Zeit und unter den damaligen Um- 
ständen geworden. Eckarts Einfluß in dieser schicksalsschweren Stunde kann 
kaum überschätzt werden. 


Auf Hitlers Schreiben vom 14. Juli 1921 antwortete die Gesamtpartei- 
leitung mit Drexler an der Spitze unverzüglich am 15. Juli. Die Parteifüh- 
rung war offensichtlich bemüht, Ol auf die stürmischen Wogen in Hitlers 
erregter Seele zu gießen; mehr noch aber ließ der Inhalt mit unverhüllter 
Offenheit erkennen, daß sie zur völligen Kapitulation bereit war. Der Brief 
enthielt im ersten Teil eine schwache Verteidigung gegen Hitlers maßlose An- 
schuldigungen, im zweiten Teil die Annahme von Hitlers sechs Bedingungen! 

Im einzelnen nahm die Parteileitung wie folgt Stellung zu Hitlers Brief: 
Die außerordentliche Mitgliederversammlung, die Hitler fordere, könne un- 
ter 14 Tagen nicht stattfinden; wörtlich hieß es ferner: „Die in Ihrem Schrei- 
ben enthaltenen Vorwürfe gegen den Ausschuß weist dieser zurück. Der Aus- 
schuß ist sich nicht bewußt, mit bodenloser Gewissenlosigkeit einem Mann 
(Dr. Dickel) Einfluß auf die Bewegung eingeräumt zu haben, ‚der innerlich 
nicht nur zu derselben nicht gehört, sondern ihr sogar als extremster Gegner 
gegenübersteht‘. Die erste Versammlung Dr. Dickels wurde von den Wielen- 
bacher Parteimitgliedern vorbereitet. Der zweite Vorsitzende Körner und 
verschiedene andere Parteimitglieder waren von dem Vortrag Dickels sehr 
eingenommen, um nicht zu sagen, begeistert. Besonders Herr Körner setzte 
sich dafür ein, Dickel auch in München sprechen zu lassen. Im überfüllten 
Saale hat Dr. Dickel auch hier mit größtem Erfolg gesprochen. 

Ein Buch, von dem Umfang des Dr. Dickelschen kann von Leuten, die 
tagsüber ihrem Erwerb nachgehen und schließlich auch noch andere Arbeiten 
für die Bewegung zu leisten haben, nicht in kurzer Zeit geprüft werden. Un- 
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voreingenommen fällt es nicht leicht, bei der Gedankenfülle dieses Buches die 
Spreu von dem Weizen zu sondern??.“ 

Der Ausschuß suchte sich bezüglich der mit der Person Dr. Dickels ver- 
bundenen Vorwürfe offensichtlich mit dem ständigen Hinweis auf die Rolle 
des zweiten Vorsitzenden Körner zu entschuldigen, der sich persönlich für 
Dickels Auftreten in München eingesetzt hatte. Natürlich trug Körner auch 
als zweiter Vorsitzender die Verantwortung dafür, da das Einverständnis 
des ersten Vorsitzenden Drexler ja gegeben war. Interessant ist die Entschul- 
digung bezüglich des Dickelschen Buches; in diesem Falle wird Hitler in ver- 
steckter Weise vorgehalten, daß er, der keiner beruflichen Tätigkeit nachging, 
natürlich mehr Zeit hatte, solche Bücher genau zu studieren, als die Leute, 
„die tagsüber ihrem Erwerb nachgehen“. 

Wichtiger aber noch ist die Stellungnahme, die der Ausschuß zu den Vor- 
würfen betreffend den Parteitag von Zeitz und die Augsburger Besprechungen 
machte. „Die Fehler“, so nahm der Ausschuß Stellung, „die gelegentlich der 
Zeitzer und Augsburger unverbindlichen Besprechungen gemacht wurden, 
sind nicht Fehler des Ausschusses, sondern des ersten Vorsitzenden Drexler. 
In keinem Falle ist von Drexler, dessen gute Absichten über einen Zweifel 
erhaben sein dürften, ein Kontrakt unterzeichnet worden. Seine Erklärung 
in Zeitz, er werden den Zusammenschlußgedanken bis zur letzten Konsequenz 
vertreten, konnte nicht bindend sein, da er auf keine Grundlage festlegte und 
die Schlußverhandlungen immer noch genug Gelegenheit boten, gewichtige 
Gründe für die Unzweckmäßigkeit des Zusammenschlusses auf der von Jung 
entworfenen Grundlage anzuführen, umsomehr, als das Verhalten einiger 
Berliner nicht gerade einwandfrei war. 

Der Ausschuß wurde von Drexler von dieser seinerzeitigen Erklärung in 
Kenntnis gesetzt. In beiden Fällen (Zeitz und Augsburg) war auch /hre Mei- 
nung jedesmal richtig genommen und immer Sie als Führer der eigentlichen 
Verhandlungen gedacht und wurde den Herren der anderen deutsch-national- 
sozialistischen Gruppen kein Zweifel darüber belassen. 

In Augsburg verhält sich die Sache so, daß Sie, der Vorbesprechungen 
mit den Herren hatte, wohl wissen konnten, um was es sich da handelte, sich 


22 Fotokopie des Schreibens im Akt „NSDAP 1921—1923“ der Polizeidirektion München, 
Privatbesitz. 
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aber nicht Gelegenheit nahmen, mit Drexler auch nur ein Wort darüber zu 
verlieren, resp. Verhandlungsmaßregeln mit ihm zu vereinbaren. Als Drexler 
um 10 Uhr an den Besprechungsort kam, wußte er nicht mehr, als daß es sich 
um Vorbesprechung zu einer Einigung mit den Nürnbergern und der Augs- 
burger Werksgemeinschaft handelt?3.“ 

Die Besprechungen in Zeitz und Augsburg wurden also als unverbindlich 
hingestellt, für die Fehler, da dabei gemacht wurden, die Verantwortung dem 
ersten Vorsitzenden Drexler aufgebürdet. Offensichtlich waren aber von der 
Parteileitung in keinem der beiden Fälle irgendwelche bindenden Beschlüsse 
gefaßt worden, und auch auf den genannten Tagungen in Zeitz und Augs- 
burg konnten die Besprechungen insofern keinen endgültigen Abschluß er- 
reicht haben, als ja von den Bruderparteien in Zeitz jeweils nur ein Vertreter 
anwesend gewesen war, der allein eine bindende Zusage gar nicht hatte ma- 
chen können. In Augsburg waren die Verhandlungen allem Anschein nach 
noch nicht in vollem Flusse, und Hitler hatte gerade in diesem Falle durch 
seine Aktion die Weiterführung der Verhandlungen unmöglich gemacht. 

Eine Mitgliederversammlung hielt der Ausschuß wegen der ungünstigen 
Wirkung auf die Öffentlichkeit für unzweckmäßig; auch könne der Ausschuß 
nicht ohne weiteres zurücktreten, weil er „moralisch wie Sie selbst ja auch 
die Verantwortung für die, durch Einwirkung von nicht verantwortlich zeich- 
nenden Leitungsmitgliedern entstandenen finanziellen Verpflichtungen über- 
nommen“ habe und sie auch weiter tragen wolle, bis diese Verpflichtungen 
erfüllt seien. 

Zu den einzelnen Forderungen Hitlers nahm der Ausschuß wie folgt 
Stellung: „Der dreigliedrige Aktionsausschuß sollte schon nach der Jahres- 
versammlung gebildet werden, und ist dieser in der Fassung wie Sie ihn for- 
dern, von Drexler schon längere Zeit vor der Jahresversammlung angeregt 
und befürwortet und auch mit Ihnen besprochen worden, Sie haben damals 
es abgelehnt, den Aktionsausschuß zu bilden und in ihn einzutreten. Die Zeit 
hat gelehrt, daß es nicht richtig war, daß Sie nur als ein außen oder über der 
Sache Stehender, nur moralisch-verantwortlicher in der Leitung tätig sind. 
Der gesamte Ausschuß begrüßt es, daß Sie nun auch als offizieller und verant- 
wortlich Zeichnender an die erste Stelle des Ausschusses treten wollen. Der 
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Ausschuß ist bereit in Anerkennung Ihres ungeheuren Wissens, Ihrer, mit 
seltener Aufopferung und nur ehrenamtlich geleisteten Verdienste für das 
Gedeihen der Bewegung, Ihrer seltenen Rednergabe, Ihnen diktatorische 
Machtbefugnisse einzuräumen und begrüßt es auf das freudigste, wenn Sie 
nach Ihrem Wiedereintritt, die Ihnen von Drexler schon wiederholt und schon 
lange vorher angebotene Stelle des ersten Vorsitzenden übernehmen. Drexler 
bleibt dann als Beisitzer im Ausschuß und wenn es Ihrem Wunsche entspricht, 
als ebensolcher im Aktionsausschuß. Sollten Sie sein vollständiges Ausschei- 
den der Bewegung nützlich erachten, so müßte die nächste Jahresversamm- 
lung darüber gehört werden. 

Überdenken Sie die Folgen, die aus einer Mitgliederversammlung bei den 
gegebenen Verhältnissen entstehen könnten. Der Wechsel kann ohne Beun- 
ruhigung unserer Mitglieder, ohne den uns umringenden Gegnern ein Fest zu 
bereiten erfolgen. 

Punkt 2, 3, 4, 5 und 6 erübrigt sich, nachdem Ihre Diktatur über die Be- 
wegung anerkannt ist. Um Mißverständnissen vorzubeugen, erklärt aber der 
Ausschuß noch besonders sein Einverständnis damit. 

Sollten Sie aber trotz der hier angeführten Gründe der Unzweckmäßig- 
keit einer außerordentlichen Mitgliederversammlung eine solche wünschen, 
so kann der Ausschuß erst in der Versammlung seine Ämter zurückgeben. Uns 
allen und wir denken auch Ihnen geht die Sache weit, weit über die Person. 

Wir ersuchen um baldmöglichste Stellungnahme zu diesem Schreiben. 


Mit deutschen Grüßen! 


Im Auftrag des Gesamtausschusses: 
gez. A. Drexler 
gezeichnet: 
Jos. Mayer, Michel Fritz, Emmer Franz, Angermeir Benedikt, Berchtold, 
C. Riedl?*.“ 


Der Ausschuß nahm also Hitlers Bedingungen an und unterwarf sich sei- 
ner Diktatur. Wichtig ist die Feststellung, daß außer den zeichnenden Aus- 
schußmitgliedern auch „nicht verantwortlich zeichnende Leitungsmitglieder“ 
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vorhanden waren, die auf die Parteileitung dem Gewichte ihrer Persönlichkeit 
nach entsprechenden Einfluß nahmen. Die Ausschußmitglieder zeichneten 
verantwortlich für die Beschlüsse der Parteileitung. Im Hintergrunde aber 
wirkten Personen, die über einen weit größeren Einfluß verfügten als die 
amtliche Parteileitung. Zu diesen im Hintergrunde wirkenden Personen ge- 
hörten Hitler, Dietrich Eckart, Hermann Esser; die antihitlerische Richtung 
wurde besonders von dem Justizreferendar Benedikt Settele und dem Kauf- 
mann Ernst Ehrensperger vertreten. 

Aufgrund des Antwortbriefes des Ausschusses könnte man annehmen, daß 
der Streit dadurch erledigt war. Dem war aber nicht so; die Dinge spitzten 
sich zu durch die Tätigkeit der antihitlerischen Gruppe, die von Settele und 
Ehrensperger geleitet wurde. Heschmu Aal 

Über die wachsenden Spannungen in der Partei gibt das Rundschreiben 
Nr.3 von 21. Juli 1921 Auskunft, das von Drexler als erstem Parteivorsitzen- 
den und von Schüßler als Geschäftsführer unterzeichnet war®®. Im Punkt 1 
des Rundschreibens wurde erklärt, die Parteileitung sehe sich zur Beseitigung 
von Unstimmigkeiten gezwungen, für den 29. Juli 1921 eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung einzuberufen. 

In Punkt 2 wurde der Ausschluß Hermann Essers aus der Partei „aus 
schwerwiegenden Gründen“ bekanntgegeben. An Essers Person schieden sich 
in diesem Falle zum ersten Male in der Partei die Geister. 

Punkt 3 gab bekannt, daß Oskar Körner aus dem Parteiausschuß ausge- 
treten sei. Der Rücktritt Körners war für den Stand der Krise höchst bezeich- 
nend; er und Esser waren Hitlers leidenschaftlichste Parteigänger. Daß der 
eine ausgeschlossen wurde und der andere zurücktrat, war ein Beweis dafür, 
daß die amtliche Parteileitung sich nun zum Kampfe gegen Hitler entschlos- 
sen hatte. 

Punkt 4 zeigte an, daß die Spannung tatsächlich am Siedepunkt ange- 
langt war; es hieß dort: 


„IV Besondere Angelegenheiten. 


Für den Fall, daß die Ortsgruppe von irgendeiner unberechtigten Seite 
aufgefordert worden wäre, daß sie sich nicht mehr der offiziellen Leitung 
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(Vorsitzender und Ausschuß) unterstellen solle, geben wir Ihnen bekannt, daß 
die einzig zuständige Stelle nach wie vor der Ausschuß der Partei ist, der 
einzig und allein die gesamte Leitung in Händen hat. Wir ersuchen Sie daher 
Schriftstücke, die nicht vom Geschäftsführer Herrn Schüßler oder von unse- 
rem ersten Parteivorsitzenden Herrn Anton Drexler unterzeichnet sind, 
zwecks Einsichtnahme umgehend an uns einsenden zu wollen.“ 

Drexler rechnete offenbar mit der Ausrufung einer neuen Parteileitung 
von seiten der Aufständischen; seine Sorge war nicht unberechtigt. 

Die nächste Phase der Entwicklung schildert ein Polizeibericht vom 26. 
Juli2®, 

Demnach erschien am 25. Juli in der Abteilung VI der Polizeidirektion 
München Anton Drexler und erklärte, daß das Plakat, das zur Mitglieder- 
versammlung am 26. Juli aufrufe, nicht von der Parteileitung ausgehe. Von 
den Einberufern sei Körner am 11. Juli ausgeschieden, Esser ausgeschlossen 
worden; Wutz und Weber seien überhaupt nicht Mitglieder, auch Hitler sei 
ausgeschieden. Drexler sprach dann von zwei Richtungen in der Partei, näm- 
lich der Hitlerschen, welche die Parteiziele auf revolutionärem Wege unter 
Anwendung von Gewalt verwirklichen wolle, und seiner eigenen, die den 
gesetzlichen, parlamentarischen Weg einschlage. Drexler erbat dann das Ver- 
bot des Plakates, wozu die Polizei nicht in der Lage war; man riet ihm zu 
einem Widerruf oder zur Begehung des zivilrechtlichen Weges. 

Die Hitlersche Gruppe hatte also tatsächlich in einem öffentlichen An- 
schlag eine Mitgliederversammlung für den 26. Juli einberufen; gezeichnet 
war der Aufruf von Körner, Esser, Wutz, Weber und Hitler. Die Spaltung 
der Partei war damit praktisch vollzogen; das ging schon daraus hervor, daß 
die genannten Unterzeichner des Plakates alle aus der Partei ausgeschieden 
waren. 

Der zitierte Polizeibericht teilte ferner mit, daß am Nachmittag desselben 
Tages, an dem Drexler vorgesprochen hatte, Schüßler und Ehrensperger bei 
der Polizeidirektion erschienen und die Genehmigung eines Plakates der 
amtlichen Parteileitung zur Einberufung einer Mitgliederversammlung für 
den 29. Juli erbaten. Bei dieser Gelegenheit erklärte Schüßler, er wundere sich, 
woher Hitler das Geld nehme; die Partei habe Schulden, Hitler aber habe 


26 Fotokopie des Berichts v. 26. 7. 1921, Privatbesitz. 
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bei der letzten Versammlung im Zirkus Krone sicher eintausend Mark drauf- 
bezahlt, außerdem habe er eine Schutzgarde aus entlassenen Oberschlesier- 
Kämpfern gebildet, von denen jeder Mann täglich 15 RM bekomme. Das 
seien alles Leute, die entlassen worden seien, weil sie stehlen und plündern 
wollten, und diese Elemente sammle Hitler um sich. Die wirklichen Ober- 
ländler seien noch in Oberschlesien. Hitler habe auf eigene Faust den Sprech- 
abend für den 25. Juli festgesetzt und wolle mit seiner Garde gegen den Wil- 
len der Parteileitung die Vereinsräume gewaltsam besetzen. Seine Garde sei 
mit Gumiknüppeln und Revolvern bewaffnet. 

Aus diesem aufschlußreichen Polizeibericht ergibt sich folgender Stand der 
Parteikrise: 

Laut Drexler war die Partei in zwei Gruppen zerfallen: 

1. Die legitime unter Drexler, die den gesetzlich-parlamentarischen Weg 
zur Erreichung der Parteiziele einhalten wollte; 

2. die revolutionäre unter Hitler, die den Grundsatz des gewaltsamen 
Staatsstreichs vertrat. 

Zu Hitlers maßgeblichen Anhängern zählten vor allem Esser, Körner, 
Weber (Christian); Drexlers Anhang bildete der ordentliche Parteiausschuß 
ohne Ausnahme, ferner der Geschäftsführer Schüßler sowie Ehrensperger 
und Settele. 

Die Richtigkeit von Schüßlers Angaben wurde durch den Polizeibericht 
vom 26. Juli über besagten Sprechabend am 25. Juli bestätigt. Am 25. Juli 
fand nachmittags von 6.30 bis 10 Uhr abends im Sternecker-Bräu die Ver- 
sammlung statt. 

„Das Lokal war sehr gut besetzt. Die Teilnehmerzahl dürfte ungefähr 
300 männliche und 50 weibliche Personen gewesen sein. Von den männlichen 
Teilnehmern setzte sich der größte Teil aus sehr zweifelhaften Elementen — 
oberschlesische Abenteurer, welche mit Orden, Ehrenzeichen und Hakenkreuz 
geschmückt waren — zusammen. Dem besseren, bzw. Mittelstand dürften 
kaum über 150 Teilnehmer angehört haben. 

"Der vermutete Streit, bzw. Spaltung zwischen Hitler und Drexler der 
N.S.P. kam nicht zum Austrag, da sich beide schon vorher geeinigt hatten. 
Dagegen hielt aber doch Drexler, währenddem Hitler zu den Teilnehmern 
sprach, eine Ausschußsitzung im Büro der genannten Partei (Büro befindet 
sich auch in der Sternecker-Brauerei) ab. Bei dieser Ausschußsitzung wurde 
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scheinbar nur über Hitler verhandelt. Es scheint aber, daß man sich auch da 
über Hitler einigte. Hitler hielt eine Ansprache an die anwesenden Teilneh- 
mer, deren Inhalt eigentlich nichts anderes war, als der gewaltsame Kampf 
gegen das Judentum, wenn sich einmal die Gelegenheit dazu biete. Nach mei- 
ner persönlichen Anschauung und Empfinden würde Hitler mit den bei der 
Versammlung anwesenden Abenteurern aus Oberschlesien im Falle eines Ju- 
denprogroms nichts anderes sein, als der Anführer einer zweiten Roten Ar- 
mee, wie wir sie 1919 hatten, um lediglich gegen das Judentum Raub, Mord 
und Plünderung zu begehen. 

Den Ausführungen Hitlers wurde von den Teilnehmern großer Beifall ge- 
zollt. Gegen 10 Uhr wurde die Versammlung geschlossen, welche mit vollster 
Einigkeit in der Bekämpfung des Judentums endete??.“ 

Dieser Polizeibericht beweist die Richtigkeit von Schüßlers Angaben über 
den zweifelhaften Anhang Hitlers. Auch ist charakteristisch, daß der Inhalt 
von Hitlers Ansprache aus nichts anderem bestand als aus einer maßlosen Ju- 
denhetze; über den Verlauf des internen Parteistreiteswurde nicht gesprochen. 
Die Einigung zwischen Hitler und Drexler war also zumindest schon im Laufe 
des 25. Juli, wenn nicht in den unmittelbar vorhergehenden Tagen erfolgt, 
doch lief die Krise unentwegt noch weiter. 

Weitere Einzelheiten über den Verlauf dieses Sprechabends wußte der 
„Politische Nachrichtendienst“ (PND) zu berichten. Danach hätten Drexler 
und Hitler — die Schreibweise im PND ist „Hittler“ — sich ausgesöhnt und 
unter stürmischem Beifall beide vor der Versammlung gesprochen. Hitler 
habe sich besonders mit dem Buche Dr. Dickels auseinandergesetzt („Aufer- 
stehung des Abendlandes“), Vorwürfe wegen mangelnder Organisation der 
Partei zurückgewiesen mit dem Hinweis darauf, daß erst eine genügende 
Massenaufklärung betrieben werden müsse, bevor man organisiere. Alle Par- 
teien litten an Überorganisation. Das Programm müsse unverändert bleiben; 
das Christentum habe sich nur deshalb so lange halten können, weil es an 
seinem Programm unentwegt festhielt. Die Jugend müsse gewonnen werden 
„von Studenten bis zu den jungen Kommunisten“. Der Bericht fuhr dann 
wörtlich weiter: „Dietrich Eckehard schloß sich der Rede Hittlers an und lobte 
dessen bewundernswerte Tatkraft, Energie und Leidenschaftlichkeit. 


27 Polizeibericht Nr. 1406 Abtlg. VI a F, Fotokopie, Privatbesitz. 
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Ebenfalls lobte er den vornehmen Charakter von Drexler und dessen ge- 
mäßigtes Vorgehen. Drexler und Hitler ergänzen sich und sind deshalb die 
berufenen Mannen eine solche Bewegung zu führen. Redner selbst sei zwar 
schriftgewandt, aber nicht befähigt zu führen. Die Leute, die nur intrigieren, 
gehören weg.“ Ferner sprach auch Rosenberg kurz über Dr. Dickel und des- 
sen Buch. Drexler lud die Besucher zur Mitgliederversammlung ein?®. 

Am 26. Juli fand dann die vorbereitende Mitgliederversammlung statt, in 
der die unerschütterliche Einmütigkeit zwischen Hitler und Drexler besiegelt 
wurde, so berichtete der „Völkische Beobachter“. Auch die Leiter der Orts- 
gruppen Rosenheim (Dorsch), Landshut (Daxl) und Stuttgart (Ulshöfer) wa- 
ren anwesend und gelobten ihre unerschütterliche Mitarbeit. „Der Zerset- 
zungsversuch hat mit einer Stählung des Willens geendet ... .“ Diese Ver- 
sammlung hatte die nötige Vorarbeit für die Mitgliederversammlung vom 
29. Juli zu leisten”. 

Es muß daran erinnert werden, daß diese Versammlung vom 26. Juli von 
der Meuterer-Gruppe Hitlers gegen den Willen der amtlichen Parteileitung 
unter Drexler einberufen war. Ihre Abhaltung, ihr Verlauf und die Teil- 
nahme Drexlers bewiesen nicht nur, daß eine Einigung erzielt worden war, 
sondern daß Hitler das Rennen bereits gewonnen hatte. 

Am meisten muß, wenn man den Bericht des PND verfolgt, die Rolle 
Dietrich Eckarts beachtet werden. Es ist kein Zweifel, daß er derjenige war, 
der zwischen Drexler und Hitler den Ausgleich zustande gebracht und die 
geeignete Kompromißformel gefunden hatte, d. h. er hatte Drexler überredet, 
Hitlers Forderungen anzunehmen und Hitler dafür gewonnen, Drexler als 
Gründungsvorsitzenden anzuerkennen und ihm diese Ehrenstellung einzu- 
räumen. 

Soweit schien nun alles gut, und die Mitgliederversammlung vom 29. Juli 
konnte als Schlußstein der Versöhnung dienen. Da platzte aber noch am glei- 
chen Tage eine Bombe, die geeignet war, die Parteieinigung im letzten 
Augenblick doch noch in Frage zu stellen. 

Am 20. Juli erhielten Hitler, Drexler und noch weitere 50 bis 60 Partei- 
mitglieder durch die Post ein anonymes Flugblatt zugestellt mit dem Titel: 


238 PND, Nr. 294, Fotokopie, Privatbesitz. 
29 VB, Nr. 60 v. 31.7.1921, $. 4: Das Stahlbad. 
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„Adolf Hitler Verräter?“ Das Flugblatt enthielt eine starke Polemik gegen 
Hitler, die aber nicht in allen Punkten stichhaltig war. U. a. hieß es darin®: 
„Nationalsozialisten! Machtdünkel und persönlicher Ehrgeiz haben Herrn 
Adolf Hitler nach seiner sechswöchigen Reise von Berlin, über deren Zweck 
er sich bis heute noch nicht ausgesprochen hat, auf den Posten gerufen. Er 
glaubt die Zeit für gekommen zu erachten, um im Auftrage seiner dunklen 
Hintermänner Uneinigkeit und Zersplitterung in unsere Reihen zu tragen 
und dadurch die Geschäfte des Judentums und seiner Helfer zu besorgen. Es 
zeigt sich immer mehr, daß sein Zweck kein anderer war, als die National- 
sozialistische Deutsche Arbeiterpartei nur als Sprungbrett für unsaubere 
Zwecke zu benützen, um deren Führung vollständig an sich zu reißen und 
sie im geeigneten Augenblick in ein anderes Geleise zu schieben. Das beweist 
am besten ein Ultimatum, das er vor einigen Tagen an die Parteileitung 
stellte und in dem er u. a. vollständige alleinige Diktatur und den Rücktritt 
des Ausschusses und des Gründers und Führers der Partei Werkzeugschlosser 
Anton Drexler als 1. Vorsitzenden forderte. Diesen Posten verlangte er für 
seine Person, ferner verlangte er, daß innerhalb der nächsten sechs Jahre 
keinerlei Einigungsverhandlungen mit den übrigen Nationalsozialisten und 
Deutschsozialisten geführt werden. Diese Forderungen allein schon bedeu- 
ten weiter nichts, als die Partei klein zu erhalten und ihr einen weiteren Aus- 
bau unmöglich zu machen. Welche Geldgeber ihn dabei stützen, ist unbe- 
kannt.“ Es wurde dann die unbewiesene Behauptung aufgestellt, Hitler habe 
Beziehungen zu den Kaiser-Karl-Kreisen. Ein weiterer Angriffspunkt „ist 
seine Berufs- und Geldfrage. Auf Fragen seitens einzelner Mitglieder, von 
was er denn eigentlich lebe und welchen Beruf er denn früher gehabt habe, 
geriet er jedesmal in Zorn und Erregung. Eine Beantwortung dieser Fragen 
ist bis heute noch nicht erfolgt. Sein Gewissen kann also nicht rein sein, 
zumal doch sein übermäßiger Damenverkehr, bei denen er sich des öfteren 
schon als ‚König von München‘ bezeichnete, sehr viel Geld kostet. Ein wei- 
terer Punkt ist sein schon lange bestehender Kampf gegen den Gründer und 
Führer der Partei, den Werkzeugschlosser Anton Drexler.“ Als Kampfge- 
nossen bei seinen Umtrieben habe Hitler Herrn Esser gefunden. „Dieser 
Mann, der nachgewiesenermaßen ein Spitzel der Sozialdemokratie ist, den 
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Hitler selbst wiederholt schon als Schädling der Bewegung bezeichnete um 
seinen Sturz herbeizuführen, der bei Drexler schon wiederholt den Sturz 
Hitlers forderte, der ferner dem Völkischen Beobachter durch seinen Sauhir- 
tenton das Verbot trotz wiederholter polizeilicher Verwarnung absichtlich 
zuführte, diesen Mann nahm sich plötzlich Hitler, um seine dunklen Pläne 
durchzuführen. Das merkwürdigste ist, daß Hitler selbst wiederholt erklärte, 
was unter Zeugen festgestellt werden kann: Ich weiß, daß Esser ein Lump 
ist, aber ich behalte ihn nur so lange, als ich ihn brauchen kann. 

Nationalsozialisten! Urteilt selbst über solche Charaktere! 

Laßt Euch nicht irreführen, Hitler ist Demagoge und stützt sich nur auf 
seine Rednergabe, er glaubt damit, das deutsche Volk irrezuführen und Euch 
besonders Dinge aufzuschwätzen, die alles andere sind, als die Wahrheit!“ 

Bemerkenswert war noch das NB. am Schluß des Flugblattes, das folgen- 
den Wortlaut hatte: „Wie uns bekannt geworden ist, hat sich Hitler einige 
stellenlose Leute, darunter auch einige ehemalige Oberschlesien-Kämpfer 
gegen ein Tagegeld von Mark 50,— gekauft, die beauftragt sind, falsche Ge- 
rüchte zu verbreiten. Wir bitten diese Leute zurückzuweisen, sie aber nicht 
weiter zu belästigen, da sie über die Sachlage und ihren allgemeinen Zweck 
nicht unterrichtet sind.“ 

In diesem Flugblatt wurden wahre und unrichtige Behauptungen will- 
kürlich gemischt. Sein Zweck war offensichtlich der, Hitler in der Partei mora- 
lisch unmöglich zu machen. Beachtlich waren auch die Angriffe gegen Her- 
mann Esser; die zitierte Äußerung Hitlers: „Ich weiß, daß Esser ein Lump 
ist, aber ich behalte ihn nur so lange, als ich ihn brauchen kann“, ist auch 
anderweitig verbürgt®!. 

Auch das NB. stimmte; nur der Betrag des täglichen Handgeldes schwank- 
te zwischen 15 und 50 RM; beide Zahlen wurden in diesem Zusammenhang 
genannt. 

Das Flugblatt verfolgte auch den Zweck, Hitler und Drexler persönlich 
zu entzweien. Deshalb wurde Drexler über die Maßen gelobt, während Hit- 
ler in jeder Richtung angeschwärzt wurde. 

Obwohl das Flugblatt nicht sehr geschickt abgefaßt war, fehlte nicht viel, 
und es hätte seinen Zweck erreicht. Hitler fiel darauf herein und beschul- 
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digte Drexler, der Verfasser des Flugblattes zu sein??. Es gelang jedoch, ihn 
zu besänftigen, und er begab sich noch am gleichen Tag zusammen mit Drex- 
ler und zwei weiteren Parteimitgliedern zur Polizei, um Anzeige zu erstat- 
ten. Es wurde festgestellt, daß 3000 Stück des Flugblattes bestellt und ab- 
geholt worden waren. Der Verdacht der Mitwirkung fiel auf einen im Partei- 
büro angestellten Pg. namens Siegfried Frank, der Zugang zur Mitglieder- 
kartothek hatte. Der Polizeibericht gab als mutmaßliche Verfasser des Flug- 
blattes Benedikt Settele und Franz Emmer an; diese Erklärung wurde vor 
der Polizei von Hitler und Drexler am 29. Juli unterzeichnet. 

In einem zweiten Teil, gezeichnet vom 6. August 1921, teilte der zitierte 
Polizeibericht mit, daß der zu Hitlers Gegnern gehörige Kaufmann Ernst 
Ehrensperger in Begleitung eines gleichgesinnten Parteimitgliedes wenige 
Tage nach dem 29. Juli auf der Polizeidirektion erschienen sei und um Ge- 
nehmigung eines gegen Hitler gerichteten Plakates, unterzeichnet von Settele, 
gebeten habe. Die Polizei verweigerte aber die Erlaubnis. Ehrensperger war, 
wie sich nachträglich herausstellte, der Verfasser des Flugblattes. Er wurde 
einige Jahre später wegen Meineids in einer anderen Sache zu mehreren Jah- 
ren Zuchthaus verurteilt. Der genannte, von der Polizei nicht genehmigte 
Plakatentwurf, unterschrieben von Settele, enthielt eine „Erklärung des bis- 
herigen revolutionären Ausschusses der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei“. U. a. hieß es in diesem Plakatentwurf: 

„König von München zu sein, glaubt in seinem krankhaften Machtwahn- 
sinn Herr Adolf Hitler.“ „... der revolutionäre König hat gesiegt über den 
im Herzen wirklich nationalsozialistischen Ausschuß. Der gesamte Ausschuß, 
vier Hand- und ein Kopfarbeiter, zwei Kaufleute, kann eine Mitarbeit in 
Hitlers Richtung mit seinem Gewissen nicht mehr vereinbaren und ist ge- 
schlossen aus der Partei ausgetreten, solange Hitler regiert. Allein unser 
ewiger Idealist Anton Drexler hat sich, gezwungen durch Drohungen, ge- 
opfert als Märtyrer, um sein Werk vor Hitlers Putsch zu retten. 

Arbeiter Münchens! Wir überlassen es Eurem gesunden Menschenver- 
stand, einem Manne zu folgen und zu glauben, der zuerst die redliche Ar- 
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beitervertretung hinausdrängt, um sich austoben zu können. So wird der 
König zum ‚unausstehlichen Tyrannen‘! 

Der keinen selbständig Denkenden neben sich duldet, der die heilige Idee 
ausbeutet für seine Machtgelüste. Wir aber sind keine Monarchisten, wir wol- 
len keinen König, erst recht keinen Tyrannen, auch keinen Hitler von Volkes 
Gnaden. Darum werden wir nicht eher ruhen als bis das Ziel erreicht ist. 

Der Tyrann muß gestürzt werden. 

Und wir ruhen nicht, bis ‚Seine Majestät Adolf I.“ derzeitig ‚König von 
München‘ seine Rolle ausgespielt hat. Zugleich machen wir aufmerksam auf 
eine demnächst erscheinende Schrift, die sämtliches Material zur Erledigung 


Hitlers enthält. 
. Der bisherige revolutionäre Ausschuß 


gez. Settele?*“ 


Ferner enthielten die Polizeiakten in Abschrift eine „Erklärung“ der 
„Freien Nationalsozialistischen Vereinigung Münchens“. Diese wurde von 
den bisherigen Ausschußmitgliedern der Partei herausgegeben und dem In- 
halt nach wenige Tage nach dem Erscheinen des anonymen Flugblattes ver- 
faßt. Die wichtigsten Punkte dieser Erklärung waren folgende: Nach dem 
einleitenden Bekenntnis zu der von Drexler gegründeten Partei und ihrem 
Programm hieß es in Punkt zwei: „Wir bekämpfen den im Laufe der Zeit 
durch demagogische Schädlinge und diktatorische Streber in die Partei ge- 
tragenen Geist, der dem uns bei anderen Parteien so verhaßten Bonzentum 
aufs Haar gleicht. 

3. Im Kampfe gegen diese Schädlinge ist es uns leider vorläufig noch nicht 
gelungen, einem großen Teil der Parteimitglieder die Überzeugung von der 
Berechtigung und Ehrlichkeit unseres Kampfes beizubringen, jenem Teil, der 
unter dem Banne geschickter Wort- und Rednerkünstler auf eigenes Urteil 
und richtiges Denken verzichtet. 

4. Da wir uns dem als schädlich erkannten demagogischen Terrorismus 
eines sogenannten geistigen Führers nicht fügen konnten und wollten, zogen 
wir die einzig richtige Folgerung des gemeinsamen Rücktrittes von den Ge- 
schäften des Ausschusses. 

5. Dieser Rücktritt gibt uns die unbeengte Freiheit zur Führung eines 
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Kampfes, den wir hiermit aufzunehmen erklären im Interesse unserer na- 
tionalsozialistisch gesinnten Arbeiter und gegen jene diktatorischen Dema- 
gogen, die es geschickt verstanden haben, sich an die Spitze einer Bewegung 
zu stellen, die doch nur ihren eigenen Zwecken dienen soll.“ 

Das anonyme Flugblatt gegen Hitler wurde verurteilt, die Vereinigung 
habe damit nichts zu tun; eine Aufklärungsschrift wurde angekündigt, „be- 
legt mit zwingenden Beweisen“, um den „von uns bekämpften Persönlich- 
keiten, die wir als gefährliche Schädlinge erkannt haben, die Maske vom Ge- 
sicht zu reißen und sie als das zu entlarven, was sie sind: — politische Aben- 
teurer“. 

9. „Eine große Anzahl bisheriger Mitglieder der Partei hat in Erkenntnis 
der ungesunden Zwangszustände bereits ihren Austritt erklärt, ein großer 
Teil wartet ungeduldig auf Aufklärung. Allen diesen wahrheitssuchenden 
Gesinnungsgenossen wollen wir in unserer ‚Freien Nationalsozialistischen 
Vereinigung‘, die wir bereits einen Grundstock der ehrlichsten und treuesten 
alten Mitglieder gebildet haben, Gelegenheit zur Sammlung geben ...“ 

Der Schluß lautete: „Meldungen zum Beitritt in die ‚Nationalsozialisti- 
sche Vereinigung München‘ werden von allen oben bezeichneten Mitgliedern 
entgegengenommen, am einfachsten beim Zigarrengeschäft J. Berchtold, 
Tal 545,“ 

Beide Erklärungen, der Plakatentwurf Setteles ebenso wie die Kundge- 
bung der „Freien Nationalsozialistischen Vereinigung“ wandten sich gegen 
Hitler. Beide Kundgebungen kündigten eine Aufklärungsschrift an, die das 
Beweis- und Belastungsmaterial gegen Hitler enthalten sollte; über ihr Er- 
scheinen bzw. ihren Verbleib ist leider nichts bekannt. 

Da der Nachweis nicht erbracht werden konnte, daß das anonyme Flug- 
blatt öffentlich verteilt wurde, blieb Hitler nur die Möglichkeit, sich auf 
zivilrechtlichem Wege Genugtuung zu verschaffen. Hitler erhob Klage gegen 
die „Münchner Post“ (MP), die voller Schadenfreude das Flugblatt im Wort- 
laut veröffentlicht hatte?®. Der verantwortliche Schriftleiter wurde wegen 
Beleidigung zu 600 RM Geldstrafe verurteilt?”. 

Bei seiner Vorsprache in der Polizeidirektion um die Plakatgenehmigung 


35 Fotokopie, Privatbesitz. 
36 MP, Nr. 178 v. 3.8.1921, S.5; Nr. 283 v. 6. 12. 1921; Nr. 284 v. 7.12.1921. 
37 Fotokopie des Polizeiberichtes VI d/131, Privatbesitz. 
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machte Ehrensperger noch die interessante Angabe, daß der Polizeihilfsbe- 
amte Ernst Wagner am 4. August 1921 in der Parteigeschäftsstelle im Stern- 
ecker das verbotene Plakat, „König von München“, in Gegenwart Schüßlers 
und Christian Webers vorgelesen habe, das sonst nur ihm selbst (Ehrensper- 
ger), Settele und Siegfried Frank bekannt gewesen sei. Ernst Wagner habe 
schon öfter Polizeiakten und vertrauliche Mitteilungen der NSDAP zugäng- 
lich gemacht, besonders Personalauskünfte. Auch der jüngere Bruder Wag- 
ners, ebenfalls Polizeibeamter, leiste der Partei Dienste®®, 

Kehren wir nun zurück zu der für den 29. Juli einberufenen Mitgliederver- 
sammlung im Hofbräuhaus, über die der „Politische Nachrichtendienst“ gute 
Aufschlüsse gibt??. 

Die außerordentliche Mitgliederversammlung am 29. Juli war von etwa 
1200 Teilnehmern besucht; den Vorsitz führte Hermann Esser, ein eindeutiges 
Zeichen für den Stand der Dinge. Hitler und Esser wurden bei Betreten des 
Saales mit „nicht endenwollendem Beifall“ begrüßt. Esser eröffnete die Ver- 
sammlung und erteilte Hitler das Wort. Dieser verstand es meisterhaft, den 
Streit in seinem Sinne darzulegen und die einmütige Billigung der Versamm- 
lung zu gewinnen. Zunächst rückte er sich persönlich ins günstige Licht, in- 
dem er hervorhob, daß er beim Eintritt in die Partei gemeiner Soldat gewesen 
sei; er habe nie um einen Posten gestritten, ja, wiederholt den angebotenen 
ersten Vorsitz abgelehnt. Schon früher habe er einmal gegen einen Ausschuß 
kämpfen müssen, „der nicht zielsicher und tatkräftig vorging, sondern zu 
einem Teeklub zu werden drohte“. Jetzt sei von Augsburg aus ein Versuch 
gemacht worden, „die Kampfpartei Großdeutschlands auf ein ungefährliches 
Nebengeleise zu schieben‘!“. „Wir wollen keinen Zusammenschluß, sondern 
Anschluß an die anderen Parteien, wir behalten aber die Führung. Wer sich 
nicht fügen will, kann gehen. Dies gilt für Nürnberg und Augsburg ..... Un- 
sere Bewegung ging von München aus und bleibt auch in München‘?.“ Er 
betonte dann auch sein Mitwirken bei der Ausarbeitung des Programms, mit 
dem er stehe und falle. Die Partei habe 3000 Mitglieder, ein Beweis, daß 


38 Nach PND, auch das folgende; Fotokopie, Privatbesitz. 

39 Polizeibericht v. 8. 8. 1921, Fotokopie, Privatbesitz. 

40 VB, Nr. 61 v. 4.8.1921, S.3: Versammlung im Hofbräuhaus. 
41 VB, Nr. 61 v. 4.8.1921, $.3. 

42 PND, Nr. 294, Fotokopie, Privatbesitz. 
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wirklich gearbeitet worden sei. Dann richtete Hitler heftige Angriffe gegen 
den anonymen Verfasser des Flugblattes, wie auch gegen den Ausschuß, der 
nicht gewagt habe, gegen ihn (Hitler) offen zu kämpfen. Vor seinem Rück- 
tritt habe der Ausschuß die jungen, tatkräftigen Leute aus der Partei ausge- 
schlossen. Damit meinte er besonders Esser, den er verteidigte und lobte. 
Dann erklärte er sich bereit, den Vorsitz, den Drexler ihm angeboten habe, 
zu übernehmen und hob seine unerschütterliche Freundschaft mit Drexler 
hervor, dessen Ernennung zum lebenslänglichen Gründungs- und Ehrenvor- 
sitzenden der Partei er vorschlug. Anschließend sprach Drexler, der seine 
Einmütigkeit mit Hitler erklärte; der Tüchtigste und Fähigste gehöre an die 
Spitze, und deshalb habe er Hitler als ersten Vorsitzenden vorgeschlagen. 
Dann verkündete Drexler die Satzungsänderungen, die mit allen gegen eine 
Stimme angenommen wurden. Nach Drexler ergriff noch ein Pg. aus Augs- 
burg das Wort, der es wagte, an Hitler Kritik zu üben und Dr. Dickel zu 
verteidigen. Hitler erwiderte darauf, München sei bis jetzt noch maßgebend. 
„Wir haben 16000 RM eingenommen, davon sind aber nur 6000 RM in 
München verwendet worden. Die anderen 10000 RM wurden fürs Land 
auch für Augsburg ausgegeben.“ Es wurden dann einstimmig ein neuer Vor- 


stand und Ausschuß gewählt: 
Ehrenvorsitzender: Drexler, Anton 
1. Vorsitzender: Hitler, Adolf 
2. Vorsitzender: Körner, Oskar 
1. Kassier: Singer, Johann 
2. Kassier: Wutz, Max 
1. Schriftführer: Hesse, Hermann 
2. Schriftführer: Angermeir, Benedikt. 


Bezüglich der Satzungen schrieb der „Völkische Beobachter“: „Um jeden 
Versuch, die Energie durch majorisierende Beschlüsse zu lähmen, von vorn- 
herein zu unterbinden, wurde eine Reihe von Statutenänderungen vorge- 
nommen und dann zu den neuen Wahlen geschritten*3.* 

Mit den Paragraphen 5, 7 und 10 wurde die Diktatur des ersten Vorsit- 
zenden in den Satzungen verankert. Die im Paragraph 7 eingebauten Siche- 
rungen waren in der Wirklichkeit nichtig, weil der erste Vorsitzende die 


43 VB, Nr. 61 v. 4. 8.1921, 5.3. 
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Wahl der Ausschußmitglieder in der Mitgliederversammlung bestimmte, der 
Ehrenvorsitzende Drexler dem ersten Vorsitzenden Hitler in keiner Weise 
gewachsen war, und das Zehntel von Mitgliedern der Gesamt-Bewegung von 
keinem Parteigenossen gegen den diktatorischen ersten Vorsitzenden organi- 
siert werden konnte. 

Außer der statutenmäßigen Festlegung der diktatorischen Leitung der 
Partei an Stelle der demokratischen enthielten die neuen Satzungen auch sonst 
noch Angaben über wichtige Veränderungen und Neugestaltungen in der 
Organisation. Nach Paragraph 6 wurden folgende Unterausschüsse neu ein- 
gerichtet: 

a) Propaganda-Ausschuß; 

b) Finanz-Ausschuß; 

c) Ausschuß für Jugendorganisation; 

d) Sport- und Turn-Ausschuß; 

e) Untersuchungs-Ausschuß; 

f) Schlichtungs-Ausschuß. 

Der Paragraph 9 regelte die Stellung der Gründungsvorsitzenden, Para- 
graph 11 traf die Bestimmungen über engere Zusammenarbeit der Ortsgrup- 
pen mit der Parteileitung**. 

Die Mitgliederversammlung vom 29. Juli 1921 schloß den Streit in der 
Partei und die Führungskrise ab. Das Ergebnis war ein vollständiger Sieg 
Hitlers, den er mit Hilfe Dietrich Eckarts errungen hatte. Die National- 
sozialistische Deutsche Arbeiterpartei war an diesem Tag eine Ein-Mann- 
Partei geworden, Hitler ihr diktatorischer Führer. 

Am 4. August 1921, wenige Tage nach Hitlers Machtergreifung in der 
Partei, veröffentlichte Dietrich Eckart einen Leitartikel im „Völkischen Be- 
obachter“ unter dem Titel: „Gaunerstreich gegen Hitler“, in dem er sich gegen 
das anonyme Flugblatt wandte und eine Lobeshymne auf Hitler anstimmte. 
Er schrieb dort u. a.: „Selbstloser, opferwilliger, hingebender und redlicher 
kann meiner festen Überzeugung nach überhaupt kein Mensch einer Sache 
dienen, als Hitler sich der unsrigen widmet. Aber auch nicht zielbewußter 
und wachsamer. Gerade diesen beiden Eigenschaften Hitlers haben wir es zu 
danken, daß der unlängst aufgetauchte Plan, das Schwergewicht unserer Be- 


44 Satzungen v. 29.7.1921. 
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wegung von München hinweg nach einem anderen Ort zu verlegen (wodurch 
sie zumindest ein gut Teil ihrer Stoßkraft eingebüßt hätte) im Keime er- 
stickt wurde. Sogar der Name unserer Partei hätte abgeändert werden sol- 
len, ja, nicht nur das, auch ihr Programm war für eine gründliche Umgestal- 
tung vorgesehen worden. Aber da griff mit eiserner Faust Hitler ein und aus 
war es mit dem Spuk! Bedarf es noch mehr, um zu zeigen, wer unser Ver- 
trauen verdient, und in welchem Umfange er es verdient? Ich denke, nein®?.* 

Für den Mythos Hitler hat kein geringerer den Grundstein gelegt als der 
Dichter Dietrich Eckart; ohne Eckarts Unterstützung hätte Hitler den Kampf 
um die Macht in der Partei nicht gewonnen; zumindest wäre die Partei ge- 
spalten worden. Rudolf Heß veröffentlichte wenige Tage nach Eckarts Ar- 
tikel am 11. August 1921 unter dem Titel „Zum Flugblatt gegen Hitler“ 
eine Stellungnahme mit folgender redaktioneller Einleitung: „Entgegen 
unserer ursprünglichen Absicht bringen wir noch nachstehende Zuschrift, da 
der Schreiber von verschiedenen Seiten der Studentenschaft um Stellung- 
nahme angegangen wurde“; und nun hören wir die Stimme von Rudolf Heß: 

„Seid ihr wirklich blind dagegen, daß dieser Mann die Führerpersönlich- 
keit ist, die allein den Kampf durchzuführen vermag? Glaubt ihr, daß ohne 
ihn die Massen sich im Zirkus Krone stauten? — unserem Ehrenvorsitzenden 
Drexler sei es nie vergessen, daß er die innere vornehme Größe aufbrachte, 
gefallene Schroffheiten zu verwinden und Frieden zu schließen im Hinblick 
auf das große gemeinsame Ziel... Ich traue mir allerdings zu, mich in einem 
Menschen nicht zu täuschen, nachdem ich eineinhalb Jahre beinahe täglich 
mit ihm zusammen war. Für diejenigen aber, die nur den scheinbaren Dema- 
gogen, nicht die dahinterstehende scharf umrissene Persönlichkeit kennen, 
und die so doch einen leisen Zweifel hegen, möchte ich folgendes feststellen: 

Hitlers Wesen ist reinstes Wollen; seine Kraft beruht nicht nur auf Red- 
nergabe, sondern in gleichem Maße auf bewunderswertem Wissen und klarem 
Verstand. Tief zu bedauern ist, daß die Bewegung sich nicht in der Lage be- 
findet, wenigstens für den Unterhalt des Führers zu sorgen. Nach Verdienst 
kann sie ihn nie lohnen. Es ist begreiflich, daß der Mann, welcher sich für eine 
Sache ohne geringstes Engelt opfert, nicht geneigt ist, dafür auch noch jedem 


45 VB, Nr. 61 v. 4. 8. 1921. — Auch die MNN, Nr. 320 v. 2. 8. 1921 berichteten über die 
Parteikrise. 
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Auskunft über seine eigensten Verhältnisse zu geben. Ich aber weiß gewiß: 
auch diese Seite ist rein®®.“ 

Ungefähr ein Jahr später gewann Heß ein Preisausschreiben über das 
Thema: „Wie wird der Mann beschaffen sein, der Deutschland wieder zur 
Höhe führt?“ Dort schildert er den Mann mit den Worten: 

„Tiefes Wissen auf allen Gebieten des staatlichen Lebens und der Ge- 
schichte... , der Glaube an die Reinheit der eigenen Sache .... , eineunbändige 
Willenskraft geben ihm die Macht der hinreißenden Rede, die die Massen ihm 
zujubeln. Um der Rettung der Nation willen verabscheut er nicht, Waf- 
fen des Gegners, Demagogie, Schlagworte, Straßenumzüge usw. zu benutzen. 
Wo alle Autorität geschwunden, schafft Volkstümlichkeit allein Autorität. 
Das hat sich bei Mussolini gezeigt... .. Er selbst hat mit der Masse nichts ge- 
mein, ist ganz Persönlichkeit wie jeder Große. Die Macht der Persönlichkeit 
strahlt ein Etwas aus, das die Umgebung in seinen Bann zwingt und immer 
weitere Kreise zieht... Das Werk darf nicht auf die überragenden Ausmaße 
des Erbauers zugeschnitten sein, sonst wankt das Ganze bei seinem Hinschei- 
den, wie der Staat Friedrichs und Bismarcks. Neue selbständige Persönlich- 
keiten... gedeihen unter dem Diktator nicht. Deshalb vollbringt er die 
letzte große Tat: Statt seine Macht bis zur Neige auszukosten, legt er sie 
nieder und steht als getreuer Ekkehard zur Seite... .“ Heß schloß seine 
Traumvorstellung mit dem Sturmlied von Dietrich Eckart?”. 

Und jetzt noch eine Stimme aus dem Lager der rivalisierenden Bruder- 
partei, der DSP, die die gegenteilige Meinung widerspiegelt. Alfred Brunner, 
der Leiter der DSP, schrieb am 13. August 1921 an den Kieler Ortsgruppen- 
leiter Wriedt: „Mit München uns vereinen können Sie nicht durch ein Ulti- 
matum von Berlin verlangen, da München bzw. Hitler einfach nicht will. 
Vereinen könnten wir uns nur, wenn wir uns einfach diesem Menschen ret- 
tungslos unterwürfen! Wollen Sie das? Hitler ist nur Draufschläger, hat keine 
Ahnung von dem Zusammenhang der Dinge ... .“ Brunner klagte dann über 
die Schwierigkeiten in seiner Partei, die in dem Mangel der geeigneten Füh- 
rerpersönlichkeiten begründet sei; „das ist eben die Tragik meines Lebens, 
daß ich tagtäglich dem Kapitalismus ... . dienen muß und zusehen muß, wie 


46 Art.: Zum Flugblatt gegen Hitler, VB, Nr. 63 v. 11. 8. 1921. 
47 Original-Flugblatt, Privatbesitz. — MNN, Tel. Zeitung Nr. 92 v. 19. 12. 1922: Auslands- 
preis für deutsche Studenten. 
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unsere Bewegung vielleicht noch zuletzt von Unfähigkeit und Hinterlist 
(Kunze, Hitler etc.) zu Fall gebracht wird.“ Abschließend schrieb er: „Meine 
Ansicht: Ein Mann an der Spitze, aber doch sonst föderalistische Entwicklung 
der Partei und Bewegung. Wo finden wir ihn, der beides vereinigt, der leiten, 
befehlen, verbrüdern und ausgleichen kann ...48.“ 

Von den Gegnern Hitlers in der Partei, zu denen praktisch der gesamte 
frühere Ausschuß gehörte, schied ein Teil aus der Partei aus, wie z. B. Schüß- 
ler, andere zogen sich zurück, wie Benedikt Angermeir, der auf inständiges 
Bitten Hitlers nach außen den Umschwung mitgemacht hatte, ein halbes 
Jahr später aber der Sache den Rücken kehrte. Der größere Teil aber kehrte 
über kurz oder lang aus dem Schmollwinkel zurück und nahm seine Tätig- 
keit wieder auf, unter ihnen Emmer und Berchtold. Zu letzterem Fall schrieb 
der VB triumphierend: „Als erfreuliches Zeichen des nun vollständig been- 
deten, seinerzeitigen Bruderzwistes in der Bewegung können wir heute mit- 
teilen, daß zwei weitere Mitglieder, die Herren Emmer und Berchtold des 
ehemaligen Ausschusses, ihre aktive Mitarbeit bei der Bewegung wieder auf- 
genommen haben .. .9.* 

Das nächste Rundschreiben der Partei, Nr. 4, erschien erst am 10. 9. 1921 
und war das erste, das Hitler als Vorsitzender herausgegeben und unterzeich- 
net hatte. Es gab die Veränderungen bekannt, die auf der Mitgliederver- 
sammlung vom 29. Juli beschlossen worden waren. Auch auf personalpoliti- 
schem Gebiet machte sich die neue Leitung stark bemerkbar. Unter Punkt 2 
„Geschäftsführung“ wurde der neue Geschäftsführer Max Amann angekün- 
digt. 

In Punkt 4 „Ausschlüsse“ wurden die im Rundschreiben Nr. 3 verfügten 
Ausschließungen von Esser, Wagner und Huber „als grundlos* zurückge- 
nommen. Dafür wurde Dr. Otto Dickel, Augsburg, aus der Partei ausge- 
schlossen. In Punkt 6 wurde die Erhöhung des monatlichen Mitgliederbei- 
trages auf 2 RM mitgeteilt. Punkt 7 gab die Einrichtung „eines gründlichen 
Nachrichtendienstes“* bekannt und im Zusammenhang damit auch die eines 
Parteiarchivs. Punkt 8 „Sturmabteilung“ enthielt den wichtigen Hinweis 
auf die Organisation einer Turn- und Sport-(Sturm-)Abteilung unter Lei- 


48 Brunner an Wriedt, Fotokopie, Privatbesitz. 
49 VB, Nr. 19 v. 8.3.1922, S. 2. 
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tung von Ulrich Klintzsch. Im Punkt 9 wurden die Ortsgruppen und Sek- 
tionen verpflichtet, dafür zu sorgen, „daß jedes einzelne Mitglied den ‚Völ- 
kischen Beobachter‘ im Abonnement bezieht?“ 

Der Monat August (1921) brachte unmittelbar nach Hitlers Machtüber- 
nahme in der Partei wichtige Neuerungen: Max Amann wurde ab 1. August 
Geschäftsführer, Dietrich Eckart übernahm am 11. August die Schriftleitung 
des „Völkischen Beobachters“5!, und im gleichen Monat wurde die SA ge- 
gründet. 

Zu den von der neuen Parteileitung im Jahre 1921 durchgeführten Ver- 
änderungen gehörte auch die Einrichtung einer neuen und größeren Ge- 
schäftsstelle der Partei in der Corneliusstraße 12 am 1. November 1921. 

Den amtlichen Schlußstein unter die große Umwälzung in der Partei 
setzte die ordentliche Generalmitgliederversammlung am 30. Januar 1922 im 
Hofbräuhausfestsaal. Auf dieser Versammlung wurden die veränderten 
Verhältnisse durch einstimmige Annahme der neuen Satzungen gebilligt??. 

Das Bild wäre nicht vollständig, würde man nicht Hitlers Darstellung [ 
der Krise zur Kenntnis nehmen: 

„Der Versuch einer Gruppe völkischer Phantasten, unter fördernder Un- 
terstützung des damaligen Vorsitzenden der Partei, sich die Leitung der- 
selben zu verschaffen, führte zum Zusammenbruch dieser kleinen Intrige und 
übergab mir in einer Generalmitgliederversammlung einstimmig die ge- 
samte Leitung der Bewegung. Zugleich erfolgte die Annahme einer neuen 
Satzung, die dem ersten Vorsitzenden der Bewegung die volle Verantwor- 
tung überträgt, Ausschußbeschlüsse grundsätzlich aufhebt und an dessen 
Stelle ein System der Arbeitsteilung einführt, das sich seitdem in der segens- 
reichsten Weise bewährt hat. 

Ich habe vom 1. August 1921 ab diese innere Reorganisation der Bewe- 
gung übernommen ...53.“ 


50 Rundschreiben Nr. 4 v. 10. 9. 1921, Privatbesitz. 

51 VB, Nr. 65 v. 18. 8. 1921 führt im Kopftitel als erste Nummer die Aufschrift: Leiter: 
Dietrich Eckart. 

52 Protokoll der Mitgliederversammlung im Akt „NSDAP“ des Registergerichts München; 
Heiden: Geschichte des Nationalsozialismus, bringt S. 53—58 eine ziemlich ausführliche, 
aber ungenaue Schilderung der Parteikrise. Erwähnung findet die Parteikrise auch bei 
Hasselbach, $. 46/47. 

53 Hitler, II, S. 238. 
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Mit diesen wenigen Worten tat Hitler die Krise der Partei ab; er bagatel- 
lisierte sie, versäumte aber nicht, die Wichtigkeit seiner neuen Machtstellung 
ins gebührende Licht zu rücken, und dies mit vollem Recht; das Kapitel „Pro- 
paganda“ und „Organisation“, in dem er sich mit der Krise befaßte, beginnt 
folgerichtig mit dem inhaltsschweren Satze: 

„Das Jahr 1921 hatte noch in anderer Hinsicht für mich und die Bewe- 
gung besondere Bedeutung erhalten’*.“ 


/ 
‘In diesem Jahre wurde die NSDAP die Partei Hitlers, der Nationalso- 
/ zialismus wurde endgültig zur Hitlerbewegung. 


54 Ebda, II, S. 229. 
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IV. Die Bewegung unter Hitlers Führung (bis Januar 1923) 


1. Zur Soziologie der Hitlerbewegung 


Arbeiter der Eisenbahnhauptwerkstätte München hatten die DAP ge- 
gründet. Bei der Gründungsversammlung am 5. Januar 1919 waren 25 Ar- 
beiter, mit Drexler und Lotter an der Spitze, anwesend. Durch Karl Harrer 
und Anton Daumenlang! kam die Berührung mit völkisch gesinnten Ange- 
hörigen des Bürgertums in der Thule-Gesellschaft zustande. Da die Thule das 
nationale Zentrum Münchens in der Revolutionszeit war, stießen auf diesem 
Wege auch Offiziere und Soldaten frühzeitig zur Partei. 

In der Versammlung im Sterneckerbräu am 12. September 1919 sprach 
Gottfried Feder, und Hitler nahm zum erstenmal bei dieser Gelegenheit an 
einer Zusammenkunft der DAP teil. Die Anwesenheitsliste bietet einen er- 
sten Querschnitt für die Erkenntnis der gesellschaftlichen Schichtung dieses 
jungen Gebildes. Die Versammlung war von 46 Personen besucht; als fehlend 
sind auf der Liste am Schluß 34 Personen vermerkt, darunter bekannte Na- 
men wie Eckart, Hauptmann Mayr, Dr. Böpple, Laforce. Die berufliche 
Schichtung war nach Eintragung der einzelnen Versammlungsteilnehmer 
wie folgt: 

12 Schlosser, Mechaniker, Waffenmeister; 

6 Soldaten; 
5 Studenten; 

13 freie Berufe, die sich wie folgt aufgliedern: 1 Chemiker, 1 Arzt, 2 Ge- 
schäftsführer, 2 Kaufleute, 2 Bankleute, 1 Maler, 2 Ingenieure, 1 Schrift- 
steller, 1 Landrichterstochter; 

4 sonstige Handwerker, darunter 1 Schuhmacher, 1 Schreiner, 1 Friseur, 1 

Partieführer; 

5 ohne Berufsangabe, darunter eine weibliche Besucherin. 


Obwohl es sich hier nicht um „Parteimitglieder“, sondern nur um Be- 
sucher einer geschlossenen Versammlung handelte, an der neben den Grün- 


1 Sebottendorff, Bevor Hitler kam, $. 234. 
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dern nur „geladene Gäste“, d. h. Gönner, Freunde, Interessierte und Be- 
kannte teilnahmen, ergibt sich daraus ein aufschlußreiches Bild: Arbeiter und 
kleiner Mittelstand waren maßgebend. Unter den Anwesenden erschien 
Hitler, der sich wie die übrigen auch eigenhändig in die Liste eintrug, „als 
Gefreiter“ erstmals auf einer Liste der DAP; sonst ist unter den Zeichnern 
der Liste lediglich Dr. med. Gutberlet, Gesellschafter des „Völkischen Beob- 
achters“ erwähnenswert. Unter den fehlenden Personen, die auf der Liste 
verzeichnet sind, waren die obengenannten die bekanntesten. Sie zählten 
zu diesem Zeitpunkt also schon zum „Stamm“ der Bewegung?. 

In einer Anwesenheitsliste vom 12. November 1919 erschien bereits 
Ernst Röhms eigenhändige Eintragung? (Mitgliedsnummer 623). Er und 
Dietrich Eckart waren in der Frühzeit die wichtigsten Gönner und bedeutend- 
sten Förderer der Partei und Hitlers. Sie beide, der Dichter und der Offizier, 
haben die Partei und ihren Führer eigentlich „gemacht“. Sie haben sie in die 
bürgerliche Gesellschaft eingeführt, ihnen die notwendigen Beziehungen ge- 
schaffen, sie auf die Bahn der Reform der bürgerlichen Welt, der Restauration 
der monarchischen Ordnung, der Revanche für Versailles geführt. Ein re- 
volutionärer Grundzug ist bei beiden erkenntlich; literarisch bei Eckart, mi- 
litant bei Röhm; beide waren bodenständige Bayern. 

Dietrich Eckart (1868—1923), gebürtig aus Neumarkt in der Oberpfalz 
als Sohn eines angesehenen Rechtsanwalts, hatte in der Zeit vor dem Ersten 
Weltkrieg in Berlin als Schriftsteller gelebt und war dort auf Grund seiner 
bitteren beruflichen Erfahrungen heftiger Antisemit geworden. Als Dichter 
hatte er sich einen Namen gemacht, vor allem mit seiner freien Nachdichtung 
von Ibsens „Peer Gynt“ (1912), der in seiner Fassung auch im Ausland mit 
Erfolg aufgeführt wurde. Auch sein „Heinrich der Hohenstaufe“ (1915) und 
der „Lorenzaccio“ (1915) wurden bekannt. Ein leidenschaftlicher Gegner 
des Judentums und der marxistischen Bewegung, gehörte er zu den wenigen 
mutigen Männern, die in der Revolutionszeit es wagten, offen gegen den 
Umsturz aufzutreten. Im Jahre 1919 stieß er über die Thule, wo er mit Anton 
Drexler bekannt wurde, zur DAP und lernte im gleichen Jahre Hitler ken- 
nen. Er übte in der Frühzeit wohl den stärksten persönlichen Einfluß auf 


2 Fotokopie der Liste aus dem Nachlaß Harrers, Privatbesitz. 
3 Fotokopie, Privatbesitz. 
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Hitler aus, soweit ein derartiger Monomane überhaupt beeinflußbar war. 
Eckart war eine kantige, derbe, aber durchaus geistig geprägte Persönlichkeit. 
Seine Zeitschrift „Auf gut Deutsch“ gehörte zu den ersten, antirevolutionären 
Drucschriften. Er gab sie auf eigene Kosten seit Dezember 1918 heraus und 
verteilte sie oft unter erheblicher persönlicher Gefahr. Sein früher Tod wurde 
von vielen, die ihn und Hitler gut kannten, als verhängnisvoll für Hitlers 
spätere Entwicklung bezeichnet. Er war einer der ganz wenigen Akademiker, 
die Hitler achtete und schätzte, und von dem er sich auch etwas sagen ließ. 
Neben der persönlichen Unterstützung, die für den Beginn von Hitlers Lauf- 
bahn unüberschätzbar ist, erwies Eckart der Partei besonders beim Erwerb 
des „Völkischen Beobachters“ und als dessen verantwortlicher Herausgeber 
von 1921 bis 1923 große Dienste. Er starb, als schwerkranker Mann aus der 
Festungshaft in Landsberg entlassen, am 26. Dezember 1923 in Berchtes- 
gaden, wo er auch begraben wurde. Durch ihn ist die dortige Gebirgsland- 
schaft Hitlers zweite Heimat geworden. Sein Sturmlied „Deutschland er- 
wache“ wurde der Kampfruf der nationalsozialistischen Bewegung. Man 
darf Dietrich Eckart als den geistigen Vater der „Hitlerbewegung“ be- 
zeichnen? 

Ernst Röhm (1887—1934) war der Sohn eines bayerischen Eisenbahn- 
sekretärs und gehörte der protestantischen Konfession an. Von Kindheit an 
war sein berufliches Ziel, aktiver Offizier zu werden. In seiner Autobio- 
graphie „Die Geschichte eines Hochverräters“ (erstmals 1928 erschienen) hat 
er seinen Lebenslauf mit der ihm eigenen Offenheit geschildert. Der von ihm 
gewählte Buchtitel enthält ungewollt die Tragödie seines eigenen Lebens und 
darüber hinaus die Tragödie einer ganzen Generation. 

Nach dem Tode des vertriebenen bayerischen Königs, Ludwig III., war 
der Kronprinz Rupprecht selbstverständlich „Seine Majestät der König von 
Bayern“; nicht anders sprach Röhm von ihm in den ersten Auflagen seines 
Buches. So wie ihm von seinem Vaterhaus die monarchische Gesinnung in 
Fleisch und Blut übergegangen war, vereinte er mit dieser monarchischen 


4 Über Dietrich Eckart s. u. a. Albert Reich, Dietrich Eckart, 2. Aufl, München 1934. 
A. Reich war E.’s Jugendfreund und zeit seines Lebens mit ihm eng befreundet. Alfred 
Rosenberg, Dietrich Eckart. Ein Vermächtnis, München 1938; Hans Buchner, Ein bayer. 
Dichter, in: Bayerische Heimat, Unterhaltungsblatt der „Münchner Zeitung“, 5. Jahrg., 
22.1.1924, S. 131/32. (Nachruf auf Dietrich Eckart.) 
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Einstellung, wie sein Vater, die völkische Gesinnung; sein Vater hatte sich 
„noch im Alter der völkischen Bewegung angeschlossen5“. Diese merkwürdige 
Mischung von monarchischem Traditionalismus und völkisch-revolutionä- 
rem Nationalismus warcharakteristisch für diePersönlichkeitRöhms und sein 
politisches Wirken. Der „Hochverrat“ gegen die Republik war ihm als kö- 
niglich-bayerischem Offizier Ehrensache, als völkischem Revolutionär Not- 
wendigkeit®. Mit dem Freikorps Epp zog Röhm am 2. Mai 1919 in München 
ein. Als 2. Generalstabsoffizier beim Infanterieführer, General von Epp, 
setzte er seine Überzeugung, daß der Offizier politisch denken und handeln 
müsse, in die Tat um. Im Herbst 1919 trat er der DAP bei?. Zusammen mit 
Hauptmann Beppo Römer und einigen anderen „Kameraden der Reichs- 
wehr“ bildete er eine geheime Vereinigung, genannt „Eiserne Faust“, die 
nationalistische und revolutionäre Ziele verfolgte und mit den Berliner Völ- 
kischen um Graf Reventlow in Fühlung stand®. Im Rahmen dieser Vereini- 
gung lernte er Hitler kennen. Infolge seiner einflußreichen Stellung als Gene- 
ralstabsoffizier und seiner entschlossenen „revolutionären“ Gesinnung wurde 
Röhm der tatkräftigste Förderer der NSDAP und Hitlers. Der aktive Reichs- 
wehrhauptmann bot dem Gefreiten Hitler das freundschaftliche „Du“ an und 
machte ihn so bei den Offizieren gesellschaftsfähig. Er schuf Hitler Verbin- 
dungen und Beziehungen zu Generalen und Politikern. Er vermittelte zwi- 
schen Hitler und dem General Lossow im Januar 1923 und ermöglichte die 
Abhaltung des Parteitags®, er bemühte sich, Hitlers Schlappe vom 1. Mai 
1923 in ihrer Wirkung zu verringern!®, und er machte Hitler zum politischen 
Leiter des Kampfbundes!!. Röhm „fehlte fast bei keiner Versammlung und 
konnte zu jeder Versammlung irgend einen Freund, hauptsächlich aus den 
Kreisen der Reichswehr, der Partei zuführen!?“, 

Unter den Offizieren der 7. Division war Röhm der politisch radikalste. 
Bei allen Rechtsvereinigungen, den vaterländischen Verbänden, bei der 


5 Die Geschichte eines Hochverräters, S. 11. 
6 Ebda, S.9. 
7 Ebda, S. 107. 
8 Ebda, S. 100. 
9 Ebda, S. 150. 
10 Ebda, S. 180 f. 
11 Ebda, $. 175, 194—196. 
12 Ebda, $. 108. 
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Gründung des völkischen Offiziersbundes, überall hatte er die Hand im 
Spiele. Er selbst bezeichnete sich als „Vater“ der Arbeitsgemeinschaft der va- 
terländischen Verbändel®. Diese leidenschaftliche und unverhüllte Teilnahme 
am politischen Geschehen zwang ihn, aus dem aktiven Dienst im Jahre 1923 
auszuscheiden. Am 8./9. November 1923 hielt er mit seiner „Reichskriegs- 
flagge“ das Kriegsministerium besetzt. Im Jahre 1925 kehrte er wegen des 
Konflikts mit Hitler über die Frage des Verhältnisses Wehrverband und 
Partei dem politischen Leben für eine Reihe von Jahren den Rücken, Im 
Jahre 1934 endete dieser Konflikt mit seiner Ermordung. Mit seinem Namen 
ist die Geschichte und das Schicksal der Opposition gegen die Diktatur in- 
nerhalb der NSDAP unzertrennlich verbunden!*. 

Neben Dietrich Eckart als geistigem, Ernst Röhm als politisch-militäri- 
schem „Vater“ der nationalsozialistischen Bewegung in München war der 
Ingenieur Gottfried Feder ihr programmatisches „Haupt“. Gottfried Feder 
(1883—1941), geboren in Würzburg, stammte aus einer bedeutenden Beam- 
ten- und Gelehrtenfamilie. Vor dem Krieg bei einer Hoch- und Tiefbaufirma 
als Ingenieur in führender Stellung tätig, reiste er viel im Ausland. Seine be- 
rufliche Tätigkeit hatte frühzeitig seine Aufmerksamkeit auf Finanzpro- 
bleme gelenkt, denen er sich im Laufe des Krieges intensiv widmete. Aus die- 
sem Studium erwuchsen seine finanzwirtschaftlichen Arbeiten, die ihn zum 
bahnbrechenden Theoretiker im Kampf gegen das internationale Leihkapital 
machten. Die Überwindung der ungeheuren privatkapitalistischen Verschul- 
dung der Völker durch die „Brechung der Zinsknechtschaft* — das Schlag- 
wort stammt von ihm — war sein Ziel. Mit seiner „Brechung der Zins- 
knechtschaft“ gab er der Sehnsucht der Zeit die zündende Parole. Am 20. No- 
vember 1918 überreichte Feder der ersten bayerischen Revolutionsregierung 
eine Denkschrift über seine finanzpolitischen Ideen, ohne Anklang zu finden. 
Im April 1919 findet man seine Gedanken bereits in einem Flugblatt Dietrich 
Eckarts; in diesem Jahre erschienen seine beiden Schriften „Das Manifest zur 
Brechung der Zinsknechtschaft des Geldes“ und „Der Staatsbrankrott — die 
Rettung“, durch die er großes Aufsehen erregte. Ende des Jahres gründete 
er den „Deutschen Kampfbund zur Brechung der Zinsknechtschaft“. Ent- 


13 Ebda, $. 158. 
14 Personalakt, BHA; Luedecke, I knew Hitler, S. 144 f.; ferner Mdl. Mitt. von Kameraden 
Röhms. 
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scheidend für sein Wirken aber wurde seine Vortragstätigkeit bei den Auf- 
klärungskursen des Reichswehrgruppenkommandos, wo er unter anderen 
in Adolf Hitler einen begeisterten Zuhörer und den größten Propagandisten 
für seine Ideen fand. Am 12. September 1919 hörte Hitler im Sternecker 
wieder Feder sprechen; es war für beide, ohne daß sie es wußten, ein schick- 
salhaftes Zusammentreffen!?a, Schon im Dezember 1918 hatte Feder in der 
Thulegesellschaft einen Vortrag über seine Finanztheorien gehalten und dort 
mehr Anklang gefunden als bei der Regierung Eisner. Bei der Thule lernte 
er Dietrich Eckart kennen und die Gründer der DSP und DAP. 

Nicht ganz vierundzwanzig Stunden, am 8./9. November 1923, war Fe- 
der Finanzminister. Ähnlich wie Eckart und Röhm schuf auch Feder der Par- 
tei und Hitler wichtige Verbindungen zum besitzenden Bürgertum auf Grund 
seiner vielfältigen Beziehungen zur Geschäfts- und Finanzwelt. Aber er fiel 
bald nach der Machtübernahme in Ungnade. Sein persönliches Schicksal kenn- 
zeichnet das Schicksal der nationalsozialistischen Bewegung. Seit 1934 in einer 
Art Verbannung lebend — er hatte einen Lehrstuhl an der Technischen Hoch- 
schule in Berlin-Charlottenburg erhalten —, starb er nach langem, qual- 
vollem Leiden im Jahre 1941, verbittert, und doch bis zuletzt im Banne 
Hitlers stehend. 

Die älteste aufgefundene Mitgliedsliste stammt vom Januar 192016; die 
laufende Numerierung begann mit der Nummer 501. Unter den rund zwei- 
hundert Mitgliedern findet man bereits einige der später berühmt gewordenen 
Namen: Adolf Hitler Nr.555, Gottfried Feder Nr.531, Ernst Röhm Nr.623; 
Eduard Dietl Nr. 524, A. Rosenberg Nr. 625; die damaligen Schriftleiter des 
VB, der zu dieser Zeit noch unabhängiges völkisches Organ war: 

H. G. Müller; Max Sesselmann; Dr. Fritz Wieser; Wilhelm Larforce; 
Johann Nepomuk Ott; die beiden letztgenannten gaben als Beruf „Kauf- 
mann“ an. Ferner sind eingetragen: der Hauptschriftleiter der Zeitschrift 
„Deutschlands Erneuerung“, Dr. Erich Kühn; der Leiter des Bayerischen 


14aAussage Feder in der 15. Sitzg. d. Ausschusses zur Untersuchung der Vorgänge v. 1. 5, 
1923, BGStA, München, DR, MA 1943 Nr. 476. 

15 Arthur R. Herrmann, Gottfried Feder. Der Mann und sein Werk, Leipzig 1933; G. Feder, 
Kampf gegen die Hochfinanz, München 1934; Mdl. Mitt. v. Verwandten und Bekannten 
G. Feders. 

16 Mitgliedsliste der DAP v. Januar 1920, Privatbesitz. 
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Ordnungsblocs, Dr. Paul Tafel; der Verleger Dr. Ernst Böpple; der Uhr- 
macher Emil Maurice. 

Auf Grund dieser ältesten Mitgliedsliste ergibt sich für 190 Mitglieder 
ein Durchschnittsalter zwischen dreißig und zweiunddreißig Jahren, ein 
Frauenanteil von zehneinhalb Prozent. Nach Berufsgruppen schlüsselten sich 
die Mitglieder — ohne Frauen — wie folgt auf: 


Facharbeiter und Handwerker 33 % Kaufmännische Berufe 12 % 


Freie akademische Berufe 14,5 %/0 Studenten 7 % 
Beamte und Angestellte 14% Geschäftsinhaber 4 % 
Soldaten und Offiziere 13 % Ungelernte Arbeiter 2,5 9/0 


Der hohe Prozentsatz der Facharbeiter und Handwerker erklärte sich aus 
der starken Teilnahme besonders von Schlossern und Mechanikern der Eisen- 
bahnwerkstätte. Sie waren der Grundstock der Partei. Vergleichsweise ist die 
Feststellung interessant, daß die DNSAP der Sudetenländer ebenfalls aus 
völkischen Eisenbahnergewerkschaften hervorging. Unter den freien akade- 
mischen Berufen war merkwürdigerweise noch kein Rechtsanwalt; zu ihnen 
zählten sieben Schriftsteller, Schriftleiter, Journalisten und Verleger, sechs 
Ingenieure, sechs Künstler, drei Ärzte. Die Gruppe „Soldaten und Offiziere“ 
umfaßte vier Offiziere. Von den 190 Mitgliedern waren bis auf acht Aus- 
wärtswohnende alle Münchner, d. h. in München wohnhaft. Von den acht 
Auswärtigen waren zwei aus Schliersee und je einer aus Landshut, Vilsbi- 
burg, Ebenhausen, Darmstadt, Konstanz, Nürnberg, Würzburg. 

Das Gefüge der DAP war zu diesem Zeitpunkt noch so locker, daß es 
nicht alle Gesinnungsgenossen organisatorisch erfaßte. So standen beispiels- 
weise Dietrich Eckart und Friedrich Krohn nicht auf der Liste. Von den in 
der Liste Erfaßten hoben sich nur wenige über das anonyme Schicksal un- 
persönlicher Mitgliedschaft empor. 

Die Zusammensetzung der Parteileitung war ein getreues Spiegelbild 
des sozialen Gefüges der Partei. Der erste Parteiausschuß, zu dem Hitler 
im Herbst 1919 stieß, setzte sich beruflich wie folgt zusammen!”: 


1 Werkzeugschlosser (Drexler, Anton) 
1 Lokomotivführer (Lotter, Michael) 


17 Brief R. Schüßlers v. 20. 11. 1941. 
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1 Feilenhauer (Girisch, Franz; 


1 Student (Birkhofer, Adolf) 
1 Schriftsteller (Harrer, Karl) 
1 Berufsloser (Koelbl, Joh. Bap.) 
1 Maler (Hitler, Adolf) 


Dem erweiterten Ausschuß gehörten noch an: 
1 Offiziersstellvertreter (Beggel, Karl) 


1 Kaufmann (Schüßler, Adolf) 

1 Schlosser (Michl, Fritz) 
Weitere Ausschußmitglieder waren im Jahre 1920: 

1 Kaufmann (Mayer, Josef) 

1 Student (Goeschen, Alfred) 

1 Sattler (Kuffner) 

1 Dachdecker (Hofmann, Franz) 

1 Konditor (Refflinghaus, Willy) 

1 Spengler (Riedl, Karl) 

1 Buchhändler (Posch, Rudolf) 


Die Ausschußmitglieder wechselten besonders im ersten Jahre (1920) sehr 
häufig; es erschienen im Jahre 1920 noch folgende Angehörige desselben: 


1 Direktor (Wiegand, Ferdinand) 
1 Kleingewerbetreibender (Körner, Oskar) 
1 Buchdrucker (Angermeir, Benedikt) 


Der in der Mitgliederversammlung im Januar 1921 gewählte Ausschuß und 
die Vorstandschaft sah wie folgt aus: 


1 Werkzeugschlosser (Drexler, Anton) 1. Vorsitzender 
1 Kleingewerbetreibender (Körner, Oskar) 2. Vorsitzender 
1 Handlungsgehilfe (Emmer, Franz) 

1 Buchdrucker (Angermeir, Benedikt) 

1 Schreibwarenhändler (Berchtold, Johann) 

1 Schlosser (Riedl, Karl)!8 


18 Registergericht München, Vereinsregister; ferner Brief Schüßlers v. 20. 11. 1941. 
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Da der Ausschuß, wie aus obiger beruflicher Gliederung ersichtlich ist, sich 
aus lauter „kleinen Leuten“ zusammensetzte — überwiegend Angehörigen 
des unteren Mittelstandes —, war es eine natürliche Erscheinung, daß intel- 
lektuelle Kräfte aus dem Hintergrunde starken Einfluß auf die Parteileitung 
ausübten, und der Ausschuß mehr oder weniger eine Statistenrolle spielte. 
Neben Hitler sind in erster Linie zu nennen: Dr. Paul Tafel, D. Eckart, 
Dr. Friedrich Krohn, Hermann Esser, Gottfried Feder und als Gegenspieler 
Hitlers der Kaufmann Ernst Ehrensperger und der Justizreferendar (spätere 
Rechtsanwalt) Benedikt Settele. 

Nach der Krise im Sommer 1921, die mit Hitlers Sieg als diktatorischem 
Vorsitzenden endete, wurde der Ausschuß selbstverständlich nach seinem 
Willen aus Leuten zusammengesetzt, die ihm genehm waren; dem Ende 
Juli 1921 gebildeten Ausschuß gehörten ein Schriftsetzer, zwei Beamte, ein 
Kaufmann, ein Kleingewerbetreibender, ein Schriftsteller an. Die ordent- 
liche Mitgliederversammlung vom Januar 1922 wählte eine Vorstandschaft 
und einen Ausschuß von folgender Zusammensetzung; ein Schriftsteller, drei 
Kaufleute, ein Beamter, ein Apotheker. Im Januar 1923 bestimmte Hitler als 
zweiten Vorsitzenden den Straßenbahnschaffner Hans Jacob. Seit Sommer 
1921 spielte der Ausschuß nur mehr eine dekorative Rolle. Der Einfluß von 
anderen Männern, soweit Hitler solchen billigte, wuchs dementsprechend. Zu 
ihnen gehörten vor allem Hermann Esser, Max Amann (1891—1957), Ru- 
dolf Heß (geb. 1894 in Alexandria, Ägypten), Ernst Hanfstängl (geb. 1887 
in München), Max Weber, Kurt Lüdecke, Scheubner-Richter, Julius Streicher. 

Hermann Esser, geb. 1900 in Röhrmoos (Oberbayern) als Sohn eines 
bayerischen Eisenbahnbeamten, trat im Jahre 1919 der sozialdemokrati- 
schen Partei bei und volontierte bei dem sozialdemokratischen Blatt „All- 
gäuer Volkswacht“ in Kempten. Als Angehöriger des Werbekommandos im 
Freikorps Schwaben wurde er zur Teilnahme an den staatsbürgerlichen Kur- 
sen des Reichswehrgruppenkommandos IV nach München abgestellt. Dort 
lernte er im Aufklärungsdienst der Reichswehr Gottfried Feder und Adolf 
Hitler kennen. Seit 1919 bekannte er sich als Antisemit; er nahm schon im 
Jahre 1919 Fühlung mit der DAP auf. Im Januar 1920 wurde er Presse- 
referent bei Hauptmann Karl Mayr, dem Leiter der Pressestelle der Reichs- 
wehr. Ende Januar 1920 trat er der DAP bei, seit Februar 1920 trat er als 
Redner für die Partei auf. Seit Januar 1920 wirkte er auch als Schriftleiter 
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beim VB. Nachdem Hitler die Führung der Partei übernommen hatte, wurde 
Esser Leiter des Propagandadienstes. Er war von Anfang an einer der lei- 
denschaftlichsten Parteigänger Hitlers und neben diesem der wirksamste 
Propagandaredner. Seine Person gab in der Partei häufig Anlaß zu schweren 
Auseinandersetzungen und Krisen; da er von Hitler aber stets gedeckt wurde, 
konnte er sich immer wieder halten!®. 

Rudolf Heß, geb. 1894 in Alexandria (Ägypten), wo sein Vater ein Im- 
portgeschäft hatte, er machte den Ersten Weltkrieg mit und wurde Flieger- 
leutnant. 1919 war er Mitglied der Thulegesellschaft und nahm als Frei- 
korpskämpfer an der Befreiung Münchens von der Räteherrschaft teil. An- 
schließend studierte er in München Geschichte bei K. A. von Müller und Geo- 
politik bei Karl Haushofer. Er trat 1920 der NSDAP bei, nahm an der 
Gründung der SA teil und stellte die erste Studentenhundertschaft auf. 1923 
am Putsch beteiligt, erhielt er Festungshaft, war zusammen mit Hitler in 
Landsberg und unterstützte ihn bei Abfassung seines Buches „Mein Kampf“. 
Nach der Neugründung der NSDAP 1925 wurde er Privatsekretär Hitlers, 
1933 dessen Stellvertreter als Parteiführer und Reichsminister. 

Kurt Lüdecke, geb. 1890 in Berlin, von Beruf Kaufmann, war eine merk- 
würdige, aber nicht unwichtige Randerscheinung in der Führungsschicht der 
nationalsozialistischen Partei. Er hatte eine Reihe von Jahren im Ausland 
verbracht und stieß durch Vermittlung des Grafen Reventlow im Sommer 
1922 in München zu Hitler. Dieser machte ihn zu seinem außenpolitischen 
Berater; bereits im September 1922 reiste er in Hitlers Auftrag zu Musso- 
lini, fuhr auch nach Ungarn und im Jahre 1923 wieder nach Italien als Ver- 
treter der NSDAP bei der faschistischen Partei. Lüdecke opferte — nach eige- 
ner Aussage — für die Partei fast sein ganzes Vermögen und versuchte auch 
in den USA, so bei Ford, in den Jahren 1925 bis 1928 Gelder für die NSDAP 
zu sammeln. Er stand in engen Beziehungen zu Rosenberg, Schickedanz, 
Gregor Strasser und Ernst Röhm. Nach der Machtübernahme ließ Hitler ihn 
in Schutzhaft nehmen. Mit Hilfe Röhms floh Lüdecke nach halbjährigem 
Aufenthalt in verschiedenen Konzentrationslagern während des Jahres 1933 
auf abenteuerlichem Wege in die USA, wo er beim Verlassen des Schiffes von 
der Ermordung Röhms und Gregor Strassers Kenntnis erhielt. Sein in 


19 Vernehmungsprotokoll d. Hitlerputsch-Prozesses 1924; Fotokopie; Privatbesitz; Mdl. 
Mitt. 
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London im Jahre 1938 veröffentlichtes Buch: „I knew Hitler“ ist eine auf- 
schlußreiche Quelle für die Parteigeschichte®®. 

Der im Jahre 1885 geborene Max Weber, Schauspieler und Kaufmann, 
mehrfach vorbestraft, trat von der KPD, in der man ihm als Spitzel miß- 
traute, in die NSDAP über und wirkte eine Zeitlang als erfolgreicher Red- 
ner. Es gelang ihm auch, Zutritt zur Parteileitung zu erhalten und in ihr 
mitzuwirken. Max Weber arbeitete als Spion für die Polizei und lieferte ihr 
Berichte über interne Vorgänge in der NSDAP. Da man bald auf ihn auf- 
merksam wurde und seine Betriebsamkeit Verdacht erregte, wurde er aus 
der Parteileitung entfernt. Im Polizeibericht wurde er als „eine durch und 
durch unehrliche Persönlichkeit“ bezeichnet, „dessen Verhalten und Ge- 
sinnung einzig und allein von den jeweiligen finanziellen, persönlichen Vor- 
teilen abhängig ist?!“. 

Max Erwin von Scheubner-Richter, Dr.-Ing. (1884—1923), geboren in 
Riga, war wohl die interessanteste und abenteuerlichste Gestalt unter den 
führenden Persönlichkeiten der frühen Partei. Er studierte in Riga, wo er 
im Korps „Rubonia“ mit Rosenberg bekannt wurde, dann in München, rück- 
te bei den bayerischen Chevaulegers in Straubing ein und wurde nach kur- 
zem Einsatz an der Westfront der deutschen Botschaft in Konstantinopel zu- 
geteilt. In halb diplomatischer, halb militärischer Mission war der hochbe- 
gabte und sprachenkundige Mann während der ersten beiden Kriegsjahre 
in der Türkei tätig, eine Zeitlang als Konsul in Erserum. In der zweiten 
Kriegshälfte kam er nach Riga und arbeitete, nachdem er durch die tatkräf- 
tige Hilfe seiner Frau aus der kommunistischen Gefangenschaft befreit wor- 
den war, im Stabe des Reichskommissars für die baltischen Provinzen, Au- 
gust Winnig. Nach Beteiligung am Kapp-Putsch in Berlin, begab er sich nach 
München und wirkte führend an der Organisation der russischen Emigration 
mit. Er gab die „Wirtschaftspolitische Aufbau-Korrespondenz über Ost- 
fragen“ heraus, die auch von Pittinger finanziell unterstützt wurde?!a, und 
trat mit seiner Frau schon im Herbst 1920 der NSDAP bei, nachdem Rosen- 
berg ihn mit Hitler bekannt gemacht hatte. Diplomatisch äußerst gewandt 


20 Akte „Hitlerputsch“ d. Bayer. Staatskanzlei, Rep.-Registratur. 

21 Polizeibericht v. 6. 2. 1923, Fotokopie, Privatbesitz; ferner MP, Nr. 17 v. 22. 1. 1923; 
S.5: Max Weber und die KPD. 

21aBrief Pittinger an Scheubner vom 9. 2. 1922, Original, Privatbesitz. 
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und rege, stellte er Verbindungen vielfältigster persönlicher und sachlicher 
Art zwischen der NSDAP, Ludendorff, den Rechtsverbänden und der In- 
dustrie her und war auch Verbindungsmann zur monarchistischen Emigra- 
tion der Russen wie zum Hause Wittelsbach und zu höchsten kirchlichen 
Stellen. Erst im Jahre 1923 trat er nach außen mehr in Erscheinung als 
Geschäftsführer des Kampfbundes. An der Feldherrnhallewurde er,noch nicht 
vierzigjährig, an der Seite Hitlers von einer Kugel tödlich getroffen. Ge- 
legentlich eines Gespräches über die an der Feldherrnhalle Gefallenen er- 
klärte Hitler: „Alle sind ersetzbar, nur einer nicht: Scheubner-Richter??!“ 

Der spätere Reichsminister Dr. Wilhelm Frick (1877—1946) in den frü- 
hen Nachkriegsjahren als Mitarbeiter Pöhners im Polizeipräsidium Protek- 
tor der jungen Partei, trat ihr erst 1925 bei. Auch Heinrich Himmler gehörte 
nicht der alten NSDAP an; am Putsch nahm er als Mitglied der „Reichs- 
kriegsflagge“ teil. 

Hermann Göring (1893—1946), geboren in Rosenheim, Fliegerhaupt- 
mann und Pour-le-M£rite-Träger, stieß erst im Frühjahr 1923 zur Partei. 
Hitler war begeistert, als er Göring für die Führung der SA gewann. Als 
Nachfolger von Klintzsch, der der Aufgabe der SA-Führung nicht mehr 
gewachsen war, hatte er ihn schon einige Zeit im Auge, fürchtete aber, daß 
er ihn finanziell nicht entsprechend entschädigen könne. Göring machte 
seine Arbeit aber umsonst, und Hitler äußerte sich enthusiastisch über ihn: 
„Glänzend! Ein berühmter Kampfflieger und sogar Pour-le-M£rite-Träger! 
Hervorragende Propaganda! Außerdem hat er Geld und kostet mich keinen 
Pfennig??!“ Lüdecke behauptete, Göring habe schon in jener frühen Zeit 
andere arbeiten lassen und sich auf Repräsentation und Wohlleben konzen- 
triert?#, 

Alfred Rosenberg (1893—1946), von Beruf Architekt, stammte aus 
Riga. Er traf im Jahre 1919 in München ein, lernte Dietrich Eckart kennen 
und stieß auf diese Weise zur Bewegung. Als Eckart die Leitung des VB 


22 Mdl. Mitt. seiner Frau und eines Freundes u. Mitarbeiters; s. a. Paul Leverkuen, Posten 
auf ewiger Wache. Aus dem abenteuerlichen Leben des Max von Scheubner-Richter, Essen 
1938; MP, Nr. 56 v. 6. 3. 1924, S. 2: Die Figur Scheubner-Richter und anderes. 

23 Luedecke; I knew Hitler, $. 106 ff., 129. 

24 So äußerte sich Ulrich Graf, daß nicht Göring, sondern der Stabschef Kapitänleutnant 
Hoffmann der eigentliche Chef der SA sei. Mdl. Mitt.; über Göring s. a. Charles Bewley, 
Hermann Göring, Göttingen 1957. 
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übernahm, trat Rosenberg ebenfalls in die Schriftleitung der Zeitung ein 
(1921) und begann von hier aus seine Laufbahn als weltanschaulicher Theo- 
retiker. 

Die Grenz- und Auslandsdeutschen spielten in der frühen Hitlerbewe- 
gung schon eine Rolle; neben Adolf Hitler sind vor allem Rosenberg, Heß 
und Scheubner-Richter zu nennen. Doch blieb die alte NSDAP im Kern 
eindeutig bayerisch bestimmt mit Dietrich Eckart, Ernst Röhm und Gottfried 
Feder als den eigentlichen Vätern der nationalsozialistischen Bewegung in 
München. Nach dem Tode Eckarts (1923) und dem Ausscheiden Röhms 
(1926), gewannen die Auslandsdeutschen in der von Hitler 1925 neu ge- 
gründeten Partei allmählich großen Einfluß, insbesondere Rosenberg auf 
weltanschaulichem Gebiet, später auch Walter Darre. 

An der Fahrt zum „Deutschen Tag“ in Coburg im Oktober 1922 nahm 
die gesamteParteileitung teil. Zusammen mitHitler befanden sich im gleichen 
Abteil Amann, Esser, Eckart, Christian Weber, Ulrich Graf, Alfred Rosen- 
berg und Lüdecke. „Diese Männer“, so schilderte Lüdecke treffend seinen 
Eindruck, „eine schlecht zuammenpassende Gruppe, waren ein Querschnitt 
der Hitlerbewegung. Mit Abstand die interessantesten Persönlichkeiten un- 
ter ihnen waren Eckart und der viel jüngere Rosenberg.“ 

Diese Gruppe, die Lüdecke charakterisierte, kennzeichnete das soziolo- 
gische Gesicht der Partei ebenso wie die menschlich qualitative Seite. Ein 
Maler, ein kaufmännischer Angestellter, ein Journalist, ein „Pferdeschmuser“, 
ein Dichter, ein Metzger und ein Architekt — einschließlich Lüdecke noch 
ein „Kaufmann“ — das war das Spiegelbild der Hitlerbewegung und eine 
lange und vielfältige Skala menschlicher Fähigkeiten, Tugenden und Laster. 

Zu den Leuten, die in der Frühzeit eine untergeordnete Rolle spielten 
und auch später nicht in die erste Führungsschicht der Parteihierarchie auf- 
rückten, aber als alte Parteigänger menschlich und soziologisch interessant 
und erwähnenswert sind, zählten: Philipp Bouhler (1899—1945), gebür- 
tiger Münchner, von Beruf Kaufmann; er gehörte seit 1922 der Geschäfts- 
stelle der Partei als Stellvertreter Amanns an; im Dritten Reich wurde er in 
der Partei Reichsleiter, ohne aber je eine wirklich bedeutende Rolle zu 
spielen. 


25 Luedecke, $. 86. 
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Christian Weber (1896—1945), geboren in München, von Beruf Haus- 
diener und „Pferdeschmuser“; er gehörte der Partei seit 1920 an. In der Ge- 
schäftsstelle und als Führer der Kraftfahrzeugstaffel tätig, war er der Typ 
des ungebildeten, rauhen Münchner Raufbolds. Er stand mit Hitler auf dem 
Duzfuße und duzte diesen auch noch, als er längst „Führer“ und Kanzler 
war. Nach der Machtübernahme widmete sich Weber besonders dem Pferde- 
sport und war Ratsherr der „Hauptstadt der Bewegung“. 


Ulrich Graf (1878—1945), geboren in München, von Beruf Metzger; er 
wurde bekannt als „ständiger Begleiter Hitlers“ bis zum Putsch 1923. Er 
gehörte in dieser Eigenschaft zu den Mitbegründern der SA. An der Feld- 
herrnhalle schützte er Hitler vor den Geschossen der Polizei und wurde 
schwer verwundet. Im Dritten Reich war er Ratsherr der Stadt München. 

Emil Maurice, geboren 1897 in Ramsdorff, Kreis Eckernförde, von Beruf 
Uhrmacher, Mitbegründer und erster Führer des Saal- und Ordnerschutzes, 
der Vorläuferorganisation der SA; er war einer der schärfsten Draufgänger 
und Saalschlachtkämpfer. In der Frühzeit war er Hitlers intimster Duz- 
freund, eine Zeitlang auch Hitlers Kraftfahrer. Er gehörte zu den Mitbe- 
gründern und ersten Führern der SS. Nach der Machtübernahme war er Rats- 
herr in München. 


Julius Schreck (1898—1936) gehörte ursprünglich dem Freikorps Ober- 
. land an, trat 1921 der Partei bei und arbeitete in der Parteigeschäftsstelle 
als Stabsfeldwebel der SA-Führung. Schreck wurde im Jahre 1925 der 
erste SS-Führer und war dann als ständiger Fahrer Hitlers bis zu seinem 
Ableben im Jahre 1936 tätig. 


Josef Berchtold, geboren in München im Jahre 1897, von Beruf Schreib- 
warenhändler, gehörte zu den Mitbegründern der SA und SS und führte 
1923 den Stoßtrupp Hitler, aus dem die SS hervorging. Nach der Neugrün- 
dung der Partei war er als Schriftleiter im VB tätig. 


Julius Schaub, geboren 1898 in München, von Beruf Drogist, trat 1921 
der Partei bei und war Mitglied der SA. Im Jahre 1925 wurde er an Stelle 
von Ulrich Graf, der infolge der schweren an der Fernherrnhalle erlittenen 
Verletzungen seinen Dienst als Begleiter Hitlers nicht mehr versehen konnte, 
Hitlers persönlicher Adjutant. In dieser Stellung blieb er bis zum Zusammen- 
bruch des Dritten Reiches. Schaub war Gründungsmitglied der SS. 
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Franz Dannehl (1870—1946), geboren in Thüringen. Von Beruf Artil- 
lerieoffizier, wurde er später Komponist und Schmetterlingssammler. Als 
Mitbegründer der Thule-Gesellschaft und Leiter des „Hammerbundes“ ge- 
hörte er zu den ersten nationalen und völkischen Parteigängern in München, 
gab Flugblätter heraus und trat schon im Jahre 1919 der DAP bei, zu de- 
ren Mitbegründern er gezählt wurde. Er vertonte Dietrich Eckarts „Sturm- 
lied“. Hitler verlieh ihm im Jahre 1939 den Professorentitel. 

Oskar Körner (1875—1923) stammte aus Oberpeilau und hatte ein klei- 
nes Spielwarengeschäft im Rosental. Seit 1920 Mitglied der Partei, gehörte 
er zu den leidenschaftlichen Idealisten, die rücksichtslos Gut und Blut für die 
Bewegung und Großdeutschland einsetzten. Als Ausschußmitglied und zeit- 
weiliger zweiter Vorsitzender, als Redner und Propagandist war Körner 
unermüdlich für die Sache tätig. Es wurde in anderem Zusammenhang dar- 
auf hingewiesen, daß er sein Geschäft um der Partei willen nahezu ruinierte. 
Körner fiel an der Feldherrnhalle. 

Hans Jakob (1884—1949), geborener Münchner, von Beruf Straßen- 
bahnschaffner; er gehörte frühzeitig der DAP an (1920), war als Sektions- 
leiter tätig und wurde im Januar 1923 von Hitler zum zweiten Vorsitzenden 
gemacht. Nach der Machtübernahme spielte er keine Rolle mehr, da er einen 
Wiedereintritt in die 1925 neugegründete Partei aus ähnlichen Gründen wie 
Drexler abgelehnt hatte. 

Josef Fueß, geboren 1885 in Pforzheim, von Beruf Goldschmied, trat 
mit seiner Frau im Anschluß an die Versammlung vom 24. Februar 1920 
der Partei bei. Besonders seine Frau unterstützte Hitler. Fueß schuf die 
ersten Parteiabzeichen und machte die Entwürfe für die ersten Standarten. 
Eng befreundet mit Oskar Körner, war er mit diesem zusammen eifrig für 
die Bewegung tätig. Auch Fueß machte bei der Neugründung im Jahre 1925 
nicht mehr mit. 

Der Bäckereibesitzer Josef Deutschenbauer, der Buchdruckereiinhaber 
Hermann Louis, Eduard Koller, Besitzer einer Puppenklinik, der Kellner 
Hans Haug, der Kaufmann Christian Wengg usw., sie hatten alle aus Be- 
geisterung und ohne Aussicht auf Vorteil und Gewinn von Beginn an die 
Sache unterstützt. Man könnte die Beispiele zahllos vermehren, wenn man 
die Liste der „Sternecker“ in die Hand nimmt, aber das Bild, das die Zu- 
sammensetzung beruflich bietet, wird nur erneut bestätigt und erhärtet: der 
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/kleine gewerbliche Mittelstand stellte die Masse der frühen Anhänger und 
Parteimitglieder, die mittelständische Intellektuellenschicht die Führung. 

Betrachtet man die Altersschichtung, so gilt, im großen gesehen, daß die 
Altersklassen zwischen 1880 bis 1900 das Gesicht der DAP bestimmten. 
Dabei war in der Führung die Altersklasse zwischen 1880 bis 1890 vorherr- 
schend, in der Anhängerschaft die jüngere zwischen 1890 bis 1900. Es waren 
im wesentlichen die Kriegsjahrgänge, die das Gesicht der Bewegung form- 
ten: Karl Harrer, Adolf Hitler, Rudolf Schüßler, Max Amann, Philipp 
Bouhler, Ernst Röhm, Josef Berchtold, Emil Maurice, Julius Schaub, Julius 
Schreck usw. waren Frontsoldaten gewesen und fast alle verwundet worden. 
In der SA-Führung herrschte der Frontoffizier. Leutnant zur See Ulrich 
Klintzsch war der erste Führer der SA; Kapitänleutnant Alfred Hoffmann, 
geboren 1890 zu Berlin, Stabschef der SA; Oberleutnant Wilhelm Brückner 
Führer des SA-Regiments München, später Adjutant des „Führers und 
Reichskanzlers“; Fliegerhauptmann Hermann Göring oberster SA-Führer 
seit Frühjahr 1923. Die obengenannten alten Kämpfer Josef Berchtold und 
Philipp Bouhler waren Reserve-Offiziere. In der SA-Führung waren noch 
die Leutnante Baldenius, Wegelin, Beneke und Major Streck tätig; die militä- 
rische Leitung des Kampfbundes hatte Oberstleutnant Kriebel; der Geschäfts- 
führer des Kampfbundes, Scheubner-Richter, war Offizier der Reserve, 
ebenso Rudolf Heß. 

Beträchtlich war die Zahl der Arbeitslosen, die besonders in der SA Auf- 
nahmen fanden und von der Organisation aus teilweise versorgt wurden. 
Sie verrichteten für ein Mittag- oder Abendessen alle möglichen Dienste, 
besonders auf propagandistischem Gebiet?®. Im VB und in Rundschreiben der 
Parteileitung wurden Stellen ausgeschrieben und vermittelt??, in der Partei- 
geschäftsstelle ab und zu verbilligte Lebensmittel verteilt?®, zu Weihnachten 


26 Luedecke, I knew Hitler, $. 78. 

27 Der VB brachte am 14. 10. 1922, Nr. 82, S. 3 folgenden Aufruf: 

„Aufruf an alle Mitglieder! Diejenigen Nationalsozialisten, die wegen Zugehörigkeit zu 
unserer Bewegung in Betrieben und bei Ausübung ihrer Tätigkeit terrorisiert worden sind, 
wollen unverzüglich ihre Adresse und den Tatbestand bei der Hauptleitung in der Ge- 
schäftsstelle.... angeben.“ 

Unentgeltliche Arbeitsvermittlung der Nat. soz. D. A. P., in VB, Nr. 11 v. 8. 2. 1922; 
Rundschreiben, Nr. 19 v. 16.1. 1922, „5. Stellenvermittlung“. 

„Nationalsozialisten, Achtung! Minderbemittelte Parteigenossen erhalten in der Geschäfts- 
stelle der Partei, Sterneckerbräu, Tal 54, gegen Vorweis der Mitgliedskarte Anweisung 
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Bescherungen von Kindern mittelloser Parteigenossen durchgeführt. Erstaun- 
lich war der Opfermut gerade auch der Arbeitslosen, die von ihrer Unter- 
stützung sich die letzten Pfennige absparten, um beispielsweise an der Fahrt 
nach Coburg (1922) teilnehmen zu können. Die große Zahl der Arbeitslosen, 
der gescheiterten und vernichteten Existenzen war es auch, die im Herbst 
1923 Hitler zum Handeln zwang. Dies erklärte Hitler am 1. November 
1923 offen dem Chef der bayerischen Landespolizei, Oberst von Seißer, be- 
vor dieser nach Berlin fuhr: „Herr Oberst“, sagte Hitler, „ich werde warten 
bis Sie zurück sind, aber handeln Sie dann und veranlassen Sie den General- 
staatskommissar zum Handeln, es ist allerhöchste Zeit. Die wirtschaftliche 
Not treibt unsere Leute, so daß wir entweder handeln müssen, oder unsere 
Kreise werden zu den Kommunisten abschwenken?®.“ 

Soziologisch war die von Hitler organisierte Anhängerschaft des Nati- 
nalsozialismus die Fortsetzung der schon vor dem Kriege vorhandenen Mit- 
telstandsbewegung. Der gewerbliche wie der akademische Mittelstand hatten 
sich im kleindeutschen Kaiserreich gegen die von der industriellen Revolution 
ausgehenden, ihn in seiner Existenz bedrohenden Gefahren zu sammeln be- 
gonnen. Die Großerzeugung und der Großvertrieb von Waren gefährdeten 
in steigendem Maße die kleineren und mittleren gewerblichen und kaufmän- 
nischen Existenzen; auch der Bauernstand wurde durch die liberale Wirtschaft 
mit ihren Freihandelsgrundsätzen und der freien Bodenspekulation bedroht. 
Der akademische Mittelstand wandte sich gegen den Mißbrauch der Mei- 
nungsfreiheit, gegen die zunehmende Zersetzung der überlieferten geistigen 
Werte, gegen die Unterhöhlung der staatlichen und kirchlichen Autorität, 
gegen die systematische Verunglimpfung, Verhöhnung und Verspottung der 
personellen und institutionellen Träger der Ordnung. Insbesondere nahm 
die Mittelstandsbewegung gegen die steigende Bedeutung des emanzipierten 
Judentums und seine Rolle im Geistes- und Kulturleben wie in Handel und 
Wirtschaft Stellung. Sie war aus wirtschaftlichen wie aus geistigen Beweg- 
gründen von Anfang an antisemitisch. Der Mittelstand wehrte sich gegen die 
materialistische Weltanschauung, gegen die von ihr beherrschte kapitalistische 


zum Bezug von verbilligten Lebensmitteln, und zwar Schokoladenpulver (stark gezuckert), 
2 Pfund zehn Mark, Lebkuchen in Paketen zu 6 Stück, das Paket zu drei Mark.“ VB, 
Nr. 25 v. 31.3.1921, $.5. 

29 Prozeßakte Dr. Friedrich Weber, Privatbesitz. 
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Erwerbswirtschaft auf der einen Seite und gegen die marxistische Klassen- 
kampfbewegung auf der anderen Seite; er wurde ja in seiner materiellen 
Existenz von der kapitalistischen wie von der sozialistischen Seite her be- 
droht. In gleihem Maße kämpfte die Jugendbewegung gegen die Auswüchse 
der industriellen Gesellschaftsordnung und ihre materialistische Lebensauf- 
fassung; die deutsche Jugend suchte seit der Jahrhundertwende nach neuen 
Lebensidealen, wandte sich von dem materialistischen Zivilisationsbetrieb 
ab und flüchtete in die Natur. Die große Begeisterung des deutschen Volkes, 


[ insbesondere der deutschen Jugend bei Kriegsausbruch, erklärt sich aus der 


Sehnsucht nach einem heldischen und geisterfüllten Leben. 

Der verlorene Krieg und das Kriegserlebnis der Jugend ließen die vor 
dem Krieg vorhandenen Ansätze der Mittelstands- wie der Jugendbewegung 
in verschärfter Form wieder aufleben. Die Enttäuschung durch den verlo- 
renen Krieg und die Revolution radikalisierten den Mittelstand und die durch 
den Feuerofen der Materialschlachten gegangene deutsche Jugend: Hitler fing 
mit der Idee des nationalen Sozialismus, des „Frontsozialismus“, diese 
Stimmung ein und organisierte sie in einer radikalen politischen Massen- 
bewegung?®". 

Eine etwas satirische, im ganzen aber ziemlich treffende Schilderung der 
Herkunft der nationalsozialistischen Bewegung gibt Lewinsohn®!: 

„Ihrem Wesen nach gehört sie zu den außerparlamentarischen Bünden 
und Verbänden. Sie kommt, wie ihr Führer Adolf Hitler, aus den öster- 
reichisch-bayerischen Grenzbezirken. In ihrer ersten Blütezeit ist sie so ba- 
juwarisch durchwirkt, daß ihr Hakenkreuz sich nur wenig von der blau- 
weißen Färbung der bayerischen Monarchisten abhebt. Herrschsüchtiger 


30 Über die Mittelstandsbewegung als Vorläufer der NS-Bewegung s. meine Studie: Munich, 
birthplace and center of the NSDAP, in Journal of Modern History, Dec. 1957. S. a. 
Hoegner, Der schwierige Außenseiter, S. 19: „In München stellte das Kleinbürgertum den 
Großteil der Anhänger dieser Partei. Das erklärt sich daraus, daß der Mittelstand glaubte, 
in der Novemberrevolution zu kurz gekommen zu sein. Diese Revolution brachte den 
politischen und wirtschaftlichen Aufstieg der Industriearbeiter, der Gewerkschaften, der 
Konsumvereine, den Handel der Betriebsräte mit Verbrauchsgegenständen in den Betrie- 
ben. Durch die steigende Inflation wurden Betriebskapital und Ersparnisse der kleinen 
Leute vernichtet. In dem in ruhigen Zeiten bequemen Kleinbürger schlummert aber, sobald 
er sich in seiner Existenz bedroht fühlt, ein gefährlicher Radikalismus. Die Große Franzö- 
sische Revolution ist von Kleinbürgern gemacht worden ... Dieses Kleinbürgertum war 
durch die Räterepublik aus seiner politischen Gleichgültigkeit aufgescheucht worden ...“ 

31 Richard Lewinsohn, Das Geld in der Politik, Berlin 1930, S. 146 f. 
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Adel, Kleinbürgertum, Arbeiter und Bauern, alles scheint durcheinanderge- 
wirbelt bereitzustehen zum gemeinsamen Marsch auf Berlin. Soziale und 
Standesgegensätze gibt es offenbar nicht. Man sitzt, mit bayerischer Vor- 
urteilslosigkeit, auf derselben Bierbank vor dem Maßkrug, schimpft im sel- 
ben Dialekt auf Juden und Saupreußen und hält gemeinsam Kriegsrat.“ 


2. Die Sturmabteilung (SA) 


Die Sturmabteilung ging aus den Restverbänden des alten Heeres, den 
Freikorps und den Einwohnerwehren hervor. 

„Ich konnte mit Freuden erleben“, schrieb Hitler am 29. November 1921, 
„daß aus den infolge der allgemeinen Reichswehrverminderung ausscheiden- 
den Heeresangehörigen die erste Truppe meiner späteren Anhänger ent- 
stand!.“ 

Der Name SA bedeutete ursprünglich Sport- oder auch Schutzabteilung; 
es gab auch eine sozialdemokratische SA in München, die „Erhard-Auer- 
Garde“, die sich Sicherheitsabteilung nannte. Beide waren Bürgerkriegsorga- 
nisationen, militante Verbände der beiden Fronten, in die das deutsche Volk, 
in die die Welt zerfallen war: die Linke und die Rechte, die Internationale 
und die Nationale, die proletarische und die bürgerliche Welt. 

Die SA der NSDAP war eine persönliche Schöpfung Hitlers. Als Soldat 
brachte er mit seinen Kameraden aus der Kaserne den militärischen „Stoß- 
trupp“ in die Partei, als Kampfmittel gegen den roten Terror, der in der 
Revolutionszeit allein die Straße beherrschte. „Ich habe gleich zu Beginn 
unserer großen Versammlungstätigkeit die Organisation eines Selbstschutzes 
eingeleitet als einen Ordnerdienst, der grundsätzlich lauter junge Burschen 
umfaßte“, so äußerte sich Hitler über die Gründung der SA. „Es waren zum 


1 Brief Hitlers an Emil Gansser v. 29. 11. 1921, Fotokopie, Privatbesitz. 
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Teil Kameraden, die ich vom Militärdienst her kannte“, „andere erst gewon- 
nene junge Parteigenossen, die von allem Anbeginn darüber belehrt wurden, 
daß Terror nur durch Terror zu brechen sei, daß auf dieser Erde nur der 
Mutige und Entschlossene noch stets den Erfolg für sich gehabt habe?.“ 

Wann trat dieser Saal- undOrdnerdienst erstmals in Erscheinung? Im Ok- 
tober 1919 fand im Eberlbräukeller eine Versammlung statt, in der neben 
anderen Rednern auch Hitler sprach. Er schrieb selbst darüber: „Ein Stö- 
rungsversuch wurde durch meine Kameraden sofort im Keime erstickt. Die 
Unruhestifter flogen mit zerbeulten Köpfen die Treppe hinunter?.“ 

Das erste Zeugnis für die Tätigkeit des „Saalschutzes“ stammt also be- 
reits aus dem Herbst 1919, aus der Zeit von Hitlers erstem Auftreten in der 
Öffentlichkeit. Hitler setzte den klassenkämpferischen Bürgerkriegsmetho- 
den der marxistischen Linken bewußt den militärischen Bürgerkriegsstil der 
Rechten entgegen. Frontsoldaten und Freikorpskämpfer übertrugen ihre mi- 
litärische Kampfesweise aufs politische Leben. 

In seiner Erklärung gegenüber der Staatsanwaltschaft zu den Vorgängen 
am 1. Mai 1923 stellte Hitler fest: „Die marxistische Welt, die mehr dem 
Terror ihren Bestand verdankt als irgendeine andere Zeiterscheinung, griff 
auch unserer Bewegung gegenüber zu diesem Mittel.“ „... Vom Jahre 1920 
ab setzte ein ununterbrochener Angriff von Versammlungssprengungen, 
Rednerüberfällen usw. ein. Das Abhalten von Aufklärungsversammlungen 
außerhalb Münchens war um die Wende des Jahres 1920/21 zum Teil voll- 
ständig unmöglich ... . Diesem Terror entgegenzutreten, die Versammlungen 
durchzuführen, Redner und Leiter zu schützen, wurde aus jüngeren Partei- 
genossen im Jahre 1921 eine Schutzabteilung gebildet, die... sich Sturmab- 
teilung taufte*.“ 

Nach der Versammlung im Eberlbräukeller trat der Saalschutz wieder in 
Tätigkeit in der Hofbräuhausversammlung am 24. Februar 1920; zehn 
Mann Saalschutz stellten die Ruhe wieder her, und Hitler konnte die Pro- 
grammpunkte verkünden’. Erster Führer und Organisator des Saalschutzes 


2 Hitler, II, S. 13475. 

3 Ebda, I, S. 379. 

4 Hitler an die Staatsanwaltschaft am 16. 5. 1923, betr. die Vorgänge des 1. Mai, Fotokopie, 
Privatbesitz. 

5 Schüßler: Die Anfänge der Bewegung, in: VB, s. o..; Hitler, I, S. 391; Hoegner, Der schwie- 
rige Außenseiter, S. 18, bestätigt den roten Terror: „Den politischen Kampf gegen den 
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war Emil Maurice. „Schon im Hochsommer 1920 nahm die Organisation der 
Ordnertruppe bestimmte Formen an, um sich im Frühjahr 1921 nach und 
nach in Hundertschaften zu gliedern, die sich selbst wieder in Gruppen teil- 
ten®.“ Bezeichnend ist auch die Altersgrenze, die Hitler für die Mitglieder 
der SA festsetzte: die SA-Männer sollten nicht jünger als siebzehn, nicht 
älter als dreiundzwanzig Jahre sein. Es kam ihm darauf an, die männliche 
Jugend gerade in dem Alter zu erfassen, in dem sie früher zum Wehrdienst 
hatte einrücken müssen. Und vor allem sollten die jungen Burschen im Sinne 
der Partei entsprechend geformt und erzogen werden, ihnen die Tugenden ein- 
geimpft werden, die Mussolini als die ersten des Faschismus gepriesen hatte: 
„Glauben, Gehorchen, Kämpfen!“ 


Nachdem Hitler Ende Juli 1921 diktatorischer Parteivorsitzender ge- 
worden war, gründete er die „Turn- und Sportabteilung der NSDAP“ am 
3. August 1921. Mit der Organisation und Führung wurde der Marineleut- 
nant H. U. Klintzsch beauftragt, der aus der Brigade Ehrhardt kam®a. Am 
14. August 1921 erschien im VB folgender von Klintzsch gezeichneter Auf- 
ruf: „An unsere deutsche Jugend!“ „Parteigenossen!“ ... „die NSDAP hat 
im Rahmen ihrer Organisation eine eigene Turn- und Sportabteilung ge- 
bildet. Sie soll unsere jungen Parteimitglieder zusammenschließen, um als 
eiserne Organisation ihre Kraft der Gesamtbewegung als Sturmbock zur 
Verfügung zu stellen. Sie soll Trägerin des Wehrgedankens eines freien 
Volkes sein. Sie soll den Schutz stellen für die von den Führern zu leistende 
Aufklärungsarbeit...7.“ 

„Sturmbock“ der Gesamtbewegung und „Trägerin des Wehrgedankens* 
sollte also die SA sein. Eine doppelte Aufgabe war ihr demnach laut Klintzsch 


Nationalsozialismus führten wir seit seinen ersten Anfängen. Zuerst glaubte Auer, die 
Bewegung durch einen Gewaltstreich unterdrücken zu können. Aber die Sache ging schief, 
Die in die Hitlerversammlung vom 24. Februar 1920 eingeschleusten Sendlinger Arbeiter 
wurden bei dem Versuch, die Versammlung durch Zwischenrufe und Lärm zu sprengen, 
von bewaffneten Nationalsozialisten mit Totschlägern, Gummiknüppeln und Reitpeitschen 
jämmerlich zusammengeschlagen.“ 

6 Hitler, II, S. 134/5. 

6aKlintzsch war im Juni 1921 aus der Marine ausgeschieden und ging zum Studium nach 
München, wo er gleich der NSDAP beitrat. MGFA, DZ, NM 65/12, Marinestation Ostsee 
an Reichswehrministerium, Kiel, 5. 3. 1927. — Rosenberg, Erinnerungen, $. 22. 

7 VB,Nr. 64 v. 14. 8. 1921, $.5. 
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gestellt; an dieser Zwitterstellung zerbrach sie dann, weil Hitler sie nur für 
die erste, nicht für die zweite Aufgabe vorgesehen hatte. Der 30. Juni 1934 
beendigte blutig den Konflikt, der von der Geburtsstunde an vorhanden war: 
den Gegensatz zwischen weltanschaulicher Propagandatruppe und Wehr- 
verband. Von Anfang an wehrte sich Hitler entschlossen dagegen, die SA, 
seine ureigenste Schöpfung, zu einem Wehrverband zu machen, weil nach 
seiner Überzeugung die Wehrausbildung eines Volkes nicht durch private 
Verbände durchgeführt werden konnte. Es fehlte den Wehrverbänden, wie 
er richtig feststellte, „die wichtigste Stütze der Befehlsgewalt, die Strafge- 
walt®“. Die SA „sollte nichts zu tun haben mit einer Wehrorganisation bür- 
gerlicher Auffassung, ebenso aber auch gar nichts mit einer Geheimorgani- 
sation®“. Deshalb hatte ihre Ausbildung „nicht nach militärischen Gesichts- 
punkten, sondern nach parteizweckmäßigen zu erfolgen“. Das Schwerge- 
wicht der körperlichen Betätigung wollte Hitler daher nicht auf „militäri- 
sches Exerzieren, als vielmehr auf sportliche Betätigung gelegt sehen. Boxen 
und Jiu-Jitsu sind mir immer wichtiger erschienen als irgendeine schlechte 
weil doch nur halbe Schießausbildung!®.“ 

Wenn Hitler seine Auffassung damals und auch später nicht durchdrük- 
ken konnte und die SA zweimal, in der alten und in der neuen Partei, in 
ein Fahrwasser geriet, das ihm nicht nur unsympathisch sondern auch ge- 
fährlich erschien, so deshalb, weil die Umstände jeweils stärker waren als 
sein Wille. Der eine Grund war, daß Hitler die SA nicht selbst führen konnte. 
Er war also gezwungen, Offiziere mit der Führung und Ausbildung zu be- 
trauen. Dazu kam noch, daß er weitgehend von dem Wohlwollen und der 
Unterstützung von militärischen Personen und Institutionen abhängig war. 

/ Ohne die Hilfe der Reichswehr, ohne die Unterstützung durch die Reichs- 
wehroffiziere, besonders der Schützenbrigade Epp, vor allem Röhm, aber 
auch Dietl, ferner den Pioniermajor Hühnlein, konnte er kaum daran den- 
ken, mit einer solchen Organisation, wie die SA es war, entwicklungsmäßig 
weiterzukommen. Es ist sogar anzunehmen, daß Röhms Einfluß es war, auf 
den hin Kapitän Ehrhardt Offiziere für die Ausbildung der SA zur Verfü- 


8 Hitler, II, S. 186. 
9 Ebda, II, S. 185. 
10 Ebda, II, S. 193. 
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gung stellte! „Mein besonderes Interesse“, bekundete Röhm, „galt der Sturm- 
abteilung der NSDAP. Der prächtige Leutnant Klintzsch war der Organi- 
sator und Führer der kampfgewillten Sturmtruppe, die in manchen Ver- 
sammlungskämpfen ihren Mut und ihre Kraft zu zeigen Gelegenheit hatte!!,“ 
Der zweite Grund war die allgemeine Entwicklung, die besonders ab Januar 
1923 durch die Besetzung des Ruhrgebietes bestimmt wurde. Deshalb wurde 
die SA umgestellt auf eine „militärische Kampforganisation“, im Zuge der 
geheimen Vorbereitungen der Reichswehr für einen möglichen aktiven Wi- 
derstand!?. Die „Arbeitsgemeinschaft der vaterländischen Kampfverbände“, 
die auf Veranlassung Röhms gegründet worden waren, „trat in Verbindung 
mit Regierung und Reichswehr und sicherte dadurch 1. die Ausrüstung, 2. die 
Ausbildung, 3. die Organisation der Mobilmachung der in den vaterländi- 
schen Kampfverbänden zusammengeschlossenen Mitglieder. In der Folge die- 
ser von der Arbeitsgemeinschaft übernommenen Aufgabe ergab sich die Not- 
wendigkeit einer Neuorganisation der SA nunmehr nach militärischen Ge- 
sichtspunkten in Zusammenarbeit mit den Reichswehrbehörden, also Gliede- 
rung in kriegsbrauchbare Formationen ...13.“ Die „Ordnertruppe“, die „an- 
fangs nur den Charakter eines Saalschutzes“ hatte!‘, wurde so gegen den / 
Willen Hitlers ein Wehrverband. Bereits im September 1921 gebrauchte Hit- 
ler die Bezeichnung „Sturmabteilung“ in einem Rundschreiben an die Orts- 
gruppen- und Sektionsführer; die Stelle lautete: 

„Die Ortsgruppen werden erneut darauf hingewiesen, unverzüglich zur 
Organisation von Turn- und Sport-(Sturm-)Abteilungen zu schreiten. Die 
rasche Entwicklung der Bewegung läßt die Gegner einen immer schärfer 
werdenden Widerstand gegen uns ansetzen. 

Die Abwehr terroristischer Akte jedoch kann niemals durch geist- oder 
wissenschaftliche Vertiefung allein erfolgen, sondern immer nur durch das 
bewußte rücksichtslose Entgegensetzen eines gleichen oder wenn möglich 
noch stärkeren Terrors. 

Das erfordert aber das Vorhandensein einer absolut straff disziplinierten 
Ordnungstruppe. Die Ortsgruppe München ist bereits im Besitz einer solchen, 


11 Röhm, S. 108. 

12 Hitler, II, S. 201. 

13 Hitlers Schreiben an die Staatsanwaltschaft v. 16. 5. 1923. 
14 Hitler, II, S. 183, 
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die nicht nur die Versammlungen der eigenen Partei unbedingt gegen jeden 
fremden Gewaltakt sichert, sondern die auch die Bewegung jederzeit in die 
Lage setzt, selber offensiv vorzugehen.“ Die „Ordnungstruppen“ wie alle 
„diensttuenden Parteigenossen“ müssen die „Sturmbinde“ tragen®®. 

Wie setzte sich nun die SA anfänglich zusammen? „Das Freikorps Ober- 
land war der Stamm der heutigen SA-Hochland und der ersten deutschen SA- 
Abteilungen überhaupt“, stellte Sebottendorff in seinem Buch „Bevor Hitler 
kam“ fest!6. Dies stimmt nur teilweise; der Anteil des Freikorps Epp, der 
Marinebrigade und anderer Wehrverbände war erheblich. 

Im Jahre 1921 kamen zwei Ereignisse dem Aufbau der SA besonders 
zugute, jaman darf sagen, sie bildeten eine wesentliche Voraussetzung für den 
Aufbau und die rasche Entwicklung der SA: die Auflösung der Einwohner- 
wehren im Juni 1921 und die Auflösung des aus Oberschlesien zurückkehren- 
den Freikorps Oberland im Juli dieses Jahres. Die Partei hatte bis Sommer 
1921 einen solchen Aufschwung genommen, daß sie zu diesem Zeitpunkt das 
Interesse der Öffentlichkeit auf sich gezogen hatte. Für die revolutionär ge- 
sinnte Jugend war sie bereits ein wesentlicher Anziehungspunkt geworden, 
und diese Jugend ging nun aus den aufgelösten Wehrorganisationen gro- 
ßenteils in die SA. Die vielen Arbeitslosen, die Abenteurernaturen, die 
Landsknechte, denen die Truppe Heimat und Familie gewesen war, sie such- 
ten und fanden Beschäftigung, Heimat, Unterkunft, Brot und Abenteuer auch 
in der SA. 

Neben dem Freikorps Oberland darf man besonders die Marinebrigade 
Ehrhardt als Mutterorganisation der SA bezeichnen. Diese hatte sich nach 
ihrer Auflösung um ihren Führer, Kapitän Ehrhardt, in Bayern großenteils 
wieder gesammelt und war hier der Eliteverband aller Wehrorganisationen’?. 
Die Organisation von Attentaten wie die Sabotage, besonders im Ruhrkampf 


15 Rundschreiben, Nr. 5 v. 17. 9. 1921, v. Hitler verfaßt, Privatbesitz. 

16 Sebottendorff, S. 265; Stampfer, Die ersten 14 Jahre der Deutschen Republik, S. 336, 
nennt richtig außer „Oberland“ auch das Freikorps Epp und die Brigade Ehrhardt. 

17 „Wer in den letzten Tagen die Bahnhöfe beobachtet hat, zu Zeiten, in denen ein Zug nach 
Bayern abfuhr, der konnte sehen, daß dieselben Leute, die sich am 10. 3. 1920 unter dem 
Hochverräter Ehrhardt in Döberitz sammelten, wieder auf der Fahrt und, wenn sie sich, 
mit schwarz-weiß-roten Bändern und Hakenkreuzen geschmückt, die Hände schüttel- 
ten,... Wir setzen Rupprecht ein und dann geht’s auf nach der Judenhochburg Berlin.“ 
„Am bayrischen Wesen soll Deutschland genesen. Dieses Mal wird alles an die Wand ge- 
stellt“, Artikel in: Das Hamburger Echo; zit. nach MP, Nr. 212 v. 13. 9. 1921, S. 5: Ein 
Hakenkreuzzug gegen München? 
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gegen die Franzosen, lag großenteils in Händen des inneren Kreises der Ma- 
rinebrigade, der sogenannten OC, in der Kapitänleutnant Kautter die Füh- 
rung innehatte. Neben diesen Freikorpsorganisationen gehörten auch aktive 
Reichswehrsoldaten und Polizisten der SA an und machten dort, soweit sie 
beruflich dazu in der Lage waren, Dienst in Versammlungen, als Redner- 
schutz oder als „Rollkommandos“ in gegnerischen Versammlungen!®. Auch 
in der Polizei fanden sich nationalsozialistische Parteigänger, die als Aus- 
bilder oder auch sonst in der SA tätig waren!®. Ohne die Unterstützung von 
militärischer und polizeilicher Seite wäre die Partei und die SA nicht so 
rasch in die Höhe gekommen. 

Zu den Zellen, aus denen die SA entstand, gehörte auch der „Führer- 
schutz“. Ulrich Graf, „der ständige Begleiter“ Hitlers, stellte die erste Leib- 
wache, die aus seiner Person und etwa vier bis acht Männern bestand, die 
er ausgesucht hatte?®. Graf fehlte bei keiner Versammlung; weil er mit sei- 
nen acht Männern den ersten Redner- und Versammlungsschutz stellte, galt 
er vielfach als erster SA-Mann?!. 

Unter den ersten fünfundzwanzig Mitgliedern der SA waren nach der 
vorliegenden Liste acht Kriegsteilnehmer, darunter zwei Kriegsversehrte; 
das älteste Mitglied zählte dreißig Jahre, das jüngste fünfzehn Jahre; zwei 
gehörten der Polizei an??. 

Ihre Feuertaufe empfing die SA am 4. November 1921 anläßlich einer 
Versammlung der Nationalsozialisten im Hofbräuhauskeller, deren Spren- 
gung von der Linken vorbereitet war. In einer blutigen Schlägerei behaup- 
teten sich die Versammlungsveranstalter; die Leitung der Versammlung hatte 
Hermann Esser. Etwa achthundert anwesenden Marxisten standen nur rund 
fünfzig SA-Männer als Versammlungsschutz gegenüber. Hitler schilderte 
begeistert diese Saalschlacht u. a. mit folgenden Worten: 


18 „Die Stroßtrupps zu seinen Versammlungen (Hitler; Verf.) gibt die Minenwerferkompanıe 
19 der Reichswehr. An der Spitze steht Hauptmann Streck“. Aus Erhard Auers Be- 
schwerdeschrift an den Reichswehrminister Gessler, Anfang 1922; zit. nach Röhm, 
S. 138—140. 

19 MP, Nr. 162 v. 14.7. 1922, S. 4: Hakenkreuz und Ettstraße; Nr. 170 v. 24. 7. 1922, S. 6: 
Ein Überfall auf offener Straße. 

20 Mdl. Mitt. 

21 Ulrich Graf 65 Jahre alt, in VB, Nr. 87 v. 6. 7.1943, S. 3. 

22 „Deutschlands erste SA*, „Turn- und Sportabteilung 1921*, Liste, Privatbesitz. 

23 Zahlenangaben nach Volz, Daten zur Geschichte der NSDAP, S. 119. 
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„Wie viele habe ich damals erst so recht kennengelernt; an der Spitze 
meinen braven Maurice, meinen heutigen Privatsekretär Heß und viele an- 
dere, die, selbst schon schwer verletzt, immer wieder angriffen, solange sie 
sich auf den Beinen halten konnten. Zwanzig Minuten lang dauerte der Höl- 
lenlärm, dann aber waren die Gegner, die vielleicht sieben- bis achthundert 
Mann zählen mochten, von meinen nicht einmal fünfzig Mann zum größten 
Teil aus den Saal geschlagen und die Treppen hinunter gejagt... . Bis zum 
Herbst 1923 hat uns seitdem die Münchner Post keine Fäuste des Proletariats 
mehr angekündigt... .. Fast jubelte einem doch wieder das Herz angesichts 
solcher Auffrischung alter Kriegserlebnisse*.* 

Von Hitler erhielt sie von diesem Ereignis an die Bezeichnung „Sturm- 
abteilung“, die bisher nebenbei geführt wurde, als Ehrentitel. „Wie schon 
diese Bezeichnung sagt, stellt sie damit nur eine Abteilung der Bewegung 
dar. Sie ist ein Glied in ihr, genauso wie die Propaganda, die Presse... .*, 
so kommentierte Hitler ausführlich den Namen der SA, um jede falsche 
Einschätzung, besonders als Wehrverband zu vermeiden?®. Diese Saalschlacht 
gab Anlaß zu einem Aufruf im VB, in dem die jungen Männer zum Eintritt 
in dieSA aufgerufen wurden?®. 

Aber nicht nur Selbstschutz und Verteidigung, sondern auch Angriff und 
aktiver Terror gegen die politischen Feinde war nach Hitlers Willen Zweck 
der SA. Noch vor der „Hofbräuhausschlacht“, die eine Verteidigungshand- 
lung war, wurde von Hitler und seinen Leuten eine Versammlung des „Bay- 
ernbundes“ unter Ballerstedt gesprengt; diese Versammlungssprengung hatte 
für Hitler, Esser und Körner ein unangenehmes gerichtliches Nachspiel. Sie 
wurden zu drei Monaten Gefängnis verurteilt, von denen ihnen zwei Drittel 
als Bewährungsfrist erlassen wurden. Drei Wochen mußte Hitler jedoch im 
Juli 1922 „absitzen“?”., 

Der innere Dienstbetrieb gestaltete sich folgendermaßen: wöchentliche 
Zusammenkünfte, Pflichtappelle, Unterrichtsabende, ferner Turnspiele, 
Sportveranstaltungen, gemeinsame Wochenendausflüge, Erscheinen zu den 


24 Hitler, II, S. 150. 

25 Hitler, II, S. 184. 

26 VB, Nr. 85 v.9. 11. 1921, S.1. 

27 Nationalbolschewistische Gewaltakte, in MP, Nr. 214 v. 15. 9. 1922, $.5; 
NS-Terror, in MP, Nr. 9 v. 12, 1. 1922; Nr. 10 v. 13.1.1922, S. 5. 
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festgesetzten Versammlungen war Pflicht. Als äußeres Kennzeichen trug 
die SA in der Anfangszeit nur die Hakenkreuzarmbinde. Als Waffen wurden 
meist Gummiknüppel und Pistolen mitgeführt unter der Bezeichnung „Feuer- 
zeug“ und „Radiergummi“?®, 

Für die jungen Burschen war die Tätigkeit in der SA eine „Gaudi“, be- 
sonders der Außendienst, der ja immer etwas Abenteuerliches, Aufregendes, 
Gefährliches und Prickelndes mit sich brachte: das Zettel-Ankleben, Flug- 
blätter-Verteilen, Plakate-Anschlagen, bzw. das gewaltsame Entfernen der 
Plakate und Anschläge der Gegner; das Bemalen von Häusern und Straßen 
mit Hakenkreuzen und antisemitischen Aufschriften, die Schlägereien mit po- 
litischen Gegnern, das Verprügeln und körperliche „Überprüfen“ von Juden, 
die Aufmärsche mit Fahnen und Musik, die Straßenkämpfe und Saalschlach- 
ten. Der Reiz der Gefahr wurde durch polizeiliche Verbote noch erhöht. Ge- 
heime Zusammenkünfte fanden an verbotenen Plätzen statt, wie z. B. in 
Schulhäusern. So wurde im September 1921 eine Versammlung von etwa 
einhundert SA-Männern in einer Schule ausgehoben; die SA-Leute hatten 
von Emil Maurice unterschriebene Einladungszettel und trugen Gummiknüp- 
pel?®. Dieser Vorfall gab Anlaß zur ersten Debatte über die NSDAP im 
Stadtrat. Dabei wurde die intensive Werbung für die SA erwähnt, die auch 
durch Postkarte mit persönlicher Anschrift erfolgte. Der Vordruck lautete: 
„Zur Einreihung in die Sturmabteilung werden Sie gebeten, Mittwoch, den 
7. September 1921, abends acht Uhr im Sterneckerbräu zu erscheinen, Arm- 
binde mitbringen. Gez. Klintzsch.“ Die MP benützte den Anlaß zu einem 
heftigen Angriff auf den Polizeipräsidenten Pöhner, der solches Treiben decke 
und dulde. „Pöhner ist die Gefahr für München, für Bayern. Er ist noch im 
Amte.“ „Wir erwarten, daß der Antrag dazu beihilft, dem Polizeipräsiden- 
ten das Handwerk zu legen?®.“ 


Das Lied der Brigade Ehrhardt „Hakenkreuz am Stahlhelm, schwarz- 
weiß-rotes Band, die Brigade Ehrhardt werden’s wir genannt“, wurde eben- 
falls von der SA übernommen, die es wie folgt sang: „Hakenkreuz am 


28 VB, Nr. 74/5 v. 1. 10. 1921, S. 5: Nachrichten der Sturmabteilung; Nr. 76 v. 5. 10. 1921; 
Nr. 81 v. 26. 10. 1921; Nr. 84 v. 5. 11. 1921; Nr. 85 v. 9. 11. 1921, usw. 

29 MP, Nr. 219 v. 21.9. 1921. 

30 MP, Nr. 217 v. 19. 9. 1921, S. 7: Hitlers Leibgarde ausgehoben. 
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Stahlhelm, schwarz-weiß-rotes Band, Sturmabteilung Hitlers werden wir ge- 
nannt!“ 

Die Gewinnung der Jugend war die Hauptaufgabe der SA; schon in den 
ältesten Parteisatzungen war auf die Wichtigkeit der Jugend hingewiesen 
worden. So ging der Gründung der SA bereits die Gründung einer Studenten- 
gruppe voraus. Hitler sprach im Februar 1921 vor einer Studentenversamm- 
lung im Hofbräuhausfestsaal und erntete brausenden Beifall. Anschließend 
gründete Rudolf Heß eine nationalsozialistische Studentengruppe an der 
Universität München!. Ein Jahr später, im Mai 1922, wurde der „Jugend- 
bund der NSDAP“ unter Führung von G. A. Lenk gegründet. Bei der Grün- 
dungsversammlung sprachen im Bürgerbräukeller Hitler, Klintzsch und 
Lenk®?. 

Im Laufe des Jahres 1922 griff die Tätigkeit der Münchner SA auch mehr 
und mehr aufs Land über. Propagandafahrten über Land zu Versammlun- 
gen auswärtiger Ortsgruppen wurden auf Lastwagen unternommen, von 
denen die Hakenkreuzfahne wehte und die SA-Lieder erschollen. Nach Te- 
gernsee, Tölz, Rosenheim und Traunstein gingen die ersten motorisierten SA- 
Fahrten®®. Die Motorstaffel wurde von Christian Weber geführt. Auch in der 
Stadt München wurde die Propaganda mit Kraftwageneinsatz in großem 
Stile von der SA betrieben. 

Den ersten großen Aufmarsch der SA erlebte München am 16. August 
1922 anläßlich der Protestkundgebung der vaterländischen Verbände gegen 
das Republikschutzgesetz; mit wehenden Hakenkreuzfahnen marschierte 
die SA zum Königsplatz, aber immer noch im „Räuberzivil*, die Haken- 
kreuzbinde am linken Arm als einziges einheitliches Kennzeichen. 

Die Fahrt zum „Deutschen Tag“ in Coburg, der vom Herzog von Coburg 
zusammen mit den vaterländischen Verbänden im Oktober 1922 veranstal- 
tet worden war, war der erste große Vorstoß der SA nach Nordbayern; acht- 
hundert SA-Männer und die gesamte Parteiführung nahmen daran teil®*. 
Die Zunahme der SA im Laufe des Jahres 1922 war so groß, daß die Hun- 


31 VB,Nr. 15 v. 20. 2. 1921, $. 4. 

32 VB, Nr. 19 v. 8. 3. 1922, S. 2, enthält den Aufruf: An die deutsche Jugend; VB, Nr. 39 
v. 17.5.1922, $.3. 

33 Mdl. Mitt. 

34 Luedecke, $. 86. 
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dertschaften sich sprunghaft vermehrten, im November 1922 wurde bereits 
die elfte Hundertschaft, unter Führung von Rudolf Heß, bestehend aus lau- 
ter Studenten, aufgestellt. Die Studenten standen, wie immer, in der nationa- 
len Front als Aktivisten an der Spitze und spielten auch in der frühen 
NSDAP eine große Rolle. 

Im Dezember 1922 wurde in München eine Ortsgruppe des ehemaligen 
Freikorps „Roßbach“ gegründet, das nach seiner Auflösung unter dem Na- 
men „Vereinigung zur Wahrung der Interessen der deutschen Grenzmärker“ 
weiterbestand®’s. Die Münchner Ortsgruppe wurde von Leutnant a. D. Ed- 
mund Heines geführt. Das äußere Kennzeichen der „Roßbacher“ war eine 
schwarze Binde mit silbernem „R“, durchschnitten von zwei waagerechten 
silbernen Streifen. Bei der Gründungsfeier waren zwei SA-Abteilungen an- 
wesend; der Führer des Freikorps wurde mit Jubel empfangen. „In Ehr- 
furcht“, begrüßte er den nicht anwesenden „großen Führer Hitler“?®. Die 
Roßbacher gehörten als eigene Gruppe der SA an. Roßbach hatte auch in 
Berlin an der Gründung der nationalsozialistischen Partei maßgebend mit- 
gewirkt?”. 

Neben Hundertschaften, die im Jahre 1923 in Kompanien umgewandelt 
wurden, gab es eine Reihe von Sonderabteilungen der SA, die im Laufe des 
Jahres 1922 und 1923 entstanden: da war die bereits erwähnte Motorstaffel; 
ferner gab es eine „Technische Abteilung“, eine „Artillerieabteilung“, eine 
„Radfahrabteilung“, ein „Reiterkorps“, ein „Musikkorps“. Das SA-Regi- 
ment München umfaßte im Jahre 1923 dreizehn Kompanien, eine Wach- 
kompanie, den „Stoßtrupp Hitler“, ferner die obengenannten Abteilungen: 
Technische Abteilung, Artillerieabteilung, Fahrradabteilung; außerdem ge- 
hörten zu dem Regiment die SA Augsburg, Freising, Holzkirchen, Ingol- 
stadt, Niederbayern’®. 


35 Der VB v. 11. 11. 1922, Nr. 90, S. 3 enthält eine Aufforderung an die Studenten der 
„radikal-völkischen Studentengruppe“ zu einem Treffen. 

35aLt. Roßbach gründete im November 1918 in Graudenz die „Freiwillige Sturmabteilung 
Roßbach“ für den Grenzschutz Ost. Sie kämpfte Ende 1919 auch im Baltikum, wurde 
während des Kapp-Putsches „2. Reichswehrbataillon 37“, kämpfte dann im Ruhrgebiet, 
wurde anschließend aufgelöst, bestand aber als „Arbeitsgemeinschaft Roßbach“ weiter, 
beteiligte sich am Kampf um Oberschlesien. Dr. K. G. Klietmann, „Freiwillige Sturm- 
abteilung Roßbach“, in „Feldgrau“ 1961, Heft 5, Heft 6. 

36 MP, Nr. 283 v. 5. 12. 1922, $. 2: Roßbach unter seinem Namen. 

37 Mdl. Mitt. v. G. Roßbach; vgl. auch sein Buch: Mein Weg durch die Zeit (1951). 

38 Führerliste des SA-Regiments München, Privatbesitz. 
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Die SA war ein Privatheer, das auf den Führer Hitler persönlich ver- 
flichtet war; ähnliche Erscheinungen kennt man aus der Spätantike. Wie weit 
diese Verpflichtung ging, was Hitler von seinen Leuten forderte, das sagte er 
ihnen deutlich in einer Versammlung am 8. November 1922: „Nur solche 
sollen sich melden, die gehorsam sein wollen den Führern und bereit, wenn 
es sein muß, in den Tod zu gehen?®!* 


3. Propaganda und Organisation 


Propaganda und Organisation als feste Grundlage der Partei wurden 
erst durch Hitler geschaffen und eingerichtet!. Von dem Augenblick an, in 
dem Hitler als Werbeobmann in die Geschichte der DAP eingriff, gewann ihr 
Auftreten in der Öffentlichkeit einen mehr oder minder militanten Charak- 
ter, der aus der damaligen Bürgerkriegsatmosphäre heraus geboren war. Der 
Wesenszug des Bürgerkrieges, von der sozialistischen Massenbewegung ge- 
schaffen und entwickelt, wurde von Hitler systematisch weitergepflegt und 
ausgebaut. Daß Hitler seine angeborenen massenagitatorischen Fähigkeiten 
in so beispielloser Weise entfalten konnte, ist nur aus der Zeitstimmung der 
Bürgerkriegsatmosphäre, aus der seelischen Anfälligkeit, die der Krieg ge- 
schaffen hatte, erklärlich. Bereits in den Wiener Jugendjahren war sein Inter- 
esse für Massenbeherrschung geweckt worden. Das in Wien zu Beginn des 
zwanzigsten Jahrhunderts stark entwickelte Parteiwesen und die heftigen 
Parteikämpfe mit Saal- und Straßenschlachten waren Hitlers erster An- 
schauungsunterricht auf parteipolitischem Gebiet. Die beiden großen, das 
öffentliche Leben Wiens beherrschenden Massenparteien, die Sozialdemokra- 
ten und die Christlich-Sozialen, hatten Massenbeeinflussung und Massen- 
lenkung durch Propaganda bereits in hohem Maße entwickelt?. Diese Wiener 
Erlebnisse hatten Hitler für das Wesen der Propaganda hellhörig gemacht 


39 Zit. nach Polizeibericht v. 6. 12. 1922, Akten d. bayer. Innenmin., Fotokopie, Privatbesitz. 
1 Mdl. Mitt. 

2 Über das Wiener Parteileben geben u. a. Auskunft F. Funder, Vom Gestern ins Heute, 

Wien 1952, S. 279 ff.; ferner E. Heinl, Über ein halbes Jahrhundert, Wien 1951, S. 41/2. 
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und waren die Voraussetzungen für die Folgerungen, die er dann aus der 
Kriegspropaganda zog. Am meisten gelernt als Propagandist hat Hitler 
zweifelsohne von der britischen Kriegsgreuelpropaganda, deren Technik und 
Methoden für ihn vorbildlich wurden. Man darf ohne Übertreibung sagen, 
daß Lord Northcliffe der geistige Vater der nationalsozialistischen Propa- 
ganda, daß Hitler sein gelehrigster und größter Schüler war. 


a) Die Propaganda 


Für die Entwicklung der Partei wurde Hitlers Grundsatz bestimmend, 
daß die Propaganda die Hauptaufgabe, daß die Organisation nur Mittel 
zum Zweck, d. h. Mittel für die Propaganda zu sein hatte. In diesem Sinne 
wurde die Parteimaschine von ihm aufgebaut. 

„Die Idee selbst einer größeren Zahl Menschen zu vermitteln*“, erklärte 
Hitler als die wichtigste Aufgabe der Partei. Daß die größte Bedeutung in der 
Propaganda und in der Massenbeeinflussung dem gesprochenen Wort, der 
Werbung in der öffentlichen Versammlung zukam, war ein Grundsatz, den 
Hitler schon in Wien in seiner vollen Bedeutung kennengelernt hatte, und 
den er folgerichtig beherzigte®. Dabei vernachlässigte er aber die schriftliche 
Werbung nicht. Klebezettel, Flugblatt und Plakat wurden zur Werbung mei- 
sterhaft benutzt. Er selbst hat in der Frühzeit den Großteil der Plakate und 
auch viele Flugblätter entworfen und verfaßt®. 

Seinem Grundsatz entsprechend, das das gesprochene Wort die wirk- 
samste Propagandawaffe sei, trieb Hitler mit rastloser Energie zur Veran- 


3 Hitler, I, 185—196. — „The elaborate and ingenious machinery for the man-enslavement 
of semi-educated minds, invented for private profit under British and American r&gimes 
of laisser faire, has been simply taken over by the rulers of states who have employed 
these mental appliances, reinforced by the cinema and radio, for their own sinister 
purposes. After Northcliffe-Hitler- though Hitler was not the first in his line.“ Arnold 
Toynbee, A study of history. (Abridgement of volumes I-VI by D. C. Someryell.) 
New York 1947, S. 293. 

4 Hitler, II, S. 229. 

5 Ebda, I, S. 110 f.;$. 192. 

6 S. Plakatanhang bei Hitler, I (I. Aufl.). 
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staltung von öffentlichen Versammlungen. Der Beginn der nationalsozialisti- 
schen Versammlungswelle, die in wenigen Jahren zu einem weltgeschicht- 
lichen Vorgang wurde, lag im Oktober 1919. Die völlige Unbekanntheit der 
DAP, der Mangel an Geldmitteln und an Rednern schienen zunächst unüber- 
steigbare Schranken auf dem Wege zur Öffentlichkeit zu sein, Schranken, vor 
denen der leitende Parteiausschuß (Harrer, Drexler) zaghaft haltmachte. Von 
der ersten Stunde seines Wirkens in der Partei trieb Hitler mit seiner grenzen- 
losen, vor keinem Hindernis zurückschreckenden Willenskraft zum Sprung 
über diese Hürde. Der Schritt an die Öffentlichkeit konnte zunächst nur in 
Verbindung mit anderen völkischen Gruppen gewagt werden (Deutscher 
Schutz- und Trutzbund, DSP), die sowohl rednerisch wie auch finanziell 
dazu besser in der Lage waren. Die Verwechslung und Identifizierung der 
DAP und NSDAP mit dem Schutz- und Trutzbund rührte daher nicht 
nur aus der ideologischen Gemeinsamkeit, sondern mehr noch aus der ge- 
meinsamen Versammlungstätigkeit her. Die DAP hatte als Redner zunächst 
niemand anderen als Hitler zu stellen. Da dieser noch völlig unbekannt war, 
sprach er auf Versammlungen wie im Hofbräukeller und anderen als dritter 
oder vierter Redner. So berichtete der VB über den ersten Vorstandsabend 
der DAP: „Die DAP (Deutsche Arbeiterpartei), Ortsgruppe München, ver- 
anstaltete am Donnerstag, den 16. Oktober im Saale des Hofbräukellers 
einen Vortragsabend, der bei sehr gutem Besuche ruhig und anregend verlief. 
Infolge Verhinderung des Referenten sprach Herr Dr. Erich Kühn, Schrift- 
leiter der Monatshefte ‚Deutschlands Erneuerung‘ über das Thema: ‚Die Ju- 
denfrage — eine deutsche Frage... .‘ Herr Hitler von der Deutschen Arbeiter- 
partei behandelte mit zündenden Worten die Notwendigkeit des Zusammen- 
schlusses gegen den gemeinsamen Völkerfeind und begründete insbesondere 
die Unterstützung der deutschen Presse, damit das Volk erfahre, was die Ju- 
denblätter verschweigen. Herr Kreller vom Deutschen Schutz- und Trutz- 
bund forderte zur lebhaften Beteiligung an der Werbearbeit für die Volksab- 
stimmung gegen die Einwanderung der Ostjuden auf... Herr Sesselmann 
von der Deutschsozialistischen Partei legte in kurzen Zügen die Ziele des 
Antisemitismus dar, forderte gegenseitige wirtschaftliche Unterstützung und 
‘ mahnte zur Einigkeit. Im Schlußwort warnte der Vorsitzende vor Radau- 
Antisemitismus. Durch Beharrlichkeit und zähe völkische Arbeit unter rest- 
loser Aufklärung müssen wir das Ziel erreichen?.“ Erstaunlich ist und bleibt, 
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mit welcher Systematik und Methodik der damals dreißigjährige Gefreite 
Hitler von der ersten Stunde an wie nach einem genau ausgearbeiteten Plan 
vorging. Einen solchen hatte er tatsächlich, zwar nicht auf dem Papier, aber 
im Kopf. Die Versammlungswelle wurde systematisch gelenkt und gesteigert. 
Sie begann mit einem vierwöchigen Turnus, der bald auf einen vierzehntägi- 
gen und schließlich auf einen achttägigen konzentriert wurde. Schon im Laufe 
des Jahres 1920 wurden die nationalsozialistischen Versammlungen in Mün- 
chen eine ständige und regelmäßige Einrichtung, die aus dem politischen Ge- 
schehen Münchens ab 1921 nicht mehr wegzudenken war. 

„Die NSDAP durfte nicht der Büttel der öffentlichen Meinung, sondern 
sie mußte ein Gebieter derselben werden. Nicht Knecht soll sie der Masse 
sein, sondern Herr®!“ Nach diesem Leitgedanken wurde von Hitler die Agi- 
tation zielbewußt betrieben; es wurden Schwerpunkte gebildet mit folgenden 
Hauptthemen: 

1. Kampf gegen das Judentum, gegen Schieber, Wucherer und Kriegsge- 
winnler. Die Bekämpfung des Judentums wurde mit der Bekämpfung 
des Schieber- und Wuchertums identifiziert; 

. Kampf gegen die „Friedensverträge*“ von Versailles und St. Germain; 
. Kampf gegen den Marxismus; 
. Kampf gegen den Separatismus; 
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. Kampf gegen das internationale Leihkapital und gegen den Mammo- 
nismus. 

Hitler setzte sich rückhaltlos persönlich ein und trug im ersten Jahr die 
Hauptlast der Versammlungstätigkeit fast allein. Nach und neben ihm war 
die zugkräftigste rednerische Begabung der zwanzigjährige Esser, der ab 1921 
hervortrat und besonders die außerbayerischen Gebiete bearbeitete. Er darf 
als bester Redner der Partei nach Hitler in der Frühzeit bezeichnet werden. 
Auf die bürgerlichen Schichten wirkte besonders eindrucksvoll Gottfried Fe- 
der mit seinen sachlichen Ausführungen. Auch Anton Drexler trat oft als 
Redner auf; da ihm aber die agitatorische Begabung gänzlich fehlte und er 
an die schriftliche Vorlage gebunden war, wurde er nie ein erfolgreicher Red- 
ner. Als Redner wirkten ferner Dietrich Eckart, Oskar Körner, Max Sessel- 


7 VB, Nr. 55 v. 22. 10. 1919. Über die zweite Versammlung der DAP berichtete der VB, 
Nr. 63 v. 19. 11.1919. 
8 Hitler, II, S. 106. 
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mann, ab 1922 auch Julius Streicher, Max Weber und verschiedene andere 
Parteimitglieder. 

Wichtig war für die junge Partei die Rednerunterstützung durch die öster- 
reichischen und sudetendeutschen Nationalsozialisten. Für die Frühzeit der 
Bewegung war es ein wesentliches Merkmal, daß der Zusammenhang mit den 
Gesinnungsgenossen des Deutschtums der ehemaligen Habsburgischen Mo- 
narchie viel enger war als mit denen Norddeutschlands. Als Redner traten in 
München häufig auf die sudetendeutschen Führer Knirsch, Jung und Krebs, 
von den österreichischen Nationalsozialisten Dr. Riehl, Gattermayer, Pro- 
dinger und Josef Koller. 

Bei der schriftlichen Werbung lag das Hauptgewicht auf den blutroten 
Plakaten, die Hitler einführte und vielfach selbst verfaßte, ferner auf Flug- 
blättern und Klebezetteln®. Erst ab Januar 1921 hatte die Partei ein eigenes 
publizistisches Organ, den „Völkischen Beobachter“ (VB). Später tauchten 
noch einige kleine Blätter auf, so „Der Schanzer“ in Ingolstadt und „Der 
Stürmer“ in Nürnberg. Ab Frühjahr 1923 wurden auch Lichtbild und Film 
in den Dienst der Propaganda gestellt!%. Zum periodischen Schrifttum der 
NSDAP in der frühesten Zeit darf man im weiteren Sinne auch Dietrich 
Eckarts Zeitschrift „Auf gut deutsch“ zählen, die Eckart dann im Jahre 1921 
eingehen ließ, alser die Leitung des VB übernahm. 

Für die Propaganda spielten eine ausschlaggebende Rolle die Menschen, 
die ihre Träger waren. Das waren die aktiven Parteimitglieder, die Ange- 
hörigen des Saalschutzes, der späteren SA. Sogenannte Stoßtrupps und Roll- 
kommandos wurden gebildet, die die Verteilung der Klebezettel, der Flug- 
blätter und der Plakate betrieben. Dabei war der persönlichen Initiative der 
einzelnen weitester Spielraum gelassen. Der Einsatz der aktiven Parteimit- 
glieder — und andere als Aktivisten gab es in der Frühzeit nicht —, ihr 
Opfergeist, ihre Begeisterung waren die Voraussetzung der großen Erfolge, 
des raschen Aufstiegs. Tag und Nacht waren die Leute unterwegs beim An- 
kleben von Plakaten und Klebezetteln, beim Verteilen der Flugblätter, bei 
der Propaganda von Mund zu Mund. Von den Türmen der Frauenkirche und 


9 Hitler, I, S. 387/8: „Wirkung auf die breite Masse, Konzentration auf wenige Punkte, 
immerwährende Wiederholung derselben .. , Als Farbe wurde grundsätzlich rot ge- 
wählt,....* 

10 VB, Nr. 79 v.28. 4.1923, 5.5. 
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vom Rathausturm flatterten die Flugzettel, von Fahrrädern und Kraftfahr- 
zeugen ebenso wie von den Dächern der Straßenbahnen. Die Klebe- und 
Beschriftungstrupps waren nächtelang unermüdlich tätig, ihre Plakate und 
sonstiges Propagandamaterial an Häusern und Schaufenstern, ihre Beschrif- 
tungen an Wänden und auf Straßen, an Brücken und Kaminen anzubringen. 
Ausflüge an Sonn- und Feiertagen wurden benutzt, um die Agitation aufs 
Land zu tragen, teils organisiert, teils individuell*!. 

„An der Braunauer Brücke sind seit einigen Tagen ... an den Steinpfei- 
lern zwei, mindestens drei Meter hohe in schwarzer Teerfarbe ausgefüllte 
Hakenkreuze angebracht, deren einzelne Bänder eine Breite von ca. 60 Zenti- 
meter zeigen... . Das Hakenkreuz ist aber Aufforderung zum Rassemord 
... Die Wahl der Braunauer Brücke hat einen gewissen tieferen Sinn. Sie soll 
wohl das verständnisinnige Sinnbild der antisemitischen Bruderschaft zwi- 
schen Budapest und München in schwarzer Teerfarbe darstellen ... .“, so be- 
richtete die MP über die nationalsozialistische Propaganda der Frühzeit!?, 
Besonders wirksam wurde die Propaganda durch die militärische Symbolik. 
Hakenkreuzfahne und Hakenkreuzarmbinde, Parteiabzeichen und Heilgruß, 
geschlossene Aufmärsche mit Liedern und Marschmusik, die durch Unifor- 
mierung ab Frühjahr 1923 noch eindrucksvoller gestaltet wurden, trugen 
wirksam zum Wachstum der Bewegung bei!®. 

Im Winter 1919/20 war der örtliche Mittelpunkt der Versammlungstätig- 
keit die Gaststätte „Deutsches Reich“ in der Dachauer Straße. Da diese Gast- 
stätte in der Nähe der Kasernen lag, gewann sie bald große Bedeutung. Viele 
Soldaten kamen als Besucher, darunter im Herbst 1919 Hauptmann Röhm**. 
Die Gaststätte „Deutsches Reich“ war auf Drängen Hitlers als Versamm- 
lungslokal genommen worden. Als die erste Versammlung schlechter besucht 
war als die letzte im Eberlbräu, gab es zwischen Hitler und ängstlich gewor- 
denen Mitgliedern des Ausschusses Auseinandersetzungen, weil die „ewigen 
Zweifler“ die Ursache dieses Rückschlages in der zu großen Häufigkeit der 
Kundgebungen sahen. Hitler vertrat jedoch den Standpunkt, „daß man sich 


11 Mdl. Mitt. 

12 MP, Nr. 145 v. 25. 6. 1920, S. 4. 

13 Über den Aufgabenbereich von Propaganda und Organisation äußerte sich Hitler: „Auf- 
gabe der Propaganda ist es, Mitglieder zu gewinnen“, II, S. 231. 

14 Röhm, $. 107. 
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durch Rückschläge nicht irre machen lassen dürfe... Überhaupt war diese 
ganze Zeit des Winters 1919/20 ein einziger Kampf, das Vertrauen in die 
siegende Gewalt der jungen Bewegung zu stärken und zu jenem Fanatismus 
zu steigern, der als Glaube dann Berge zu versetzen vermag®5.“ Hitler setzte 
seinen Willen durch und hielt in vierzehntägigen Abständen Versammlungen 
im „Deutschen Reich“ ab. Bei der vierten Versammlung waren über vierhun- 
dert Personen anwesend. Über eine Versammlung der DAP im Januar 1920 
berichtete auch derVB. G.Feder sprach über „Der Staatsbankrott als Rettung“ 
und gab die Gründung seines „Kampfbundes zur Brechung der Zinsknecht- 
schaft“ bekannt. Der VB bedauerte, daß die Versammlung „nicht in breitester 
Offentlichkeit stattfinden konnte!®.“ Der Durchbruch zur breiten Öffentlich- 
keit glückte dann durch Hitlers Unternehmungsgeist am 24. Februar 1920. 
Der VB bezeichnete Dr. Dingfelders Rede als „ausgezeichnet“, während Hit- 
ler sie in seinem Buch totschwieg. Dingfelders Rede wurde „mit brausendem 
Beifall“ belohnt. 

Nach der Verkündigung des Programmes durch Hitler, „das in denGrund- 
zügen dem Programme der Deutschsozialistischen Partei nahe kommt“, wur- 
de von der Versammlung folgende Entschließung einstimmig angenommen: 
„Mehr als zweitausend deutsche Volksgenossen aller schaffenden Stände, die 
am Dienstag, den 24. Februar 1920 im Hofbräuhaussaal versammelt sind, 
protestieren aufs schärfste gegen die Zuweisung von 40000 Zentnern Wei- 
zenmehl an die jüdische Kultusgemeinde, während für 10 000 Schwerkranke 
kein Krankenbrot zu haben ist...“ „Die Versammlung hinterließ den Ein- 
druck“, so schloß der VB seinen Bericht, „daß eine Bewegung im Gange ist, 
die sich unter allen Umständen durchsetzen wird!?“, 

Während die Entwicklung des organisatorischen Apparates bewußt ver- 
nachlässigt wurde, entfaltete Hitler eine einzigartige propagandistische Tä- 
tigkeit, die alles in den Schatten stellte, was München bis dahin auf politi- 
schem Gebiet erlebt hatte. Ab Frühjahr 1920, nach der erfolgreichen Ver- 
sammlung im Hofbräuhausfestsaal am 24. Februar 1920, wurde jede Woche 
in München eine öffentliche Versammlung abgehalten!®. Die regelmäßigen 


15 Hitler, I, S. 380. 

16 VB, Nr. 6 v. 21.1.1920. 

17 VB, Nr. 17 v. 28. 2. 1920. 

18 Schüßler, Anfänge der Bewegung, VB, a.a.O. 
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wöchentlichen Sprechabende und Ausschußsitzungen fanden ebenfalls statt. 
Es gab keine zweite Partei mit diesem Arbeitstempo und dem agitatorischen 
Fleiß, wie die NSDAP ihn aufbrachte. 

Die erste Versammlung im März 1920 wurde im VB angekündigt; Hitler 
sprach über das Thema: „Die Wahrheit über den Gewaltfrieden von Brest- 
Litowsk!®.“ Laut Bericht der Fahndungsabteilung der Schützenbrigade 21 
war die Versammlung stark besucht und diente der Aufklärung „der arbei- 
tenden Klassen?°“, 

Im April 1920 berichtete erstmals das Sprachrohr der bayerischen Mehr- 
heitssozialisten, die „Münchner Post“ (MP) über die Tätigkeit der jungen 
DAP. Sie ist der wichtigste Spiegel der Entwicklung der NSDAP in der Früh- 
zeit aus der gegnerischen Perspektive. Kein anderes publizistisches Organ hat 
so wachsam und so sorgfältig den Werdegang der nationalsozialistischen 
Partei von Anfang an verfolgt wie die MP. Die erste Notiz erschien unter 
dem Titel: „Im Zeichen des Hakenkreuzes“ und hatte folgenden Wortlaut: 

„Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei — wer hinter diesem 
Gebilde steht, weiß man nicht — kündigt für diese Woche zwei populärwis- 
senschaftliche Vorträge an, von denen der eine am Dienstagabend im Hof- 
bräuhausfestsaal abgehalten wurde. Es sprach der Schriftsteller Rudolf John 
Gorsleben über ‚Judentum und Ariertum‘. Der Vortrag war ein ‚philologi- 
sches Seminar über germanische Sprachforschung‘“?!.“ Einen Monat später 
äußerte sich das Blatt schon ausführlicher. Unter dem Titel „Gleiche Brüder, 
gleiche Kappen“ schrieb die Zeitung über eine nationalsozialistische Ver- 
sammlung: 

„Ein Parteigebilde, das allerdings noch in den Windeln liegt und seinem 
Aussehen nach eine recht schwächliche Gesundheit hat, tritt hin und wieder 
unter der Bezeichnung ‚NSDAP‘ an die Öffentlichkeit. Am Dienstagabend 
sprach ein Herr Hitler über das Programm dieser ‚Partei‘. Er verzapfte die 
gleichen Sprüche und warf mit den gleichen Schlagworten um sich, wie man 
sie in deutsch-völkischen Propagandaveranstaltungen schlucken muß. Man 
begeiferte die Sozialdemokratie wegen ihres Eintretens für die Internationale 


19 VB, Nr. 18 v. 3.3.1920, $. 4. 

20 „Versammlungsbericht der DAP“ der Fahndungsabteilung, Buch.-Nr. 21 v. 5. 3. 1920, 
Akten der Schützenbrigade 21, Band 24, Akt 2, BHA. 

21 MP, Nr. 82 v. 8.4.1920, 5.5. 
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und machte ganz nach dem Muster Deutsch-Völkischer in Antisemitismus. Die 
Ordensbrüder vom Hakenkreuz und die Mitglieder dieser national-sozia- 
listischen ‚Arbeiter‘-Partei können getrost Arm in Arm gehen; denn letzten 
Endes haben sie alle ein- und denselben Vater??.“ 

Das Organ der USPD Münchens, „Der Kampf“, hatte sogar der Ver- 
sammlung im Hofbräuhaus am 24. Februar 1920 sein Augenmerk geschenkt. 
Es berichtete darüber unter dem Titel „Ein gestohlenes Programm“. Wenige 
Wochen später beschäftigte sich das Blatt wieder mit einer nationalsoziali- 
stischen Versammlung. „Hinter dem Großdeutschland der Deutschen Arbei- 
terpartei steckt das alte wilhelminische Deutschland“, schrieb „Der Kampf“, 
„das nach Aufhebung der Versailler Friedensverträge und nach Bildung eines 
‚Volksheeres‘, das heißt nach einem stehenden Heere für die arbeitslosen Of- 
fiziere schreit. Damit ist die Deutsche Arbeiterpartei als Handlanger der preu- 
ßischen Junker und Militaristen gekennzeichnet?®.“ Auch die größte bürger- 
liche Zeitung, die „Münchner Neuesten Nachrichten“ (MNN), berichteten 
über die von der MP glossierte nationalsozialistische Versammlung Anfang 
Mai 1920: „‚Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei‘ hielt am 
Dienstagabend im Hofbräuhausfestsaal eine zahlreich besuchte öffentliche 
Versammlung ab, in der A. Hitler über die Ziele dieser Partei sprach: ‚Mora- 
lische Zersetzung‘ des deutschen Volkes, das von einer ‚internationalen Fi- 
nanzbande‘ regiert werde. Heftige antisemitische Ausfälle mit Angriffen ge- 
gen die Sozialisten und gegen die Presse.“ Die Brechnung der Zinsknechtschaft 
und die übrigen vierundzwanzig Programmpunkte wurden als Allheilmit- 
tel zur deutschen Wiedergesundung empfohlen?®. Häufiger, wenn auch noch 
nicht regelmäßig, gab der VB Kunde von der nationalsozialistischen Ver- 
sammlungstätigkeit?®. 

Die nationalsozialistische Versammlung im Hofbräuhausfestsaal am 19. 
Mai 1920 wurde von der MP schon wesentlich zugespitzter kommentiert als 
die vorangehenden: „Die sogenannte Nationalsozialistische Arbeiterpartei 
ist die Schleppträgerin der Deutsch-Völkischen. Sie nennt sich bombastisch 


22 MP,Nr. 111 v. 14.5.1920, $.3. 

23 „Der Kampf“, Nr. 47 v. 26.2. 1920. 

24 Ebda, Nr. 52 v. 3.3. 1920, Beilage. 
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die ‚Deutsche Arbeiterpartei‘. Im Hofbräuhausfestsaal sah man gestern alles, 
nur keine Arbeiter. Dafür aber studentischeClaqueure, Hakenkreuzjünglinge, 
Münchner Bierdimpfl.“ Drexler sprach über „Internationaler oder nationaler 
Sozialismus“. „Er huldigt einem rassereinen Antisemitismus, dem ‚Sozialis- 
mus der dummen Kerls‘, wie Viktor Adler einst diese Borniertheit nannte. 
Jetzt bläht sie ihre Segel in der ‚NS-Partei“”.“ Für den 27. Mai kündigte der 
VB eine nationalsozialistische Versammlung mit einem Rechtsanwalt Rutz 
als Redner über das Thema „Wucher- und Schiebertum“ an. Rutz wurde 
gleichzeitig als Redner für eine Versammlung des Schutz- und Trutzbundes 
angekündigt?®. 

Über eine antisemitische Protestkundgebung der Nationalsozialisten be- 
richteten sowohl der VB wie die MP. Der VB schrieb, daß Hitler „ungeteilten 
Beifall“ fand. „Bei einer solchen Auffassung dieser ernsten Frage ist es im 
Hinblick auf die Wahlen am 6. Juni mehr als bedauerlich, ja, ein nationales 
Unglück zu nennen, daß die Partei auf die Aufstellung eigener Kandidaten 
aus Mangel an Geldmitteln verzichtete, gerade deshalb ein großes Unglück, 
weil eine sehr große Zahl von Wählern, die die Judenfrage ebenfalls als 
Hauptfrage erkannt haben, ihre Stimme unbedingt der Deutschen Arbeiter- 
partei aus vollster Überzeugung gegeben hätten.“ Die MP kommentierte 
unter dem Titel „Judenhetze“ wie folgt: „Erschienen sind antisemitische Mit- 
telständler und jüngere Studenten in Begleitung ihrer Eltern oder andere Er- 
wachsener. Es sprach Herr Adolf Hitler, der sich mehr wie ein Komiker be- 
nahm. Sein coupletartiger Vortrag enthielt in jedem dritten Satz den Re- 
frain: Schuld sind die Hebräer ... . Eines ist anzuerkennen: Herr Hitler ge- 
stand es selbst ein, daß seine Rede von Rassenhaß diktiert sei. Als der Redner 
die Frage aufwarf, wie man sich der Juden erwehren solle, gaben Zurufe aus 
der Versammlung die Antwort: ‚Aufhängen! Totschlagen!‘ Ein Student 
sagte in der Aussprache: ‚man dürfe nur Rechtsparteien wählen, die Bauern 
aber warten auf einen Mann und der heiße Rupprecht.‘ Und die versammel- 
ten Antisemiten, die die Kühnheit haben, ihre Partei Arbeiterpartei zu nen- 
nen, jubelten und klatschten Beifall3.“ 
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Einer der zugkräftigsten Redner war Gottfried Feder, der mit seinem 
„Kampfbund zur Brechung der Zinsknechtschaft“ zwar unabhängig von der 
Partei war, für sie aber oft als Redner auftrat. So verzeichnete die MNN 
eine Versammlung der Nationalsozialisten im großen Wagner-Saal mit Feder 
als Vortragendem über „Internationales Börsenkapital und Kleinrentner?!*“. 

Am gleichen Tage, an dem Feder im Wagner-Saal sprach, fand ein gut 
besuchter Sprechabend im Sterneckerbräu mit Direktor Ferdinand Wiegand 
als Redner statt??. 

Ende Juni sprachen im vollbesetzten Bürgerbräukeller Ehrensperger und 
Hitler über das Thema: „Der Jude als Arbeiterführer“. Ein dritter Redner 
forderte zum Boykott der jüdischen Geschäfte auf; ein weiterer Redner wand- 
te sich gegen die Verhimmelung der Parteiführer®®. 

Die MP nahm gegen die Judenhetze und das Predigen eines Rachekrieges 
in einem „Dummheit oder Verbrechen“ betitelten Artikel Stellung. „In Mün- 
chen haben die Leute, die sich unter dem Zeichen des Hakenkreuzes sammeln, 
Narrenfreiheit. Die sogenannte ‚Deutschnationale Arbeiterpartei‘, die 
Schleppträgerin der deutsch-völkischen Partei, die heute noch siegt und in Re- 
vanchegedanken zu irrsinnigen Taten aufpeitscht, machte in öffentlicher Ver- 
sammlung Spektakel, daß man in Spa nicht im Augenblick des Verhandlungs- 
beginns mit der Faust auf den Tisch schlägt. Der Referent, ‚Dr. Hitler‘, sagt: 
‚Wer unterschreibt, was er nicht halten kann, ist ein Lump‘; ferner trat er für 
die allgemeine Wehrpflicht ein. Den Ausklang des Referates bildete Juden- 
hetze3#.“ 

Am häufigsten sprach Hitler wohl über die „Friedensverträge“. Dieses 
Thema war nicht nur unerschöpflich, sondern auch am zugkräftigsten, weil die 
Durchführung der „Verträge“ sich in steigendem Maße auf jede Familie, auf 
den letzten Mann auswirkte, und die durch sie ständig gesteigerte wirtschaft- 
liche Not die beste Propaganda für die Nationalsozialisten und gegen den 
Staat war. „Brest-Litowsk und Versailles“ war ein Lieblingsthema Hitlers, 
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mit dem er immer wieder stürmischen Beifall erntete?®. In einer Rede über 
„Spa, Moskau und wir“ führte Hitler aus, nicht im Ausland solle das deutsche 
Volk sein Heil suchen, sondern im Inland. Zusammenschluß aller Deutschen, 
Abschaffung des Zinses, Bekämpfung von Schieber- und Wuchertum durch 
Todesstrafe und ordentliche Verteilung der Lebensmittel forderte der Red- 
ner. Die MP glossierte diese Versammlung unter dem Titel „Narrenfreiheit“ 
wie folgt: 

„Die sogenannte nationalsozialistsche DAP entwickelt sich mehr und mehr 
zu einer reaktionären Kohorte. In keiner Versammlung der Rechtsparteiler 
wird eine solche Sprache geführt wie von diesen Herren, die mit dem Worte 
‚sozialistisch‘ den größten Gimpelfang betreiben ..... Ihr Auserkorener, Herr 
Hitler, sprach in einer Versammlung im Hofbräuhaus über ‚Spa, Moskau und 
wir‘ in einem so schulmeisterlichen Ton an die Adresse der Reichsregierung, 
als hätte er die diplomatische Weisheit mit dem Löffel gegessen ... ..“ Das sei 
die „Großmannssucht“ dieses „bescheidenen Schriftstellers“ wie er sich zu 
nennen pflegt®®. 

Anfang August sprach in München einer der Führer der sudetendeutschen 
Nationalsozialisten, Dr. A. Schilling, über die Leiden des Deutschtums in der 
Tschechoslowakei. Anschließend berichtete Hitler über die Salzburger Tagung 
der Nationalsozialisten. Er erwähnte, daß Ingenieur Ballerstedt, der Führer 
des „Bayernbundes“, „Genosse Heims und Bothmers“, in Österreich Ver- 
sammlungen abgehalten habe, in denen er zum Abfall von Preußen aufgefor- 
dert habe und für eine Donaukonföderation eingetreten sei. „Eine Donau- 
konföderation heißt für Bayern Abhängigkeit von tschechischer und franzö- 
sischer Kohle. Nie und nimmer darf es dazu kommen. Lieber ein bolschewi- 
stisches Großdeutschland als ein von Franzosen und Tschechen abhängiges 
Süddeutschland!“ rief Hitler aus. Ballerstedt, der der Versammlung bei- 
wohnte, wurde unter den Rufen „Verräter, Spion!“ aus der Versammlung 
hinausgeworfen?”?. 

Gegen die Separatisten trat Hitler öfter auf; so fand am 6. Juli eine Mas- 
senversammlung im Bürgerbräu statt „als Protest gegen die Versuche zur 
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Sprengung der Reichseinheit und zur Verhinderung des Zusammenschlusses 
aller Deutschen zu einem Großdeutschland?®“. Anfang September wurde im 
Kindlkeller eine große Kungebung gegen die Separatisten veranstaltet; Hitler 
sprach über das Thema: „Reichszertrümmerer und Französlinge“. Er nahm 
scharf Stellung „gegen die ganze separatistische Brut??“ und rechnete scharf ab 
mit Dorten, Kuhn, Graf Bothmer, Ballerstedt und Dr. Heim", 

Vorgänge, wie der obenerwähnte der gewaltsamen Entfernung Baller- 
stedts aus einer Versammlung, beeindruckten die Münchner Offentlichkeit 
durchaus nicht negativ. Vor allem wurde der Kampf der Nationalsozialisten 
gegen die marxistischen Parteien von der eingesessenen Bevölkerung mit sicht- 
lichem Wohlwollen aufgenommen. Der Schrecken, den die Revolution dem 
Bürgertum eingejagt hatte, wirkte so nachhaltig, daß die Münchner den Mut, 
mit dem das kleine Häuflein Nationalsozialisten gegen die Linke vorging, 
bewunderten und sich teilweise dafür auch begeistern ließen. „Die ‚Gaudi‘, 
die in letzter Zeit mit Versammlungen der NSDAP verbunden ist — man 
hat vor kurzem einen Heim-Bothmer- Jünger frisch-fröhlich an die Luft ge- 
setzt — übt ihre Zugkraft. Am Freitagabend war der große Hofbräuhaus- 
festsaal bis zum letzten Platz besetzt. Der geschäftige Herr Hitler sprach 
über das Thema ‚Warum sind wir Antisemiten?“ „Eines hat Herr Hitler los“, 
so urteilt die MP über die Wirkung Hitlers auf die Münchner Bevölkerung, 
„das muß man ihm lassen, er ist der gerissenste Hetzer, der derzeit in Mün- 
chen sein Unwesen treibt*!.“ Mitte des Jahre 1920 erkannte die Linke also 
bereits die Gefahr, die von der NSDAP drohte, wenn auch nicht völlig, so 
doch als ferne drohendes Unwetter. Besonders die psychologische Wirkungs- 
kraft Hitlers gab bei der sozialdemokratischen Partei bereits Anlaß zum 
Nachdenken. Und je mehr die Erfolgskurve der NSDAP stieg, desto mehr be- 
schäftigte sich die gegnerische Presse wie die bürgerlich-„neutrale“ mit dem 
wunderlichen Phänomen; je mehr sich die Presse mit ihm beschäftigte, desto 
mehr machte sie — nolens volens — für Hitlers Bewegung Propaganda, zwar 
sehr unfreiwillig, aber desto wirksamer. Diese Komplementärwirkung gerade 
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der feindlichen Propaganda war es, auf die Hitler wartete, die er bewußt er- 
zeugte und herausforderte. Die Gegner mußten für seine Sache die wirk- 
samste Propaganda machen; damit sie das aber auch taten, mußten seine An- 
hänger genügend Stoff — möglichst auch Skandalstoff! — liefern, damit die 
Presse des gegnerischen Lagers gezwungen war, sich mit den Nationalsozia- 
listen zu befassen. Der Zwang dazu ging von der unerhörten Aktivität der 
Hitlerleute aus, die ihre geringe Zahl durch ein Übermaß an Energie und 
rücksichtslosem Draufgängertum wettmachten. Eben das war es, was die Be- 
sitzbürger beeindruckte und die Linke nötigte, sich schon so früh, als die 
Partei wirklich noch ein kleines Häuflein verachteter und verspotteter Fa- 
natiker war, aufmerksam mit ihr zu befassen. Wenn die anderen Parteien 
Ruhepausen einlegten, die Nationalsozialisten waren unermüdlich; sie kann- 
ten keine Pausen. Während im Monat August 1920 infolge der großen Hitze 
allgemeine Müdigkeit im politischen Leben herrschte, war „nur die natio- 
nalsozialistische Arbeiterpartei rührig wie immer“, stellte der VB fest*?. So 
sprach Gottfried Feder im August zweimal im großen Wagner-Saal über sein 
Thema „Brechung der Zinsknechtschaft#“. Hitler hielt im Hofbräuhaus- 
festsaal eine Rede über „Deutschlands Niederbruch und Wiederaufbau“. Er 
lobte das Vorkriegsdeutschland, sein vorbildliches Beamtentum, seine sozia- 
len Einrichtungen und kritisierte scharf die Sozialdemokraten. Die Lösung 
der Judenfrage bezeichnete er als dringlich. Außerdem forderte er die Schaf- 
fung eines neuen Heeres, „schon wegen der Jugend, die wieder Disziplin 
lernen müsse“. Wenige Tage später sprach Hitler in einer weiteren Ver- 
sammlung über „Deutschland als Freistaat®5“. 

Ferner wurden Protestkundgebungen abgehalten gegen die Erpressungs- 
politik Frankreichs und gegen die Vergewaltigung Oberschlesiens. Bei der 
großen Versammlung im Kindlkeller Mitte September waren auch Vertreter 
der fünf größten Ortsgruppen anwesend, so der Stuttgarter Ortsgruppen- 
leiter Ulshöfer und der Rosenheimer Ortsgruppenleiter Weidinger, die beide 
nach Hitler sprachen“. Der Sudetendeutsche Dr. Schilling trat ebenfalls wie- 
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der auf mit einer Rede über das Deutschtum in der Tschechoslowakei?”. An- 
fang September sprach Ludwig Ruez über das Thema „Der Staat des Wu- 
cher- und Schiebertums#$*. 


Für das sprunghafte Anwachsen der Partei war die Entwicklung der regel- 
mäßigen wöchentlichen Sprechabende ein guter Maßstab. Ab September 1920 
wurden die Sprechabende „wegen allzu großen Andrangs“ in den großen 
Saal des Hofbräuhauses verlegt. Jedes Mitglied hatte monatlich mindestens 
einmal diese Sprechabende zu besuchen®®. 

Im September 1920 sprach erstmals ein Ausländer in einer nationalsozia- 
listischen Versammlung, nämlich der Schweizer Schriftsteller Hermann Ilg 
über das Thema „Wahrheiten an alle°*. 

In diesem Monat wurden in einer Woche drei Versammlungen abge- 
halten, in denen jedesmal Hitler über das Thema: „Macht und Recht“ und 
„Friede der Versöhnung oder Gewalt“ sprach. Unter dem Titel „Die Prediger 
der Macht“ besprach die MP die erste der drei Versammlungen in spöttischer 
Weise: man handhabte, so kommentierte sie, die „Redefreiheit“ so, daß man 
den Gegenredner nicht aufs Podium ließ. „Dies ist immerhin ein Fortschritt; 
denn für gewöhnlich werfen die Nationalsozialisten unbequeme Gäste hin- 
ausd!,“ Der Reinertrag dieser Versammlungen wurde für den Wahlfond der 
österreichischen Nationalsozialisten, für die Nationalratswahl im Oktober 
1920 zur Verfügung gestellt?. Zu diesen Wahlen veröffentlichte die NSDAP 
im VB einen Aufruf, in dem sie zu Spenden für die deutsch-österreichischen 
Nationalsozialisten aufforderte?. Ende September sprach der bereits erwähn- 
te Ruez über den „Talmud“. Als der Rabbiner Dr. Bärwald seinen Ausfüh- 
rungen entgegentreten wollte, wurde er niedergebrüllt*. Der VB brachte 
außerdem eine Stellungnahme der Partei gegen eine Erklärung des Central- 
vereins der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens, der sich gegen die 
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Äußerungen des Ruez gewandt hatte’. Als Ruez seinen Vortrag über das 
gleiche Thema wiederholte, kam es zu einer Prügelei?®. 

Über „Deutsches Recht“ sprach in einer nationalsozialistischen Versamm- 
lung der Amtsrichter Dr. Wagemann; der Schweizer Ilg wiederholte seinen 
Vortrag „Wahrheiten an alle“”. 


Im Oktober 1920 veranstaltete die Partei das erste Konzert für ihre Mit- 
glieder und Freunde in der Tonhalle®®. 

Im November sprach Hitler im Hofbräuhausfestsaal über „Der Arbeiter 
im Deutschland der Zukunft“. Als Ursachen des Untergangs des alten 
Deutschlands nannte er die Unfähigkeit der Diplomaten, den Mangel an 
nationaler Volkserziehung, das Versäumnis eines Ausgleichs der Klassen- 
gegensätze, die Duldung sozialer Ungerechtigkeit und den Mammonismus. 
Solidarität aller geistig und körperlich Schaffenden, Sicherung des Existenz- 
minimums, ausreichende Altersversorgung, Privateigentum an Grund und 
Boden nur für die davon Lebenden, Reform des Bildungswesens, Führung 
des Staates durch die Fähigsten, Staatsbürgerrechte nur für Deutsche, das 
seien die Grundforderungen der NSDAP. Hitler erntete reichen Beifall für 
seine Ausführungen. Anschließend fand eine Sammlung zur Unterstützung 
der in Sibirien lebenden Kriegsgefangenen statt?®. 

Eine Woche später hielt Hitler wieder eine Rede über „Versailles, Deutsch- 
lands Vernichtung“®®, 

Anfang Dezember 1920 sprach ein Vertreter der österreichischen Natio- 
nalsozialisten, Franz Hlawna, im Hofbräuhausfestsaal über das Thema: 
„Ankläger will ich sein“. Seine Rede galt den unerlösten Gebieten des 
Deutschtums. Er forderte zur Gründung einer VDA-Ortsgruppe in der 
NSDAP auf. Dieser Anregung wurde auch Folge geleistet®!. 
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Auf einem Sprechabend der Partei hielt Herr Zäschmar einen Vortrag 
über auswärtige Politik; Hitler sprach Mitte Dezember über „Parteipolitik 
und Judenfrage“®2, 

Anfang Januar 1921 fand eine große Massenversammlung im Kindl- 
keller statt. Hitler sprach über „Dummheit oder Verbrechen“; er erklärte un- 
ter stürmischem Beifall, „daß die nationalsozialistische Bewegung in Mün- 
chen in Zukunft rücksichtslos alle Veranstaltungen und Vorträge verhindern 
werde — wenn es sein müsse, mit Gewalt — die geeignet sind, zersetzend auf 
unsere ohnehin schon kranken Volksgenossen einzuwirken“. „Wenn alles in 
Deutschland seine völkische Pflicht vergißt und untreu wird, die national- 
sozialistische Bewegung, sie bleibt treu.“ Auf der gleichen Versammlung 
sprach noch Esser über „Jüdische oder deutsche Volksaufklärung“®. Die Ge- 
waltandrohung, die Hitler hier ausgesprochen hatte, war ein Maßstab für 
das Wachstum und das Selbstbewußtsein der jungen Partei und ihrer Leitung. 
Sie fühlte sich Anfang 1921 schon so stark, daß sie zum Gegenangriff über- 
ging. Das konnte sie nur, weil sie das Wohlwollen eines großen Teiles der 
Münchner Bevölkerung erworben hatte. 

In der Zeit vom 24. Februar 1920 bis 21. Januar 1921 waren in München 
46 öffentliche Versammlungen abgehalten worden. Dazu kamen noch die 
wöchentlichen Sprechabende. Die Zahl der Mitglieder war auf mehr als zwei- 
einhalbtausend angewachsen, so lautete der Bericht der ersten ordentlichen 
General-Mitgliederversammlung®*. Diese fand am 21. Januar 1921 unter 
Hitlers Leitung statt. Aus den von Drexler und Hitler vorgelegten Tätig- 
keitsberichten ging hervor, daß die 46 Versammlungen eine Gesamtbesucher- 
zahl von 62371 Personen aufzuweisen hatten. Zehn dieser Versammlungen 
hatten in Münchens größten Sälen stattgefunden. In 21 Versammlungen und 
Veranstaltungen gegnerischer Parteien „traten nationalsozialistische Redner 
mit Unterstützung starker Abordnungen der Partei auf“. Außerhalb Mün- 
chens hatte die Partei 32 Werbeversammlungen abgehalten. Am Salzburger 
Tag der nationalsozialistischen Parteien Großdeutschlands hatten von Mün- 
chen fünfzehn Parteimitglieder teilgenommen. 
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Über die verschiedenen Maßnahmen, die die General-Mitgliederversamm- 
lung beschlossen hatte, wurde den Ortsgruppen durch ein Rundschreiben 
Mitteilung gemacht. Die Herausgabe von Rundschreiben diente der ständigen 
Unterrichtung der Ortsgruppen und ihrer engeren Verknüpfung mit der Par- 
teileitung. In diesem „Rundschreiben an die Landesleitungen und Ortsgrup- 
pen der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei Großdeutsch- 
lands“6 hieß es einleitend: 

„Wir machen Sie darauf aufmerksam, daß wir uns zu neuen organisatori- 
schen Maßnahmen entschlossen haben um unsere Bewegung mehr und mehr 
über Deutschland auszubreiten. Zu diesem Zwecke ist es notwendig, daß sich 
unsere bisher bereits bestehenden Ortsgruppen in finanzieller, als auch in 
propagandistischer Hinsicht zu möglichst starken und tatkräftigen Gebilden 
auswachsen. Um dies nach Möglichkeit zu erreichen, haben wir festgelegt, daß 
von jetzt ab je Anfangs und Mitte des Monats an sämtliche Landesleitungen 
und Ortsgruppen ein Bericht über den Stand der Bewegung sowie über ver- 
schiedene Programmpunkte und über die Stellungnahme der Parteileitung zu 
den verschiedenen Fragen geht.“ 

Im zweiten Absatz wurde die Gründung des nationalsozialistischen deut- 
schen Arbeitervereins und seine registeramtliche Eintragung mitgeteilt. 

Absatz drei befaßte sich mit finanziellen Angelegenheiten, Absatz vier mit 
dem Erwerb des VB. In Abschnitt fünf wurde für August 1921 „ein Gesamt- 
parteitag aller nationalsozialistischen Parteien der Tschechoslowakei, Deutsch- 
österreichs und Deutschlands“ angekündigt. 

Obwohl Hitlers Weisung entsprechend das Schwergewicht der Partei- 
tätigkeit im ersten Jahre nahezu ausschließlich auf der Zentrale München ge- 
legen hatte, waren auch auswärts beachtliche Erfolge erzielt worden. Die 
älteste Ortsgruppe außerhalb Münchens war in Rosenheim am 18. April 1920 
gegründet worden. Im gleichen Jahre folgten noch Starnberg, Kolbermoor, 
Tegernsee, Augsburg, Landshut, Landsberg am Lech, Memmingen, Straubing, 
Prien“; außerhalb Bayerns waren im Jahre 1920 Ortsgruppen in Stuttgart, 
Pforzheim und Hannover entstanden. Als Redner bei auswärtigen Ortsgrup- 
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pen wirkten außer Hitler, der auch hier die Hauptlast trug, vor allem noch 
Drexler, Feder, Esser, Körner, Ruez, Settele, Maurer und Ulshöfer#”. 

So sprach Hitler in Kolbermoor über „Der Schandfriede von Brest- 
Litowsk und der Versöhnungsfriede von Versailles“®, Drexler in Starnberg®®, 
Settele in Landsberg”, Ruez in Starnberg über „Der Staat des Wucher- und 
Schiebertums“?!, ebenda Körner über „Warum sind und nennen wir uns 
national“?2, Hitler in Rosenheim über „Warum sind wir Antisemiten“”®, 
Drexler und Esser in Tegernsee und Landshut über „Brest-Litowsk und Ver- 
sailles“?®, Ulshöfer in Memmingen über „Die Entwicklung des Sozialismus 
und unsere Ziele“?°, Drexler in Landsberg über „Nationaler und Internatio- 
naler Sozialismus“?®, Esser in Passau und Straubing über „Brest-Litowsk 
und Versailles“ 77, 

Ende des Jahres 1920 wurde von Stuttgart aus auch in Pforzheim eine 
Ortsgruppe gegründet, die dritte außerhalb Bayerns’”®. Anläßlich einer Ver- 
anstaltung der Landesleitung Württemberg sprach H. Esser in Stuttgart über 
„Partei- und Geschäftspolitik und das Volkswohl“’?®. Bereits im Jahre 1920 
sprach Hitler während seiner österreichischen Wahlreise auch in seinem Ge- 
burtsort Braunau, wo eine Ortsgruppe bestand®". 


Das zweite Kampfjahr der Partei begann mit einem propagandistischen 
Großerfolg: am dritten Februar 1921 wurde die erste nationalsozialistische 
Versammlung im Zirkus Krone veranstaltet. Rund 6500 Menschen kamen, 
um den „ungekrönten König“ Münchens, Hitler, zu hören. Hitler hatte es 
gewagt, den Riesenraum des Zirkus für eine Versammlung zu benützen. Auch 
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die Vorbereitung, samt der Plakatgestaltung, lag ausschließlich in seinen Hän- 
den®!. Den Anlaß zu dieser Massenkundgebung gab die Festsetzung der deut- 
schen Reparationstribute durch die Pariser Konferenz auf die astronomische 
Summe von 226 Milliarden Goldmark! Hier liegt die Wurzel für Hitlers 
weltgeschichtliche Erscheinung: in der Habsucht und Rachgier der Alliierten. 
Als die Verhandlungen über die Protestkundgebung, die mit einer völkischen 
Arbeitsgemeinschaft geführt wurden, sich in die Länge zogen, veranstaltete 
Hitler kurzentschlossen auf eigene Faust die Kundgebung im Krone. Außer 
durch Plakate ließ er für die kurzfristig anberaumte Versammlung auch durch 
selbst verfaßte Flugblätter werben®?. Sein Instinkt für die günstige propa- 
gandistische Möglichkeit, die in der Bekämpfung des jüngst bekanntgeworde- 
nen Ergebnisses der Pariser Reparationskonferenz lag, wurde gerechtfertigt. 
Hitler sprach im überfüllten Zirkus zweieinhalb Stunden lang über das 
Thema „Zukunft oder Untergang“ mit so glänzendem Ergebnis, daß er in 
den beiden folgenden Wochen jeweils eine weitere Zirkusversammlung mit 
ähnlichem Erfolge abhalten konnte. Im Anschluß an die erste Versamm- 
lung im Zirkus fand noch ein Demonstrationszug vor das Hotel „Vierjah- 
reszeiten“ statt, wo die Ententekommission ihren Sitz hatte. Außer Hitler 
hatte auch Dietrich Eckart auf dieser Großkundgebung gesprochen®®. Unter 
dem Titel: „Bolschewistische und national-bolschewistische Seelengemein- 
schaft“ berichtete das sozialdemokratische Blatt über die Versammlung. Hit- 
ler erklärte demnach im Laufe seiner Rede, „lieber sehe er 500 000 Gewehre 
in Händen der Kommunisten, als daß sie an die Entente ausgeliefert wer- 
den“. Dazu bemerkte die MP: „Die Verpflichtungen des deutschen Volkes aus 
dem Versailler Vertrag und aus dem Spaer Abkommen scheinen für Hitler 
und seine Kampfgenossen nicht zu bestehen®®“. Auch andere nationale Par- 
teien hielten gegen die Pariser Beschlüsse Protestkundgebungen ab. Vor der 
Feldherrnhalle sprach der deutschnationale Oberst R. v. Xylander. „Auch der 
Vorsitzende der nationalsozialistischen Arbeiterpartei Hitler hielt eine kurze 
Ansprache...“, berichtete der „Bayerische Kurier“ über die Kundgebung 
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vor der Feldherrnhalle und bemerkte dazu: „Man kann uns — das soll einmal 
gesagt sein — gewiß nicht den Vorwurf machen, daß wir etwa ausgesprochene 
Judenfreunde seien, aber es macht keinen günstigen Eindruck, wenn sich bei 
derartigen Kundgebungen aus dem Volke heraus die Träger des Hakenkreu- 
zes in vorderste Linie drängen®.“ 

Mit verstärkter Wucht rollte nun die nationalsozialistische Versamm- 
lungswelle über Stadt und Land hinweg. So sprach der Redakteur Maurer im 
Hofbräuhaus über „Münchner Wohnungsnot“ und verlangte die Ausweisung 
der seit August 1914 eingewanderten Juden sowie das Fremdenrecht für die 
übrigen Juden”. Die Parteileitung forderte die Parteimitglieder und „Par- 
teifreunde“ immer wieder auf, „in die jeden Montag stattfindenden Diskus- 
sionsabende Freunde, Bekannte und Interessenten einzuladen. Jeder Gast ist 
willkommen“88, 


Im Jahre 1921 wurde die Propaganda auch außerhalb Münchens plan- 
mäßig gesteigert. So sprach Esser im Februar 1921 in Traunstein, Freilassing, 
Endorf und Bernau über „Parteipolitik und Judenfrage“, „Das Judentum 
und die Parteien“, „Nationalsozialismus“, „Die Ziele der nationalsozialisti- 
schen Bewegung“. Esser gründete eine Reihe von Ortsgruppen, so in den 
ersten Monaten des Jahres 1921 in Meiningen und Neumarkt an der Rott®., 
Weitere Ortsgruppen wurden im Laufe des Jahres 1921 in Rothenburg ob 
der Tauber, Scheinfeld, Amberg, Passau, Würzburg, Bernau, Hannover 
(2.7.1921), Zwiesel, Halle a. S.? errichtet. 

Aus den schon länger bestehenden Ortsgruppen wurde rege Tätigkeit 
gemeldet. Bei der ersten Gründungsfeier der Rosenheimer Ortsgruppe nach 
einjährigem Bestehen waren Hitler und Drexler anwesend; Hitler hatte in 
dem einen Jahr zehnmal in Rosenheim gesprochen. Im Juni 1921 veranstal- 
teten die Rosenheimer Nationalsozialisten auch eine Sonnwendfeier. Nach 
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einem Jahr zählte man in Rosenheim bereits dreihundert Mitglieder der 
Partei?!, 

Auch auf dem Lande kam es zu Saalschlachten und Versammlungsspren- 
gungen. So wurde im Juni 1921 eine nationalsozialistische Versammlung in 
Burghausen von den Sozialdemokraten gesprengt??. 

Über einen geplanten Pfingstausflug von Münchner Nationalsozialisten 
berichtete der VB: Ausflugsziel war ein Ort bei Wolfratshausen, im „Gast- 
haus zum Nazi“, Solche geselligen Veranstaltungen bildeten ein wichtiges 
Mittel zur Festigung des Zusammenhalts unter den Mitgliedern und hatten 
auch propagandistischen Zweck. Gemeinsame Ausflüge, Konzertveranstal- 
tungen, Sonnwend-, Weihnachts- und besonders Erinnerungsfeiern wurden 
gepflegt und stärkten die Bindungen unter den Parteigenossen. 

An abgehaltenen Versammlungen seien noch folgende hervorgehoben: 
Am 11. März 1921 sprach Drexler im Hofbräuhaus über „Die politische Lage 
und-der nationale Sozialismus“, Hitler über Oberschlesien am 8. April 
19219, über das Thema „Vaterland oder Kolonie“ im Zirkus Krone®®, ferner 
über das Thema „Erzberger und Genossen“, über Erzberger noch einmal un- 
ter dem Titel: „Mathias von Buttenwiesen, sein Geist und Werk“, über 
„Volksauswucherung und Judenherrschaft“®, „Der Jude als Menschen- 
feind“® usw. Über das Judenthema sprach mit Vorliebe auch Esser; in Kitzin- 
gen in Unterfranken wurde eine Versammlung, in der Esser auftrat, von den 
dortigen Juden gesprengt. Im September 1921 sprach Esser in München über 
das Thema: „Judenfreiheit und Republik“!0, Dr. Nemirowitsch-Dantschen- 
ko, früherer Pressechef der Ukrainischen Regierung, hielt in einer national- 
sozialistischen Versammlung eine Rede über „Die Schuld Rußlands am Welt- 
krieg“191, 
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Natürlich wurde auch der Jahrestag der Programmverkündigung mit 
einer großen Kundgebung im Hofbräuhausfestsaal gefeiert; Hitler sprach 
über: „Ein Jahr deutscher Geschichte und unser Programm“ 1%, 

Das Auftreten nationalsozialistischer Diskussionsredner in einer kommu- 
nistischen Versammlung gab Anlaß zu spitzigen Kommentaren in der soziali- 
stischen wie in der bürgerlichen Presse. „Kommunisten und Nationalsoziali- 
sten Arm in Arm“; unter dieser Schlagzeile berichtete die MP, der national- 
sozialistische Diskussionsredner habe in der KP-Versammlung erklärt, das 
Ziel der Nationalsozialisten und Kommunisten sei das gleiche. Man unter- 
scheide sich nur darin, daß die Kommunisten eine internationale, die Natio- 
nalsozialisten eine nationale Revolution anstrebten. Es sei zu überlegen, ob 
nicht ein Zusammengehen und eine Einigung möglich sei!®, Über Hitlers 
Rede im Zirkus Krone „Staatsmänner oder Nationalverbrecher“ meldete das 
sozialdemokratische Blatt, Hitler habe in allen Tonarten die deutsche Regie- 
rung beschimpft; „aber darüber besteht kein Zweifel“, so schloß das Blatt sei- 
nen Bericht, „daß diese Gesellschaft von Narren oder Verbrechern die Ge- 
schäfte unserer Gegner besorgt“1%, 

Gegen die Londoner Reparationsbeschlüsse veranstalteten die National- 
sozialisten im März 1921 eine Kundgebung im Zirkus Krone mit Hitler als 
Redner!®, 

Über die Unterdrückung der Sudetendeutschen in der Tschechoslowakei 
sprach in einer Versammlung in München der Führer der sudetendeutschen 
Nationalsozialisten, Rudolf Jung!®. 

Eine vom Bayernbund mit Ballerstedt als Redner angekündigte Ver- 
sammlung gab der VB mit Fettdruck bekannt: „Am Mittwoch, dem 23. Mai 
spricht im Mathäsersaal Otto Ballerstedt. Damit Ballerstedt nicht vergißt, 
daß er nur Diplomingenieur, aber nicht Politiker sein darf, erscheinen zu der 
Versammlung die Abteilungen zwei und vier, sowie möglichst viele Partei- 
genossen der inneren Stadt!.* Trotz dieser Drohung verlief die Versamm- 
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lung unerwartet ruhig, weil Ballerstedt lediglich über den Donau-Mainkanal 
sprach!%®, 

Weniger sanft endete eine Versammlung der Gesellschaft „Gnosis“, in der 
der Rabbiner Bärwald sprach; die Versammlung wurde von den National- 
sozialisten gesprengt, worüber die MP unter dem Titel „Hakenkreuzkultur“ 
berichtete!®, 

In Memmingen, einer der ältesten Ortsgruppen der Partei, kam es im 
August 1921 zu organisierten antisemitischen Kundgebungen gegen den jüdi- 
schen Käsegroßhändler Rosenbaum; „Die Herrschaft der Straße in der Ord- 
nungszelle“ schrieb die MP dazu!!0, 

Getreu seinem Grundsatz, die Folgen des Versailler „Vertrages“ den Mas- 
sen unermüdlich einzuhämmern, sprach Hitler über „Versailles und der deut- 
sche Arbeiter“ im Mai 1921!!!; das Thema „Vaterland oder Kolonie“, über 
das er im Zirkus Krone eine Rede hielt, schlug in dieselbe Kerbe!!?, „Das ster- 
bende Sowjetrußland“ behandelte er im Zirkus Krone im August 1921113, 

Lag das Schwergewicht der Propaganda zwar im wesentlichen auf dem 
gesprochenen Wort, so wurde doch die schriftliche Propaganda nicht vernach- 
lässigt. Der bedeutendste Gewinn der jungen Partei in dieser Richtung war 
der Erwerb des Münchner völkischen Organs, des „Völkischen Beobachters“, 
am 17. Dezember 1920. Das erste Kampfjahr schloß mit diesem bedeutungs- 
vollen Ereignis. Der „Völkische Beobachter“ blieb zunächst die einzige Par- 
teizeitung und bis zum Zusammenbruch das Sprachrohr Hitlers und der 
Parteileitung. Entwicklung und Schicksal der Partei haben im VB ihren publi- 
zistischen Niederschlag gefunden. 

Ursprünglich unter der Bezeichnung „Münchner Beobachter“ (MB) schon 
vor dem ersten Weltkrieg bestehend, wurde das Blatt im Juli 1918 von Ru- 
dolf Freiherrn von Sebottendorff, dem Gründer des Germanenordens in 
Bayern, gekauft und war von diesem Zeitpunkt an völkisches Organ, ab 1919 
insbesondere auch Sprachrohr der Deutschsozialistischen Partei. Seit 9. August 
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1919 erschien die Zeitung unter der Bezeichnung „Völkischer Beobachter“; 
der Münchner Beobachter wurde Beilage!!*. 

Die Nummer 1 vom 3. Januar 1920, 34. Jahrgang, hatte folgenden Kopf- 
teil: 

„Völkischer Beobachter und deutsche Wirtschaftszeitung. 

Erscheint jeden Mittwoch und Samstag Morgen. Schriftleitung: Schelling- 
str. 41. Süddeutscher Beobachter / Münchner Beobachter / Deutschvölkischer 
Beobachter.“ 

Die Nummer 1 des VB vom 3. Januar 1920 brachte einen Artikel des 
führenden Theoretikers der sudetendeutschen Nationalsozialisten, Rudolf 
Jung, unter dem Titel „Auf dem Wege zur Weltherrschaft“. Bis zur Über- 
nahme durch die NSDAP spiegelte sich im VB das Leben der gesamten völ- 
kischen Bewegung wider. Das Blatt berichtete über alle völkischen und rechts- 
radikalen Vereinigungen: über die nationalen Studentenverbindungen, den 
Völkischen Schutz- und Trutzbund, die DSP, DAP, NSDAP, die völkische 
Bewegung in Österreich und der Tschechoslowakei. So findet man in der ge- 
nannten Nummer vom 3. Januar 1920 unter der Rubrik „Aus der Bewegung“ 
Nachrichten über die Ortsgruppe Würzburg des „Schutz- und Trutzbundes“, 
über den Akademischen Turnerbund in Marburg, den Nationalen Jugend- 
bund Laubau in Schlesien. Von Mitte des Jahres 1918 bis zum Dezember 1920 
war der VB ein wichtiger Spiegel der nationalen und völkischen Bewegung 
Großdeutschlands. Als Parteiorgan der NSDAP verlor er diese Bedeutung; als 
reines Propagandablatt der NSDAP wurde die Zeitung einseitig und geistig 
flach. Anfang Mai 1920 wurde sie wegen Judenhetze erstmals polizeilich ver- 
boten (29. 4. bis 9. 5. 1920). Ein längeres Verbot traf das Blatt vom 26. 6. bis 
22. 7.1921; als Ersatz wurde während der Verbotszeit der „Nationalsozia- 
list“ herausgegeben. Vom 6. bis 14. Oktober 1921 wurde die Zeitung wieder 
verboten. 

Für den Wandel vom völkischen Sprachrohr zum nationalsozialistischen 
Parteiblatt war ein sichtbares Merkmal auch die Abschaffung der altdeutschen 
Monatsnamen. Zum letzten Male erschien der altdeutsche Monatsname in der 
Nr. 14 vom 17. Februar 1921. 
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Nach dem Erlebnis jener Tage gestaltete Prof. Hermann Otto Hoyer das bekannte Bild 
„Am Anfang war das Wort“ 


Die Wiege der Partei, Nebenzimmer des Sterneckerbräu München 


sa Ai 


ET 


Die erste Geschäftsstelle der NSDAP Historische Ecke im Kaffee Gasteig in München, 


Sterneckerbräu München hier saßen die ersten Sieben der Bewegu 


Zweite Ges 
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So sah die SA 1922 aus 


Umzug der Nationalsozialisten mit der neuen Hakenkreuzfahne 


Münchener Parteigenossen am Tegernsee 1920 


Marsch der Nationalsozialisten 


Die erste Fahne des Jugendbundes 1922 zum Bürgerbräukeller 
28. Januar 1923 


AbNr. 15 vom 20. Februar 1921 trug die Zeitung den Untertitel: 

„Kampfblatt der nationalsozialistischen Bewegung Großdeutschlands“. 

Ab Nr. 64 vom 1. August 1921 war im Kopfteil als Leiter des Blattes 
Dietrich Eckart eingetragen. 

In der Nr. 1 vom 1. Januar 1921 erschien der erste Artikel aus Hitlers 
Feder: „Der völkische Gedanke und die Partei“; dort schrieb er u.a.: Die 
deutsch-völkische Bewegung könne nicht helfen, solange sie nicht den „Boden 
rein theoretischer Erwägungen“ verlasse und zur Tat schreite. „Und dieser 
Kampf wird nicht geführt werden durch Majoritäten parlamentarischer Frak- 
tionen, sondern durch die einzige Majorität, die auf dieser Erde, solange sie 
besteht, die Geschicke der Völker und Staaten formte, die Majorität der Kraft 
und des größeren Willens, und der Energie, diese Kraft anzusetzen ohne Be- 
denken auf die tote Zahl.“ „Und wenn man nun seufzt, schon wieder eine 
Partei, warum dieser Titel. Das ist recht so, und unser Zweck und unser Ziel 
ist ja nicht die Schaffung einer Bewegung, sondern die Bewegung soll schaffen 
ein germanisches Reich deutscher Nation. Die Partei mag dann zugrunde- 
gehen.“ 

Hitler benutzte das Blatt auch als rein persönliches Organ; es erschienen 
in der Frühzeit ziemlich häufig Artikel aus seiner Feder; ab 1925, von der 
Neugründung der Partei an, zeichnete er als Herausgeber. Auch A. Drexler, 
der Gründer der DAP, veröffentlichte ab und zu Artikel; so in der Nr. 27 
vom 7. April 1921 „Die falsche Führung“, die er als Grund des bestehenden 
Elends bezeichnete. In einem Artikel „Was hat die Revolution bis jetzt er- 
reicht“ schrieb er: „Die ganze anständige Menschheit schreit nach einer neuen 
Weltordnung. Die alte, die materialistische, ist zur Seuche, zur Pest gewor- 
den. Wer bringt die neue, die idealistische Weltordnung? Nur das deutsche 
Volk kann es, sonst kein anderes auf Erden!!5.“ 

Nicht nur die Partei-, sondern auch die weltanschauliche Entwicklung 
fand hier ihren unmittelbaren lebendigen Niederschlag. Dafür sei nur ein 
Beispiel angeführt: In einem Artikel „Arisches Glaubenstum“ schrieb ein Fr. 
Dietrich, man predige keinen Kampf gegen das Christentum; es fehle nur der 
Mann, der den Mut hat, „den niederrassigen Römlingen die Wahrheit zu 
sagen und die deutsche katholische Kirche wieder arisch zu machen“!16, 
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Nach der Reorganisation der Partei im Juli 1921 steigerte sich die Pro- 
paganda von Woche zu Woche. Im August 1921 sprach Hitler erneut gegen 
die Unterstützung Sowjetrußlands wegen der jüdischen Herrschaft in Ruß- 
land!!7, weiter über die Ursachen der Teuerung, die er im „Friedensvertrag“ 
saht!8, Dr. A. Schilling sprach im Monat August im überfüllten Zirkus Krone 
über das Thema: „Der Internationalismus eine Kongreßphrase!“!1% „Verhet- 
zung statt Versöhnung!“ kommentierten die MNN die nationalsozialisti- 
schen Plakate, die zu einer Protestversammlung gegen die Teuerung aufriefen 
und „die Angehörigen eines Religionsbekenntnisses“ für die traurige Lage 
verantwortlich machten!?0, 

„Unter die Wilden geraten“ fühlte sich ein Berichterstatter einer auslän- 
dischen Zeitung, der angeblich folgenden Brief an die MP über seine Teil- 
nahme an einer nationalsozialistischen Versammlung im Hackerkeller ge- 
schrieben hatte: 

„Als Berichterstatter einer neutralen ausländischen Zeitung hatte ich das 
zweifelhafte Vergnügen, der Versammlung der Nationalsozialisten im Hak- 
kerkeller am Dienstag, dem 6. September, beizuwohnen.... Ich kann nur 
sagen, daß ich mich beim Anhören des schauderhaften Blödsinns, den der 
Redner dem jauchzenden Publikum verzapfte, wiederholt fragen mußte, ob 
ich mich noch zwischen Europäern, zwischen Weißen, sozusagen denkenden 
Menschen befände, und daß die exotisch anmutenden Fahnen auf dem Po- 
dium diesen Zweifel noch bestärkten .. .121,* 

Das Schmücken des Versammlungsraumes, des Podiums und des Redner- 
pultes mit Fahnen und Transparenten hatte Hitler von den Linksparteien 
übernommen. 

Der Monat September 1921 war besonders ereignisreich. Die große anti- 
semitische Propagandaaktion, die zu einer massenhaften Verteilung anti- 
semitischer Flugschriften und sonstigen Materials führte, war Anlaß zur Ver- 
haftung Hitlers. Mangels hinreichender Beweise mußte er aber bald wieder 
entlassen werden!??. 
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Diese Flugblattverteilung war von solchem Ausmaß, daß sie nicht nur 
wirkliches Aufsehen in der Öffentlichkeit erregte!?®, sondern sogar eine poli- 
zeiliche Fahndungsaktion auslöste. Der Polizeibericht, der einen Umfang von 
fünf Seiten über den Betreff: „Illegale Flugzettelverteilung“ hatte, teilte mit, 
daß in der Zeit vom 17. September bis 23. September 1921 „eine große An- 
zahl Flugblätter meist national-sozialistischen und antisemitischen Inhalts 
innerhalb des Stadtgebiets auf die verschiedenste Art zur Verteilung“ kam. 
„Die allgemeine Art der Verteilung war eine äußerst raffinierte und darauf 
angelegt, eine Festhaltung der Verteiler unmöglich zu machen. Wenn trotz- 
dem eine große Anzahl von Verteilern vorgeführt und festgestellt wurde, so 
ist dies nur der aufopfernden Tätigkeit der Außenorgane zu danken.“ 

Die Verteilung der Flugblätter erfolgte auf die verschiedenste Weise: 
Vom Rathausturm und von den Frauentürmen, aus Kraftdroschken mit ver- 
hängten Nummern, von den rückwärtigen Plattformen der Anhängewagen 
der Straßenbahn — im Polizeibericht hieß es dazu: „Das Abwerfen geschah 
von den Plattformen aus in so unauffälliger Weise, daß nebenstehende Fahr- 
gäste usw. kaum etwas bemerkten.“ —, ferner auf der Oktoberfestwiese, wo 
die Flugzettel von den Tobogganen, Achterbahnen und Karussellen herunter- 
flatterten. Auch Kinder wurden zur Verteilung herangezogen, „die gegen 
Geldabfindung von Unbekannten zum Verteilen aufgefordert wurden und 
diese Verteilung oft ohne den Inhalt der Zettel zu kennen, oder sich der Straf- 
barkeit der Handlung bewußt zu sein, vornahmen.“ Dreizehn Flugzettel ver- 
schiedenen Inhalts wurden festgestellt; sie trugen folgende Titel: 

„Hab? scho’ an Juden an da Freibank ansteh’ sehn’g?“* 

„Wer schuf die Zwangswirtschaft?“ 

„Bekanntmachung der daitschen Reichsregierung in Berlin.“ 

„Bayern macht dem Schwindel ein Ende!“ 

„Arbeiterrevolution oder Judendiktatur?“ 

„Seine Majestät Präsident Ebertl der Erste regiert zu Berlin.“ 

„Volksgenossen, Augen auf!“ 

„Auer, Minister a. D. und Eduard Schmid, momentaner Bürgermeister zu 

München, als ‚Feinde der Volksbewucherung‘!* 
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„Die Sowjetjuden als Minister.“ 

„Soll Bayern zerrissen werden?“ 

„Bayern, wer hat uns nach der sogenannten Revolution, usw.“ 

„Politisches Erwachen.“ 

„Aufsehenerregende Enthüllungen der ‚Times‘ usw.“ 

Festgestellt als Verteiler der Blätter wurden 17 Personen, darunter Her- 
mann Esser, der Polizeihilfsarbeiter Pius Wagner, der Werkmeister Joseph 
Riggauer aus Rosenheim usw.; sie waren alle Mitglieder der NSDAP. Poli- 
zeiliche Durchsuchungen in der Geschäftsstelle der Partei sowie bei verschie- 
denen Druckereien blieben erfolglos!*4 

„Die Hitlerhetze!?5“ beschäftigte besonders das sozialdemokratische Or- 
gan. Die Härte der parteipolitischen Auseinandersetzung nahm sichtbar zu, 
der gegenseitige Terror wuchs, die tätlichen nationalsozialistischen Angriffe 
in Versammlungen und auf Straßen, besonders gegen Juden, steigerten sich, 
ebenso die polizeilichen Gegenmaßnahmen und die Beleidigungsprozesse. Die 
Nationalsozialisten wurden politischer Morde beschuldigt, ohne daß jedoch 
der Beweis dafür erbracht werden konnte. Die Ermordung Erzbergers, des 
USP-Abgeordneten Gareis, das Attentat auf Erhard Auer verstärkten er- 
heblich die politischen Spannungen, die von Hitler bewußt geschürt wurden. 
Im Oktober 1921 strengte Erhard Auer gegen Anton Drexler und den Schrift- 
leiter des VB, Hugo Machaus, einen Beleidigungsprozeß an!?®, Hitler prozes- 
sierte gegen die MP, weil sie das gegen ihn gerichtete anonyme Flugblatt ver- 
öffentlicht hatte!?”. Solche gerichtlichen Vorgänge waren unbewußte Propa- 
ganda für die Nationalsozialisten, die Hitler raffiniert einberechnete. Nach- 
dem der Bann des Unbekanntseins und des Totgeschwiegenwerdens Mitte 
1921 endgültig gebrochen war, mußte die Partei gegen die von ihr heraus- 
geforderten Feinde in erhöhtem Maße kämpfen. Auch die Auseinanderset- 
zungen mit der Polizei wuchsen wegen der zunehmenden Heftigkeit der na- 
tionalsozialistischen Propaganda, aber auch infolge des Rücktritts der Re- 
gierung Kahr und des Polizeipräsidenten Pöhner. Die Parteileitung nützte 
alle gesetzlichen und gerichtlichen Mittel aus, um sich gegen polizeiliche An- 
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griffe zu wehren. So erreichte sie über den Beschwerdeausschuß des Reichstags 
die Aufhebung des von der Polizeidirektion verfügten Verbots des Plakates: 
„Ein Wendepunkt des deutschen Schicksals!?®*. In einem Rundschreiben 
nahm sie einige Monate später gegen die Plakatzensur Stellung: „Seit einigen 
Tagen prangt an allen Plakatsäulen Münchens ein Riesenplakat der Kom- 
munistischen Partei Deutschlands (KPD), in welchem in der schamlosesten 
Weise unter der Überschrift ‚An alle Frauen, die nicht Mütter werden wollen‘, 
offen zum Verbrechen der Kindesabtreibung aufgefordert wird. Wir sind 
nicht gewillt, die einseitige Zensur der Plakate unserer Partei und die unge- 
setzliche Unterdrückung unserer freien Meinungsäußerung länger zu dulden. 
In der Folge werden wir bei jeder Zensur oder Beschlagnahme eines Plakats 
gleichzeitig mit der Einreichung der Beschwerde Zivilklage wegen Schaden- 
ersatz erheben.“ In dem Rundschreiben wurde ferner auf das Propaganda- 
material verwiesen, das für diese Zeit gerade zur Verteilung anfıel; so auf das 
Flugblatt „Unsere Stellungnahme zum Eisenbahnerstreik*, ferner auf die 
antisemitische Flugschrift von Dr. Walter Liek: „Der Anteil des Judentums 
am Zusammenbruch Deutschlands!??“. Außerdem wurde zu einem „Deut- 
schen Konzert“ eingeladen, das die Partei im Bürgerbräukeller veranstaltete. 
Solche festlichen Veranstaltungen waren ein wesentlicher Teil der national- 
sozialistischen Propaganda. Über die Weihnachtsfeier berichtete der VB: Der 
Hofbräuhausfestsaal, in dem die Feier stattfand, war schon um sieben Uhr 
überfüllt; „Pg. W. Briemann“ trug Gedichte vor, „Pg. Maria Wutz“ sang 
Lieder, Hitler hielt eine Ansprache, „Frl. Ostermaier“ spielte Geige und „Ka- 
pellmeister Adolf Vogl“ Klavier; Weiß Ferdl bestritt den humoristischen 
Teil der Veranstaltung!®". 

Die Pflege der Richard-Wagner-Musik war ein besonderes Anliegen Hit- 
lers; entsprechende Konzertveranstaltungen wurden häufig von der Partei 
abgehalten!?!. Um Tradition zu schaffen, wurde im Februar jeweils eine 
große Erinnerungsfeier an den 24. Februar 1920 abgehalten. Dies war im 
Februar 1922 in wesentlich größerem Rahmen der Fall als im Jahr vorher; 
die Feier fand im Bürgerbräukeller statt mit Hitler als Festredner. Die Ka- 
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pelle Peuppus sorgte für die musikalische Umrahmung!??, ebenso bei der Ge- 
neral-Mitgliederversammlung Ende Januar 1922. Beim ersten öffentlichen 
Aufmarsch der SA in München anläßlich einer Kundgebung der vaterländi- 
schen Verbände war diese Kapelle ebenfalls beteiligt. 

Das lawinenhafte Anwachsen der Hitlerbewegung infolge der gewaltig 
sich steigernden Propaganda führte zu einer bedrohlichen Verschärfung der 
politischen Gegensätze. So berichtete Anton Drexler in einer Versammlung 
im März 1922, die Betriebsräte der Hauptwerkstätte München hätten be- 
schlossen, seine Entlassung vom Arbeitsplatz zu erzwingen!?®. 

Für den radikalen Antisemitismus war folgender Passus aus dem ersten 
von Hitler verfaßten Rundschreiben an die Ortsgruppen und Sektionsführer 
charakteristisch: 

„6. Versammlungsbesuch. Es ist bei sämtlichen Versammlungen der Na- 
tionalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei unbedingt darauf zu sehen, 
daß Juden der Zutritt verweigert wird. 

Wir haben uns mit Juden nicht zu unterhalten, haben mit ihnen nichts zu 
diskutieren, da sie als Fremde überhaupt keine Berechtigung besitzen, sich 
in unsere Angelegenheiten zu mischen, genauso wenig, wie ein Deutscher im 
Judenstaat Palästina sich mit Politik beschäftigen darf. Es ist immer wieder 
darauf hinzuwirken, daß auf sämtlichen Plakaten der Vermerk, ‚Juden haben 
keinen Zutritt‘ angebracht wird. Falls die Behörden die Anbringung dieses 
Satzes auf dem Plakat verweigern sollten, ist immer wieder Protest einzu- 
legen, die Aufforderung jedoch am Saaleingang besonders gedruckt auf Pla- 
katen anzubringen. Diese Berechtigung steht dem Saalmieter ohne weiteres 
zu!34,“ 

Seit Frühjahr 1922 zeigte die NSDAP eine mehr und mehr herausfor- 
dernde Haltung gegenüber der Regierung. Als bekannt wurde, daß das In- 
nenministerium eine Ausweisung Hitlers ins Auge faßte, erklärte Esser dro- 
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hend in einer Versammlung, daß, wenn die Regierung solche Maßnahmen 
erwäge, „man auch etwas in Erwägung ziehen werde!?5“. Die Propaganda 
war vom Beginn des Jahres 1922 an durch Angriffe auch gegen die Regierung 
gekennzeichnet, die ihrerseits sich der neuen staatsbedrohenden Gefahr der 
Nationalsozialisten zu diesem Zeitpunkt bewußt wurde. Angriffe von seiten 
der Linksopposition gegen die Regierung wegen ihrer schwächlichen Haltung 
gegenüber den Nationalsozialisten zeigten, daß diese immer mehr in den 
Brennpunkt der Öffentlichkeit rückten, daß der Widerhall der national- 
sozialistischen Propaganda nun die politische Arena zu beherrschen begann. 
Nicht nur in der Presse, auch im Landtag wurden Nationalsozialisten Ge- 
sprächsthema. Das war genau das, was Hitler wollte. Was er mit seiner 
Propaganda als erstes taktisches Ziel angestrebt hatte, das hatte er im Ver- 
laufe von zwei Jahren erreicht: die nationalsozialistische Partei wurde der 
wichtigste innenpolitische Gesprächsstoff. Und das nächste Ziel der Pro- 
paganda war, durch planmäßige Steigerung des Terrors die Gegner einzu- 
schüchtern, die Regierung an erster Stelle, und einen Massenzustrom zur Par- 
tei zu erzielen, um sie zu einer Massenbewegung zu machen. Da der Terro- 
rismus das hervorstechendste Merkmal der Propaganda ab 1922 wurde, nahm 
sie mehr und mehr halbmilitärische Züge an. Hauptträger der Propaganda 
wurden die Sturmabteilungen, die Stoßtrupps, die, halb uniformiert, halb in 
„Räuberzivil“, den politischen Kampf auf die Straße trugen. 

Aus den zunehmenden Klagen, besonders in der Linkspresse, wurde er- 
sichtlich, wie sehr der neue Gegner auf die Nerven ging. Die Angriffe der 
sozialdemokratischen Presse richteten sich nicht nur gegen die Regierung we- 
gen ihrer schwächlichen Haltung, sondern ebenso gegen die Justiz, die der 
Unterstützung der Nationalsozialisten bezichtigt wurde. „Der Staatsanwalt 
in München entschließt sich nur schwer“, schrieb das sozialdemokratische 
Organ in einem Artikel „Pogromhetzer“, „Nationalsozialisten, die offen zu 
Gewalttaten gegen einen Bevölkerungsteil aufreizen, beim Wickel zu neh- 
men.“ Deshalb wurde ein mildes Urteil gegen die Nationalsozialisten Ernst 
Halbritter und den Major Fuhrmann gefällt, die ein antisemitisches Flug- 
blatt verbreitet hatten. Und zum Schluß fragte das Blatt: „Wenn Linksra- 
dikale in der Weise gegen Offiziere gehetzt hätten, wie wäre dann wohl das 
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Urteil ausgefallen!?%?“ Unter der Schlagzeile: „Die Rechtsbolschewisten ge- 
hen aufs Ganze“ berichtete die MP wenige Monate später folgendes: Der 
„Bayerische Kurier“ erhielt eine Karte folgenden Inhalts zugesandt: „Jetzt 
kommt ihr dran, ihr Huren-, Papst- und Judenknechte! Ihr vaterlandslosen 
Römlinge! Wie Hunde werdet ihr abgeschlachtet! Rache, blutige Rache! 
Hoc ... 187,* 

Für die Wirkung der nationalsozialistischen Tätigkeit, für das Auftreten 
der Nationalsozialisten, für den Verkehrston, der im politischen Leben der 
Nachkriegszeit üblich war, ist der Schatz an Schimpfnamen, den das sozial- 
demokratische Blatt zur Charakterisierung des neuen, gefährlichen Feindes 
benützte, aufschlußreich. Die „nationalsozialistischen Wegelagerer“, „Radau- 
Antisemiten“, „NS-Rowdies“, „Rechtsbolschewisten“, „Knüppelgardisten“, 
„Hakenkreuzritter“138, flößten den Linksparteien ebenso wie der Regierung 
durch ihre rauhen Methoden Furcht und Schrecken ein. Der Terror als politi- 
sche Propagandawaffe war zwar keine Erfindung der Nationalsozialisten 
— aufgebracht und eingeführt im politischen Leben Europas haben ihn die 
Sozialisten —, aber sie verstanden, dieses Mittel virtuos zu handhaben. Im- 
mer häufiger wurden gegen die Nationalsozialisten Anschuldigungen erhoben, 
sie seien an Attentatsvorbereitungen und an den Fememorden mitbeteiligt!?®. 
Die nationalsozialistische Propaganda bediente sich nicht nur terroristischer 
Mittel, sie propagierte auch immer unverhüllter den gewaltsamen Staats- 
streich in Wort und Schrift, ein Zeichen wachsender Stärke der Partei und zu- 
nehmender Schwäche der Regierung. So stieß auch D. Eckart in einer Ver- 
sammlung Drohungen gegen die Regierung für den Fall einer Ausweisung 
Hitlers aus. Ferner erklärte er: „Für die deutsche Jugend sei jetzt keine Zeit, 
Philosophie zu studieren und hinter dem Büchertisch zu sitzen. Jetzt heiße 
es: Hinein in die Sturmtrupps, die Deutschland retten müssen!*.“ Die Wir- 
kung der nationalsozialistischen Propaganda, die Skrupellosigkeit der Me- 
thoden war deutlich an den Ursachen des Rücktritts des Ministerpräsidenten 
Lerchenfeld erkenntlich. Die heftigen Angriffe und schweren Anschuldigun- 
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gen, die Esser in einer Versammlung im Kindlkeller Ende August 1922 gegen 
den Ministerpräsidenten persönlich richtete, machten es dem Grafen Lerchen- 
feld unmöglich, noch länger im Amte zu bleiben!*!. In diesem Monat nahm 
die NSDAP auch Stellung zur Frage einer Teilnahme an parlamentarischer 
Tätigkeit. Die Parteileitung lehnte aus grundsätzlichen Erwägungen eine 
solche ab, indem sie ihren revolutionären Charakter unterstrich!#2. 

Zu den Kampfmitteln gehörten im politischen Straßenkampf nicht nur 
Gummiknüppel und Pistole, Schlagring und Schlagrute, sondern auch Bom- 
ben und Handgranaten. So fand Anfang September 1922 ein Handgranaten- 
anschlag auf die Mannheimer Börse statt; als Täter wurde der Nationalsozia- 
list Paul Jansen, ein früherer Kommunist festgestellt. Die Handgranate 
stammte aus München, von einem der nationalsozialistischen Partei ange- 
hörigen Uhrmacher!#. 

Der größte propagandistische Erfolg des Jahres 1922 war für die NSDAP 
die Teilnahme am „Deutschen Tag“ in Coburg im Oktober 1922. Zum ersten- 
mal erschienen die Nationalsozialisten in großem, geschlossenem Aufzug 
außerhalb Münchens. Hitler fuhr mit achthundert SA-Männern in einem 
Sonderzug zu dieser völkischen Veranstaltung. Mit wehenden Hakenkreuz- 
fahnen, bewaffnet mit dem „Hacklstecken“, rückten die Hitler-Leute in Co- 
burg ein, lieferten den marxistischen Gegnern, die mit Gewalt das öffent- 
liche Auftreten der Nationalsozialisten verhindern wollten, schwere Stra- 
ßenschlachten und behaupteten das Recht auf die Straße. „Bayerns Schand- 
fleck“ schrieb die MP empört über die Niederlage ihrer Parteigenossen in 
Coburg, verschwieg aber, daß ihre eigenen Leute zu diesem Schandfleck min- 
/ destens genauso viel Farbe geliefert hatten, wie „das organisierte Münchner 
Rowdytum alias ‚NSDAP‘ unter Führung des Räuberhauptmanns Hitler!#*, 
Aber nicht nur die innenpolitische Bewegung, die von den täglich spürbarer 
werdenden Auswirkungen des „Friedensvertrags“, der fortschreitenden Wäh- 
rungszerrüttung und Teuerung gekennzeichnet war, förderte die rechtsradi- 
kale Bewegung, auch außenpolitische Ereignisse gaben ihr Auftrieb. Für die 
nationalsozialistische Propaganda war der siegreiche Marsch Mussolinis auf 
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Rom das wirksamste Mittel, um ein ähnliches Vorgehen in Bayern und 
Deutschland zu empfehlen!#5,. Welchen Eindruck die drohende Haltung der 
Nationalsozialisten machte, ging aus den Vorstellungen hervor, die von allen 
größeren Parteien bei der Regierung erhoben wurden!#, Die sozialdemokra- 
tische Partei erkannte ihren gefährlichsten Gegner in der NSDAP. Die Spal- 
ten der MP waren fast täglich gefüllt mit Nachrichten und Kommentaren 
zur NS-Gefahr. Als das Gerücht auftauchte und von Hitler selbst weiter 
kolportiert wurde, auf seinen Kopf sei ein Preis von dreißig Millionen Mark 
ausgesetzt, nahm die MP in einem Artikel, betitelt „Hitlers Renommier- 
ballon“, dazu Stellung, der mit den höhnischen Worten schloß: 

„Merkwürdig. Wir gäben für diesen Kopf keine österreichische Krone!#!* 

Die nationalsozialistische Propagandawelle steigerte sich in den letzten 
Monaten des Jahres 1922, besonders nach dem großen Auftrieb durch die er- 
wähnten Oktoberereignisse, zu einem noch nicht gekannten Grade. Hitlers 
Massenversammlungen waren nicht nur überfüllt, es mußten Parallelver- 
sammlungen abgehalten werden!*. Am 30. November fanden fünf national- 
sozialistische Massenversammlungen gleichzeitig statt, in denen Dr. Riehl 
(Wien) und Hitler sprachen!*. Die MP stellte dazu die Frage: „Wo kommt 
das Geld her!50?“ 

Die Linksparteien schreckten, wie Coburg gezeigt hatte, nicht vor terro- 
ristischen Gegenmaßnahmen zurück. So wurde von der Münchner Bahnver- 
waltung auf Druck der marxistischen Betriebsräte die Abstellung eines Son- 
derzuges für die Nationalsozialisten zu einer Veranstaltung nach Regens- 
burg verweigert. Triumphierend berichtete die MP unter der Überschrift 
„Der vereitelte Faschistenausflug“, die Fahrt der SA nach Regensburg sei 
nicht zustande gekommen, weil die Eisenbahner im letzten Augenblick sich 
weigerten, „den Extrazug für den terroristishen Haufen zusammenzu- 
stellen!31“, 
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In der württembergischen Stadt Göppingen organisierten die Marxisten 
mehrere tausend Anhänger zur Sprengung einer dort veranstalteten national- 
sozialistischen Kundgebung; von den einhundertfünfzig SA-Männern wa- 
ren hundert aus München gekommen; acht von ihnen wurden verletzt!??, 

In München aber war im Herbst 1922 zwischen den Linksparteien und 
den Nationalsozialisten die Entscheidung eindeutig zugunsten der letzteren 
gefallen. Dies trat klar zutage, als die Sozialdemokraten am 13. Dezember 
fünf Massenversammlungen einberiefen. Die Nationalsozialisten antworte- 
ten darauf mit der Veranstaltung von zehn Massenversammlungen am glei- 
chen Abend. Es gelang ihnen tatsächlich, alle Säle zu füllen und somit einen 
Rekord im Versammlungserfolg aufzustellen!5®. Die MP schilderte die na- 
tionalsozialistische Propaganda für diesen Abend: „Die kahrbayerischen 
rechtsbolschewistischen Deutschgelben“ überschwemmten die Straßen von 
Autos aus mit Flugzetteln und klebten Hakenkreuzplakate an. In einigen 
Stadtvierteln „hatten Gesinnungsgenossen der Hitlergarde unsere Versamm- 
lungsplakate verschmiert oder abgerissen“. Gegen die Regierung Cuno, so 
schrieb das Blatt, werde ebenso gemein gehetzt wie gegen die Regierung 
Wirth. Durch Stinkbomben machten „hakenkreuzlerische Lausbuben“ das 
Konzert des Professors Maileau unmöglich!5®. Ferner berichtete die Zeitung 
von Überfällen der SA auf Straßenpassanten, besonders Juden!®. In einem 
Artikel: „Ein Kulturbild aus der Ordnungszelle“ brachte das sozialdemokra- 
tische Organ eine Schilderung von einer nationalsozialistischen Versamm- 
lung im Bürgerbräukeller: Ein „Hakenkreuzjüngling“ ging mit einer Papp- 
büchse herum, die die Aufschrift trug: „Spendet für Judenmassakers“. Als 
ein junger Mann sich darüber empörte, wurde er von der SA mit Knüppeln 
niedergeschlagen'?®, 

Mitte Dezember fand ein großer SA-Aufmarsch statt. Über diese „Baye- 
rische Faschistenparade“ berichtete die MP: Zahlreiche auswärtige SA-Stür- 
me und auch Roßbachleute nahmen daran teil. Achtzehn Hakenkreuzfahnen, 
drei Marinekriegsflaggen und der schwarze Roßbachwimpel wurden mitge- 
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tragen. Es waren etwa 880 SA-Männer, darunter Gestalten ähnlich denen 
der Rätezeit!57, 

Voller Empörung beklagte sich das sozialdemokratische Sprachrohr über 
Versammlungssprengungen und Straßenüberfälle durch die Nationalsozia- 
listen, während die gleichen Taten von sozialdemokratischer Seite als „Ab- 
wehr“ und „Verteidigung“ erklärt wurden. Ende Dezember 1922 sprengten 
Nationalsozialisten eine Versammlung, in der der bekannte Pazifist Professor 
Quidde sprach. Dabei wurden laut Mitteilung der MP von nationalsozia- 
listischer Seite folgende Drohungen ausgestoßen: „In vier Wochen ist alles 
erledigt, dann seht euch das Rathaus an, wie wir dessen Zinnen verzieren?3s,“ 
„Hakenkreuzler“, die sich nach Feststellung der MP als Reichswehrsoldaten 
entpuppten, überfielen einen Arbeiter, den sie als „schwarz-rot-goldene Sau“ 
beschimpften!39, 


Am 11. Januar 1923 sprach Hitler im überfüllten Zirkus Krone über die 
durch den Ruhreinfall der Franzosen geschaffene Lage und erklärte: „Nicht 
nieder mit Frankreich, sondern nieder mit den Novemberverbrechern!“ 
müsse es heißen. Dieser von Hitler öfter gebrauchte Ausdruck „November- 
verbrecher“ wurde zum geflügelten Wort der nationalsozialistischen Propa- 
ganda. Eine Woche später fand abermals eine Versammlung im Zirkus Krone 
statt, in der außer Hitler auch ein englischer Grubenarbeiter namens Henry 
Beamish sprach. Dieser erklärte, er sei gekommen, um Hitler kennenzulernen; 
er werde in England eine Partei nach dem Muster der NSDAP gründen!®, 
Die NSDAP war seit der zweiten Jahreshälfte 1922 auch ins Licht der Aus- 
landspresse gerückt. 

Unter der Überschrift „Auch ein Programm“ zitierte die MP folgende 
Stellen aus dem Kampfblatt der Nationalsozialisten für Tirol und Vorarl- 
berg vom 19. Dezember 1922: „Auer muß sterben, Ebert ‚abgestochen‘ wer- 
den.“ „Das Blut der Novemberlumpen muß fließen.“ „Knietief muß im Blut 
der Juden und ihrer Knechte gewatet werden!#1,“ 
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Bezüglich der Errichtung einer Diktatur, die die NSDAP anstrebte, soll 
Hitler folgende Ausführungen gemacht haben: „Die Inflation ist eine Folge 
der Unproduktivität der Staatsbetriebe. Diese muß mit eiserner Strenge be- 
seitigt werden. Die Beamtenmißwirtschaft kann nur durch einen Diktator, der 
sich nicht um das Geschrei der öffentlichen Meinung zu kümmern braucht, 
abgeschafft werden. Der geeignete Zeitpunkt dafür ist der Beginn der Dik- 
tatur. Der Diktator wird unter dem Zeichen des Generalstreiks in sein Amt 
treten. Er wird die Arbeitsaufnahme dadurch erzwingen, das alles, was nicht 
unter den diktierten Bedingungen arbeiten will, als entlassen gilt. Pensionen 
müssen aufgehoben werden. Ein bankrotter Staat kann es sich nicht leisten, 
Leuten in der vollen Arbeitskraft Pensionen zu zahlen, vielleicht nur, weil sie 
der öffentlichen Meinung wegen ausscheiden müssen. Es werden nur Alters- 
versorgungen für wirklich dienstunfähige Beamte bezahlt.“ Dazu bemerkte 
die MP: Hier zeigt sich die Verwandtschaft mit den „Rätekonfusionären“. 
„Im übrigen, ganz wie in Italien. Warum man solche Methoden ‚deutsch-völ- 
kische‘ nennt, ist eigentlich unerfindlich, wo sie doch nur vom Ausland ein- 
geführte faszistisch-bolschewistische Gewächse sind.“ „Wir begrüßen diese 
neueste Internationale von Feuerzeug und Radiergummi!#?,“ 

Der Höhepunkt der nationalsozialistischen Propagandatätigkeit war der 
erste „Reichsparteitag“ 1923 in München vom 27. bis 29. Januar 1923. Am 
27. Januar wurden in Münchens größten Sälen überfüllte Massenversamm- 
lungen abgehalten. Sämtliche führende Persönlichkeiten der reichsdeutschen, 
österreichischen und sudetendeutschen Nationalsozialisten waren anwesend 
und hielten Reden. Hitler selbst hielt in allen zwölf Versammlungen kurze 
Ansprachen. Am 28. Januar weihte er die ersten Standarten auf dem Mars- 


feld. 
b) Organisation 
Für die Organisation der Partei spielte die Frage eine wichtige Rolle, ‘ob 
die völkische Bewegung parteimäßig erfaßt werden oder als überparteiliche 
Bewegung fortbestehen solle. „Ich bekenne mich grundsätzlich zu keiner Par- 
tei“, schrieb der völkische Schriftsteller F. Schrönghammer-Heimdal im Jah- 
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re 1919163, „weil ich das Wohl nicht bloß einer Klasse, sondern das Gesamt- 
wohl will. Etwas Richtiges hat jede Partei. Und auch etwas Falsches: nämlich 
— die Partei. Partei ist immer Trennung. Ich meine, wir sind alle Menschen 
und gehören von Natur nicht einer Partei, sondern einer Gemeinschaft an. 
Laßt uns also die Partei überwinden, und den gemeinsamen, den wahrhaft 
menschlichen Standpunkt aufsuchen, wo wir uns alle als Brüder mit dem 
gleichen Wohl und Wehe zusammenfinden. Dort werden wir sehen, daß 
unsere Gegensätze gar keine sind. Es handelt sich höchstens um Interessen 
der Partei.“ Diese Sehnsucht, die Parteigegensätze zu überwinden, zu einer 
wahren Volksgemeinschaft zu gelangen, lebte in der Brust vieler Zeitgenos- 
sen. Das Kriegserlebnis und die durch den Umsturz zur Herrschaft gelangte 
krankhafte Parteienwirtschaft steigerten das Verlangen nach einer echten 
Gemeinschaft. 

In der „Deutschen Arbeiterpartei“ war dieses Streben nach der echten 
deutschen Volksgemeinschaft so stark verkörpert, daß die Gründer sich lange 
Zeit darüber uneinig waren, ob man überhaupt unter der Bezeichnung „Par- 
tei“ an die Öffentlichkeit treten solle. 

Anton Drexler und Rudolf Heß betonten mehrfach, wie in anderem Zu- 
sammenhang hervorgehoben wurde, daß sie in der NSDAP „die Partei über 
den Parteien“ sahen, die das ganze schaffende Volk zusammenfassen sollte!#%, 
Hitler traf in der Frage der Namensgebung und der Organisation die Ent- 
scheidung. „In dieser Zeit“ (Winter 1919/20), so schrieb er, „erfolgte die in- 
mere Formgebung der jungen Bewegung ..... Von verschiedenen Seiten ... 
wurde schon damals die Bezeichnung der jungen Bewegung als Partei bekrit- 
telt....“ Ausführlich setzte er sich mit den „deutsch-völkischen Wanderscho- 
laren“, den „völkischen Komödianten“ auseinander, lehnte Wort und Begriff 
„völkisch“ wegen Unklarheit ab und fertigte mit harten Worten den „völki- 
schen Gänsekiel“, die „stillen Arbeiter“ mit der „geistigen Waffe“ als „Feig- 
linge“, „Nichtstuer“ und „Nichtskönner“ ab. „Jeder letzte Agitator“, so er- 
klärte er, „der den Mut besitzt, auf dem Wirtstisch unter seinen Gegnern 
stehend, männlich und offen seine Anschauung zu vertreten, leistet mehr als 
tausend dieser verlogenen, heimtückischen Duckmäuser!®,* 
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Dieser Kampf Hitlers gegen die „Völkischen“ bildete die Grundlage für 
die Entwicklung des propagandistischen Stiles und der organisatorischen Ge- 
staltung, die im vollen Gegensatz zu den unwirksamen Methoden der Völki- 
schen erfolgte. 

Schon Jahre vor der Niederschrift seines Buches, mitten im tagespoli- 
tischen Kampfe, hatte sich Hitler grundsätzlich mit der deutsch-völkischen 
Bewegung auseinandergesetzt. Diese Auseinandersetzung in der Frühzeit 
bildete die entscheidende Grundlage für die ganze spätere Entwicklung nicht 
nur der NSDAP, sondern auch für das deutsche Volk und seinen National- 
gedanken. 


Am 7. Januar 1922 gab Hitler ein von ihm verfaßtes Mitteilungsblatt 
unter dem Titel „Entwicklung unserer Bewegung“ heraus, in dem er seine 
Ansicht über die Ursachen des Zusammenbruches von 1918, über das Ver- 
sagen des Bürgertums und der völkischen Bewegung darlegte und die ihn be- 
stimmenden Grundsätze für den Aufbau der NSDAP bekanntgab. Dort ver- 
kündete er u.a.: 

„Der 9. November bedeutete vor allem den vollständigen Zusammen- 
bruch nicht des Parteiwesens an und für sich, sondern des bürgerlichen Partei- 
wesens, jener Mischung guten Willens, harmloser Naivität, professoralen 
Wissens und vollendeter Instinktlosigkeit.“ Ebenso wie die bürgerlichen na- 
tionalen Parteien versagte auch die völkische Bewegung völlig gegenüber der 
Hauptaufgabe, die breiten Massen für die nationale Sache zu gewinnen. Die 

/Schuld am Zusammenbruch liege beim Bürgertum. Die Völkischen waren 
“ nicht in der Lage, aus richtigen theoretischen Erkenntnissen, besonders in der 
Judenfrage, die praktischen Folgerungen zu ziehen. „So wurde die deutsch- 
völkische Bewegung zu einem Gebilde ähnlich dem der achtziger und neun- 
ziger Jahre, ihre Leitung ging mehr und mehr genauso wie damals in die 
Hände höchst ehrenwerter, aber phantastisch-naiver Gelehrter, Professoren, 
Land-, Studien- und Justizräte, kurz einer bürgerlich ideal-vornehmen Klasse 
über. Der warme Hauch jugendlicher Volkskraft fehlte in ihr. Die stürmische 
Kraft hinreißender Feuerköpfe wurde abgelehnt als Demagogie. Die neue 
Bewegung war damit eine völkische aber keine Volksbewegung mehr ... 
Die Jammererscheinungen unserer bürgerlichen Parteien, denen jede ein- 
heitliche Disziplin, Form und Zucht fehlt, wiederholten sich in der neuen 
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Bewegung.“ Gerade die Minderheit an Zahl aber zwinge zu einer „umso 
stärkeren und festen Organisation“. 

„In diesem vollständigen Versagen auf allen angedeuteten Gebieten lag 
‘die Ursache der Gründung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter- 
partei. Die junge Bewegung sollte das geben, was anderen fehlte. Eine völki- 
sche Bewegung auf streng sozialer Grundlage, die breitesten Massen erfas- 
send, in eisenharter Organisation zusammengeschweißt, von blindem Ge- 
sam erfüllt und brutalem Willen beseelt, eine Partei des Kampfes und der 
Tat... Sollte dieses unbekannte namenlose Gebilde groß und bedeutend 
werden, dann mußte zunächst mit heiligem Feuereifer ihre Idee verbreitet 
werden, dann mußte zunächst die gesamte Kraft ihrer wenigen Anhänger in 
den Dienst ihrer Propaganda gestellt werden, da nichts zum Organisieren 
vorhanden war... In dieser Tätigkeit mußte die rein organisatorische zu- 
nächst Schaden leiden?#®,“ 

Organisation und Parteileitung blieben bis zur großen Krise im Hochsom- 
mer 1921 im wesentlichen unverändert so, wie sie unter Hitlers Einfluß im 
Winter 1919/20 eingerichtet worden waren. Auf seine Veranlassung wurde 
der leitende Parteiausschuß, bisher aus einem sechsköpfigen formlosen Gre- 
mium bestehend, nach Arbeitsgebieten eingeteilt, und die einzelnen Mit- 
glieder wurden mit bestimmten Aufgaben betraut!#”. 

Für die Parteileitung zeichnete verantwortlich Drexler als Einberufer der 
Versammlungen. Jedes Plakat trug den Vermerk: „Juden ist der Zutritt ver- 
boten.“ Selbstverständlich war auch eine Aufnahme der Juden in die Partei 
ausgeschlossen. Die Anmeldescheine zur Aufnahme in die Partei waren eben- 
falls dementsprechend abgefaßt. Der Text lautete: 

„Ich erkläre hiermit meinen Eintritt in die Deutsche Arbeiter-Partei. Ich 
bin deutscher (arischer) Abstammung und verspreche, die D.A.P. mit allen 
meinen Kräften zu unterstützen und bin zur Zahlung eines Beitrags von... 
bereit.“ Es folgte dann Name und Unterschrift. Der Schein trug noch folgen- 
den Vermerk: „N. B. In die D.A.P. können nur deutsche Volksgenossen auf- 
genommen werden ohne fremdrassige Vorfahren, Nicht-Arier sind von der 
Aufnahme ausgeschlossen?®8,“ 
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Die ersten Mitgliedskarten des Jahres 1920 waren klein und einfach. Sie 
wurden im Herbst 1921 durch das Mitgliedsbuch abgelöst. Die Mitglieds- 
karten trugen die Unterschrift des ersten Parteivorsitzenden Drexler und des 
ersten Geschäftsführers Schüßler. Die Mitgliedskarten wurden erst eingezo- 
gen und umgetauscht, wenn sie mit Beitragsmarken vollgeklebt waren. 

Der Erfolg des ersten Kampfjahres war so groß, daß die junge Partei den 
Bann der Unbekanntheit und des Totgeschwiegenwerdens in München ge- 
brochen und sich in der Öffentlichkeit einen Namen geschaffen hatte. Die 
Hauptgegner, die Linksparteien, die in der Anfangszeit das junge Gebilde 
geflissentlich übersahen oder lächerlich machten, gingen, nachdem diese Tak- 
tik versagt hatte, mehr und mehr zum terroristischen Angriff über!, Als auch 
das nichts fruchtete, weil die Nationalsozialisten mit ihrer Stoßtrupptaktik 
sich erfolgreich behaupteten und ihrerseits zum Gegenangriff übergingen, 
gaben die Linksparteien und die Gewerkschaften an ihre Mitglieder die Pa- 
role aus, die nationalsozialistischen Versammlungen nicht mehr zu besuchen. 

Im Januar 1921 kamen Hitler und mehrere maßgebliche Mitglieder der 
Partei erstmals vor Gericht wegen Sprengung einer Versammlung des Bayern- 
bundes. Der Leiter dieses Bundes, Ballerstedt, hatte Hitler verklagt. Auch 
Drexler, Dannehl und Maurer mußten vor Gericht erscheinen. Hitler, so be- 
richtete die MP, „ist zugleich ein gesuchter Versammlungsredner deutsch-völ- 
kischer Kreise, insbesondere der Schutz- und Trutzbündler, des Hammerbun- 
des usw. und läßt sich pro Abend 500 bis 800 Mark bezahlen. Er ist sozu- 
sagen von diesen Kreisen vertraglich verpflichtet, im Lande herumzureisen 
und gegen den Versailler Friedensvertrag zu sprechen. Hitler ist gerisse- 
ner Judenfeind ‚trotz seiner früheren Verlobung mit der Tochter eines aus 
Galizien eingewanderten Ostjuden‘. Es entspann sich im Verlaufe der Ver- 
handlung eine hitzige Debatte über Föderalismus ..., die insbesondere von 
dem in Schlagworten beschlagenen Führer der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei, dem Schriftsteller Hitler... geführt wurde!?°,“ Als 
Zeuge trat für Hitler u. a. Fürst Karl Wrede auf. Eine politisch tätige Frau 
aus Rosenheim (Soz.-Dem.) faßte das Urteil Rosenheimer „Kreise“ „über 
den Führer Hitler der Nationalsozialisten dahin zusammen: er komme einem 
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vor wie ein Münchner Lucki!?1“, Hitler wurde in dem Prozeß wegen übler 
Nachrede zu 1000 Mark bzw. 100 Tagen Gefängnis verurteilt. Der Wider- 
beklagte Ballerstedt erhielt wegen übler Nachrede eine Strafe von 200 Mark 
bzw. 20 Tagen Gefängnis!”?. 

Die Organisation der Partei erfuhr eine grundlegende Änderung im 
Hochsommer 1921 infolge der Übernahme der diktatorischen Leitung durch 
Hitler. Er gestaltete die Organisation nach seinem Willen. Sie war für ihn 
„in allem und jedem ein notwendiges Übel. Sie ist im besten Falle Mittel zum 
Zweck, im schlimmsten Falle Zweck selbst!?3*. Hitler erkannte von Anfang 
an die Gefahr der „Apparatisierung“, ohne sie aber später verhindern zu 
können. Er machte für die Neuordnung des Parteiapparates folgende Ge- 
sichtspunkte geltend: 

1. Ablehnung des parlamentarischen Mehrheitsgedankens in der Leitung; 
daher wurde die Organisation von ihm antiparlamentarisch aufgebaut. 

2. „Wahl des Führers, aber unbedingte Autorität desselben!?%.“ 

3. Dieser Grundsatz galt durchgehend für die Partei bis in die kleinsten 
Verästelungen. In Ortsgruppe, Kreis, Gau usw. mußte der erste Vorsitzende 
gewählt werden und war dann der allein verantwortliche Führer. 

4. Schaffung eines festen Mittelpunktes der Bewegung. „Die geopolitische 
Bedeutung eines zentralen Mittelpunktes einer Bewegung kann dabei nicht 
überschätzt werden ....“, schrieb Hitler und verwies auf geschichtliche Bei- 
spiele (Mekka, Rom)!”5, 

5. Daher wurde die gesamte Arbeit zunächst auf München konzentriert. 

6. Infolge der mangelnden Geldmittel konnte die Auswahl der Unter- 
führer nur auf ehrenamtlichem Wege erfolgen. Dabei galt für Hitler der 
Grundsatz, bei Mangel einer geeigneten Persönlichkeit die Bildung einer 
Ortsgruppe lieber zu unterlassen als eine Organisation ohne Kopf zu bilden. 

7. Das Zusammengehen mit anderen Gruppen im Sinne der Gleichberech- 
tigung lehnte Hitler schärfstens ab!"®, 
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Die Propaganda blieb für Hitler grundsätzlich wichtiger als die Organi- 
sation!??, Im Sinne der aufgezählten Gesichtspunkte nahm Hitler im August 
1921 die Reorganisation der Partei vor. Die von ihm selbst verfaßten Statu- 
ten, die von der außerordentlichen Mitgliederversammlung angenommen 
wurden, enthielten die wesentlichen Gesichtspunkte der organisatorischen 
Neuordnung. 

Max Amann, der neue Geschäftsführer, vertrat den Standpunkt, „daß 
Parteibetriebe keine Sinekure für wenig arbeitsfreudige Anhänger oder Mit- 
glieder der Bewegung sein dürfen!?®“, Im April 1922 übernahm Amann auch 
die Geschäftsführung des VB. Sehr wichtig für die Neuorganisation war der 
Erwerb einer größeren Geschäftsstelle. Am 1. November 1921 zog die Partei- 
leitung aus dem kleinen Lokal imSternecker in dieCorneliusstraße Nr. 12, wo 
sie drei kleine Räume beziehen konnte. Dort blieb die Geschäftsstelle bis zum 
Verbot der Partei nach dem Putsch im November 1923. Zum ständigen 
hauptamtlichen Personal gehörten: Max Amann und sein Stellvertreter Phi- 
lipp Bouhler (ab September 1922); Julius Schreck, Frau Endres, Christian 
Weber; für die SA Wilhelm Brückner, Dr. Beneke, Klintzsch und Wegelin, 
die drei Letztgenannten aus der Brigade Ehrhardt; ferner noch vier Steno- 
typistinnen. Außerdem gab es je nach Bedarf eine Anzahl ehrenamtlicher 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die infolge der räumlichen Beschränktheit 
der Geschäftsstelle die anfallenden Arbeiten zu Hause erledigten. Dies war 
besonders der Fall ab der zweiten Jahreshälfte 1922; infolge der massenhaf- 
ten Neueintritte in die Partei und die SA mußten die Schreibarbeiten mit den 
Karteikarten zu Hause erledigt werden. Amann hatte eine Zentralkartothek 
eingerichtet und die Mitgliedskarte durch das Mitgliedsbuch ersetzt. In der 
Geschäftsstelle befanden sich vier Panzerschränke. Das Kassenwesen betreute 
ehrenamtlich der Konservator Johann Singer; Oberregierungsrat Lauböck 
und der Schreibwarenhändler Voll waren Revisoren!”9, 

Die Geschäftsstelle des VB war nach wie vor in der Thierstraße 15; dort 
befand sich bis zur Auflösung auch das Parteilokal der Deutschsozialistischen 
Partei. 
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Die Ortsgruppe München war bereits Mitte des Jahres 1921 in sieben 
Sektionen eingeteilt worden mit je einem Sektionsleiter an der Spitze. Die 
sieben Sektionen waren: Lehel (Innere Stadt), Haidhausen, Neuhausen, Gie- 
sing, Schlachthaus, Westend, Schwabing!®®. 

Jedem Nationalsozialisten wurde es zur Pflicht gemacht, wenigstens ein- 
mal im Monat eine Sektionsversammlung und einen Sprechabend im Höger- 
bräu zu besuchen, „weiterhin mindestens jedes Vierteljahr der Bewegung drei 
neue Mitglieder und einen Abonnenten für den VB zuzuführen, mindestens 
einen Anteilschein des VB an den Mann zu bringen. Zu den Sprechabenden 
und Sektionsversammlungen sollen auch Nichtparteigenossen mitgebracht 
werden“. Mit der Ankündigung des neuen Parteilokals verband die Partei- 
leitung einen Aufruf zu Spenden für die Einrichtung. „Zur Vervollständi- 
gung der Einrichtung benötigen wir noch Tische und Stühle und Bücherregale. 
Wir fordern die Parteigenossen auf, entbehrliche Gegenstände oder Zuwen- 
dungen für Neuanschaffungen in der Geschäftsstelle im Tal 54 abzugeben!#1.“ 

Im Dezember 1921 nahm Hitler in einem von ihm verfaßten „Mittei- 
lungsblatt“!8? abschließend noch einmal zur Führungskrise und Reorganisa- 
tion der Partei Stellung unter dem Titel „Werkbund oder Partei“; er schrieb 
dort einleitend: 

„Am 6. Dezember 1921 fand in Magdeburg eine Tagung der sogenannten 
Deutschsozialistischen, oder wie sie sich in letzter Zeit manchmal nannte, 
Nationalsozialistischen Partei statt. Die Nationalsozialistische Deutsche Ar- 
beiterpartei hat in einem ausführlichen Schreiben an die Reichsparteileitung 
in Wien die Gründe niedergelegt, die sie damals bewogen haben, diese Ta- 
gung nicht zu besuchen. Einer der Hauptgründe war unter anderen auch der, 
daß wohl die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei mit dem Sitz 
in München, weil fest und straff organisiert, eine Partei darstellt, während 
dies in keiner Weise auf die sogenannte deutsch-sozialistische Bewegung zu- 
trifft. Ein weiterer Grund war der, daß wir schon seit vielen Monaten beob- 
achten konnten, wie sich in der völkischen Entwicklung eine neue Organisa- 
tion bemerkbar macht, deren hauptsächlichstes Kennzeichen darin besteht, 
nicht selber zu organisieren, sondern bestehende Verbände innerlich auszu- 
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höhlen ... die Parteileitung war sich klar, daß man in Deutschland niemals 
eine Organisation von irgendeiner Kraft wird schaffen können durch Zu- 
sammenschustern und Flicken aller möglichen Verbände, sondern nur durch 
das planmäßige Aufbauen einer einheitlichen, starken, straff disziplinierten 
Bewegung. Vor allem aber muß sie immer und immer wieder an dem Grund- 
satz festhalten, daß die Stärke einer Bewegung nicht in ihrem äußeren Um- 
fang liegt, sondern in ihrem inneren Gehalt.“ | 

Wenige Wochen später, zu Beginn des Jahre 1922, nahm Hitler in einem 
„Mitteilungsblatt“ Stellung zur Entwicklung der Bewegung. Er gab einen 
kurzen geschichtlichen Überblick und zog eine stolze Bilanz aus der Tätigkeit 
im Jahre 1921. „Auch in diesem Jahre war es notwendig, die Hauptarbeit 
der eigentlichen Gründer der Bewegung auf die Ortsgruppe München zu 
konzentrieren, da nur dadurch allein die Heranbildung einer jungen Schule 
für die Gesamtpartei möglich war. 

Wenn schon in ganz Deutschland heute der Mangel an wahrhaftigen Red- 
nern ein beschämend großer ist, denn Schwätzer sind noch lange keine Red- 
ner, so mußte dieser Mangel selbstverständlich noch viel größer bei einer 
jungen eben erst gegründeten Bewegung sein. 

Die Voraussetzung, diesen Mangel zu beheben, war die Heranbildung ge- 
eigneter junger Leute und diese Heranbildung wieder kann nicht geschehen 
dadurch, daß man ihnen geschriebene Bücher in die Hand drückt, sondern nur 
dadurch, daß man am lebendigen Beispiel des Vortrags das Talent erzieht. 

Das abgeschlossene Jahr bedeutete auch für die Bewegung einen Abschluß 
der inneren Organisation.“ Der Text schloß mit den Worten: „Wir wollen 
nun das alte Blücherwort im kommenden Jahre zu unserem Feldruf machen: 
‚Vorwärts‘183,“ 


Ende Januar 1922 fand die jährlicheGeneralmitgliederversammlung statt, 
die Rechenschaft ablegte über die Tätigkeit im abgelaufenen Jahre. Es zeigte 
sich an den zahlreichen Teilnehmern auswärtiger Ortsgruppen, daß die Par- 
tei trotz starker Konzentration auf München auch außerhalb beachtliche 
Erfolge erzielt hatte. Folgende auswärtige Ortsgruppen waren vertreten: 
„Tegernsee, Starnberg, Rosenheim, Scheinfeld, Landshut, Passau, Bernau, 


183 Mitteilungsblatt Nr. 10 v. 7. 1. 1922. Privatbesitz. 
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Amberg, Mannheim, Stuttgart, Halle, Hannover, Burghausen, Zwickau i.Sa., 
Zwiesel, Odernheim (Rheinpfalz)!%.“ Die Ortsgruppen Rosenheim, Starn- 
berg, Landshut, Tegernsee, Stuttgart, Ingolstadt, Augsburg waren bereits im 
Jahre 1920 gegründet worden. Die Partei hatte sich demnach auch außerhalb 
Bayerns schon verbreitet. Die Zahl der eingeschriebenen Mitglieder hatte 
sich in dem abgelaufenen Jahre verdoppelt und betrug 6000. Die wachsende 
Bedeutung der Partei war auch daraus ersichtlich, daß die sudetendeutschen 
Nationalsozialisten sich durch Rudolf Jung, die österreichischen durch Pro- 
dinger und Koller vertreten ließen. Es war die erste ordentliche Generalmit- 
gliederversammlung, vor der Hitler als Vorsitzender erschien. Alle seine 
Maßnahmen und von ihm getroffenen Veränderungen wurden selbstver- 
ständlich einmütig gebilligt, und die Versammlung besiegelte seinen Triumph. 

Die Parteimaschine war nun als Hitlers Werkzeug genau nach seinem 
Plan durchorganisiert und brachte im Jahre 1922 erstaunliche Erfolge. Als 
Mittel zur Propaganda wurde sie von Hitler glänzend gehandhabt und in 
seinem Sinne sorgfältig gepflegt. Im April 1922 wurden eigene Anweisungen 
zur Ortsgruppengründung herausgegeben. Darauf verwies Hitler in seinem 
Mitteilungsblatt, in dem er ausführliche Hinweise zur Versammlungsvorbe- 
reitung und Ortsgruppengründung gab. Es zeigt, wie sehr er sich um alle 
Einzelheiten der organisatorischen und propagandistischen Tätigkeit küm- 
merte. Einen Mißerfolg der Mannheimer Ortsgruppe, der eine Versammlung 
gesprengt worden war, nahm er zum Anlaß, zu gründlicherer Vorbereitung 
der Versammlungen zu mahnen. Er gab dazu auch ins einzelne gehende tech- 
nische Anweisungen. Man solle nur Säle nehmen, „die wenigstens zu einem 
Teil, der nicht unter einem Drittel des Gesamtfassungsvermögens stehen soll, 
von eigenen Anhängern besetzt werden können ...“ Die Ortsgruppe Mann- 
heim habe für die erste öffentliche Versammlung einen zu großen Saal ge- 
nommen und deshalb ein Fiasko erlebt. Dieses hätte sie sich sparen können, 
wenn sie die Anweisungen gründlich studiert und befolgt hätte. 

Bezüglich der Gründung neuer Ortsgruppen riet Hitler zur Vorsicht; „die 
Parteileitung als solche“, schrieb er, „hat zunächst kein Interesse an möglichst 
vielen Ortsgruppen, wohl aber das höchste an möglichst guten.“ Nicht die 
Zahl, sondern die Leistungsfähigkeit der Ortsgruppen sei ausschlaggebend. 


184 VB, Nr.9 v.1. 2.1922, $.3. 


262 


Nur wenn eine geeignete Persönlichkeit als Ortsgruppenleiter da sei, und die 
Parteileitung selbst die Mittel zur Unterstützung einer neuen Ortsgruppe 
aufbringen könne, dürfe zur Neugründung geschritten werden. Die Partei- 
leitung werde finanziell im wesentlichen von den Opfern und Leistungen 
der Münchner Ortsgruppe getragen; es dürfe daher kein Pfennig unnütz 
ausgegeben werden. 

Nur weil die Parteileitung sich zielbewußt auf den Aus- und Aufbau der 
Ortsgruppe München konzentriert habe, seien die Erfolge möglich gewesen. 
Hätte sie anders gehandelt, so wäre sie eben eine „zweite Auflage des Schutz- 
und Trutzbundes geworden, und würde auch genauso wie dieser dahinwel- 
ken und absterben“. „In unseren Augen besitzt eine Ortsgruppe erst dann 
die Berechtigung oder vielleicht besser gesagt, die Verpflichtung, neue Orts- 
gruppen zu gründen, wenn sie selber bereits volle Arbeit getan hat, d.h. wenn 
ihr Ort bereits zur Burg der nationalsozialistischen Bewegung geworden ist. 
Denn was wir brauchen, das sind Burgen, aber keine Ortsgrüppchen!®5,“ 

Im gleichen Mitteilungsblatt wandte sich Hitler auch heftig gegen die 
„Maulwurfsarbeit“ von völkischer Seite. Damit meinte er die Versuche, ein- 
zelne Ortsgruppen der Partei für die Idee von „Arbeitsgemeinschaften“ der 
verschiedenen völkischen Organisationen zu gewinnen und der Partei ab- 
spenstig zu machen. Der Gedanke der „Arbeitsgemeinschaft“ im Sinne gleich- 
berechtigten Nebeneinanderbestehens und Miteinanderarbeitens war Hitler 
ein Greuel. Diese Idee sei jüdisch und im Kriege habe man das deutsche Volk 
mit dem „Burgfrieden“ in eine Falle gelockt. „Das ist eine wahnsinnige Theo- 
rie, die da meint, durch Verbindung zweier Krüppel einen Gesunden machen 
zu können ... Als Germanen lehnen wir diese Theorie ab und bekennen uns 
zu jener, die uns einst auch Christus in grandioser Monumentalität in den 
Worten überließ: ‚Wer nicht mit uns ist, ist wider uns.‘ Hätte das Christen- 
tum seinen Zweck zu erreichen geglaubt durch Arbeitsgemeinschaften, es hätte 
niemals diesen Siegeszug über die Erde angetreten. Die größte Kraft dieser 
Welt liegt nicht in Arbeitsgemeinschaften, sondern im blinden Glauben an die 
Richtigkeit des eigenen Ziels und an die eigene Berechtigung des Kampfes 
dafür... .2@,“ 


185 Mitteilungsblatt Nr. 14 v. 26. 4. 1922, Privatbesitz. 
186 Ebda. 
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Die Mitteilungsblätter wurden von Hitler eingeführt und dienten zusätz- 
lich zu den Rundschreiben, die schon vor seiner „Machtübernahme“ in der 
Partei und sicherlich auf seine Anregung hin herausgegeben wurden, dazu, 
die Beziehungen der Parteileitung zu den auswärtigen Gruppen zu pflegen 
und inniger zu gestalten. Hitler hat sie selbst verfaßt. Sie sind ein um so wert- 
volleres Zeugnis der Entwicklung der Hitlerbewegung, als sie von den un- 
mittelbaren Notwendigkeiten des Alltags diktiert wurden. 

Die Organisation der Partei weitete sich aus durch den massenhaften Zu- 
strom neuer Anhänger. Die wichtigste organisatorische Neuschöpfung war 
die Sturmabteilung. Ihr folgte im Februar 1922 die Aufstellung einer Nach- 
richtenabteilung durch Rudolf Heß!#, im März 1922 die Errichtung eines 
eigenen Jugendbundes unter Leitung von G. A. Lenk; ferner bekam die Partei 
eine Motorstaffel, die Christian Weber führte und ein Reiterkorps, das ein 
Gönner der Partei, Fürst Wrede, aufstellte. 

Das Netz der Ortsgruppen dehnte sich über das ganze Reich aus. Im 
Frühjahr 1922 wurden die Ortsgruppen Hagen i. W. (Leiter Hugo Wachen- 
feld) und Köln (Leiter Hugo Breuer) gegründet. Unter Ohnesorges Führung 
entstand ungefähr gleichzeitig die Ortsgruppe Dortmund!®®, 

Am 2. Juli 1921 war die Ortsgruppe Hannover, am 1. Oktober 1921 die 
Ortsgruppe Zwickau i. Sa. gegründet worden. Im März 1922 schloß sich die 
DSP-Ortsgruppe Chemnitz der NSDAP an!®, Halle a. S. hatte ebenfalls 
schon im Spätherbst 1921 eine nationalsozialistische Ortsgruppe. Anläßlich 
einer Rede in Köln führte Esser aus, die Münchner NSDAP habe einen 
Hauptgeschäftsführer und zehn Beschäftigte. Im Laufe der letzten andert- 
halb Jahre wurden von München aus rund 45 Ortsgruppen gegründet. Be- 
trächtliche Fortschritte habe die Partei in Sachsen erzielt durch Übernahme 
von Bestandteilen der ehemaligen Deutschsozialistischen Partei!®. An wei- 
teren außerbayerischen Ortsgruppengründungen seien noch erwähnt Plauen 
i. V. (Mai 1922), Karlsruhe (Mai 1922)'91, Gotha (Juni 1922), Mengede i.W. 
(Juni 1922), Stettin, Freiburg i. Br., Göttingen, Hamburg, Weißenfels 


187 VB, Nr. 13 v. 15. 2. 1922, S. 3. 
188 VB, Nr. 19 v. 8.3.1922, S.2. 
189 VB, Nr. 23 v. 22.3.1922, S.4. 
190 VB, Nr. 35 v. 3. 5.1922, 5.3. 
191 VB, Nr. 47 v. 14. 6.1922, S.3. 
192 VB, Nr. 48 v. 17.6.1922, 5.5. 
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a. S.193, Aachen!94, Ulm!%, Worms, Koblenz!?%, Bremen!?, Leipzig!?, in 
Schlesien: Breslau, Gleiwitz, Hindenburg, Oppeln, Beuthen, Rosenberg, 
Kreuzberg, Petersdorf!9%. Für Bayern meldete der VB im Jahre 1922 folgende 
Ortsgruppengründungen: Garmisch-Patenkirchen?®, Berchtesgaden?"!, Gra- 
fing, Freising, Kitzingen, Pfaffenhofen a. Ilm, Aschaffenburg, Vilsbiburg, 
Jachenau?"?, Neu-Ulm (Donau), Nürnberg, Cham (Oberpfalz)?%, Bad Tölz, 
Zweibrücken?%, Hof?%, Forchheim?®, Traunstein?”, Eichstätt?®, Fürsten- 
feldbruck?®, Würzburg?!, Ottingen?!!, Ingolstadt, Lichtenfels *!2. 

Der weiteren Ausdehnung der Partei im außerbayerischen Reichsgebiet 
wurde dann durch das Verbot in Preußen am 15. November 1922 eine unüber- 
steigbare Schranke gesetzt. Weitere Verbote folgten in Sachsen, Thüringen, 
Hamburg, Schaumburg-Lippe; in Hessen am 29. April 1923, in Braunschweig 
am 18. September 1923. Schließlich war die NSDAP in allen Ländern des | 
Reiches mit Ausnahme von Bayern verboten. 

Bis zum Verbot im November 1923 nach dem gescheiterten Putsch wuchs 
die Partei auf 55 587 Mitglieder an. 

Ab Januar 1923 wandelte sich Gesicht und Wesen der NSDAP völlig zu 
dem einer „Militärpartei“ infolge der Umstellung der SA auf einen Wehr- 
verband, der von der Reichswehr für einen aktiven Widerstand gegen die 
Franzosen im Ruhrgebiet vorbereitet wurde. 


193 VB, Nr. 52 v. 1.7.1922. 

194 VB, Nr. 89 v. 8.12.1922. 

195 VB, Nr. 88 v. 4. 11.1922. 

196 VB, Nr. 97 v.6. 12. 1922. 

197 VB, Nr. 98 v.9. 12.1922. 

198 VB, Nr. 101 v. 20.12. 1922. 
199 VB, Nr. 104 v. 30. 12. 1922. 
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201 VB, Nr. 24 v. 25.3.1922. 

202 VB, Nr. 52 v.1.7.1922. 

203 VB, Nr. 88/9 v. 4./8. 11. 1922. 
204 VB, Nr. 80/81 v.7./11. 11.1922. 
205 VB,Nr. 91 v. 15.11.1922. 
206 VB, Nr.92 v. 18.11. 1922. 
207 VB, Nr. 94 v. 18. 11. 1922. 
208 VB, Nr. 95 v. 29.11.1922. 
209 VB, Nr. 98 v. 9.12.1922. 

210 VB, Nr. 100 v. 16. 12. 1922. 
211 VB, Nr. 102/3 v. 23.12.1922. 
212 VB, Nr. 104 v.30. 12. 1922. 


265 


Die Parteimaschine lief natürlich nicht reibungslos. Durch den chroni- 
schen Geldmangel lebte sie nur von einem Tag auf den anderen. Die Geld- 
knappheit wirkte manchmal lähmend. Das Parteilokal war rasch zu klein; es 
herrschte eine schreckliche Enge und ein entsprechendes Gedränge. Nur we- 
nige von denen, die ganztägig für die Partei arbeiteten, konnten sich wirt- 
schaftlich selbst erhalten. Es waren meist Arbeitslose, die allein für das Essen 
ihre Dienste der Partei zur Verfügung stellten. Von den Angestellten konnten 
nur ganz wenige so bezahlt werden, daß sie davon leben konnten. Die Mehr- 
heit der Mitglieder, die aktiv für die Partei arbeitete, opferte dafür die Frei- 
zeit, da sie tagsüber dem Broterwerb nachgehen mußte. „Die Parteigeschäfts- 
stelle“, so urteilte ein scharfer Beobachter, „war eine Sammlung kleiner Hit- 
lers, die sich dem großen Hitler beugten.“ „Wahrscheinlich niemals zuvor in 
der Geschichte hat irgendein Mann eine Partei so absolut geschaffen, noch 
ist je ein Mann in solchem Grade selbst das Werk und die Schöpfung jener 
Partei gewesen wie Hitler.“ „Wie mit solchen Mitarbeitern jemals ein tatsäch- 
licher Fortschritt erzielt werden konnte, ist eines der Geheimnisse der Nazi- 
Geschichte?!3.“* „Die Parteimaschine, im besten Falle nicht sonderlich gut 
gehandhabt, war mehr als einmal durch reine Unfähigkeit gefährdet. Nur 
die Propaganda wurde meisterhaft gehandhabt, von Anfang an Hitlers per- 
sönlichstes Steckenpferd und vielleicht seine größte Stärke?1#.“ 


4. Finanzierung! 


Die nationalsozialistische Partei wurde materiell aus zwei Quellen ge- 
speist: Aus den Beiträgen, Spenden und Opfern der Parteimitglieder und Ge- 
sinnungsfreunde und aus Zuschüssen wirtschaftlicher und politischer Macht- 
gruppen. Immer ist die erste Quelle, die ihren Ursprung im idealistischen 
Opfersinn der Mitglieder und Anhänger hatte, unterschätzt, und sinngemäß 


213 Luedecke, I knew Hitler, S. 78. 
214 Ebda, S. 98. 
1 Als Unterlagen für die Geschichte der Finanzierung der Partei wurden benützt: 
1. Akten des Ausschusses des bayerischen Landtages zur Untersuchung der Vorgänge des 
1.Mai1923 und der gegen Reichs-und Landesverfassung gerichteten Bestrebungen vom 
26. Sept. bis 9. Novem. 1923. Rep. Registratur der Bayer. Staatskanzlei; besonders die 
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die zweite, materialistische Quelle, überschätzt worden. Die Zuschüsse aus der 
zweiten Quelle wurden von den Besitzenden — das Wort als „Schicht“ 
diesem Falle verstanden — gegeben aus dem Bestreben, jede ar 
zu unterstützen, jede „nationale Regung“, jede gegen die Linke gerichtete 
Organisation zu fördern, darunter auch die NSDAP. Unter der Devise 
„Kampf dem Bolschewismus!“ finanzierte die durch den gesellschaftlichen 
Umsturz in Ost- und Mitteleuropa bedrohte bürgerliche Gesellschaft alles, 
was als Hilfstruppe zum Kampf gegen die sozialistische Bedrohung des Eigen- 
tums dienen konnte. Nicht der „Nationalsozialismus“, sondern die Selbst- 
erhaltung gegen den sozialistischen Planstaat, gegen den Bolschewismus, war 
der Beweggrund für die Finanzierung der NSDAP von dieser Seite. Die Re- 
aktion gegen die Revolution war von Anfang an von den Trägern der über- 
kommenen bürgerlichen Gesellschaftsordnung finanziert worden: Die Kir- 
chen, der Adel, Fürsten und Ex-Monarchen, Industrie, Banken und Groß- 
grundbesitz haben von den Freikorps bis zur SA alles, was dazwischen war 
und dazu gehörte, unterstützt und gefördert, um den militärischen Wider- 
stand und die Verteidigung gegen den proletarischen Umsturz zu ermöglichen. 
Daher ist die Frage, wer die NSDAP und Hitler zicht finanzierte, viel leichter 
zu beantworten als die gegenteilige, wer sie beide finanzierte. Auf diese letz- 
tere Frage kann man nur eine pauschale Antwort geben: die bürgerliche, be- 
sitzende Welt des In- und Auslandes. Aber mit der Unterstützung von seiten 
der bürgerlichen Welt läßt sich weder die Entstehung noch der Aufstieg der 
jungen Bewegung in den frühen Jahren von 1919 bis 1922 erklären. Die 
Gelder der Besitzenden begannen nämlich erst von dem Augenblick an zu 


Protokolle der ersten und fünften Sitzung. Diese Akten sind teilweise veröffentlicht in 
dem vom Landesausschuß der SPD in Bayern herausgegebenen Buch: „Hitler und Kahr“, 
die bayerischen Napoleonsgrößen von 1923, Teil I und II, München 1928, Abschn.: Die 
Geldquellen der Nationalsozialisten, S. 97, 105; vgl. a. Hoegner, Der schwierige Außen- 
seiter, S. 47 f. 

2. Akt „Hitlerputsch 1923“ des bayerischen Min. d. Äußeren, Rep. Registratur der Bayeri- 
schen Staatskanzlei. 

3. Akten der Polizeidirektion München und des bayerischen Innenministeriums über die 
NSDAP und den Hitlerputsch. Fotokopien und Abschriften in Privatbesitz. 

4. Akten „Bund Bayern und Reich“, BHA. 

5. Nachlaß Kahr, Erinnerungen, BHStA. 

Außer den hier angeführten Akten wurde noch die im einzelnen zitierte Presse und 

Literatur benützt sowie eine Reihevon mündlichen Mitteilungen eingeweihter Personen — 

S. b. Henry A. Turner jr., Faschismus und Kapitalismus in Deutschland, Göttingen 1972. 
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fließen, als die Partei durch ihre erfolgreiche Tätigkeit das Interesse der Of- 
fentlichkeit aus eigener Kraft auf sich gelenkt, die Geburtswehen durch ihre 
innere Stärke überwunden hatte. Erst ab 1922 wurde die Hitlerbewegung 
‚ein Machtfaktor im politischen Leben Münchens, erst von diesem Jahre ab 


/ warsie „kreditwürdig“. 


Die entscheidende Triebfeder für den Aufstieg der Bewegung war daher 
nicht das eigensüchtige Interesse der Geldgeber aus Industrie und Großgrund- 
besitz usw., sondern der Idealismus und beispiellose Opfergeist der Gründer 
und ältesten Anhänger, der ständig gespeist wurde durch den Zuzug neuer 
opferwilliger Parteigänger. Zwei Gruppen sind hier besonders hervorzuhe- 
ben: Die Jugend und die Frauen. Letztere haben in der Frühzeit einen großen 
Beitrag geleistet zur raschen Entwicklung der Bewegung. Der größte Antrieb 
aber für die märchenhaft erscheinenden Erfolge kam aus dem Erneuerungs- 
willen der aktiven deutschen Jugend. Dieser jugendliche Idealismus war das 
nicht zu überschätzende Grundkapital, das schnell anwuchs und noch schnel- 
ler Zinsen trug. Dies ist das eigentliche große Imponderabile, das rechnerisch 
nie zu fassen ist, dieses immaterielle Bargeld, das immer da war und die 
notwendigen materiellen Mittel nach sich zog. Und dieser Idealismus schuf die 
Voraussetzungen dafür, daß die „Geldleute“ ihre Brieftaschen öffneten und 
Zuschüsse gaben, nicht umgekehrt! Gerade in der Frühzeit sind Opfersinn 
und freiwillige Gebefreudigkeit ein klassisches Beispiel für die Überlegenheit 
geistiger Kräfte über die materiellen: Denn durch Idealismus und Opfersinn 
kam die Hitlerbewegung in die Höhe; als Geschäftssinn und Profitgier vor- 
zuherrschen anfıingen, begann der innere Abstieg. 

Im Jahre 1919 gab es in der DAP noch kein „Finanzwesen“. Die Gründer 
und Leiter der Partei arbeiteten ehrenamtlich; Pflichtbeiträge wurden nicht 
erhoben. Die Kosten für die Sprechabende und sonstige Zusammenkünfte 
wurden von den Veranstaltern aus eigener Tasche und durch freiwillige Spen- 
den gedeckt. Die Schilderung der Armut der Partei, die Hitler gab, war rich- 
tig. Bei der Zusammenkunft im „Alten Rosenbad“ in der Herrnstraße Ende 
September 1919 ergab der Kassenbericht einen Bestand von 7,50 RM Besitz 
des Vereins?. Da die DAP aus lauter „kleinen“ Leuten bestand, Eisenbahn- 
arbeitern, Angestellten, kleinen Mittelständlern und arbeitslosen Soldaten, 


2 Hitler, I, S. 232. 
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schien es ein Ding der Unmöglichkeit, den Totpunkt des Unbekanntseins zu 
überwinden. 

Hitlers Energie und Zähigkeit aber brachten es fertig, nach hartem Be- 
ginnen die Bahn des Erfolges zu beschreiten. Mit kleinen Geldsammlungen 
unter „uns armen Teufeln wurden die Mittel aufgebracht, um endlich eine 
Versammlung durch eine Anzeige im ‚Münchner Beobachter‘ öffentlich be- 
kanntzugeben?“*. Diese Maßnahme erwies sich als erfolgreich. Den ersten grö- 
ßeren finanziellen Auftrieb erhielt die DAP durch die freiwillige Spende von 
Fräulein Dornberg in Höhe von 300 RM, in einer Versammlung im „Deut- 
schen Reich“*. Nach Schüßlers Schilderung war dies ein aufregendes Ereignis 
gewesen. Es wurde sofort eine Ausschußsitzung einberufen und der Entschluß 
gefaßt, „nun eine öffentliche Versammlung zu halten“. Zweihundert Pla- 
kate wurden gedruckt, ebenso Flug und Handzettel?. Auch Hitler bezeichnete 
diese Spende von 300 RM als finanziellen „Grundstock“®. Zweifellos gaben 
diese 300 RM den Anstoß zu der von Schüßler erwähnten ersten öffentlichen 
Versammlung im Hofbräuhaus am 24. Februar 1920. 


Einen Einblick in den finanziellen Stand der DAP zum Jahresbeginn 1920 
geben einige Abrechnungen über Einnahmen bei Versammlungen. Bei der 
Versammlung am 16. Februar 1920 in der Gaststätte „Deutsches Reich“ wur- 
den 132,50 RM Eintrittsgelder eingenommen, 20 RM wurden gestiftet, 1 RM 
war überbezahlt’. In der Ausschußsitzung vom 22. Januar 1920 betrug der 
Kassenbestand 569,65 RM. 110 RM waren für den Sergeanten Schnecken- 
burger gesammelt worden®. „So war eine rund einjährige Tätigkeit notwen- 
dig“, schrieb Hitler im Mitteilungsblatt Nr. 4 über das Thema „Finanzielle 
Lage der Bewegung“, „um bei ununterbrochenem Sammeln im engsten Kreis 
und in zahlreichen Zusammenkünften bei größter Sparsamkeit einen Fond von 
700 RM zu erübrigen. Einen lächerlichen Betrag, der doch blutig-sauer er- 
kämpft werden mußte und der uns zum ersten Male in die Lage versetzte, 


3 Hitler, I, S. 376; in dieser Versammlung spendete ein Arzt 100,— RM, Mdl. Mitt. 

4 Schüßler: Die Anfänge der Bewegung; VB, Nr. 312 v. 8. 11. 1933; ferner Md]. Mitt, 
Damit wurde das erste Flugblatt der Partei, das Drexler verfaßte, finanziert. 

5 Schüßler, ebda. 

6 Hitler, I, S. 377. 

7 Fotokopie einer Abrechnungsnotiz, Privatbesitz. 

8 Ebda. 
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eine öffentliche Versammlung abzuhalten®.“ Dieses eine Jahr, das Hitler er- 
wähnt, bezog sich auf den Zeitraum von der Gründung der DAP am 5. Ja- 
nuar 1919 bis zur öffentlichen Versammlung am 24. Februar 1920. 

Mit der Errichtung einer Geschäftsstelle, der Bestellung eines Geschäfts- 
führers begann auch ab Januar 1920 die Einhebung von Mitgliedsbeträgen, die 
auf monatlich 50 Pf. je Mitglied während des Jahres 1920 festgesetzt waren. 
Von den neuen Ortsgruppen konnte die Parteileitung nur geringe Abgaben 
fordern. Aus Gründen des Geldmangels und der Ersparnis entstand „die 
Einheitlichkeit der Leitung der Ortsgruppe München mit der Gesamtbewe- 
gung!o«, 

Die eigentliche finanzielle Grundlage der Partei war und blieb der regel- 
mäßige Beitrag der Mitglieder. Natürlich bemühte man sich, Gönner zu ge- 
winnen. Solche waren zunächstMitglieder aus derwohlhabenden bürgerlichen 
Schicht. Ihrer gab es in den ersten Jahren nicht viele. Unter den Gönnern 
waren auch solche, die nicht Parteimitglieder waren und nur als Gesinnungs- 
freunde Hilfe leisteten. An Persönlichkeiten, die dem jungen Gebilde in der 
Frühzeit halfen, sind vor allem zu nennen Dietrich Eckart, Ernst Röhm, Gott- 
fried Feder, Anton Voll, Fritz Lauböck, Dr. Gottfried Grandel, Dr. Johannes 
Dingfelder. Diese brachten nicht nur aus eigener Tasche große Opfer, son- 
dern, was wichtiger und weitaus wirkungsvoller war, sie stellten ihre persön- 
lichen und dienstlichen Beziehungen zu Freunden und Bekannten Hitler zur 
Verfügung. Ohne diese Beziehungen wäre die Partei nicht in die Höhe ge- 
kommen. Das ist jedoch kein Widerspruch zu dem oben Gesagten; denn ge- 
rade die Genannten haben aus Idealismus und Überzeugungstreue mitge- 
wirkt und geopfert. Sie hatten bei der Sache, so wie sie im Jahre 1919/20 
aussah, nichts zu gewinnen, sondern nur zu verlieren. Versuche, einflußreiche 
Personen der Bank- und Industriewelt zu gewinnen, hatte Anton Drexler 
schon im ersten Jahre des Bestehens der DAP unternommen. So drückte er 
in einem Schreiben vom 23. Januar 1920, das an Dr. Wilhelm Freiherrn v. 
Pechmann, Direktor der Bayerischen Handelsbank, gerichtet war, sein Be- 
dauern darüber aus, daß dieser der Einladung zum Vortrag der DAP nicht 
hatte Folge leisten können!!. 


9 Mitteilungsblatt Nr. 4 v. 8. 10. 1921, Privatbesitz. 
10 Mitteilungsblatt Nr. 4. 
11 Fotokopie, Privatbesitz. 
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Für die Finanzgeschichte der Partei in der Frühzeit war das entscheidende 
Ereignis der Erwerb des VB als Parteiorgan. Sowohl der Ankauf wie die Un- 
terhaltskosten der Zeitung stellten derartige Anforderungen an die finanziel- 
le Leistungskraft, daß das Blatt bis zu dem Verbot und zur Auflösung der 
NSDAP im November 1923 nicht nur das schlimmste Sorgenkind blieb, son- 
dern die Partei auch mehrfach in lebensgefährliche Finanzkrisen stürzte. 

Schon der Ankauf im Dezember 1920 war die erste finanzielle Zerreiß- 
probe; an der damit verbundenen Schuldenlast würgte die NSDAP bis zur 
Machtübernahme. Der Kaufpreis betrug 120000 RM, die übernommene 
Schuldenlast 250000 RM. Die Bürgschaft für die Zahlung des Kaufpreises 
übernahmen Dietrich Eckart und Dr. Gottfried Grandel!!a, Letzterer erhob 
noch im Jahre 1940 (!) Rechtsansprüche gegenüber dem Eher-Verlag für die 
von ihm erlegten Bürgschaftssummen beim Ankauf des VB. Nach seiner An- 
gabe hatte er damals die Hauptlast getragen!?. Der Verlag Franz Eher Nachf., 
den im Sommer 1918 Freiherr v. Sebottendorff für den Germanenorden an- 
gekauft hatte!?, war eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Die Liste der 
Gesellschafter vom 20. März 1920 enthielt folgende Namen: 

Gottfried Feder, Dipl.-Ingenieur, München mit 10000 RM 


Franz Xaver Eder, Kaufmann, München mit 10000 RM 
Franz Freiherr v. Feilitzsch, München mit 20000 RM 
Dr. Wilhelm Gutberlet, Arzt, München mit 10000RM 
Theodor Heuß, Fabrikant, München mit 10000 RM 
Frl. Käthe Bierbaumer, Freiburg/Breisgau mit 46 500 RM 
Frau Dora Kunze, Lauban mit 10000RM 
Karl Alfred Braun, München mit 3500 RM! 


Frl. Käthe Bierbaumer, die Hauptaktionärin, die bereits im Jahre 1918 
Sebottendorff das Geld zum Ankauf des VB gegeben hatte, hatte von den 
110000 RM des Gesamtkapitals, das 120 000 RM betrug, dem Verlage „zu 


11aBrief Dr. G. Grandel v. 27. 10. 1920 betr. VB-Übernahme. BA, Hitlerbriefe, Akt 2, Nr. 
4337. 

12 Brief Dr, Gottfried Grandel an Deutsche Kunst- u. Verlagsdruckerei v. 21. 11. 1940, 
Privatbesitz. 

13 Dr. A. Dresler, Geschichte des VB, S. 60/61; ferner Sebottendorff, Bevor Hitler kam, 
$.192. 

14 Sebottendorff, $. 195. 
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Händen von Herrn Eder“ insgesamt 63 500 RM geschenkt'°. Sie war dann 
mit 46 500 RM immer noch die größte Anteilhaberin. Frau Dora Kunze war 
die Schwester von Sebottendorff und hatte einen Anteil von 10 000 RM. Dr. 
Wilhelm Gutberlet hatte bereits am 14. Oktober 1920 die Hälfte seines An- 
teils der NSDAP überlassen. „Nach einer Eintragung vom 17. Dezember 
1920 waren alle Anteile bis auf die von Frl. Käthe Bierbaumer und Frau 
Dora Kunze in der Hand von Anton Drexler!‘“, dem Vorsitzenden der 
NSDAP. 

Von der Ankaufssumme von 115000 RM hatte Dietrich Eckart 60 000 
RM als Darlehen aufgebracht, das er von General von Epp erhalten hatte!”. 
Mittelsmann für diese gewaltige Geldhilfe war sicherlich Röhm gewesen. 
Eckart hatte also nicht aus eigener Tasche bezahlt, sondern Reichswehrgelder, 
für deren Rückzahlung er mit seinem Namen haftete, dafür aufgebracht. Dr. 
Gottfried Grandel wurde jedoch für seine Bürgschaft laut eigener Aussage 
in Anspruch genommen und zahlte die Beträge an Frl. Käthe Bierbaumer und 
Frau Dora Kunze (insgesamt 56 500 RM) aus. 

Neben Dietrich Eckart hatte auch sein Vetter, Simon Eckart, einen erheb- 
lichen Beitrag zum VB geleistet. Nach Aussage von Bekannten opferte er fast 
sein gesamtes Vermögen!®. Auch Friedrich Krohn bezahlte nach eigener Aus- 
sage 20 000 RM „A fonds perdu!?“. 

Aus einem Dankschreiben Hitlers an Dietrich Eckart geht hervor, daß 
dieser die entscheidende Hilfe für den Erwerb des VB geleistet hatte. Der 
Brief lautete wörtlich: 

„Lieber Herr Eckart! Nach der nun endlich erfolgten Übergabe des „Völ- 
kischen Beobachters“ an die Partei, will ich Ihnen, lieber Herr Eckart, für die 
uns noch in letzter Minute gewährte große Hilfe auch auf diesem Wege mei- 
nen wärmsten Dank zum Ausdruck bringen. 

Ohne Ihr hilfreiches Einspringen wäre die Sache vermutlich nicht so ge- 
kommen, ja ich glaube, daß wir damit auch die beste Aussicht, eine eigene 
Zeitung zu gewinnen, wohl auf viele Monate hinaus verloren hätten. Ich 


15 Ebda, $. 195. 

16 Ebda, S. 195. 

17 MP, Nr. 29 v. 4./5. 2.1922, S.1; Nr. 35 v. 11.2.1922, $. 2. 
18 Mdl. Mitt. 

19 Mdl. Mitt. 
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hänge nun selber so mit Leib und Seele an der Bewegung, daß Sie sich kaum 
denken können, wie glücklich ich infolge der Erreichung dieses bisher so er- 
sehnten Zieles bin, und wie sehr es mich drängt, Ihnen für dieses heutige 
Glück meinen tiefgefühlten Dank auszudrücken. 


In treuer Verehrung Ihr A. Hitler,“ 


Der VB war also mit Schulden erworben worden, von denen ein großer 
Teil Reichswehrmittel waren und der andere Teil Privatmittel von Gesin- 
nungsfreunden der Partei und Hitlers. Praktisch wurden diese Schulden nie 
zurückbezahlt. 

Am 16. November 1921 erklärte Hitler namens der NSDAP vor dem 
Registergericht München, im Besitz aller Anteile des Völkischen Beobachters 
und des Eher-Verlags zu sein?!. 

War der Erwerb der Zeitung schon ein schwieriges finanzielles Kunststück 
gewesen, so stellte der fortlaufende Betrieb noch größere Anforderungen an 
die finanzielle Leistungskraft. Ofter als einmal war das Erscheinen der jeweils 
nächsten Nummer in Frage gestellt, öfter als einmal drohte der Verlags- 
inhaber Adolf Müller den Druck einzustellen?!a, wenn nicht bezahlt würde, 
und doch erschien die Zeitung, wenn auch unter größten Schwierigkeiten, 
regelmäßig. Manche Nacht wartete Hitler in der Wohnung des Schreibwaren- 
händlers Anton Voll bis in die frühen Morgenstunden auf den Betrag, den 
Voll noch in der Nacht bei Freunden und Bekannten zusammenbettelte, um 
das Erscheinen der nächsten Nummer des VB zu ermöglichen??. Voll war ein 
wichtiger Mann für Hitler. In seiner Wohnung fanden meistens die Geheim- 
besprechungen statt; dort traf sich Hitler auch mit Finanzgrößen und sonsti- 
gen Persönlichkeiten, über deren Bekanntschaft und Beziehungen zu ihm nie- 
mand etwas erfahren durfte. Hitler verstand es, durch persönliche Wirkung 
Freunde und Bewunderer zu gewinnen, die ihn persönlich und sachlich unter- 
stützten, ohne daß sie Parteimitglieder waren. Zu diesen wichtigsten persön- 
lichen Beziehungen gehörten die zu den Familien Bechstein, Bruckmann, 


20 Fotokopie, Privatbesitz. 

21 Sebottendorff, S. 196. 

21aZ.B.Mahnschreiben Müller & Sohn v. 22. 5. 1923 über Rückstand von 43 Mill. Mark, BA, 
Hitlerbriefe Akt 6, Nr. 4489. 

22 Mdl. Mitt. 
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Hanfstängl. Die persönliche Gönnerschaft wie die ausgedehnten Beziehungen 
dieser Familien standen ihm zur Verfügung und waren eine große Hilfe für 
die NSDAP. 

Um den VB richtig in Gang zu bringen, beschloß die Parteivorstandschaft 
auf der ordentlichen General-Mitgliederversammlung im Januar 1921 die 
Herausgabe von unverzinslichen Schuldscheinen, die von Parteigenossen ab- 
genommen und vertrieben werden mußten. Laut polizeilicher Feststellung 
wurden im ersten Halbjahr 1921 40 000 Scheine ä& 10 RM ausgegeben, mit 
denen rund 400 000 RM eingebracht wurden?®. Da diese Schuldverschreibun- 
gen ohne staatliche Genehmigung ausgegeben wurden, hatte die Sache ein ge- 
richtliches Nachspiel. Die Scheine waren am 9. Juni 1921 hergestellt und in 
der Zeit bis Ende September 1921 ausgegeben worden. Verantwortlich für 
die Ausgabe zeichnete die damalige Parteivorstandschaft: A. Drexler, O. Kör- 
ner, J. Berchtold, F. Emmer, R. Schüßler, deren Unterschrift auf den Schuld- 
scheinen stand. Hitler hatte nicht unterzeichnet. 

Die Schuldscheine sollten ab 19. 1. 1925 bis 19. 1. 1940 durch Los eingezogen 
und der Betrag im vollen Nennwert ausbezahlt werden. Der Besitzer mußte 
arischer Abstammung sein?%, 

Bereits im Rundschreiben Nummer eins wies der Vorstand darauf hin®®, 
„daß die Partei den ‚Völkischen Beobachter‘, München, als Partei- und 
Kampforgan erworben hat. Selbstverständlich konnte dies nur durchgeführt 
werden unter den schwersten Opfern und mit Übernahme’ einer großen 
Schuldenlast. Zur Deckung dieser Schulden wurden laut Beschluß der Mitglie- 
derversammlung vom 19. Januar 1921 unverzinsliche Schuldscheine zu je 
zehn Mark hergestellt. Diese Schuldscheine sind nun fertig, und es ist Pflicht 
aller Parteimitglieder durch Erwerb dieser Schuldscheine nach Möglichkeit, 
sowie deren weiteste Verbreitung ins deutsche Volk, unserem Kampfblatt, 
dem ‚Völkischen Beobachter‘, die Existenz zu sichern. Außerdem muß jedem 
Mitglied zur Pflicht gemacht werden, den ‚Beobachter‘ zu bestellen und eben- 
falls nach Möglichkeit zu verbreiten.“ 

Im nächsten Rundschreiben der Parteileitung wurde abermals auf die 
Schuldscheine verwiesen. „Wir ersuchen die Ortsgruppen um möglichst zahl- 


23 Akt „NSDAP“ der Polizeidirektion München, Fotokopie, Privatbesitz. 
23aBA, Hitlerbriefe, Akt 6, Nr. 4518. 
24 Undatiert, nach Inhalt vom Juni 1921, unterzeichnet v. Drexler u. Schüßler. 


274 


reiche Abnahme derselben. Die Scheine werden in Kommission von uns ab- 
gegeben und bitten die jeweils abgesetzten Scheine mit der Hauptgeschäfts- 
stelle verrechnen zu wollen. Neubestellungen werden erst berücksichtigt, wenn 
die vorhergehende Sendung abgerechnet ist?°.“ Im April 1923 fand der Pro- 
zeß statt; die verantwortlich Zeichnenden wurden in erster Instanz verurteilt, 
in zweiter Instanz aber freigesprochen?®. 

Außer der Herausgabe dieser Schuldscheine beschloß die General-Mitglie- 
derversammlung vom Januar 1921 auch die Erhöhung des monatlichen Par- 
teibeitrages von fünfzig Pfennig auf eine Mark. Die Hälfte davon war soge- 
nannte „Pressesteuer“. 


Ferner wurden folgende finanzielle Bestimmungen getroffen: 


„Von den monatlichen Mitgliederbeiträgen führen die Ortsgruppen 20 
Prozent, aus den freiwilligen Stiftungen 50 Prozent an die Landesgeschäfts- 
stellen ab, soweit welche errichtet sind. Außerbayerische Ortsgruppen, die 
noch keiner Landesgeschäftsstelle angegliedert sind, führen die obenbezeich- 
neten Beträge an die Hauptgeschäftsstelle München ab. Die Landesgeschäfts- 
stellen führen von diesen erhaltenen Beträgen die Hälfte, d. h. 10 Prozent 
aus Beiträgen und 26 Prozent aus Stiftungen an die Hauptgeschäftsstelle 
München ab. Die monatliche Pressesteuer von 50 Pfennigen pro Mitglied ist 
restlos an die Hauptgeschäftsstelle München abzuführen??.“ Die Ortsgruppen 
erhielten Vordrucke zur monatlichen Abrechnung; der Hinweis, daß der mo- 
natliche „Mindestbeitrag“ eine Mark betrage, läßt darauf schließen, daß der 
Vorstand es als selbstverständliche Pflicht ansah, daß, wer irgend konnte, 
einen höheren Beitrag bezahlte. 

„Wir wissen nicht“, schrieb Drexler an G. Feder im Februar 1921, „ob 
wir die Verpflichtungen unseren Gläubigern gegenüber, den früheren Gesell- 
schaftern, ohne den Betrieb einstellen zu müssen, nachkommen können und 
halten nun bei Ihnen um eine weitere Stundung Ihrer Forderung an. Sie wür- 
den uns und unserer gemeinsamen Sache damit einen großen Dienst erwei- 
sen?8,“ 


25 Rundschreiben Nr. 2 v. 5. 7. 1921, unterzeichnet v. Körner u. Schüßler, Privatbesitz. 
26 MNN, Nr. 96 v. 10.4. 1923; MP, Nr. 79 v. 5. 4. 1923, $. 5. 

27 Rundschreiben Nr. 1 v. Juni 1921, Privatbesitz. 

28 Brief Drexlers an Gottfried Feder v. 13. 2. 1921; Fotokopie, Privatbesitz. 
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Hitler hob in einem Mitteilungsblatt ausdrücklich hervor, daß die Über- 
nahme des VB „die Leitung gezwungen“ habe, „die einzelnen Ortsgruppen 
bzw. Mitglieder derselben nun ebenfalls schärfer zum gemeinsamen Tragen 
der gemeinsamen Last heranzuziehen. Denn der „Völkische Beobachter“ be- 
deutete bei der gänzlichen Mittellosigkeit der Bewegung wahrhaft die Über- 
nahme einer schweren Bürde. Über eine viertel Million Mark Schulden mußte 
die junge Bewegung übernehmen, dazu noch die Notwendigkeit einer monat- 
lichen bedeutenden Zuschußleistung.“ Über die auferlegten finanziellen Opfer 
schrieb er: „Wir setzen es als selbstverständlich voraus, daß jedes ordentliche 
Parteimitglied freudig bereit sein muß, dieses kleine Scherflein zum Bestand 
der gemeinsamen Zeitung beizutragen?®.“ Bis Dezember 1920 war die Orts- 
gruppe München „die einzige Einnahmequelle für die Erhaltung des umfang- 
reichen organisatorischen Apparates, der die Gesamtleitung ermöglicht?°“. 

Der chronische Geldmangel, die ständige Finanznot spiegelte sich auch im 
Parteiorgan deutlich wider, das nach wie vor nur zweimal wöchentlich erschei- 
nen konnte. „Unsere Mittel erlauben es uns nicht, eigene Kassierer zum Ein- 
ziehen der Mitgliedsbeiträge anzustellen. Wir bitten deshalb unsere Mitglie- 
der, ihre Beiträge bei Versammlungen und Diskussionsabenden und wenn 
dies nicht möglich auf unser Postscheckkonto .. . pünktlich einzahlen zu wol- 
len“, hieß es in einem Aufruf der Parteileitung an die Mitglieder im Juni 
192131, Wenige Monate später teilte das Blatt mit, „die außerordentlich 
schlechte Finanzlage unserer Partei, das Fehlen jeglicher Mittel für die drin- 
gendsten Bedürfnisse der Propaganda und dergleichen zwingen uns, auf die 
Abhaltung der Versammlung im Zirkus Krone zu verzichten??“, 

Immer wieder mußte der Vorstand an die Opferfreudigkeit der Anhän- 
ger und Mitglieder appellieren, und nie tat er es umsonst. Auch die Einrich- 
tung der neuen Geschäftsstelle in der Corneliusstraße im Herbst 1921 war nur 
durch die freiwillige Hilfeleistung der Anhänger möglich. „Durch die Groß- 
herzigkeit eines unserer Parteigenossen sind wir in die Lage gesetzt, die Ko- 
sten für den Umbau unserer Geschäftsstelle ratenweise abtragen zu können. 
Wir richten an alle Freunde und Anhänger unserer Bewegung die dringende 


29 Mitteilungsblatt Nr. 4 v. 8.10. 1921. 

30 Ebda. 

31 „Der Nationalsozialist“, Nr. 1 v. 26. 6. 1921, S.3; VB, Nr. 90 v. 26. 11. 1921. 
32 VB, Nr. 65 v. 18.8.1921, $. 3. 
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Aufforderung, durch freiwillige Spenden uns bei der Rückzahlung dieses 
Betrages behilflich zu sein. Wir fordern endlich alle Parteigenossen auf, für 
die Einrichtung der neuen Geschäftsstelle Bilder, Schränke, Regale, Bücher 
usw. zu spenden®?,“ 

Auch der Auf- und Ausbau der SA wurde weitgehend durch freiwillige 
Spenden und erstaunliche Opfer ermöglicht, die von einzelnen SA-Männern, 
großenteils Arbeitslosen, gebracht wurden?*. 

Mit welch drastischen Mitteln die Parteileitung die Mitglieder zu Spen- 
den und Opfern anhielt, beleuchtet folgender Aufruf im VB: „Parteigenossen! 
Wollt Ihr auf Euer Parteiorgan, den ‚VB‘, oder auf eine Maß Bier verzich- 
ten? Ein trauriger Kerl, wer das Letztere nicht kann, um dafür einen Anteil- 
schein für zehn Mark zu kaufen und dadurch am Weiterbestehen unserer Zei- 
tung mitzuhelfen .. .35.“ 

Wenn die finanziellen Nöte ins Unerträgliche stiegen, das Weitererschei- 
nen des VB in Frage gestellt war, dann zog Dietrich Eckart kräftig die Not- 
leine bei allen Bekannten und Freunden. „Ohne schleunigste Zuwendung we- 
sentlichster Art, Blatt übermorgen erledigt“, telegraphierte er am 28. Novem- 
ber 1921 an seinen Freund Dr. Emil Gansser nach Berlin®®. 

Als Eckart im Monat August 1921 die Leitung des VB übernahm, schrieb 
er an Gansser: „Mit der Geldbeschaffung will es gar nicht vorwärts. Ich weiß 
wirklich nicht, ob ich nicht den ‚Beobachter‘, wenn ich ihn am 12. August offhi- 
ziell übernommen haben werde, gleich in den Konkurs gehen lassen muß, 
was natürlich auch für mich eine fürchterliche Blamage wäre. Herrn Frank 
habe ich das schon vor mehreren Tagen ausführlich nach Berlin geschrieben, 
bin aber bis jetzt noch ohne Antwort. Ob er noch nicht von der Schweiz zu- 
rück ist? Würden Sie nicht die große Güte haben und schleunigst zu ihm hin- 
gehen? Es steht für unsere sonst so glänzende Bewegung eine Menge auf dem 
Spiel, wenn der ‚Beobachter‘ verkracht. Irgendwoher muß ich schon dieser 
Tage einen größeren Betrag bekommen; ich kann sonst mit dem besten Wil- 


33 VB, Nr. 85 v. 9, 11. 1921, S. 3: „Parteibücherei. Dank der Opferwilligkeit unserer 
Parteigenossen haben wir eine ansehnliche Parteibücherei zusammengestellt. Die Bücher 
werden kostenlos an unsere Pg.’s der Ortsgruppe München ausgeliehen...“ VB, Nr. 86 
v. 28.10.1922, $.3. 

34 VB, Nr. 89 v. 23. 11. 1921, $.3; Nr. 98/99 v. 24. 12.1921, $.5. 

35 VB, Nr. 47 v. 14. 6. 1921, S. 3. 

36 Fotokopie, Privatbesitz. 
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len nicht weiter. Unter Umständen käme ich auch sofort nochmals nach Ber- 
lin. Tun Sie Ihr Möglichstes, lieber Freund! Und telegraphieren Sie mir, wenn 
etwas ins Rollen kommt??,“ Aus einem Brief Eckarts an Gansser, der ein Jahr 
später geschrieben wurde, erfährt man folgende interessante Einzelheiten 
über die Geldnöte, die der VB verursachte: 

„Vor etwa drei Wochen ließ ich mir von Amann 20 000 Mark geben, um 
damit die von Wuz für einen Druckerwechsel (‚Beobachter‘) entliehenen 
25 000 Mark teilweise zu decken. Nun sagte mir Wuz damals, er brauche das 
Geld noch nicht; so daß ich die 20 000 zurückbehielt, bzw. ich gab davon Dir 
die 3000 Mark, der Frau Vogel 2000 und unlängst unserem Ehrenvorsitzen- 
den Drexler 5000, und zwar diesem, weil er mir dafür demnächst Wertpapiere 
geben will. Den Rest von 10.000 Mark behielt ich mangels jeglichen Einkom- 
mens für mich und brauchte natürlich auch schon einen ziemlichen Posten 
davon. 

Jetzt kommt das Unangenehme. Bei der letzten Versammlung sagte mir 
Wuz, daß er die 25000 Mark bis nächsten Mittwoch nötig habe. Was tun? 
Ich denke wohl, daß soviel in der ‚Beobachter‘-Kasse (Postscheckkonto) ist. 
Rede sofort mit Hitler. Persönliche Außenstände, die im Laufe dieses Mo- 
nats alle fällig sind, habe ich rund 50 000 RM. Sobald ich sie eingezogen ha- 
ben werde, bin ich selbstverständlich zur Deckung der 25 000 RM da. Schließ- 
lich muß aber auch Berlin sich endlich einstellen?®.“ 

Dr. Emil Gansser, mit Dietrich Eckart befreundet, war in der Frühzeit 
einer der wichtigsten Geldvermittler für Hitler und die NSDAP. Welche 
Rolle er spielte, geht am besten aus dem Nachruf zu seinem Ableben im Jahre 
1941 hervor, den ihm Reichsminister Dr. Lammers im VB widmete®®. In dem 
Gedenkartikel wurde Gansser als einer der ältesten Mitkämpfer des Führers 
gepriesen. Er hatte sich die schwere Aufgabe gesetzt, besonders die Intelli- 
genz für die NSDAP zu gewinnen. Lammers brachte in dem Artikel in Ab- 
druck die Einladung Ganssers zur ersten Rede Hitlers im National-Klub in 
Berlin, am 29. Mai 1922, die auf Ganssers Initiative hin erfolgt war. Auch 
Lammers gehörte zu denen, die Hitler bei dieser Gelegenheit zum ersten Male 
sahen und hörten. Der im Jahre 1919 gegründete „Nationale Klub“ zählte die 


37 Fotokopie, Privatbesitz. 
38 Brief v. 13. 8. 1922, Fotokopie, Privatbesitz. 
39 VB, Nr. 17 v. 17.1.1941, $. 2. 
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nationalgesinnten Vertreter der Oberschicht aus Industrie, Bankwelt und 
Großgrundbesitz sowie Generäle und Professoren zu seinen Mitgliedern. Die 
Fühlung mit der nationalen Oberschicht in Berlin hatte Eckart für Hitler 
schon im Frühjahr 1920 hergestellt (Kapp-Putsch). Im Dezember 1921 hatte 
Hitler im „Nationalen Klub“ in Berlin zu führenden Persönlichkeiten der 
Vereinigten Vaterländischen Verbände Deutschlands gesprochen. Die Ver- 
bindung zu Justizrat Claß hatte Hitler seit 1920, wohl durch Eckarts Ver- 
mittlung; wieweit Hitler von dieser Seite materiell unterstützt wurde, läßt 
sich kaum mehr feststellen®®. Im März 1922 stellte Dr. Gansser die Verbin- 
dung zwischen Hitler und Direktor Dr. Burhenne von den Siemenswerken 
her. Zur Vorbereitung der Besprechung hatte Gansser Anfang März 1922 
eine Denkschrift über die nationalsozialistische Bewegung an Burhenne ge- 
schickt mit Personalangaben und Zeugnissen über Hitler. Ganssers Denk- 
schrift begann mit der Frage: 

„Wie kann die Masse des deutschen Volkes von der Roten Internationale 
auf den Boden des deutschen Volkstums zurückgeführt werden, oder wie 
schaffen wir einen deutschen Willensblock*1?“ 


Erst im Jahre 1922 hatte die Partei solches Gewicht in der Offentlichkeit 
gewonnen, daß die großen Geldleute ihr Beachtung schenkten und Mittel in 
größerem Umfang zur Verfügung stellten. Nach wie vor aber blieb die eigent- 
liche Finanzgrundlage trotz aller Hilfe von seiten Außenstehender der regel- 
mäßige Beitrag der Mitglieder und deren zusätzliche Opfer. Im Rundschrei- 
ben Nr. 19 vom 16. Januar 1922 wurde die Anlage eines „Kampfschatzes“ in 
jeder Ortsgruppe angekündigt „laut Beschluß des Vertretertages der Orts- 
gruppen“, „freiwillige Spenden, Überschüsse an Eintrittsgeldern“ usw. sind 
zu diesem Zwecke heranzuziehen‘?. Der „Kampfschatz“ hatte die Aufgabe, 
der Parteileitung die Versorgung der einzelnen Ortsgruppen mit Rednern zu 
erleichtern. Zu diesem Zwecke wurde bestimmt, daß die Verwaltung dieses 
„Kampfschatzes“ jeweils bei den einzelnen Ortsgruppen blieb, daß aber jede 


40 Kruck, Alldeutscher Verband, S. 193, u. Görlitz-Quint, Hitler, S. 143 f., S. 158, 284, 
messen der finanziellen Unterstützung der Partei durch den Alldeutschen Verband hohe 
Bedeutung bei, ohne im einzelnen Beweise dafür erbringen zu können. 

41 Fotokopie, Privatbesitz. 

42 Privatbesitz. 


279 


Ortsgruppe verpflichtet war, monatlich einen Teil des Kampfschatzes an die 
zentrale Leitung abzugeben, um diese in die Lage zu versetzen, an die einzel- 
nen Ortsgruppen je nach ihrer Leistungsfähigkeit Redner abzustellen®?. 

Der Opfergeist, der in der Bewegung in den ersten Jahren ihres Bestehens 
herrschte und die eigentliche Triebfeder ihrer Erfolge war, wurde auch von 
seiten der Polizei bestätigt. Laut Aussage eines damals leitenden Polizeibeam- 
ten grenzte dieser Opfersinn manchmal „ans Unglaubliche“*,. Für die gren- 
zenlose Hingabe und Begeisterung sei nur auf einige besonders charakteristi- 
sche Einzelfälle hingewiesen. Der am 9. November 1923 an der Feldherrn- 
halle gefallene Oskar Körner war Inhaber eines kleinen Spielwarengeschäftes 
im Rosental Nr. 5. Laut Polizeibericht war das Geschäft bei Ableben Körners 
nahezu ruiniert, weil Körner regelmäßig seit Jahren die Hälfte seiner Ge- 
schäftseinnahmen an die Partei abgeführt hatte‘. Von Frauen war bekannt, 
daß sie ähnlich wie zur Zeit der Befreiungskriege ihre goldenen Eheringe, 
Schmucksachen und sonstige Wertgegenstände an die Parteigeschäftsstelle ab- | 
lieferten, daß testamentarisch Vermögen der Partei vermacht wurden. So be- | 
richtete Lüdecke, im Jahre 1922 in der Geschäftsstelle Augenzeuge gewesen | 
zu sein, als eine Frau in den fünfziger Jahren ihre gesamte Erbschaft, die sie 
eben gemacht hatte, der Partei zur Verfügung stellte. Es handelte sich wohl- 
gemerkt um eine gering begüterte Frau*%! Neben der Begeisterung für die 
Sache als solche hatte bei den Frauen besonders die Person Hitlers mitgewirkt. 
Diesbezüglich waren die bekanntesten Fälle Bechstein, Bruckmann, Hofmann 
(„Hitler-Mutti“). Ungezählt aber blieben die unbekannten Fälle beispiellosen 
Opfersinns von kleinen Geschäftsleuten, Beamten und Arbeitslosen‘. Nicht 
die Schecks der großen Bankiers, der Industriellen und der Großgrundbesit- 
zer, sondern die schweigenden täglichen Opfer namenloser und zahlloser 
begeisterter Anhänger haben die Hitlerbewegung groß gemacht. 

Bei der Unterstützung der Partei spielten nicht nur Geld-, sondern eben- 
so Sachspenden und Leihgaben eine große Rolle. Die Einrichtung der Ge- 
schäftsstelle, Bekleidung und Ausrüstung der SA, besonders der Arbeitslosen, 
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die Veranstaltung von Weihnachtsfeiern mit Bescherungen, der Transport 
der SA auf Lastkraftwagen, die Verpflegung bei Aufmärschen und Versamm- 
lungen wurde teilweise auch auf diesem Wege bestritten. Da es praktisch un- 
möglich ist, alle Gönner und Geldgeber der NSDAP zu erfassen oder gar die 
genaue Höhe der einzelnen Spenden und Geldbeträge festzustellen, wie sich 
auch bei den Ermittlungen im Zusammenhang mit dem Hitlerputschprozeß 
zeigte, können lediglich an Hand von charakteristischen Einzelbeispielen die 
wichtigsten Finanzquellen aufgeklärt werden. Neben Dietrich Eckart war 
der bedeutendsteGönnerHitlers in der Frühzeit der aktiveReichswehrhaupt- 
mann Ernst Röhm“. Inwieweit Barmittel aus Röhms Privattasche für die 
Partei geflossen sind, läßt sich nie mehr ermitteln. Daß er „schwarze“ Reichs- 
wehrfonds als Hilfsquelle der Partei erschloß, ist sicher. Das bereits erwähnte 
Darlehen des Generals Epp an Dietrich Eckart war ohne Röhms Einfluß — 
er war zweiter Generalstabsoffizier bei Epp — nicht denkbar. Tatkräftige 
Unterstützung mit Kraftfahrzeugen, Waffen usw. wurde durch Röhms Ver- 
mittlung der Hitlerbewegung weitgehend zuteil. 

Auch Gottfried Feder hatte seine umfangreichen Beziehungen zur Ge- 
schäfts-, Bank- und Industriewelt der NSDAP zur Verfügung gestellt. Sogar 
von jüdischen Bankhäusern hatte er Geld für die Partei vermittelt*®. Dies war 
durchaus nicht absurd, trotz des radikalen Antisemitismus Hitlers; zu den 
merkwürdigsten Widersprüchen zwischen Theorie und Praxis gehörte auch, 
daß der erste Geschäftsführer der NSDAP, Rudolf Schüßler, bis zum Jahre 
1938 Angestellter des jüdischen Bankhauses Aufhäuser in München war. 
Der Jude Trebitsch-Lincoln, selbst Antisemit, soll Hitler 1921 30 000 Mark 
gegeben haben°!. 


Mit der Finanzierung der NSDAP befaßte sich die gegnerische Presse im 
wesentlichen erst seit November 1922, als nach Mussolinis Machtergreifung 
die Hitlerbewegung gewaltigen Auftrieb bekam und mit der Nachahmung 
des italienischen Beispiels ernsthaft gedroht wurde. Zu diesem Zeitpunkt 
tappten aber die Polizei wie die Presse bezüglich der Geldquellen der Partei 
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noch erheblich im dunkeln’?. Desto üppiger konnten Phantasie, Gerüchte 
und Entstellungen sich entfalten. So brachte die MP das schon im Oktober 
1922 aufgetauchte Gerücht, „daß der deutschnationale Kruppdirektor Hu- 
genberg Herrn Adolf Hitler zwölf Millionen Reichsmark zur Verfügung ge- 
stellt habe, und daß Hitler für einen Teil dieses Geldes sich ein neues Auto 
gekauft habe’?*, Hitler habe sich für zwei Millionen Mark einen Schnellkraft- 
wagen erworben°*. „Wo kommt das Geld her?“ für die teuere Propaganda der 
Nazis, denen die Propaganda für die fünf Versammlungen am 30. November 
mindestens 600 000 bis 700 000 Mark kostete; bei einer Gesamtbesucherzahl 
von 12 000 Personen pro Kopf fünfzig Mark für Propaganda°®, rechnete die 
Redaktion des sozialdemokratischen Blattes aus. Auch ausländische Geld- 
quellen flössen für die NSDAP, wußte einige Wochen später das sozialdemo- 
kratische Sprachrohr zu berichten, nämlich von einem jüdischen Amerikaner 
und von Frankreich. In der Generalversammlung der Partei habe Hitler 
stolz bekanntgegeben, eine „Dame aus Finnland“ habe „die Hälfte ihres Ver- 
mögens der Partei zur Verfügung gestellt5%2*. Das „Berliner Tageblatt“ stellte 
im Anschluß an den Bericht über die genannte Jahresversammlung der 
NSDAP die Frage: „Ist es richtig, daß die nationalsozialistische Partei vor 
vierzehn Tagen bei der Deutschen Bank, Filiale München, eine Frankensum- 
me ausbezahlt bekommen hat, deren deutscher Gegenwert damals dreißig 
bis vierzig Millionen Mark betrug???“ Breiten Raum nahm in der Presse früh- 
zeitig die Behauptung ein, die NSDAP würde vom Bayerischen Industriellen- 
verband finanziell unterstützt. An Personen wurden in diesem Zusammen- 
hang ständig Dr. Kuhlo, geschäftsführendes Präsidialmitglied des Industriel- 
lenverbandes, und dessen Schwiegervater, Kommerzienrat Aust’®. Auch Kuh- 
los Vorgänger, Noell, wurde solcher Beziehungen zur NSDAP beschuldigt’®. 
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Als weitere Geldquellen wurden Bernried am Starnberger See und Stuttgart 
genannt: „Man spricht von den in Hitler verschossenen Weibern®®.“ Als Geld- 
spender der deutschvölkischen Organisationen gab die CVZ Schwerindustri- 
elle und Gutsbesitzer an und nannte namentlich Otto Fürst Salm, Graf Behr 
und Heinrich XVIII, Fürst zu Reuß®!, 

Über „Hitlers Geldgeber“ wußte der „Bayerische Kurier“ in einem um- 
fangreichen Artikel u. a. folgendes zu berichten: „Die Geldbeschaffung aus 
dem Inlande war nach drei Hauptgebieten gegliedert, erstens Bayern und 
Norddeutschland, zweitens Württemberg und Baden, drittens das Ruhr- 
gebiet. Für das erste und dritte Gebiet lag die Geldbeschaffung in den Hän- 
den Amanns, für Württemberg in den Händen des Geislinger Fabrikbesitzers 
Heinrich Becker. Soweit aus Listen und persönlichen Ermittlungen festgestellt 
werden konnte, haben in Bayern abgesehen von den früher genannten Ein- 
zelgönnern, der Baronin Seidlitz, der Fabrikbesitzerin Landes, Dr. Wacker 
und dem Prinzen v. Ahrenberg, noch Rittergutsbesitzer Majora.D.v. Douglas, 
Regierungsrat Panzerbieter, Admiral Vollerthun (aus Sammlungen Geheim- 
rat Kuhlo, Geheimrat Aust, diese beiden als führende Persönlichkeiten der 
bayerischen Industrie) und als besonders eifriger Sammler Dr. von Scheubner-| 
Richter der Bewegung riesige Beträge zugeführt. Für Sachsen kamen als 
Großspender resp. Sammler in Betracht: Geheimrat v. Philipps (Inhaber der 
Fritz Schulz jun. AG.), Fabrikbesitzer Küchenmeister und als reger Sammler 
Helmuth v. Mücke. Die Namen der Berliner Spender sind bekannt; nachzu- 
tragen ist, daß Borsig nur bis Mitte 1923 in Aktion trat. Für das Ruhrgebiet 
war als Vertrauensmann Hauptmann a. D. Wachenfeld tätig, der u. a. vom 
Verein der Eisenhüttenleute beträchtliche Summen erhielt. Aus Württemberg 
und Baden seien an besonderen Gönnern hier u. a. genannt: Kommerzienrat 
Schwarz, Bankier, Fabrikant Storer, Fabrikant Winkler, Maschinenfabrik 
Eßlingen, Oberst a. D. Fromm (aus eigenem Kapital und aus Sammlungen), 
Freiherr v. Türkheim, Fürst v. Wolfegg, Oberregierungsrat Rößler (aus eige- 
nem Kapital und aus Sammlungen), und noch im Oktober 1923 gab der 
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deutschnationale Abgeordnete Fritz Wider dem Hitler-Büro in Stuttgart als 

Zeichen seiner ‚treuen Gesinnung‘ 400 Dollar — für die damalige Inflations- 

krise immerhin ein ganz anständiger Betrag.“ 

Über die Schweizer Mittel, die der Partei zuflossen und mit 33 000 Schwei- 
zer Franken angegeben wurden, hieß es in dem Artikel u. a.: „Eine Spenden- 
liste 11“ weist folgende Namen auf: „Appenzeller-Frühe, Eduard (Zürich), 
Baumann-Kienast N. (Lugano), Vogt, Dr. Theodor (Brugg), Beringer, C. 
(Zürich), Schmidt-Fehr (Basel), Siegrist, Ingenieur (St. Gallen), Neher, Di- 
rektor (Genf), Scheller, W., Major a.D. (Zürich), Funk, Fritz (Zürich) und 
Sommer, Friedrich (Zürich).“ 

Über sonstige Auslandsmittel wußte das Blatt zu berichten, daß Hanf- 
stängl mit einem Pressechef von Ford in engster Verbindung stand, daß die 
böhmischen Großindustriellen v. Duschnitz, v. Arthaber und verschiedene 
Direktoren der Skoda-Werke namhafte Beträge der NSDAP zuführten, fer- 
ner daß Professor Dr. Freiherr von Bissing in Holland Gulden für Hitler 
sammelte. 

Von Schweizer Geldgebern wußte das Blatt ferner noch folgende Per- 
sonen namhaft zu machen: F. v. Kleist, Rentner in Zürich, Fabrikbesitzer 
R. Hundhausen in Zürich, Dr. Lindt in Bern und als Mittelsmann zu den 
vaterländischen Verbänden in München und Berlin einen gewissen Herrn 
Michon®?. 

/ Diese Pressemitteilungen sind mit Vorsicht aufzunehmen; Wahres ist mit 
/Falschem bedenkenlos aus verständlichen Gründen vermischt. Die polizei- 
| lichen Ermittlungen und Vernehmungen im Zusammenhang mit dem Hitler- 
putschprozeß haben vielfach bewiesen, daß viele Behauptungen über angeb- 
liche Geldgeber haltlos waren. In einer Reihe von Fällen zeigte sich auch, daß 
es der Polizei trotz größter Bemühungen nicht gelang, stichhaltige Anhalts- 
punkte zu ermitteln. Nur bei einer relativ kleinen Zahl war es möglich, den 
tatsächlichen Beweis zu erbringen. 

Gegen alle derartigen Behauptungen nahm der VB Stellung mit einem 

Artikel „Hugenberg und Ford“; darin hieß es u. a.: 
„...wirverdanken manches einigen Auslandsdeutschen,.... Das aber möch- 
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ten wir ganz offen erklären: Wenn sich ein Deutscher finden sollte, der hun- 
dert oder zweihundert Millionen für uns auf den Tisch legen würde: Bedin- 
gungslos! Wir würden keinen Augenblick zögern, dieses Geld zum Besten un- 
seres Volkes zu verwenden, .. .°%.“ Wegen der Behauptung, er beziehe fran- 
zösische Gelder, strengte Hitler einige Beleidigungsprozesse im Jahre 1923 an, 

/ die er gewann, so gegen den „Vorwärts“, das sozialdemokratische Organ in 

/ Berlin, und gegen Stephan Großmann, den Herausgeber der Berliner Zeit- 
schrift „Tagebuch der Zeit“. Auch die tschechische Industrie wurde als Geld- 
geber der NSDAP genannt; angeblich erhielt die Partei von dort drei Millio- 
nen Kronen für den „Marsch nach Berlin“. Für den letztgenannten Zweck 
sollen Nürnberger Industrielle laut sozialdemokratischer Behauptung 20 000 
Dollar zur Verfügung gestellt haben“. Von deutschsozialistischer Seite wurde 
eine angebliche Außerung Gottfried Feders aus dem Jahre 1921 erwähnt, der- 
zufolge „hinter der Arbeiterpartei Stinnes stehen soll. Das positive Wissen 
wäre für uns jetzt von Vorteil . . .*7, 

Was die MP brachte, ging selbstverständlich durch alle gegnerischen Zei- 
tungen. Der „Vorwärts“, das „Berliner Tageblatt“, die „Frankfurter Zei- 
tung“ waren die wichtigsten Quellen des Münchner sozialdemokratischen 
Sprachrohrs®”a, 

Sachlichen Aufschluß über die Geldquellen der nationalsozialistischen 
Partei brachten aber erst die amtlichen und polizeilichen Ermittlungen im Zu- 
sammenhang mit dem Hitlerprozeß im Jahre 1924. Aus den Akten des Pro- 
zesses wie den Ermittlungen und Vernehmungen ergab sich folgendes Bild®8: 
Die zusätzlichen Geldquellen begannen erst von der zweiten Jahreshälfte 
1922 an eine Rolle zu spielen und nahmen im Jahre 1923 teilweise erheblichen 
Umfang an. Dieser Vorgang war die Folge der allgemeinen politischen und 
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militärischen Entwicklung, die gekennzeichnet war durch den völligen Verfall 
der Währung und den Ruhrüberfall der Franzosen. 

Zugkräftigster Geldwerber war Hitler. Durch seine persönliche Einwir- 
kung erschloß er immer neue Gönner und Geldgeber. Im Jahre 1922 war 
Ernst Hanfstängl gewonnen worden®®. Er stellte der Partei die Beziehungen 
zur Auslandspresse her und verhalf ihr zu Devisen. 

Zu den Helfern Hitlers zählte auch der bereits erwähnte Hauptmann Karl 
Mayr, Chef der Nachrichten- und Pressestelle des Reichswehrgruppenkom- 
mandos IV, in den Jahren 1919/20. Aus einem Schreiben des Verlegers Leh- 
mann ging hervor, daß nationales Propagandamaterial, das der Lehmann- 
Verlag an das Reichswehrgruppenkommando lieferte, kostenlos auch der 
DAP zur Verfügung gestellt wurde. Die Rechnung für dreitausend Broschü- 
ren über den Versailler „Friedensvertrag“, die an Hitler geliefert wurden, be- 
zahlte das Reichswehrgruppenkommando, d. h. die Dienststelle des Haupt- 
manns Mayr”®. 

Zu den Devisenspendern gehörte ferner Kurt Lüdecke, der eine ganze 
SA-Kompanie auf seine Kosten vollständig einkleidete, verpflegte und teil- 
weise in seinem Hause beherbergte”!. Als Hitler um die Wende von 1922/23 
eines Tages im Parteilokal in Gegenwart D. Eckarts und des Verlegers Adolf 
Müller vom Geschäftsführer Amann Geld verlangte und dieser ihm erwidern 
mußte, daß die Kassen leer seien, drückte der ebenfalls anwesende Lüdecke 
dem Geschäftsführer Amann dreihundert französische Franken in die 
Hand’?. Bald darauf wurde Lüdecke verhaftet (26. 1. 1923) auf Grund einer 
Denunziation, die nicht von Gegnern der Partei, sondern aus den eigenen Rei- 
hen gekommen war”. Im März 1923 wurde er wieder freigelassen, weil sich 
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herausgestellt hatte, daß er der Verwechslung mit einem Namensvetter, der 
als Spion berüchtigt und gesucht war, zum Opfer gefallen war. Seitdem aber 
behauptete sich hartnäckig das Gerücht, daß Lüdecke der Mittler von franzö- 
sischen Geldern für die NSDAP sei und die „Nazis“ von den Franzosen be- 
zahlt würden. Als erster außenpolitischer Berater Hitlers ging Lüdecke auch 
nach Budapest und Rom, um Beziehungen zu den dortigen Faschisten anzu- 
knüpfen. Für den Besuch bei Mussolini hatte er genaue Anweisungen von 
Hitler erhalten, darunter auch den Rat, zu versuchen, von Mussolini Geld zu 
erhalten”. Lüdecke berichtete jedoch nichts darüber, ob er von den italieni- 
schen Faschisten Geld erhielt. Er selbst brachte Opfer für die Partei; „seit ich 
in die Politik eingetreten war, war meine Börse stets offen und jetzt stand 
ich am Ende meiner Hilfsquellen“ schrieb er zum Jahresende 192375, 

Die „Erwachenden Ungarn“ sollen auch einen namhaften Geldbetrag in 
ungarischer Valuta gestiftet haben’®. 

Der bedeutendste Mittelsmann Hitlers zur besitzenden Oberschicht aber 
war ab 1922 Dr. Max Erwin v. Scheubner-Richter; dieser wurde im Jahre 
1923 Geschäftsführer des „Kampfbundes“. Seit 1920 der NSDAP angehörig, 
stellte er dank seiner ausgezeichneten Beziehungen die Verbindungen zu Lu- 
dendorff, zu Großindustriellen (Reusch-Haniel), zum Adel und zur Kirche 
her, wie auch zum Hause Wittelsbach. Er war der Mittelsmann zwischen 
allen Persönlichkeiten und Organisationen der Restauration. Er brachte auch 
die Gelder für die deutsch-russische Gesellschaft auf. Die Mittel, die er organi- 
sierte, flossen meist zu Ludendorff, von dem aus sie an die verschiedenen 
völkischen Organisationen weiterverteilt wurden, darunter ‚auch an die 
NSDAP’, 

Die Mittel, die von der russischen Emigration für die nationalen Ver- 
bände und den Staatsstreich vom November 1923 flossen, gingen ebenfalls 
durch Scheubners Vermittlung über Ludendorff. Vor allem Prinzessin Ale- 
xandra, die Gemahlin des legitimen russischen Thronfolgers Prinz Kyrill 
(Coburg), nahm an den Restaurationsbestrebungen aktiven Anteil und sorgte 
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für finanzielle Unterstützung. Diese Gelder kamen teils unmittelbar aus 
dem Fonds der großfürstlichen Familie, teilweise von reichen russischen Indu- 
striellen und Magnaten, so von einem russischen Olmagnaten, und vom spa- 
nischen Königshaus”®. Auch der völkische Abgeordnete Dr. Glaser, dessen 
Mutter aus Petersburg stammte, hatte eine Vermittlerrolle zwischen den va- 
terländischen Verbänden und der russischen Emigration gespielt”®. 

Von katholischer Seite waren für die aktivistische Rechtsbewegung eben- 
falls Mittel geflossen. Freiherr von Kramer-Klett, eifriger Parteigänger des 
„katholischen Faschismus“, soll für die vaterländischen Verbände reichliche 
Gelder, die auf 300 000 Goldmark beziffert wurden, gespendet haben®". 

Die Zuschüsse des rheinischen Großindustriellen Fritz Thyssen gingen 
ebenfalls an Ludendorff; Thyssen hatte angeblich im Oktober 1923 die ersten 
100 000 Goldmark an Ludendorff überweisen lassen®!. 

Die Industriellen Vögler und Springorum teilten Kahr mit (1923), sie 
„stünden Hitler, der mit seiner Bewegung eine Bresche in die sozialdemokra- 
tische Arbeiterschaft geschlagen habe, sympathisch gegenüber, hätten ihn auch 
wiederholt geldlich unterstützt, aber er dürfe keine Dummheiten machen“®!a, 

Zu den adeligen Gönnern der Partei gehörten auch Prinz Ahrenberg®?, 
der Herzog von Coburg, Fürst Karl Wrede, Parkettfabrikant, der im Jahre 
1923 ein nationalsozialistisches Reiterkorps aufstellte und finanzierte, ferner 
Frau Gertrud v. Seidlitz, u. a. m. Frau v. Seidlitz war Parteimitglied seit 
1921, reich begütert in Finnland und leistete der NSDAP tatkräftige finan- 
zielle Unterstützung. Sie sagte bei der polizeilichen Vernehmung u. a. aus: 
„Da unsere Partei eine Arbeiterpartei und sehr arm ist, haben wir auf alle 
Weise versucht, durch Werben von Mitgliedern, insbesondere von wohlhaben- 
den Leuten, ihr weitestgehendes Interesse und Mittel zu erhalten.“ Sie habe 
in Finnland Leute gewonnen, die der Partei Beträge in verschiedener Höhe 
direkt zusandten. „Andererseits habe ich mich gewissen Geldgebern verpflich- 
tet, die von ihnen gegebenen Beträge vielleicht später bei günstigen Verhält- 
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nissen mit meinen Aktien zu decken. Daß Beträge aus Finnland öfters einge- 
gangen sind, habe ich durch Amann und andere Persönlichkeiten der Partei 
... erfahren... Auch aus der Tschechoslowakei von den dort ansässigen 
Deutschen, sowie aus der Schweiz, aus Amerika und glaublich auch aus Schwe- 
den sind wiederholt größere und kleinere Beträge für die Partei eingegangen 
.... Amann habe ich schon öfters kleinere Summen gegeben, ebenso auch 
Hitler. Über die Herkunft und die Höhe des Geldes verweigere ich die Aus- 
kunft. Soweit ich aus meiner eigenen Tasche Gelder gestiftet habe, stammte 
das Geld von meinen Zinsen aus dem Besitz ausländischer Wertpapiere... .83.“ 

Frau Helene Bechstein, Gattin des Berliner Pianofabrikanten, sagte bei 
der Vernehmung aus, daß ihr Mann „wiederholt, d. h. zwei- oder dreimal, 
finanziell zur Stützung seines [Hitlers] Zeitungsunternehmens — Völkischer 
Beobachter in München — Hitler unter die Arme gegriffen“ habe. Auch sie 
selbst habe Hitler „schon unterstützt, aber nicht mit Geld. Ich habe ihm viel- 
mehr einige Kunstgegenstände zur Verwertung gegeben, mit der Bemerkung, 
daß er damit machen könne, was er wolle. Es handelt sich bei diesen Kunst- 
gegenständen um solche von höherem Wert... .84“, 

Wie Hitler solche Kunstgegenstände verwertete, geht aus einem „Dar- 
lehens- und Übereignungsvertrag“ hervor, den der Geschäftsführer der Par- 
tei, Max Amann, im September 1923 mit Richard Frank, dem Berliner Kaf- 
feefabrikanten abschloß; dieser Vertrag hatte nach der vorliegenden Kopie 


folgenden Wortlaut: 
„1.) Herr Adolf Hitler bekennt, von Richard Frank am 20. August 1923 
den Betrag von 60.000 Schw. Franken, mit Worten —— Sechzigtausend 


Schweizer Franken —— als Darlehen empfangen zu haben. 

Dieses Darlehen ist innerhalb drei Jahren, also spätestens 20. August 
1926, zurückzubezahlen. 

2.) Als Sicherheit für das Darlehen überträgt Herr Adolf Hitler an Herrn 
Richard Frank das Eigentum an den, bei dem Bankhaus Heinrich Eckert in 
München auf den Namen des Herrn Max Amann hinterlegten, nachbezeich- 
neten Wertgegenständen: 
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Nr.1 Einen Smaragdanhänger mit Platin und Brillanten mit Platin- 
kettchen; Nr. 2 Einen Rubinring mit Platin mit Brillanten; Nr.3 Einen Sa- 
phirring in Platin mit Brillanten; Nr. 4 Einen Brillantring (Solitaire), Bril- 
lanten in Silber gefaßt, Ring 14 Kar. Gold; Nr. 5 Eine venetianer Relief- 
Spitze, handgenäht, 61/2 mtr. lang, 11/2 cm breit (17. Jahrhundert); Nr. 6 
Eine rotseidene spanische Flügeldecke mit Goldstickerei (Größe 4mal 4 mtr.). 

3.) Hinterlegungsschein des Bankhauses Heinrich Eckert in München wird 
an Herrn Richard Frank hierdurch ausgehändigt. 

Es wird ausdrücklich festgestellt, daß der Hinterleger Max Amann bei 
der Hinterlegung als Geschäftsführer des Herrn Hitler in dessen Auftrag 
und Vollmacht gehandelt hat. 

4.) Vertragsvereinbarung ist auch, daß über die hinterlegten Wertgegen- 
stände vor dem Termin der Darlehnsrückzahlung, d. i. 20. August 1926, so- 
wohl durch den Darlehnsgeber, als durch den Darlehnsnehmer nicht verfügt 
wird®5,“ 

Bei R. Frank („Kornfrank“) handelte es sich um einen der frühesten 
Gönner der Partei, zu dem die Verbindung über Eckart-Gansser zustande 
gekommen war®®. 

Es ist, ohne daß dafür Beweise vorliegen, anzunehmen, daß Hitler von 
Frau Bruckmann ähnlich unterstützt wurde wie von Frau Bechstein. 

Frauvon Hassell, Gemahlin des deutschen Botschafters, Tochter des Groß- 
admirals von Tirpitz, verwandt mit dem Schweizer General Wille, erzählte, 
sie habe anläßlich eines Erholungsaufenthaltes in der Schweiz im Jahre 1923 
Hitler „so eindrucksvoll und überzeugend“ sprechen gehört, „daß sie ihr 
Handtäschchen öffnete und Hitler für seine Bewegung die beiden Fünfzig- 
frankenscheine in die Hand drückte, die ihre Verwandten ihr kurz vorher ge- 
stiftet hatten®%a,“ 

Zu den Geldgebern für die Rechtsverbände, darunter für die NSDAP, 
zählte auch der reiche Schloßgutsbesitzer in Bernried bei Tutzing und kgl. 
bulgarische Generalkonsul Eduard August Scharrer®?. 
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Kapitänleutnant Helmuth Mücke trat ebenfalls für die Nationalsozia- 
listen ein und nützte seine ausländischen Beziehungen, um Eahapenden für 
die Hitlerbewegung zu erhalten®, 

Nach den staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen gehörten ferner zu den 
Geldgebern der Partei: Die Borsigwerke in Berlin, die Daimler-Werke in 
Stuttgart-Untertürkheim, eine Firma Römer in Stuttgart, Firma Becker in 
Geislingen (Württemberg) sowie die Daimler-Werke in Berlin-Marienfelde. 
Laut Mitteilung des Berliner Polizeipräsidiums auf die diesbezügliche An- 
frage der Münchner Polizei waren bestimmte Angaben über eine Unterstüt- 
zung der Hitlerbewegung von seiten der genannten Firmen nicht zu ermit- 
teln, womit die Möglichkeit als solche nicht ausgeschlossen ist. Die Stuttgarter 
Polizeidirektion teilte auf Anfrage mit, daß weder von einer Firma Römer 
noch auch von den Daimler-Werken in Untertürkheim hinsichtlich einer 
finanziellen Unterstützung der NSDAP etwas bekannt sei. Dagegen wurde 
der Fabrikant Heinrich Becker in Geislingen als „einer der Begründer der 
nationalsozialistischen Bewegung in Württemberg“ bezeichnet und als „wich- 
tigster Geldgeber“®. Über die Unterstützung durch den bayerischen Indu- 
striellenverband sagte der Geheime Kommerzienrat Hermann Aust am 5. Ja- 
nuar 1924 vor dem Richter aus: 

„Zum Zwecke einer Besprechung insbesondere über die bis dahin noch 
nicht schriftlich veröffentlichten Ziele Hitlers auf wirtschaftlihem Gebiet 
fand einmal eine Besprechung mit Hitler über diesen Punkt im Bureau des 
Geheimrats Dr. Kuhlo statt, wobei außer diesem auch noch Dr. Noell, fer- 
ner der Vorsitzende des Bayerischen Industriellenverbandes und ich teil- 
nahmen.“ 

Diese Besprechung gab Anlaß zu einer Versammlung im Kaufmanns- 
kasino, wo Hitler einen mit großen Beifall aufgenommenen Vortrag über 
seine Ziele hielt. Von verschiedenen Zuhörern wurden Geldspenden gemacht, 
mit deren Übermittlung Geheimrat Aust betraut wurde. Auch Schweizer 
Franken befanden sich dabei?®. 
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Der Verdacht einer Unterstützung der Hitlerbewegung mit französischen 
Geldern kam auch im Zusammenhang mit dem Putschprozeß erneut zur Spra- 
che. Ende 1923 war die Finanzierung des „Kampfbundes“ Gegenstand einer 
Debatte in der französischen Deputiertenkammer®!. Die Vernehmung des 
Kapitänleutnants Richard Wenig am 27. Mai 1924 gab einigen Aufschluß 
über dieses Gerücht: Wenig wohnte im Oktober 1923 einer Unterredung des 
britischen Unterhausabgeordneten Morell, Herausgeber der Zeitschrift 
„Foreign Affairs“, mit dem Generalstaatskommissar v. Kahr als Dolmetscher 
bei. Im Verlauf dieser Unterredung machte Morell Herrn v. Kahr darauf 
aufmerksam, daß Hitler französische Gelder erhalte. Kahr wies diesen Ver- 
dacht zurück mit dem ausdrücklichen Bemerken, Hitler sei ein anständiger, 
einwandfrei national gesinnter Mann, der über einen solchen Verdacht er- 
haben sei. Morell bezweifelte das nicht und fügte hinzu, daß Hitler über die 
Herkunft dieser Gelder nicht im Bilde sei, da sie durch so viele Hände gingen, 
daß man den Ursprung nicht feststellen könne. Die Gelder würden über die 
Schweiz geleitet. Hitler selbst richtete diesbezüglich einen Offenen Brief an 
Morell folgenden Inhalts®!a: 


„Gemäß in München kursierender Gerüchte wird behauptet, Sie, Herr 
Morell, hätten in einer mit Exellenz von Kahr stattgefundenen Unterredung 
gesagt, daß der Hitler-Freiheitsbewegung ohne mein Wissen französische 
Gelder zufließen. 

Ich erkläre diese Behauptung für eine infame Lüge und böswillige Ver- 
leumdung. 

Da ich noch Zweifel an der Richtigkeit der Behauptung, Sie, Herr Morell, 
wären Ursache dieser Verleumdung, hege, darf ich Sie bitten, öffentlich hierzu 
Stellung zu nehmen. 


Adolf Hitler, 
Führer der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 


Dienstag, 30. Oktober 1923. München.“ 
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Kapitänleutnant Wenig sagte ferner aus, er kenne Hitler persönlich. Dieser 
habe ihn einmal gebeten, seine „amerikanischen Verbindungen zum Zwecke 
der Geldbeschaffung“ für Hitlers Ziele in Anspruch zu nehmen, was er, 
Wenig, als unmöglich abgelehnt habe. „Es ist mir noch bekannt, daß Hitler 
sehr viele Versuche unternommen hat, Geld für seine Partei zu bekommen??.“ 

Als Hitler im Jahre 1924 gegen Sanitätsrat Pittinger einen Beleidigungs- 
prozeß in dieser Sache anstrengte, wurde Pittinger freigesprochen, mit der 
Begründung, daß er seinen Vorwurf nicht gegen die Person Hitlers, sondern 
gegen die Bewegung gerichtet habe”. Pittinger habe, so erklärte der Vertei- 
diger, ausdrücklich darauf hingewiesen, daß Hitler ein anständiger deutscher 
Mann sei, der niemals französisches Geld nehmen würde. Ferner erklärte 
Pittingers Rechtsanwalt, daß die französische Hochfinanz von dem Putsch 
gewußt habe, ihre Schweizer Freunde gewarnt habe, und daß die Franzosen 
militärische Vorbereitungen zur Besetzung der Mainlinie getroffen hätten. 
General de Metz sei sehr verärgert gewesen, daß der Putsch so rasch geschei- 
tert sei. Als Zeugen für die Richtigkeit dieser Aussagen wurden der bayeri- 
sche Legationsrat Dr. Knoch und ein Arzt namhaft gemacht, deren Verneh- 
mung das Gericht aber ablehnte®%. 

In diesem Prozeß tauchte auch die Behauptung auf, daß die Partei aus 
der Tschechoslowakei Gelder bezogen habe. „Es ist klar“, so hieß es in einem 
Brief, „daß der positive Nachweis der Unterstützung der Hitlerbewegung 
mit deutschfeindlichen Geldern nur schwer zu erbringen sein wird; es genügt 
aber, den Nachweis zu erbringen, daß tatsächlich deutschfeindliche Kräfte am 
Werk waren.“ 

Es ist eine Tatsache, daß in den frühen Nachkriegsjahren viel französi- 
sches Geld in die deutsche Politik geflossen ist?®. Unter den französischen 
Geldgebern gab es eine Gruppe, die im Gegensatz zur amtlichen französischen 
Vernichtungspolitik gegenüber Deutschland auf die Schaffung einer antibol- 
schewistischen Front bedacht war, die ohne ein starkes Deutschland nicht 
denkbar war. Diese Gruppe bestand hauptsächlich aus französischen Front- 
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kämpferverbänden, die den Kurs Poincar&-Clemenceau ablehnten. Oberst- 
leutnant Richert, der in dem bekannten Fuchs-Machaus-Prozeß als franzö- 
sischer Mittelsmann eine Rolle spielte, galt als Vertreter dieser französischen 
Frontkämpfergruppen?”. 

Abgesehen von der Tatsache, von wem und zu welchem Zwecke die Gel- 
der gegeben wurden, ist aber immer das Motiv der Geldempfänger ent- 
scheidend. Pöhner, Frick und Hitler standen auf dem Standpunkt, man müsse 
das Geld nehmen, gleichgültig, woher es komme und in welcher Absicht es 
gegeben werde. Entscheidend sei die richtige Verwendung der Geldmittel für 
den nationalen Wiederaufstieg des deutschen Volkes. Aus dieser Haltung er- 
klärt sich die Tatsache, daß auch von nationaler deutscher Seite französisches 
Geld genommen wurde. Um Hitler mit diesen Dingen nicht zu belasten — 
als Parteiführer war er besonders gefährdet —, wurden die Gelder ohne sein 
Wissen entsprechend gesteuert, wie Georg Fuchs berichtete. Nicht nur der 
Fuchs-Machaus-Prozeß erbrachte den Beweis für den rollenden französischen 
Franken in der deutschen Politik, auch Röhm teilte mit, daß man ihn von 
seiten verschiedener nationaler Verbände in Pläne einspannen wollte, die 
mit französischen Mitteln finanziert wurden. Regierungsbaumeister Schäfer, 
Leiter des „Blücherbundes“, und Kapitänleutnant Kautter, Führer des „Wi- 
kingbundes“, suchten ihn für einen Plan zu gewinnen, „mit Hilfe verfügbarer 
französischer Gelder eine nationale Erhebung in Bayern und einen Kampf 
gegen die Reichsregierung vorzubereiten und durchzuführen“. Röhm verhielt 
sich zurückhaltend; wenige Tage nach der Vorsprache bei ihm erstatteten 
Schäfer, Kautter und Major Karl Mayr bei der Polizei Anzeige wegen eines 
Anschlags gegen das Reich. „Nachgewiesen und von Schäfer auch gar nicht 
in Abrede gestellt ist, daß er von französischen Politikern (Oberst Richert) 
erhebliche Geldsummen erhalten und verbraucht hat. Am 20. Februar (1923) 
fand eine Sitzung statt, an der außer Schäfer, Kautter und Mayr, bzw. ihren 
Beauftragten, der französische Oberst Richert teilnahm.“ Die Folge der An- 
zeige war der Fuchs-Machaus-Prozeß®. 

Max Amann, Geschäftsführer der Partei und des Eher-Verlages, der über 
die Geldquellen der Partei wie auch über die persönlichen Einnahmen Hitlers 
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am besten unterrichtete Mann, sagte bei der Vernehmung im Zusammenhang 
mit dem Hitlerputschprozeß u. a. über die Herkunft der Gelder aus: 

„Die Finanzierung der Partei geschah hauptsächlich durch Beitreibung 
von Mitgliedsbeiträgen ... ; der Opfermut bei den Mitgliedern unserer natio- 
nalen Freiheitsbewegung war so groß, daß Parteigenossen, die selbst nicht 
über Vermögen verfügen, silberne Leuchter, Trauringe aus Gold, alte Fami- 
lienerbstücke aus Silber zur Verfügung stellten. Wenn die Bewegung auch 
manchmal über größere Beträge verfügte, dann hat diese Mittel nur Adolf 
Hitler beibringen können. Ich weiß bestimmt, daß Adolf Hitler keinem 
Menschen gegenüber jemals eine Bindung eingegangen hat, daß Hitler viel- 
mehr jedem als Quittung lediglich das Parteiprogramm gegeben hat.“ 

„Was die Eingänge an Devisen anlangt“, erklärte Amann, „so kamen 
solche von Parteigenossen, Reichsdeutschen, die im Auslande leben und als 
eifrige Verfechter der nationalsozialistischen Idee Spenden und Beiträge zur 
Verfügung stellten. Es existierten beispielsweise in Windhuk (Südwestafrika) 
eine ganze Anzahl von Parteigenossen, die selbstverständlich ... . Mitglieds- 
beiträge oder Bezugsgebühren für die Zeitung in Pfund-Sterling und Schil- 
ling, also in englischer Währung sandten.“ Selbstverständlich habe die su- 
detendeutsche Bruderpartei „auf Ersuchen wiederholt unsere Bewegung mit 
Geldern in tschechischer Währung unterstützt“. „Die Bewegung hat auch 
Anhänger in Amerika, in der Schweiz und in Holland, sowie in fast allen 
bedeutenden Staaten der Welt. Wenn von Angehörigen der Bewegung aus 
diesen Staaten kleine Geldbeträge gesandt wurden, so erfolgten sie eben in 
der Währung des betreffenden Landes!" ,“ 

Über die erheblichen Mittel, die besonders im Jahre 1923 in der Schweiz 
zur Finanzierung des aufgeblähten Apparates der militarisierten Sturmab- 
teilungen gesammelt wurden, wurden umfangreiche Nachforschungen von 
staatlicher Seite angestellt, die diese Geldquelle im wesentlichen aufklärten. 
Verschiedene Angehörige der Parteileitung gestanden bei der Vernehmung 
offen, daß die SA-Führer größtenteils in Devisen bezahlt wurden!®, So er- 
klärte der Stabsfeldwebel Julius Schreck bei seiner Vernehmung: „Es ist rich- 
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tig, daß ich für meine Tätigkeit als Stabsfeldwebel im Oberkommando der na- 
tionalsozialistischen Sturmabteilung monatlich 80 Schweizer Franken als Be- 
zahlung erhalten habe. Die Auszahlung des Geldes hat nicht immer in Schwei- 
zer Franken, sondern auch nach Umrechnung in Papiermark stattgefunden. 
Für die Monate September, Oktober und November 1923 habe ich demnach 
insgesamt 240 Schweizer Franken erhalten. Die Auszahlung dieses Geldes 
erfolgte durch Major a. D. Hans Streck. Es ist richtig, daß Hoffmann und 
Baldenius für ihre Tätigkeit im Oberkommando der nationalsozialistischen 
Sturmabteilung die gleichen Beträge erhalten haben, Major Streck aber 90 
Schweizer Franken. Ich habe die Beträge öfters bei der Bank abgeholt, bei 
welcher Bank werde ich nicht angeben. (Beistiftnotiz: Hansabank, Herzog- 
Wilhelm-Straße.) Über die Geldbeschaffung könnte Hitler am besten Aus- 
kunft geben.“ 

Der Stabschef der SA, Kapitänleutnant Hoffmann, gestand bei seiner 
Vernehmung: „Ich habe für meine Tätigkeit im Oberkommando insgesamt 
240 Franken für die Monate September, Oktober und November erhalten, 
Streck bezog monatlich 90 Franken, Baldenius, Wegelin und Schreck 80 
Franken.“ Und Major Streck sagte im Ermittlungsverfahren aus: „Es ist rich- 
tig, daß ich als Kassenwart die von Hitler manchmal erhaltenen Devisen 
(Schweizer Franken, tschechische Kronen) teils für organisatorische Zwecke, 
teils zur Auszahlung der Gehälter verwendete!®,“ 


Der Hauptvermittler der Schweizer Gelder, Dr. Emil Gansser, hatte in 
der Schweiz einen Unteragenten, den Ingenieur Max Koller. In der Zeit vom 
6. April bis 30. Dezember 1923 hielt sich Dr. Gansser mindestens sechsmal 
in Zürich, Winterthur und Basel auf!®, Er verfaßte Werbebriefe an Schwei- 
zer Großbürger, die er durch den Hinweis auf die bolschewistische und die 
ultramontane Gefahr zu Geldspenden für die rechtsaktivistische Bewegung, 
speziell für die NSDAP zu gewinnen suchte!®. Die polizeilichen Ermittlun- 
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103 Akten d. Unters.-Aussch. d. Bayer. Landtags, 1. Sitzg.; ferner Akt „Hitlerputsch“ Rep.- 
Reg. Bayer. Staatskanzlei. 

104 Akten d. Unters.-Aussch.; vgl. auch: Hitler und Kahr, $. 99/100. 
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gen ergaben, daß eine Summe von insgesamt 33 000 Schweizer Franken auf- 
gebracht wurde!®, In dem amtlichen Bericht über die Finanzierung der na- 
tionalsozialistischen Bewegung wurde mitgeteilt: „Dr. Gansser war im Au- 
gust 1923 in der Schweiz und ist durch Vermittlung des Züricher Großindu- 
striellen Oehler mit dem bekannten Schweizer Oberst und Gründer der 
Schweizer Vaterländischen Verbände Pircher in Aarau bekannt geworden. 
Er hat Pircher besucht, und dieser hat ihn auch zum Mittagessen eingeladen. 
Pircher war jedoch vom Wesen und Vortrag des Dr. Gansser so wenig er- 
baut, daß er kurz nach dem Essen unter einem Vorwand sich entfernte und 
Dr. Gansser an Dr. Sonderecker verwies, der damals der Syndikus der 
Schweizer Vaterländischen Verbände war. Dr. Gansser reiste damals resul- 
tatlos ab, 

Kurze Zeit darauf kam Hitler nach Zürich. Er stieg im Hotel St. Gott- 
hard ab. Nachdem er zuerst mit ungefähr sechs bis zehn Herren eine Be- 
sprechung in dem genannten Hotel gehabt hatte, wurde danach eine größere 
Besprechung angesetzt und zwar in der Villa Wesendonck, die dem bekann- 
ten Schweizer Rieder gehört, dem Schwager des vor kurzem verstorbenen be- 
kannten Oberst Wille. 

Hitler entwickelte dort sein Programm von ungefähr vierzig Personen. 
"Als Resultat konnte er namhafte Geldunterstützung buchen. Zu den Gebern 
’ gehörten hauptsächlich der obengenannte Oehler, dann die Filiale der Zucker- 
fabrik Frankenthal, die entweder bei Schaffhausen oder bei Basel ihren Be- 
trieb hat und außerdem noch andere Mitglieder des Schweizer Volksbundes. 
Hitler war danach auch in Bern. Mit wem er dort Fühlung genommen hat, 
konnte mir nicht mitgeteilt werden. Außerdem soll er mit einem französisch 
orientierten Züricher Rechtsanwalt Fühlung genommen haben, dessen Name 


aber nicht bekannt ist.“ 


Über die beiden letzten Punkte wurden die Erhebungen noch fortgesetzt. 
Der unterfertigte Referent führte folgendes an: 

„Der deutsche Gesandte Dr. Adolf Müller in Bern hat im Sommer dieses 
Jahres im Laufe einer Unterhaltung erklärt, Hitler habe Geld aus England 
und Schweden erhalten, ferner von der Frau des Generalkonsuls Scharrer, 


105 Akt „Hitlerputsch“ der Bayer. Staatskanzlei, Aktennotiz v. 6. 8. 1925. 
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von der Frank-Kaffee-Fabrik Ludwigsburg und von der Frau Bechstein, 
Pianofabrik in Berlin!%,“ 

Über die Finanzlage der Partei Anfang 1923 gab ein Aufruf „An sämt- 
liche Ortsgruppenleitungen und Mitglieder der NSDAP“ Aufschluß, in dem 
folgendes bekanntgegeben wurde: 

„In der Finanzausschußsitzung vom 7. Februar 1923 wurden folgende Be- 
schlüsse und Aufforderungen einstimmig angenommen: 

1. Der Mitgliedsbeitrag wird mit Wirkung vom 1. Januar 1923 auf mo- 
natlich 50 RM Mindestbeitrag festgelegt. Freiwillige Erhöhung nach Lei- 
stungsmöglichkeit ist Pflicht und Ehrensache. 

2. Bei der Abrechnung der Ortsgruppen mit der Partei-Hauptkasse kom- 
men in Zukunft die 50 Pfennig Pressesteuer in Wegfall und sind bis auf 
weiteres abzuliefern 20 Prozent aus den Mitgliedsbeiträgen und 50 Prozent 
aus Werbebeiträgen und Spenden, insofern letztere nicht ausdrücklich vom 
Spender für die Ortsgruppen bestimmt werden. 

3. Sämtliche Mitgliedskarten, welche in den Jahrgängen 1919, 1920, 1921 
ausgestellt wurden, verlieren ab 1. Juli 1923 ihre Gültigkeit. Dieselben sind 
entweder persönlich oder durch die Post unter Beilage des Rückportos an die 
zuständige Ortsgruppe zwecks Umtausch einzuliefern. — 

An alle Mitglieder der Ortsgruppe München! 

4. In Anbetracht der immer größer werdenden Lasten der Partei und 
mit Rücksicht auf die hohen Portokosten und Mahnschreiben, werden alle 
Mitglieder dringend ersucht, noch rückständige Beiträge entweder persönlich 
nachmittags von drei bis sechs Uhr... . einzuzahlen. Mitglieder, welche ein 
Jahr mit den Beiträgen im Rückstand sind und denen eine Stundung durch 
die Leitung nicht erfolgt ist, verlieren den Anspruch auf Parteizugehörigkeit. 


Für die Parteileitung: Adolf Hitler!”.“ 


Im Juni 1923 wurde der monatliche Mitgliedsbeitrag von 50 RM auf 
200 RM erhöht; gleichzeitig wurden Quittungsklebemarken eingeführt. „Die 
Genehmigung der General-Mitgliederversammlung wird bei der nächsten 
satzungsmäßigen Mitgliederversammlung im Januar 1924 nachträglich ein- 
geholt. Adolf Hitler!'.“ 


106 Akt „Hitlerputsch“, Bayer. Staatskanzlei, Notiz v. 6. 8. 1925. 
107 VB, Nr. 16 v. 14. 2. 1923, $. 3. 
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Die Feststellung des Untersuchungsausschusses des Bayerischen Landtages 
„die Geldgeber Hitlers waren das Ausland, die Frauen und die Großindu- 
strie!®“, ist nur teilweise richtig. Trotz aller zusätzlichen Geldbeschaffung, 
auch von seiten der Großindustrie, war der Geldmangel eine chronische Er- 
scheinung. „Die nationalsozialistische Organisation lebte finanziell nur von 
einem Tag auf den anderen, ... die einzigen Mittel, auf die wir zählen konn- 
ten, waren die Mitgliedsbeiträge, die gering waren .. .“. „So manchesmal, 
wenn die Plakate angeklebt werden sollten, fehlte das Geld um den Klebstoff 
zu bezahlen.“ „Angestellte und Beamte erhielten mit wenigen Ausnahmen 
keine Bezahlung .. .“, schrieb Lüdecket!0, 

Die Geldmittel, die von seiten der Industrie und auch des Auslandes flos- 
sen, waren und blieben eine sehr unsichere zusätzliche Hilfe; im Grunde 
hatte sich die Partei finanziell immer auf die Pflichtbeiträge und die freiwil- 
ligen Spenden, auf den Opfergeist ihrer Anhänger stützen müssen. So be- 
richtete der Münchner Polizeipräsident Nortz am 6. Februar 1923 an den 
Staatsminister des Innern!!!: 

„Die der nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei zur Verfügung 
stehenden Geldmittel kommen zum großen Teil aus freiwilligen Zuschüssen 
zahlungsfähiger Mitglieder und Gönner, stammen von Versammlungsergeb- 
nissen bei öffentlichen Versammlungen, wo schon mehrmals das Geld korb- 
weise weggetragen wurde, sowie schließlich auch von Gönnern der Partei 
im valutastarken Ausland.“ 


108 VB, Nr. 111 v. 9. 6. 1923, S.5. 

109 Akten des Unters.-Ausschusses; ferner: Hitler und Kahr, $. 99. 

110 Luedecke, $. 78. 

111 Pol.-Dir. München, Nr. 223 VI d, München, den 6. 2. 1923, BHStA, S/I. 
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V. Die Hitlerbewegung in der bayerischen Nachkriegspolitik 
1919— 1922/23 


1. Regierung Kahr-Pöhner (1920—1921) 


Als Vertrauensmann der Einwohnerwehren, der Wehrverbände, der 
Reichswehr,der gesamten Rechtsbewegung warDr. Gustav von Kahr Minister- 
präsident geworden. Die parlamentarisch verantwortliche Partei für Bayerns 
Geschick zwischen 1920 und 1933, die Bayerische Volkspartei, hatte dem von 
den bewaffneten Verbänden geforderten Ministerpräsidenten die gesetzlich- 
demokratische Zustimmung und Weihe gegeben. Diese Zwitterstellung als 
Vertrauensperson der Rechtsaktivisten und der restaurativen Kräfte einer- 
seits, als Vertreter der regierenden Mehrheitspartei andererseits bestimmte 
den Gang der bayerischen Politik und das persönliche Geschick Gustav von 
Kahrs zwischen 1920 und 1924. Mit der Persönlichkeit Kahrs ist die baye- 
rische Nachkriegsgeschichte in dem genannten Zeitraum engstens verknüpft!. 
Sein Scheitern durch den Ludendorff-Hitler-Putsch im Herbst 1923 beendete 
die erste Phase des bayerischen Kampfes um die überlieferte Selbständigkeit 
mit einer entscheidenden Niederlage der föderalistischen Bestrebungen und 
einer schweren Niederlage der Rechtsbewegung. 

Dr. Gustav von Kahr war ein untadeliger königlicher Beamter, ein tief- 
religiöser Protestant, im innersten Wesen Romantiker und von starker Ab- 
neigung gegen Politik erfüllt. Die Übernahme der politischen Verantwortung 
als Ministerpräsident bezeichnete er als das schwerste Opfer seines Lebens 
und als „die größte Eselei?“. Für Politik habe er zehn Daumen, erklärte er zu 
Beginn seiner Ministerpräsidentschaft?. Streng monarchisch gesinnt, war er 


1 Nachlaß Kahr, BHStA München, Lichtbildstelle Nr. 24. TE, Eintragungen v. März 1920; 
ferner Schwend; Bayern, $. 143 f., S. 151 ff., der den 2. Teil seines Buches mit „Kahr- 
Bayern“ betitelt. Doch tut er dem unglücklichen Mann, der nur „Geschobener“ war, 
damit Unrecht. — Hofmann, Der Hitlerputsch, S. 47 ff. — Von sozialdemokratischer 
Warte Hoegner, Die verratene Republik, S. 99 ff.; ders, Der schwierige Außenseiter, $. 
18 ff.; Bernhard Zittel, Gustav von Kahr, in: „Fränkische Lebensbilder“, III, S. 327 f#. 

2 Schmelzle, UE. 

3 Ebda. 
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ein heftiger Gegner der Revolution und der aus ihr hervorgegangenen neuen 
Verhältnisse. Weder die Reichsverfassung noch die neue bayerische Verfas- 
sung erachtete er des Lesens für würdig. „Ich lese sie nicht, erst die nächste 
lese ich“, pflegte er zu sagen‘. 

Es konnte sich nur als Verhängnis erweisen, einen für das politische Leben 
unbegabten Mann mit der Leitung der Staatsregierung in einer so bewegten 
Zeit zu betrauen®. Da er den gewaltigen Aufgaben, die mit diesem Amte in 
einer solchen Zeit verbunden waren, bei weitem nicht gewachsen war — er ist 
nur ein typisches Beispiel für den katastrophalen Mangel an fähigen politi- 
schen Führerpersönlichkeiten in Deutschland zu entscheidender Stunde?! —, 
bürgerte sich seit ihm und durch ihn ein System von Nebenregierungen ein, 
die aus dem Hintergrunde ihn selbst und seine unmittelbaren Nachfolger 
beeinflußten und lenkten. Die nach außen verantwortliche Regierung wurde 
so der Spielball von außerparlamentarischen Kräften und unverantwortlichen 
Persönlichkeiten. Ministerpräsident von Kahr war der Mann der Einwohner- 
wehren und wurde stark von Polizeipräsident Pöhner beeinflußt, die ihm 
nachfolgende Regierung Lerchenfeld suchte streng parlamentarisch zu regie- 
ren und wurde abhängig von den maßgebenden Parteifraktionen; die Regie- 
rung Knilling wiederum stand unter dem Einfluß der Wehrverbände und — 
der NSDAP. 

Die Politik der Regierung Kahr wurde von zwei Problemen bestimmt: 
dem Verhältnis Bayern und Reich und den Einwohnerwehren. Die Beziehun- 
gen zu Berlin wurden durch die Einwohnerwehren entscheidend beeinflußt, 
so daß die beiden Probleme völlig ineinander verzahnt waren. 

Der Kurs der neuen Regierung ging eindeutig aus einer Weisung an den 
bayerischen Gesandten in Berlin hervor, der dem Reichskanzler mitzuteilen 
hatte, daß Bayern „nicht die Macht“ habe, „und auch nicht Willens“ sei, „die 
Einwohnerwehren zu entwaffnen. Die Waffen müssen geholt werden von 
denen, die sie haben wollen’“. 

Der Staatsrat Meyer erklärte in der Kabinettssitzung am 9. April 1920: 
„Ich erwarte mir für uns in Berlin gar nichts. Der Norden ist bereits halb 


4 Ebda. 

5 Vgl. a. Schwend, $. 151. 

6 Ebda, $. 15273. 

7 Min.-Rats-Prot. Nr. 13/1920, Sitzg. v. 8.4. 1920. 
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bolschewistisch. Die Reichsregierung ist eine verschleierte Sowjetregierung®.“ 
Daher lautete die Devise der bayerischen Politik zwischen 1920 und 1924: 
Das christliche Bayern gegen das bolschewistische Berlin! 

Die stärkste Persönlichkeit der Regierung Kahr war der Polizeipräsident 
von München, Pöhner. Oberstlandesgerichtsrat Ernst Pöhner (1870—1925) 
wurde von der sozialdemokratischen Regierung Hoffmann während der Rä- 
tezeit mit der Leitung der Strafanstalt Stadelheim beauftragt. Im Mai 1919, 
nach der Niederwerfung der Spartakistenherrschaft, wurde ihm — ebenfalls 
von der Regierung Hoffmann — das Polizeipräsidium München anvertraut, 
eines der schwierigsten Ämter, das unter der Räteherrschaft am meisten ge- 
litten hatte und völlig neu wiederaufgebaut werden mußte. 

Pöhner war parteipolitisch nicht gebunden. Als alter königstreuer Be- 
amter und Reserveoffizier, der wegen seiner Tapferkeit an der Front eine 
vorzügliche militärische Qualifikation erhalten hatte, war er aber der schärfste 

/Gegner der Revolution, ein grimmiger Sozialistenhasser und ein unversöhn- 

/ licher Feind der Republik?. In seiner radikalen, republikfeindlichen und 
streng monarchistischen Haltung zeigte er sich verwandt mit dem Reichs- 
wehrhauptmann Ernst Röhm!®. Pöhner war unstreitig auf der Rechten die 
stärkste Persönlichkeit in den frühen Nachkriegsjahren. 

Rasch hatte er einen zuverlässigen Stab von altgedienten und bewährten 
Polizeibeamten gesammelt und das völlig zerrüttete Polizeiwesen wieder in 
Ordnung gebracht. Mit der Leitung der politischen Abteilung des Polizei- 
präsidiums hatte er den Oberamtmann Dr. Wilhelm Frick betraut. Pöhner 
war politisch sehr aktiv, aber nie parteimäßig, sondern immer überparteilich, 
vaterländisch und völkisch, mit dem Ziele, Deutschland und dem ganzen 
Volke zu dienen. 

Er übte zeitweise großen Einfluß auf Ministerpräsident Kahr aus und 
verkehrte auch viel beim Kronprinzen. Völlig untadelig in seiner Gesinnung, 
war er frei in der Wahl der Mittel, die nach seinem Dafürhalten geeignet 
waren, dem Vaterlande zu helfen. Die Polizei war unter seiner Leitung na- 
tional, ohne daß damit eine parteimäßige Bindung der Beamten verbunden 


8 Ebda, Nr. 44 v. 9. 4. 1920. 
9 Ernst Pöhner, Meine Stellung zur Novemberrepublik, in „Deutschlands Erneuerung“, 17. 
Jg. (1933), S. 654—658. 
10 Röhm, Vorwort, ferner $. 92. 
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war. Unter dem Eindruck der linksradikalen Gefahr wurde vom Polizeiprä- 
sidenten ein scharfer Rechtskurs gesteuert, der zu einer nachhaltigen Unter- 
drückung der linksradikalen Strömungen führte. 

Auch Frick war, solange er im Amte war, parteimäßig nicht gebunden. 
Die Überlegenheit Pöhners erkannte er an und war ihm in treuer Ergeben- 
heit verbunden. Pöhner förderte — wie die Reichswehr — jede nationale 
Regung in der Überzeugung, daß Deutschlands Wiederaufstieg von der Ge- 
winnung der breiten Massen für den nationalen Gedanken abhängig seit!. 

Daß die NSDAP die kritischen Jahre ihrer Entstehung und Frühentwick- 
lung gut überstehen konnte, war großenteils auf die wohlwollende Duldung 
und Förderung durch die Münchner Polizeidirektion zurückzuführen. Bis 
zum Rücktritt Pöhners als Polizeipräsident im Herbst 1921 war die Partei 
„flügge“ geworden, hatte sie ihre Geburtswehen überwunden. Er beteiligte 
sich am Putsch im Herbst 1923, nicht weil er von der Richtigkeit des Staats- 
streichs überzeugt war, sondern weil er die Dinge durch persönliche Einfluß- 
nahme in die richtige Bahn lenken wollte. Für die Rechtsbewegung war sein 
früher Tod — er kam bei einem Autounfall im Frühjahr 1925 ums Leben — 
ein schwerer Verlust. 

Ganz anders als er geriet Frick ab 1924 in völlige Abhängigkeit von 
Hitler. 

Über sein und Pöhners Verhalten gegenüber der jungen Partei sagte Frick 
im Hitlerputschprozeß aus: 

„Wir [Pöhner und Frick] erkannten, daß diese Bewegung der national- 
sozialistischen Partei, die damals ja noch klein war — es wäre ein Leichtes 
gewesen, sie damals noch zu unterdrücken, 1919 bis 1920 — nicht unterdrückt 
werden dürfe. Wir taten das nicht und taten es bewußt nicht, weil wir in ihr 
den Keim einer Erneuerung Deutschlands sahen, weil wir von Anfang an die 
Überzeugung hatten, daß die Bewegung diejenige ist, die geeignet wäre, in 
der marxistisch verseuchten Arbeiterschaft wieder festen Fuß zu fassen und 
die Arbeiterschaft ins nationale Lager zurückzuführen. Deshalb hielten wir 


11 Personalakt Pöhner, BHA; ferner Mdl. Mitt. — Trebitsch-Lincoln, Jude und Teilnehmer 
am Kapp-Putsch als Pressechef der Kapp-Regierung, urteilte nach dem Scheitern des 
Putsches: 

„Ich erkläre, daß es augenblicklich in Deutschland eine einzige nichtsozialistische Basis 
gäbe: München. Dort sei vor allem Pöhner, dieser wirklich seriöse, wahrhaft nationale 
Mann ...“ Der größte Abenteurer, S. 187; ferner über Pöhner, $. 189 ff. 
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unsere schützende Hand über Herrn Hitler und die nationalsozialistische 
Partei!2,* 

Gegen Pöhner richteten sich die schwersten Angriffe der Regierungsgeg- 
ner, d. h. der Linksparteien und darüber hinaus der demokratischen bürger- 
lichen Parteien. Besonders die beiden demokratischen Minister Müller-Mei- 
ningen und Hamm lehnten ihn ab; ersterer drohte mit dem Austritt seiner 
Partei aus der Regierung, wenn Pöhner im Amt bleibe; sein Kollege Hamm 
stellte fest, Pöhner arbeite mit dem Schutz- und Trutzbund zusammen und 
mit dem Bayerischen Ordnungsblock, „der Bolschewismus mit bolschewisti- 
schen Methoden bekämpft“. Im Ordnungsblock spielten ein Student Hemme- 
ter, ein Dichter und ein Maler eine große Rolle!®. Pöhner wurde vor allem 

/auch wegen seiner scharfen Maßnahmen gegen die Ostjuden angegriffen, die 
/ Hand in Hand gingen mit der wohlwollenden Duldung der antisemitischen 
? Propaganda durch das Polizeipräsidium!?. Gegen die „Mörderzentrale“ in 
der Ettstraße!3 liefen die Zeitungen der Linksparteien Sturm. Heftige An- 
griffe wurden gegen Pöhner und Kahr auch erhoben, weil sie Leute wie Ka- 
pitän Ehrhardt, Oberst Bauer usw. empfingen, weil Ludendorff in Bayern 
Asyl gewährt wurde, die sonstigen Führer des Kapp-Putsches in Bayern Un- 
terschlupf fanden und der Verfolgung durch die Reichsbehörden sich ent- 
ziehen konnten!®. Ludendorff, das Oberhaupt der nationalen Reaktion, war 
durch die Vermittlung Escherichs nach Bayern gekommen und bezog eine 
Villa in der Nähe von München”. 

Die Linkszeitungen, „Der Kampf“, die „Münchner Post“, wie die kom- 
munistische „Neue Zeitung“ waren ständig voll von Enthüllungen über die 
„Reaktion“ und die Organisation der „Konterrevolution“ in Bayern. „Ne- 


12 Prozeßakten. 11/79. Hitler, I, S. 389, schrieb über Pöhner und Frick: 
„Der damalige Polizeipräsident Ernst Pöhner mit seinem treuen Berater, Oberamtmann 
Frick, zur Seite, war der einzige höhere Staatsbeamte, der schon damals den Mut besaß, 
erst Deutscher, und dann Beamter zu sein... Er und sein Mitarbeiter Frick sind in 
meinen Augen die einzigen, die von den staatlichen Stellen das Recht besitzen, als Mit- 
hersteller eines nationalen Bayern zu gelten.“ 

13 MRP, Sitzung v. 12. 4. 1920. 

14 MP, Nr. 86 v. 13. 4. 1920, S. 5: Im Zeichen Pöhners; Nr. 69 v. 23. 3. 1920, S. 6: Fort 

mit Pöhner; Nr. 144 v, 24. 6. 1920, S. 4: Die Ausweisung der Ostjuden; Nr. 162 v. 15.7. 
1920, S.5: Der Tyrann von München, usw. 

15 „Der Kampf“, Nr. 227 v. 29. 10.1920, S.1. 

16 Schmelzle, UE.; ferner Trebitsch-Lincoln, Der größte Abenteurer, $. 189—193. 

17 Ludendorff, Auf dem Weg zur Feldherrnhalle, München 1938, S. 121. 
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ben den ‚deutschvölkischen‘ Einwohnerwehren und den Ordnungsblocklern 
sind die antisemitischen Zeitfreiwilligen die Hauptstützen der Konterrevo- 
lution“ schrieb die MP im Mai 192018, Heftig wurde auch die Kirche von der 
Linken angegriffen, weil in Klöstern Waffenlager der Einwohnerwehren un- 
tergebracht waren!®. Die Waffenschiebungen nach Österreich und die Bezie- 
hungen der bayerischen Regierung zu Ungarn gaben der Linkspresse ausgie- 
bigen Stoff zu Vorwürfen gegen die „reaktionäre“ bayerische Regierung?®, 
Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei (USP) erließ im Juli 1920 fol- 
genden Aufruf im Zusammenhang mit diesen ausländischen Beziehungen der 
bayerischen Regierung: 

„Arbeiter, Angestellte, Beamte, freie Intellektuelle, Genossen und Genos- 
sinnen! Der internationale Gewerkschaftsbund hat über das Ungarn des wei- 
ßen Schreckens den internationalen Boykott verhängt. Das Ungarn der Mör- 
derdiktatur Horthy, das von allen christlichen Ausbeutern beschützt wird, 
soll ausgeschlossen sein von dem Verkehr mit den arbeitenden Völkern Eu- 
ropas und der Welt... 

Gerade in Bayern befinden sich die besten Freunde der ungarischen Mör- 
derdiktatur Horthy. Hier sind die Fäden einer dynastisch-klerikalen Ver- 
schwörung, die bei Horthy mündet. 

Die Regierung Kahr hat aus eigenem Entschluß Handelsbeziehungen auf- 
genommen zu Ungarn ... Gemeinsam mit den Klerikalen Tirols verschleppt 
und versteckt man diese Waffen in den Klöstern Tirols, die den Obdachlosen 
verweigert werden. Das sind unsere edlen Christen, die an der Loslösung 
Bayerns vom Reich und an der Wiederherstellung der verruchten Wittels- 
bacher Dynastie arbeiten! Unsere Genossen in Deutsch-Österreich sollen von 
den bayerischen, österreichisch-ungarischen Monarchoklerikalen erwürgt wer- 


den, ...21,“ 


18 MP, Nr. 117 v. 21. 5. 1920, S. 1: Die Konterrevolution auf dem Marsche. 

19 Ebda. 

20 Darüber ausführlich Trebitsch-Lincoln, Der größte Abenteurer, S. 198—215. 
„Der Kampf“, Nr. 124 v. 1.7. 1920, S. 1: Das Kloster als Depot für Mordwaffen; ferner 
Nr. 137 v. 16. 7. 1920, S. 1: Die Waffenverteilung im Kloster; MP, Nr. 149 v. 30. 6. 1920, 
$.1: Waffenlieferung für monarchistische Verschwörer. 

21 „Der Kampf“, Nr. 170 v. 24. 8. 1920, S. 1. S. a. Joachim Kühl: Das ungarländische 
Deutschtum zwischen Horthy und Hitler, in: „Südostdeutsche Heimatblätter“, 4, Jg., 
München 1955, S. 117—147. 
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Die Gründung der „Orgesch“ (Organisation Escherich) im Mai 1920 bot 
neuen Anlaß zu Angriffen der Linken, die vor allem die Taktik verfolgte, 
die Reichsregierung gegen Bayern aufzuhetzen. Dies geschah sowohl durch 
die Presse wie über die Parlamente??. 

Die Wahlen im Juni 1920, die gleichzeitig für den Reichstag — den ersten 
der Republik — und den bayerischen Landtag stattfanden, brachten in Bay- 
ern einen eindeutigen Sieg der Bayerischen Volkspartei; sie erhielt mit 65 
Mandaten mehr Sitze als die drei Linksparteien zusammen (SPD: 27, USP: 
20, KPD: 2). Eine neue Regierung Kahr wurde gebildet, die jetzt erst legal 
wurde: es war wieder eine Koalitionsregierung mit Bauernbund und Deut- 
scher Demokratischer Partei, die aber durch die Aufnahme der Deutschnatio- 
nalen in die Regierung nach rechts erweitert wurde. An Stelle des bisherigen 
Justizministers Müller-Meiningen (Demokrat) trat der Deutschnationale 
Dr. Roth. „Das politische Pendel hatte eindeutig nach rechts ausgeschlagen, 
es in der Mitte zu halten, war das Gebot einer umsichtigen bayerischen Po- 
litik. Diese Aufgabe fiel der Bayerischen Volkspartei zu®?.“ 

Die Gegensätze zwischen rechts und links verschärften sich zusehends; das 
Feuer des innenpolitischen Gegensatzes wurde genährt und geschürt durch die 
Auswirkungen des „Friedensvertrages“, die von Monat zu Monat spürbarer 
wurden und die innere Entwicklung radikalisierten. Je härter und unerbitt- 
licher der Feind seine Forderungen eintrieb, desto mehr wuchs die Erbitte- 
rung des national gesinnten Teiles der Bevölkerung, der sich gegen den inter- 
national eingestellten Teil richtete und gegen die Berliner Regierung, die 
beide in der buchstabengetreuen Erfüllung aller feindlichen Forderungen das 
Heil für Deutschland sahen. Das Abkommen von Spa vom Juli 1920 wurde 
von der bayerischen Regierung scharf abgelehnt, besonders die Entwaff- 
nungsforderungen für die Einwohnerwehr**. 

Nachdem am 31. Mai 1920 alle Freikorps aufgelöst worden waren, kon- 
zentrierte sich die Politik der Linken auf die Beseitigung der Einwohner- 
wehren. Reichsregierung und Reichstag folgten dem politischen Kurs der 
Linksparteien. „Die Gefahr der Einwohnerwehr besteht darin“, schrieb „Der 
Kampf“, „daß aus ihnen ein vom Parlament und der Regierungsgewalt 


22 MP, Nr. 153 v.5.7. 1920, S. 1: Gegen den Waffenschmuggel in Bayern. 
23 Schwend, Bayern, S. 154. 
24 MRP, Nr. 75 v. 9.7.1920. 
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unabhängiger Apparat geworden ist, in dem sich alle deklassierten Elemente 
des zusammengebrochenen Militärstaates festsetzen, die keine produktive 
Arbeit in der Wirtschaft und der Gesellschaft leisten ,... Nachdem Reichs- 
wehr und offizielle Sicherheitswehr nur in begrenztem Maße für die brotlos 
gewordenen Offiziere und Berufssoldaten offen sind, bilden Orgesch und Ein- 
wohnerwehren diejenigen Einrichtungen, die das adelige und nichtadelige 
Lumpenproletariat (im ökonomischen Sinne) der alldeutschen Militärkaste 
wie des deutschen Volkes überhaupt zu einem Bleigewicht der Nation und 
zu einem kostspieligen Werkzeug einer abenteuerlichen Politik machen.“ 


Solange die Reichsregierung Fehrenbach bestand, gelang es der bayeri- 
schen Regierung, die Auflösung der Einwohnerwehren immer wieder hinaus- 
zuschieben. Als aber das Kabinett Wirth im Mai 1921 die Regierung Fehren- 
bach ablöste, erfolgte ein Linksruck, der sich in einer unbedingten Erfüllungs- 
politik der neuen Regierung auswirkte. Noch im gleichen Monat nahm die 
Regierung Wirth das Londoner Ultimatum an, das die Beseitigung der Ein- 
wohnerwehren verlangte. Damit war das Schicksal der Einwohnerwehren 
besiegelt; im Juni 1921 wurden sie aufgelöst?®, 

Die innere Lage spitzte sich in diesem Monat dramatisch zu; die Ermor- 
dung des USP-Abgeordneten Gareis in München steigerte die Spannung in 
bedeutendem Maße. Die Linksparteien, SPD, USPD, KPD, riefen den Ge- 
neralstreik aus; er gelte, schrieb die MP, „der Wiederherstellung der bürger- 
lichen Freiheiten, die durch das ausnahmerechtliche Kahr-Pöhner-Roth-Re- 
giment vernichtet worden sind... .?7“. 

Nach der Auflösung der Einwohnerwehren konzentrierten sich die An- 
griffe der Linken auf die Beseitigung des Ausnahmezustandes in Bayern, der 
noch von der sozialistischen Regierung Hoffmann verhängt worden war?®. 
Darüber kam dann die Regierung Kahr zu Fall, nachdem sie durch die Auf- 
lösung der Einwohnerwehren einen nicht zu überwindenden Verlust an An- 
sehen auch bei den Rechtsaktivisten erlitten hatte. 


25 „Der Kampf“, Nr. 259 v. 7. 12. 1920, S. 1: Die Gefahr der Einwohnerwehr. MP, Nr. 188 
v. 14./15. 8. 1920, S. 1: Demaskiert; Nr. 191 v. 18. 8. 1920, S. 1: Das Verbot der Orgesch 
in Preußen. 

26 Trebitsch-Lincoln, Der größte Abenteurer, $. 223, behauptet, daß seine den Tschechen 
gemachten Mitteilungen über die Orgesch den letzten Anstoß zu deren Verbot gaben. 

27 MP, Nr. 134 v. 13. 6. 1921, Art.: Der Sinn des Generalstreiks. 
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Der Kampf um Oberschlesien verschärfte von der außenpolitischen Seite 
her die inneren Spannungen. Während die Reichsregierung jedes aktive Ein- 
greifen zum Schutze Oberschlesiens gegen die polnischen Banden ablehnte, 
wurde von der Rechtsbewegung eine „private“ Aktion in die Wege geleitet. 
In Bayern wurde das Freikorps Oberland aufgeboten, auf geheimen Wegen 
nach Oberschlesien geschafft und dort gegen die eingefallenen Polen mit an- 
deren Freikorps eingesetzt. Das Freikorps Oberland zeichnete sich ruhmvoll 
bei der Erstürmung des Annaberges aus?®. 

Die Ermordung des ehemaligen Reichsfinanzministers Erzberger am 26. 
August 1921 wurde dann von entscheidender Bedeutung für die innere Ent- 
wicklung. 

Am 29. August 1921 verhängte der Reichspräsident Friedrich Ebert auf 
Grund des Artikels 48 den Ausnahmezustand über das Reich. Dadurch ent- 
stand ein Konflikt mit Bayern, weil die Reichsregierung die Aufhebung des 
bayerischen Ausnahmezustandes forderte, um dem vom Reich verhängten 
Ausnahmezustand Geltung zu verschaffen. Die bayerische Regierung wei- 
gerte sich, den bayerischen Ausnahmezustand aufzuheben?®. Da Kahr sich 
mit dem Landtagsausschuß über die Antwort an die Reichsregierung nicht 
einigen konnte, trat er zurück. Justizminister Roth schloß sich ihm an; es 
folgte der Rücktritt des Gesamtkabinetts am 12. September 19213". 


28 Schmelzle. UE. — Aufruf der sozialdemokratischen Partei Bayerns: „An das freie und 
deutschgesinnte bayerische Volk“. In dem gegen den Ausnahmezustand gerichteten Auf- 
ruf heißt es u. a.: „Selbstsüchtige Eigenbrötelei, engstirniger partikularistischer Eigennutz 
haben neuerdings das ganze deutsche Volk in einem Augenblick in Schwierigkeiten ver- 
setzt, in dem die außenpolitische Lage Deutschlands die geschlossene Einheit des Volkes 
und die rückhaltlose Unterstützung der Reichsregierung und der Republik verlangt... 
Bayern darf nicht länger der Herd der Unruhen, der Volksverhetzung und der Reichs- 
verdrossenheit sein. Die Entscheidung über die Aufhebung des Ausnahmezustandes für 
Bayern muß fallen. Angesichts der einmütigen Haltung aller übrigen deutschen Länder 
und der Empörung auch des ganzen außerbayerischen Volkes steht die bayerische Reak- 
tion auf verlorenem Posten. Aber die maßlose Verblendung der bayerischen Regierung 
kann dazu führen, daß schwerste politische Kämpfe entstehen ... .“ zit. nach: Von Kahr 
zu Lerchenfeld. Der zweite bayerische Rechtsputsch mißlungen. München, Verlag Bayer. 
Wochenblatt, Februar 1922, S. 34 f. 

29 Auch der bayerische Ministerrat wandte sich gegen die Bestrebungen, für Oberschlesien 
Leute abzustellen. MRP, Nr. 38 v. 9. 5. 1921. 

30 MRP, Nr. 57 v. 31. 8. 1921; Nr. 58 v. 5. 9. 1921; Nr. 60 v. 9. 9. 1921; ferner Schwend, 
S.171 f. 

31 MRP, Nr. 62 v. 12.9. 1921. 


308 


Mit der Reichsregierung wurde ein Kompromiß geschlossen, der mit einer 
tatsächlichen Niederlage Bayerns endete; der bayerische Ausnahmezustand 
mußte gegen geringfügige Zugeständnisse der Reichsregierung bis Mitte Ok- 
tober aufgehoben werden. 

Der Ministerpräsident hatte wegen seiner Unnachgiebigkeit zurücktreten 
müssen; der Landtag und vor allem die Fraktion der Bayerischen Volkspartei 
waren für den Kompromiß eingetreten?!a, 

Kahr selbst zog sich auf seinen früheren Posten als Regierungspräsident 
von Oberbayern zurück; die stärksten Persönlichkeiten seiner Regierung, die 
schärfsten Vertreter des Rechtskurses, der deutschnationale Justizminister 
Dr. Roth und der Müchner Polizeipräsident Pöhner, legten ebenfalls ihre 
Ämter nieder. 

‚ Nicht nurBayern,die rechtsaktivistischeBewegung hatte ebenso durch den 

/ Rücktritt der Regierung Kahr eine Niederlage erlitten. Aber die Niederlage 
/ war nur ein Scheinsieg für die parlamentarischen Kräfte und für die Linke; 
denn die neue Regierung, die sich auf die Parteien und das Parlament stützte, 
erwies sich als zu schwach, um den Sieg zu nützen. Die große Entwicklung 
förderte die Radikalen; sie zogen auch aus der Niederlage Nutzen. Die Auf- 
lösung der Einwohnerwehren kam der NSDAP zugute; denn in ihre Reihen, 
in die Sturmabteilungen strömten viele ehemalige Angehörige der Einwoh- 
nerwehren. Der Rücktritt der Regierung Kahr förderte indirekt die Zusam- 
menarbeit der Rechtsverbände in der gemeinsamen Ablehnung der neuen 
Regierung. Die NSDAP war in der Zeit der Regierung Kahr aus einem un- 
scheinbaren Münchner Verein zu einem beachtlichen Faktor in der inneren 
Politik geworden; in dem Jahre der Regierung Lerchenfeld wurde sie Bünd- 
nispartner der Rechtsverbände. 

Beim Amtsantritt der Regierung Kahr war die nationalsozialistische Par- 
tei so unbedeutend, daß von ihr amtlich noch keine Notiz genommen wurde, 
und auch die parteipolitischen Gegner das neue Gebilde noch gar nicht kann- 
ten. Sie zählte für die amtlichen Stellen wie für die Parteien zu den völki- 
schen und rechtsradikalen Vereinigungen, von denen sie sich höchstens durch 
größere Rührigkeit unterschied, vor allem in der antisemitischen Propa- 
ganda, als deren Hauptträger der Schutz- und Trutzbund galt. Schon unter 


31aNachlaß Kahr, Erinnerungen, S. 932 ff. 
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der Regierung Hoffmann war die antisemitische Tätigkeit Gegenstand von 
Kabinettserörterungen gewesen®!b. 

Studentendemonstrationen zugunsten des Halbjuden Graf Arco, der 
Eisner erschossen hatte, arteten „in Judenhetze“ aus und führten zu „patrio- 
tischen Kundgebungen??“. 

Antisemitische Äußerungen von Reichswehroffizieren wurden vom so- 
zialistischen Innenminister beanstandet®®. 

Böses Blut machte ferner die Sonderzuteilung von Weizenmehl an die Ju- 
den für die Herstellung von Mazzen; „hierin liegt eine Bevorzugung, die bei 
der Bevölkerung viel Unmut verursacht“, stellte Innenminister Endres fest; 
sie gab auch Anlaß zu heftigen antisemitischen Kundgebungen®*. Noch einen 
Tag vor dem Kapp-Putsch war die Judenfrage Gesprächsstoff einer Regie- 
rungssitzung; in ihr teilte der Ministerpräsident Hoffmann mit: „Vertreter 
der israelischen Gemeinde waren bei mir und haben mich gebeten, den Mini- 
sterrat darauf aufmerksam zu machen, welchen ungünstigen Einfluß diese 
antisemitischen Treibereien auf unser geschäftliches Leben im Ausland haben, 
. ..“ Den Wunsch der Juden, eine Stellungnahme der Regierung zu ihren 
Gunsten zu erwirken, lehnte der Ministerpräsident ab; er erklärte ihnen, es 
sei Sache der Juden, daß sie sich selbst rühren. 

Unter der Regierung Kahr steigerte sich die Tätigkeit der Antisemiten, 
ohne daß dieselbe zunächst in Beziehung mit der NSDAP gebracht wurde. 

Im Parlament wurde die nationalsozialistische Partei erstmals im Juli 
1920 erwähnt; der deutschnationale Abgeordnete Hilpert erklärte im Ver- 
lauf einer Aussprache: „..., so meine ich doch, daß sich heute schon in der 
Arbeiterschaft starke nationale Regungen zeigen. Wir erwarten und erhoffen 
von der nationalsozialistischen Bewegung nicht nur — (Unterbrechung durch 
Zurufe von links) — sind Sie nur zufrieden, Sie waren auch einmal klein. 
Auch die nationalsozialistische Bewegung fängt naturgemäß klein an, ... 
Ein Volk kann auf die Dauer sich nicht vom nationalen Gedanken abwenden 
und ich spreche es hier offen aus, daß wir die Überzeugung haben, daß der 


31b Dazu die Wochen- und Halbmonatsberichte der verschiedenen Regierungspräsidien. 
BGStA München, Rep. Reg. 

32 MRP, Nr. 4 v. 17.1.1920. 

33 MRP, Nr. 6 v. 23.1.1920. 

34 MRP, Nr. 21 v. 11.3. 1920. 

35 MRP, Nr. 22 v. 12.3. 1920. 
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nationale Gedanke, wenn er nur die sogenannten bürgerlichen Parteien er- 
faßte, nicht die Gesundung herbeiführen kann. Er muß und wird auch die 
deutsche Arbeiterschaft erfassen?®!* Diese Ansicht Hilperts, des Sprechers der 
Deutschnationalen, war auch die der Regierung Kahr und der Mehrzahl der 
führenden Persönlichkeiten des nationalen Bürgertums in Politik, Wirtschaft 
und Kultur, sie war vor allem auch die Überzeugung der Reichswehr. 
Aus diesem Gesichtspunkte heraus wurden von der Regierung der Tätigkeit 
aller rechtsstehenden Gruppen nicht nur keine Hindernisse in den Weg 
gelegt, sondern ihnen Wohlwollen entgegengebracht, das sich in einer 
systematischen Unterdrückung linksradikaler Bestrebungen äußerte. Dem 
Polizeipräsidenten Pöhner waren die führenden Männer der NSDAP, vor 
allem Dietrich Eckart und Hitler, schon seit 1919 persönlich bekannt?”. Der 
Ministerpräsident kam mit Hitler im Frühjahr 1921 erstmals in persönliche 
Berührung, als dieser mit einer Abordnung bei ihm am 14. Mai 1921 er- 
schien?®. Auch unter Kahr kam die Judenfrage einige Male zur Sprache im 
Kabinett, ohne daß aber eine besondere Bezugnahme auf die NSDAP in 
diesem Zusammenhang erfolgte. Der Ministerpräsident wies darauf hin, „es 
würde die Frage wesentlich erleichtern, wenn gewisse Kreise dieser Glaubens- 
genossenschaft sich auch etwas zurückhaltender verhielten, insbesondere in 
dem Punkte, öffentlich zu zeigen, daß sie sich jeden Lebensgenuß gönnen 
können, während andere in Not sind“. Der Kultusminister erklärte, „er halte 
einen Hinweis darauf für zweckmäßig, daß die wirklich religiös gesinnten 
Juden gut daran täten, wenn sie die andern, die wenigstens religiös gar keine 
Juden seien, abschüttelten?®“. 


Die stärkste Sprache gegen die Juden führten der „Miesbacher Anzeiger“ 
und der „Völkische Beobachter“. Der Ton dieser beiden Blätter war die Re- 
aktion auf die Hetze der linksliberalen und sozialistischen Presse gegen die 
nationalen Ideale und Werte. Beide Blätter bereiteten der Regierung nicht nur 
manche Ungelegenheit, sondern gaben auch Anlaß zu ernsten Meinungsver- 


36 VBL, I, 80. 

37 Mdl. Mitt.; ferner Trebitsch-Lincoln, S. 189 ff. 

38 Brief R. Hess an Min.-Präs. v. Kahr v. 21. 5. 1921; Akten d. b. Min. d. Auß., Privat- 
korr. d. Min.-Präs. Rep. Registratur der Bayer. Staatskanzlei. 

39 MRP, Nr. 96 v. 22. 10. 1920. 
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schiedenheiten mit der Reichsregierung. Doch stellte sich die bayerische Re- 
gierung immer auf die Seite der beiden Zeitungen“, von denen der „Mies- 
bacher Anzeiger“ als die weitaus originellere der Stimmung der bayerischen 
Bevölkerung Ausdruck verlieh. Die Auseinandersetzung mit der Berliner „Ju- 
denregierung“, ein Hauptthema nicht nur der bayerischen, sondern vor allem 
auch der nationalsozialistischen Presse, d. h. des VB, fand im „Miesbacher 
Anzeiger“ folgenden Niederschlag: 

„Hat wer Reichsfeind gesagt? Ich glaub’ gleich, der Teiteles Simon in 
Frankfurt heißt uns Bayern so; besonders unseren Herrn von Kahr. Früher 
hat man unter Reichsfeinden die sozialdemokratischen Mehrer unseres Anse- 
hens verstanden und auch den LöbSonnemann von der Frankfurterin hatman 
so betitelt. Die Welt dreht sich. Die guten Deutschen von einst sind jetzt un- 
ten, dagegen die zweifelhaften oben. Der Dess-, der Liss-, der Warsch-, der 
Pissauer halten die Wacht vor der schwarz-gelb-roten Fahne, die ihnen voran 
flattert in der Börs, im Gewühl der Schieberschlachten. ‚Die Schabbesflagge 
schwarz-gelb-rot... .* Ihr haben sie Treie geschworen, im Sinken und Steigen 
der Preise, beim Kettenhandel, in furchtbaren Kriegsgesellschaftskämpfen, 
beim Zischen und Krachen der Dividenden. Die Devise kann sinken, aber 
die schwarz-gelb-rote Schabbesflagge sinkt nicht. 

‚Ran an den Profit‘ ruft der Liss- und der Pissauer. ‚Durch!‘ ruft der Keite- 
les und dringt über die Grenze vor mit den verschobenen Waggonen. Ergrei- 
fend tönt der Gesang aus der Frankfurter Zeil: „Mer sennen trei bis in den 
Tod — der Schabbesflagge schwarz-gelb-rot.‘ Herr von Kahr in München er- 
bleicht; wir anderen Reichsfeinde erbleichen auch. 

Wenn diese Armee kampferprobter Schieber herannaht, sind wir ver- 
loren. Diese in Proviantämtern ergrauten Veteranen, diese Löwen der Etap- 
pe, diese Helden, deren Sitzleder in den Feldkanzleien abgehärtet worden 
sind, sind furchtbar. 

Ruhmvolle Hämorrhoiden zeugen von ihrer Tapferkeit im Weltkriege; 
sie haben nie vor Konjunkturen gezittert und sie sind im Feuer der Valuta 
kaltblütig geblieben. Dazu kommt ihre glühende Vaterlandsliebe . . „1.“ 


40 MRP, Nr. 42 v. 13. 6. 1921; Nr. 57 v. 31. 8. 1921. 

41 „Unter der Schabbes-Flagge“, Art. im „Miesbacher Anzeiger“ v. 23. 3. 1921, zit. nach: 
Das Duftigste aus dem Miesbacher Anzeiger, hsgb. v. Verlag d. „Miesbacher Anzeiger“, 
1921. 
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Erst ab 1921 trat die NSDAP deutlicher in Erscheinung und machte sich 
auch gegenüber der Regierung bemerkbar. 

Die älteste Ortsgruppe der Partei nach München, Rosenheim, überreichte 
dem Ministerpräsidenten im März 1921 eine Entschließung, die in einer 
nationalsozialistischen Versammlung in Rosenheim verfaßt worden war und 
sich in scharfen Worten gegen das Londoner Abkommen wandte; „... jetzt 
oder nie muß dieser Pakt (Versailler Vertrag!) zerrissen werden! Jetzt oder 
nie muß durch den nationalen Abwehrstreik die wirtschaftliche und kulturelle 
Unentbehrlichkeit des deutschen Volkes der Welt zu Gemüte geführt, muß 
zur Solidarität aller unserer Volksgenossen im Kampf um unser Lebensrecht 
aufgefordert werden .. .*?!* 

Im Mai 1921 erschien die bereits erwähnte Deputation der NSDAP beim 
Ministerpräsidenten von Kahr, der auch Hitler und Heß angehörten; Partei- 
vorsitzender war damals noch Anton Drexler. 

Zwei Monate später übernahm Hitler die Führung der Partei; über ihn 
schrieb Rudolf Heß wenige Tage nach dem Empfang beim Ministerpräsiden- 
ten folgende Schilderung und Empfehlung: 

„Ich hatte die Ehre, am 14. d. M. zu der Abordnung zu gehören, welche 
mit Herrn Hitler von der ‚Deutschen Arbeiterpartei‘ bei Euer Exzellenz war. 

Da Exzellenz bemerkten, Herrn Hitler vielleicht nochmals gelegentlich in 
kleinerem Kreis sprechen zu wollen, erlaube ich mir kurz einiges über den 
Mann und seine Zuverlässigkeit zu sagen. 

H. stammt aus dem deutsch-böhmischen Grenzgebiet, sein Nationalge- 
fühl wurde daher früh ausgeprägt. Aus ganz einfachen Verhältnissen kom- 
mend, führte er einen schweren Lebenskampf, um sich durchzuringen. Durch 
eigenes Studium erwarb er sich ein anerkennenswertes vielseitiges Wissen, 
das besonders in der Geschichte weit über dem Durchschnitt steht. Damit ver- 
eint er ein seltenes Gefühl für das Volksempfinden, politischen Instinkt und 
eine gewaltige Willenskraft. 

Dem ist zu verdanken, daß H. im politischen Kampf in kurzer Zeit zu 
einer ebenso gefürchteten wie auf der anderen Seite verehrten Persönlichkeit 
wurde, deren Macht sehr viel weiter reicht, als man in der Öffentlichkeit ahnt. 


42 Akten d. bayer. Min. d. Auß. Privatkorr. Kahr, Bd. VII, Schreiben der Ortsgruppe 
Rosenheim v. 18. 3. 1921 an den Min.-Präs.; ferner VB, Nr. 23 v. 20. 3. 1921, S. 1: An 
die bayerische Regierung. 
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Über die Ziele seiner Bewegung dürften Exzellenz unterrichtet sein. Der 
Kernpunkt ist, daß H. überzeugt ist, daß ein Wiederaufstieg nur möglich ist, 
wenn es gelingt, die große Masse, besonders die Arbeiter, zum Nationalen 
zurückzuführen. Dies wiederum ist aber nur denkbar in Gemeinschaft mit 
einem vernünftigen, ehrlichen Sozialismus, auch Befreiung der Massen aus 
den Händen der fremdrassigen Führer. — Tatsächlich sind schon ehemalige 
Kommunisten und USP-Angehörige in großer Zahl der ‚Nationalsozialisti- 
schen Deutschen Arbeiterpartei‘ beigetreten. Im Zirkus Krone sangen am 
Schluß der hinreißenden Rede von H. etwa 2000 Kommunisten stehend das 
‚Deutschland-Lied‘ mit. Klassengegensätze sind überbrückt, der Handarbei- 
ter unterhält sich in den Versammlungen mit dem Offizier und Studenten. 
Für mich als Auslandsdeutschen, der alle Parteiwirtschaft haßt, stellt diese 
Bewegung die ‚Partei über den Parteien‘ dar, der eine große Zukunft be- 
schieden ist. 

Herrn H. kenne ich persönlich sehr gut, da ich ihn beinahe täglich spreche 
und ihm auch menschlich nahe stehe. Er ist ein selten anständiger und lau- 
terer Charakter, voll tiefer Herzensgüte, religiös ein guter Katholik. Er hat 
nur ein Ziel: das Wohl seines Landes. Für dieses opfert er viel in selbstloser 
Weise, ohne daß er von der Bewegung dafür einen Pfennig erhält. Er lebt 
vom Honorar, welches er für Vorträge bekommt, die er gelegentlich aus freien 
Stücken anderwärts hält. 

Im Feld war H. den ganzen Krieg über an der Front, wobei er sich als 
einfacher Mann das E.K.I erwarb. Bis 1916 verzichtete er freiwillig auf 
Urlaub. 

Euer Exzellenz können H. unbedingt vertrauen. Auch kann H. völlig 
schweigen, was ich selbst ausprobierte. 

Um meinen eigenen Worten noch Gewicht beizulegen, möchte ich Euer 
Exzellenz bitten, nötigenfalls über mich Auskunft einzuholen bei Herrn Ge- 
neral Prof. Dr. Haushofer, mit welchem ich eng befreundet bin?.“ 

Ob die von Heß erwähnte und vom Ministerpräsidenten gewünschte 
zweite Zusammenkunft noch zustande kam, konnte nicht ermittelt werden. 


'43 Brief Rudolf Heß an Min.-Präs. v. Kahr v. 17. 5. 1921; Akten d. Min. d. Äußeren, 
Privatkorr. v. Kahr, Bd. VIII. 
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Für den Aufstieg der Partei aber in der Zeit der Regierung Kahr ist nichts 
bezeichnender als die Rolle, die die NSDAP beim Rücktritt der Regierung im 
September spielte. 


Am 17. September gab Hitler ein Mitteilungsblatt an die Ortsgruppen 
und Sektionen heraus unter dem Titel: „Stellungnahme der Partei zu den 
Ereignissen“ ; dort schrieb er: 

„Der Rücktritt des Ministerpräsidenten v. Kahr und des Justizministers 
Roth ist nur eine Phase in dem großen Kampf des Judentums in Deutsch- 
land zur Erringung der absoluten Macht. Kahr und Pöhner und Roth sind 
nichts weiter als Namen. Was getroffen werden soll aber ist das System ... 
Denn darüber sind wir uns klar, die Berliner Juden kämpfen gegen uns heute 
nicht, weil wir Bayern sind, sondern weil die Bayern heute den letzten Rest 

/ deutscher Freiheit darstellen.... Alles das wäre nicht möglich, wenn sich 
' nicht eine Reihe von Ministeranwärtern, Staatssekretären, Parlamentariern 
und ähnlichem Geschmeiß gefunden hätten, die schon sehnsüchtig darauf 
warten, sich die dreißig Silberlinge eines Ministersessels zu verdienen ... 

Es ist ein trauriges Zeichen, daß sich Angehörige einer Partei, die sich 
sonst als christlich bezeichnende Bayerische Volkspartei, herbeiließen, den 
Standpunkt der Sowjetjuden von Berlin zu ihrem eigenen zu machen gegen 
ihr deutsches und bayerisches Heimatland. 

Das Verhalten für die Partei ist klar vorgezeichnet. Wenn wir heute auf- 
fordern, für die alte Regierung einzutreten, dann schon deshalb, weil sie den 
Berliner Sowjetjuden nicht paßt. Und wenn es der Teufel wäre statt Herr 
von Kahr oder Pöhner, so hätten wir in dem Moment, in dem die Berliner 
Juden Rathenau, Schiffer, Lewald, Gradnauer und Genossen gegen ihn auf- 
treten, die Pflicht, selbst den Teufel zu unterstützen. Denn teuflischer als die 
jüdischen Blutegel und Menschheitsgeißeln in Rußland gehaust haben, kann 
ein Teufel nicht wirken. Da gibt es bei uns keine Wahl. Unsere Parole heißt: 


Weg mit den parlamentarischen Spulwürmern. 
Weg mit den Schleimsiedern. 

Weg mit den Berliner Judenknechten. 

Her mit einer deutschen Regierung! 
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Da sich aber heute die Wut des ganzen Judentums am wütendsten gegen 
Kahr und Pöhner kehrt, scheinen sie doch nicht die schlechtesten Deutschen 
zu sein. 

Das Volk aber müssen wir auffordern, sein Schicksal nicht von einigen 
ehrgeizigen Lumpen verschachern zu lassen, sondern wenn notwendig, die- 
sem parlamentarischen Geschmeiß durch Massendemonstrationen auf der 
Straße zu zeigen, daß das Volk im Freistaat keine Hammelherde ist. Wenn 
es notwendig sein sollte, dann muß diesen Berliner Asiaten und ihrem ver- 
worfenen Anhang bei uns der deutsche Schädel und die bayerische Faust ent- 
gegengestellt werden. 

Die Entscheidung fällt am Mittwoch.. 


Für die Parteileitung: gez. Adolf Hitler**.“ 


An dieser Stellungnahme verdienen besonders hervorgehoben zu werden 
der Satz, daß die „Bayern heute den letzten Rest aufrechter Deutscher dar- 
stellen“ und zweitens die Tatsache, daß die Partei „für die alte Regierung“ 
eintritt, also für Kahr! Und drittens sprach Hitler eine Drohung aus: „Die 
Entscheidung fällt am Mittwoch!“ Hitler wurde am 21. September 1921 we- 
gen des Verdachts der Putschvorbereitung verhaftet, seine Wohnung wurde 
durchsucht; mangelsBeweise wurde er am nächsten Tage wieder auf freien Fuß 
gesetzt®°. Tatsächlich bestand eine Putschgefahr, weniger von Hitler allein, 
da seine Partei zum selbständigen Handeln noch zu schwach war, als viel- 
mehr als Bundesgenosse des stärksten Wehrverbandes, der Nachfolgeorgani- 
sation der Einwohnerwehren, des „Bundes Bayern und Reich“ unter Führung 
des Sanitätsrates Dr. Pittinger. Dieser soll dem Landtagspräsidenten gedroht 
haben, er werde den Landtag auseinanderjagen, wenn er nicht wieder Herrn 
von Kahr zum Ministerpräsidenten wähle“. Zwei- bis dreihundert Chiem- 


44 Mitteilungsblatt Nr. 1 v. 17. 9. 1921. Privatbesitz. — Man vergleiche damit die vom 
folgenden Tage stammenden Äußerungen des Führers der Bayerischen Volkspartei, Dr. 
Georg Heim. Dr. Heim erklärte am 18. September 1921 auf der Tagung in Tunten- 
hausen: 
„Wer hat uns und das bayerische Volk gefragt, ob wir eine Monarchie oder eine Re- 
publik wollen? Die Demokratie, wie sie jetzt geübt wird, ist ein Schwindel, wie er im 
Buche steht. Wer hat uns Bayern gefragt, ob wir die Weimarer Verfassung wollen? Sie 
ist uns aufgezwungen worden ...“ Zit.nach: Von Kahr zu Lerchenfeld, S. 84 f. 

45 VB, Nr. 74/75 v.1. 10. 1921, S. 5: Hitlers Verhaftung. 

46 Schmelzle, UE. 
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gauer rückten gegen München an, um vor dem Landtag für die Wiederwahl 
Herrn von Kahrs zu demonstrieren; dies wurde jedoch verhindert??. Auf tele- 
graphische Verständigung durch den Landtagspräsidenten über die gespannte 
Lage in München erließ Kahr einen Aufruf an die Bevölkerung, in dem er zur 
Besonnenheit mahnte. „Ich warne dringend alle Teile des Volkes vor un- 
überlegten Schritten und etwaigen Versuchen gewaltsamen Eingreifens in den 
verfassungsmäßigen Gang der politischen Ereignisse#8.“ 

Nuntius Pacelli erklärte dem Hauptschriftleiter des „Matin“, Jules Sauer- 
wein, im Oktober 1921 über die Lage in Bayern: 

„Man kann sich nicht wundern, daß die bayerische Regierung um die Auf- 
rechterhaltung der Ordnung besorgt ist. Ich kann das um so weniger, als ich 
einer der wenigen Augenzeugen des bolschewistischen Regimes bin, das in 
München im April 1919 herrschte. Echte Russen standen an der Spitze der 
Sowjetregierung. Jede Idee von Recht und Freiheit und Demokratie war auf- 
gehoben; die Sowjetpresse war als einzige zugelassen. Die Nuntiatur selbst 
wurde während des Kampfes zwischen den Kommunisten und republikani- 
schen Regierungstruppen mit Kugeln gespickt. Bewaffnete Spartakisten 
drangen mit Gewalt hier ein, und als ich energisch protestierte gegen die Ver- 
letzung des internationalen Rechts, hat mich einer von ihnen mit seinem Re- 
volver bedroht. Ich weiß, auf welche verabscheuungswürdige Weise die Gei- 
seln ermordet wurden. Die bayerische Bevölkerung, worunter das ländliche 
Element vorwiegend ist, hängt fest an ihren Rechten und historischen Über- 
lieferungen .... Aber ebenso wie sie während der Revolution durch fremde 
Elemente — vor allem Russen — zu den Extremen des Bolschewismus ver- 
führt wurde, so haben auch jetzt nichtbayerische Elemente von völlig entge- 
gengesetzter Richtung geglaubt, Bayern zur Basis ihrer Aktion machen zu 
können. Der Bayerische Hof war einer der feinsten und zugleich einer der 
einfachsten und volkstümlichsten in Europa; die Bevölkerung, ausgenom- 
men die äußerste Linke, bleibt ihm anhänglich. Trotzdem wollen auch die 
überzeugtesten Monarchisten zur Zeit keine Wiederherstellung der Monar- 


47 Ebda. 

48 „Bayerischer Kurier“, Nr. 402 v. 22. 9. 1921, Morgenblatt, S. 3, Aufruf Kahrs; ferner: 
Anfrage Niekisch und Genossen im bayerischen Landtag betreffend rechtsputschistische 
Umtriebe in den Septembertagen. Der Abg. Neumann zitierte d. Telegramm des Land- 
tagspräsidenten an Kahr. VBL, IV, 94. Sitzg. v. 24. 1. 1922, $. 591; Schwend. S. 182 f. 
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chie. Ein Putsch oder militärischer Handstreich würde übrigens keinerlei Aus- 
sicht auf dauernden Erfolg haben.“ 

Kahr weigerte sich, die Regierungsbildung wieder anzunehmen; er be- 
harrte auf seinem Standpunkt, den er erst unter dem Einfluß Pöhners und 
seines Freundes Dr. Englert, des Präsidenten der Versicherungskammer, ein- 
genommen hatte und beugte sich dem Landtagsbeschluß nicht. Dieser war vor 
allem unter dem Einfluß Dr. Helds zustande gekommen, der den Standpunkt 
vertrat, „man dürfe es nicht auf einen neuerlichen Konflikt mit der Reichs- 
regierung ankommen lassen .. .°°“ Die Koalitionsparteien hatten sich dem 
Heldschen Standpunkt angeschlossen. Sie schickten eine Abordnung nach 
Berlin, der außer einigen Regierungsvertretern, darunter Staatssekretär 
Schweyer, die Abgeordneten Held, Hilpert und Dirr angehörten, und han- 
delten den Kompromiß aus, der darin bestand, daß die Reichsregierung der 
bayerischen Beschwerde bezüglich der beiden Reichspräsidenten-Verordnun- 
gen Rechnung trug, während Bayern sich verpflichtete, den Ausnahmezu- 
stand aufzuheben°!. Kahr und der Justizminister Roth bestanden auf der Zu- 
satzformel bezüglich der Aufhebung des Ausnahmezustandes „sobald die 
Verhältnisse es gestatten“ und traten zurück. Staatsrechtlich war der Vorgang 
inkorrekt, wie Schmelzle feststellte, weil nicht die Staatsregierung, sondern 
die Koalitionsparteien und der ständige Landtagsausschuß die Verhandlun- 
gen geführt und den Beschluß gefaßt hatten. Dies war eine Folge der ultra- 
demokratischen und parlamentarischen Einstellung, von der besonders auch 
Dr. Held erfüllt war2. 

„Es handelte sich letzten Endes um eine Kraftprobe, in welcher dem Par- 
lament ein gewisser Wille von Unverantwortlichen aufgedrängt werden 
sollte53“, bei dieser Kraftprobe zwischen Parlament und den Rechtsverbän- 
den siegte scheinbar das Parlament; aber es war ein Pyrrhussieg. 


49 Zit. nach „Bayerischer Kurier“, Nr. 417, Morgenblatt, v. 1.10. 1921. 

50 Schmelzle, UE.; „Bayerischer Kurier“ Nr. 373 v. 3. 9. 1921, Morgenblatt, S, 1: Die BVP 
zur Lage; Nr. 389 v. 14. 9. 1921, Morgenblatt, S. 2: Die Ursachen der Krise. 

51 Schwend, S. 180, bezeichnet den Kompromiß als „befriedigenden Ausgleich“. 

52 Schmelzle, UE. 

53 BK, Nr. 389 v. 14. 9. 1921, Morgenblatt, S. 2: Die Ursachen der Krise; ferner MNN, 
Nr. 221 v. 20. 5. 1922. 
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2. Regierung Lerchenfeld (1921—1922) 


„Die allgemeine Grundlage, nach der ich die bayerische Politik zu führen 
gedenke, bleibt dieselbe“, erklärte der neue Ministerpräsident Graf Hugo 
Lerchenfeld bei seinem Amtsantritt. Welches waren nun die Grundlagen die- 
ser Politik? Darüber gab der „Bayerische Kurier“ in seinem Artikel über 
„Herr von Kahr“ mit folgenden Worten Auskunft: „Auf diesen Grundsät- 
zen der Gegnerschaft gegen die Revolution, des Föderalismus und der christ- 
lichen Kulturpolitik“ war Kahrs Politik aufgebaut. „Kahr nimmt den Dank 
der weitaus überwiegenden Mehrheit des bayerischen Volkes mit!.“ 

Dr. Held bestätigte die Beibehaltung der Grundlinien der Kahrschen Po- 
litik mit den Worten: „Der Zug nach rechts“ habe sich im bayerischen Volke 
geltend gemacht. Er ist in der Sehnsucht begründet, „Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit und die Möglichkeit unseres Wirtschaftslebens zu verlangen .. .?“ 
„Den Zug nach rechts“, hatte Kahr in der Debatte über die Ermordung des 
Abgeordneten Gareis schärfer formuliert, indem er sagte: 

„Gäbe es keinen linksgerichteten antinationalen Radikalismus, so gäbe 
es auch keinen rechtsgerichteten nationalistischen ... 3“. Es war ein Grund- 
satz seiner Regierung gewesen, gegen den übermächtigen Linksradikalismus 
den Rechtsradikalismus zu fördern, um ein Gegengewicht zu haben; auf sei- 
ner Seite stand daher die nationale Jugend, standen vor allem die Studenten 
und die vaterländischen Verbände. Die neue Regierung aber, durch Macht- 
spruch des Parlaments ins Leben getreten, war von Beginn an in einer schwie- 
rigen und kaum zu meisternden Lage; denn sie hatte nicht nur die Front ge- 
gen links, die sich aus „dem Zug nach rechts“ im bayerischen Volke von selbst 
ergab, sie hatte auch die Front gegen rechts, gegen die Wehrverbände, gegen 
die Rechtsaktivisten, gegen die NSDAP. 

Während der neue Ministerpräsident ohne wesentliche personelle Verän- 
derungen die Regierung bildete — abgesehen von dem ausgeschiedenen 


1 Zit. nach BK, Nr. 404 v. 23. 9. 1921, Art.: Das neue Bayerische Finanzministerium; Art.: 
Herr v. Kahr, in Nr. 399 v. 20. 9. 1921, Abendausgabe, S. 1; s. über Lerchenfeld a. 
Schwend, S. 182 ff., ferner Hofmann, Der Hitlerputsch, S. 51, 57 ff. 

2 67.Sitzg. d. bayer. Landtags v. 22. 6. 1921, VBL. 

3 67. Sitzg. d. bayer. Landtags v. 22. 6. 1921, VBL. 
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deutschnationalen Minister Roth blieben alle Stellen gleich besetzt — und, 
dem Zwang der Koalitionsparteien folgend, streng parlamentarisch zu regie- 
ren suchte, rüsteten die radikalen Verbände auf. 

Mit der „Ära Lerchenfeld“ setzte die „Ära“ der ständigen Putschgefahren 
ein, zunächst im Zusammenhang mit dem Leichenbegängnis des Königs Lud- 
wig III.*. Die Regierung hatte, besonders auch hinsichtlich der Beziehungen 
zum Reich, ein schweres Erbe übernommen. Ihre erste undankbare Aufgabe 
war gewesen, den Kompromiß abzuschließen, der zur Aufhebung des bayeri- 
schen Ausnahmezustandes führte. Polizeipräsident Pöhner trat darauf von 
seinem Amt zurück und ging ebenfalls in die Opposition’. Die Regierung 
mußte sich außerdem von Beginn an gegen die Angriffe wehren, die im 
Reichstag und von der Reichsregierung gegen Bayern erhoben wurden. 
Bayern als „Mörderzentrale*“ zu bezeichnen, war bisher Sache der Presse und 
der Parteipublizistik gewesen; jetzt nahm der Reichskanzler (Wirth) selbst 
dieses Wort in den Mund; er griff auch das Wort Scheidemanns wieder auf 
„Der Feind steht rechts“ (nach dem Rathenaumord) und steuerte innenpoli- 
tisch einen scharfen Linkskurs®, außenpolitisch eine Erfüllungspolitik, die 
zum Ruin der Währung, zum Zusammenbruch der Wirtschaft führte und das 
Reich an den Rand der Auflösung brachte. 

Unter dem Nachfolger Pöhners als Polizeipräsident — mit ihm war auch 
Oberamtmann Dr. Frick als Leiter der politischen Abteilung zurückgetreten 
— fanden die Nationalsozialisten nicht mehr die Begünstigung wie bisher. 
Präsident Nortz bemühte sich, wie die Regierung, eine mehr überparteiliche 
und demokratische Haltung einzunehmen. Aber die Nationalsozialisten wa- 
ren inzwischen so erstarkt, daß sie der amtlichen Krücken nicht mehr bedurf- 
ten. Jetzt wurden sie zur „polizeilichen Gefahr“, gegen die die Polizei in stei- 
gendem Maße eingreifen mußte’. Dem Grundsatz folgend, daß „der Taktik 
des Stoßtrupps“ die politische Zukunft gehöre®, führte die NSDAP nach poli- 


4 Röhm, S. 122 f., Nachlaß Kahr, Erinnerungen, $. 967 ff. 

5 Pöhner gab auf ungewöhnliche Weise seinen Rücktritt mit Begründung durch Plakat- 
anschlag bekannt; VBL, 78. Sitzg. v. 22. 9. 1921. 

6 Scharfe Zurückweisung der Vorwürfe d. Reichskanzlers durch Schweyer, BK, Nr. 395 
v. 17.9. 1921, Morgenausgabe, $. 1; Nr. 376 v. 6. 9. 1921, S. 1. 

7 Aussage des Ministers Schweyer im Prozeß Hitler gegen Strauß, Akten der Poliz.-Dir. 
München, Fotokopie, Privatbesitz. 

8 Zit. nach Pol.-Bericht v. Dez. 1922, Akt d. Innenmin. über NSDAP (Bericht d. Reichs- 
komm. z. Überwachung d. öff. Ordnung), Fotokopie, Privatbesitz. 
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zeilicher Feststellung den Kampf „mit einer Heftigkeit und Leidenschaft, die 
vor nichts halt macht“; allgemein bekannt sei ferner „die Sprache der Presse 
der Partei, der Ton ihrer Flugblätter und Plakatanschläge, der Versamm- 
lungsterror, die Überfälle auf andere Personen, die Besudelung von Gebäu- 
den und Anlagen. Es kann in dem Vorgehen gegen den politischen Gegner 
kaum etwas Heftigeres und Leidenschaftlicheres gedacht werden... Die Ge- 
walt- und Einschüchterungspolitik, die von der Partei... getrieben wird, 
unterscheidet sich nicht von der Methode, wie sie früher von den Linksradi- 
kalen betrieben wurde?“.Die Aktivität der Hitlerleute war aber in diesem 
Umfange nur möglich, weil sie sich der Unterstützung der Rechtsverbände 
und großer Teile des Bürgertums erfreuten. Hitler war jetzt bündnisfähig 
geworden, und als Bündnispartner der Rechten trat er mehr und mehr in den 
Vordergrund. 

Bereits Ende Oktober 1921 erschien eine Abordnung der Partei bei Mini- 
sterpräsident Lerchenfeld; sie wurde vorstellig wegen des Wuchers der Ein- 
und Verkaufsgenossenschaft der Viehhändler und gab Aufklärung über ihre 
Ziele!®, Bald aber wurde der Ministerpräsident auf viel rauhere Weise über 
die Ziele der Hitlerbewegung belehrt. 

Während des ersten Parteitages Ende Januar 1922 erklärte Hitler: „In 
Bayern sind die ersten Voraussetzungen für die Schaffung einer straffen 
kämpferischen Organisation mit zielbewußter Leitung.“ „Die innere Befrei- 
ung wird heute von hier ausgehen, wie sie 1813 von Schlesien ausgegangen 
war!!,“ 

Der mächtige Aufschwung der Bewegung, die drohende revolutionäre 
Haltung, die sie immer offener und unverhüllter einnahm, veranlaßten die 
Regierung, Hitlers Ausweisung ins Auge zu fassen. Der Innenminister 
Schweyer, im Kabinett der einzige Mann, der die Gefahr voll erkannte, gab 
eine diesbezügliche Erklärung im Haushaltsausschuß des Landtags Anfang 
März 1922 ab!?. Ein Sturm der Entrüstung brach los, nicht nur in der 
NSDAP, sondern auch bei allen Rechtsverbänden!?. Am 18. März ging ein 


9 Pol.-Bericht über die Partei, Fotokopie, Privatbesitz. 
10 VB, Nr. 81 v. 26. 10. 1921, $.3. 
11 VB,Nr. 9 v. 1.2.1922, 5.3. 
12 VB, Nr. 21 v. 15. 3. 1922, S. 1: Die Ausweisung Hitlers. — Aussage Innenministers 
Schweyer in der Sitzg. d. Ausschusses am 5. 10. 1927, Akt. Nr. 476 (UAL). 
13 Röhm, $. 124. 
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vertrauliches Rundschreiben an die Ortsgruppenleiter, das von Amann, We- 
ber, Graf und Wutz unterzeichnet war, betreff: „Ausweisung unseres Führers 
Hitler“; es enthielt folgenden Passus: 

»... Nach uns gewordener genauer Information wird die Ausweisung 
Hitlers von der Regierung tatsächlich ernstlich betrieben. Welcher Schaden 
der Verlust Hitlers für unsere junge Bewegung wäre, glauben wir Ihnen nicht 
schildern zu müssen. Daß die Ausweisung Hitlers gegen Recht und Gesetz 
nur aus politischen Gründen erfolgt, liegt auf der Hand.“ Nach Erörterung 
der Rechtslage, die nach Feststellung der Unterzeichneten für Hitler spreche 
und gegen eine Ausweisung, wurde zum Schluß folgender Rat erteilt: Gegen 
die Ausweisung „gilt es schon jetzt mit größtem Nachdruck und feierlich zu 
protestieren“. Die Ortsgruppen sollen Protestschreiben und Telegramme an 
Regierung und Landtag senden. „Tausende von jüdischen Schiebern und bol- 
schewistischen Agenten dürfen unter den Augen der Regierung ruhig das 
Land überfluten und ihre volksvernichtende ‚Arbeit‘ vollbringen. Der deut- 
sche Mann, der sich dagegen zur Wehr setzt und an die Vernunft seiner Mit- 
bürger appelliert, wird als ‚Ausländer‘ mit Ausweisung bedroht.“ Zum 
Schluß wurde eine große Protestversammlung angekündigt!?. 

Die Regierung wagte nicht, auf die heftige Reaktion der Rechtsverbände 
und nationalen Vereinigungen, vor allem der Soldaten- und Offiziersbünde 
hin, der Erwägung die Tat folgen zu lassen. Der Innenminister erklärte im 
Landtag halb ausweichend, halb entschuldigend auf die diesbezügliche An- 
frage des deutschnationalen Abgeordneten und ehemaligen Justizministers 
Roth: seine damalige Äußerung „bezog sich auf eine im Augenblick der Erklä- 
rung bereits abgeschlossene Überlegung. Es kann aber keinem Zweifel unter- 
liegen, daß gerade von der nationalsozialistischen Partei eine bedenkliche und 
gefährliche Aufpeitschung der politischen Leidenschaften vorgenommen 
wurde, und zwar derart, daß mindestens eine Zeitlang zu befürchten war, es 
könne Herrn Hitler so gehen wie dem bekannten Zauberlehrling!’“. 

Minister Schweyer, der „starke Mann“ in der Regierung und vielleicht der 
einzige, der entschlossen war, tatkräftig gegen die neue Gefahr vorzugehen, 


14 „An die Herren Ortsgruppenführer“, München 18. 3. 1922, Vertraulich! Dringend. Pri- 
vatbesitz. 
15 129. Sitzg. d. bayer. Landtags v. 16. 6. 1922, VBL. 
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konnte sich nicht durchsetzen, weil der Ministerpräsident selbst ein Mann der 
„mittleren Linie“ war. Letzterer wurde persönlich von den Nationalsoziali- 
sten heftig angegriffen, ohne in der Lage zu sein, sich mit Erfolg zu wehren. 
In einer Versammlung der Bayerischen Volkspartei sprach er über Erziehung 
des Volkes zur Politik; die Angriffslust der Nationalsozialisten ging bereits 
so weit, auch diese Versammlung zu stören!®. 

Im April 1922 nahm der Ministerpräsident im Landtag scharf Stellung 
gegen Hitler, ein beachtliches Barometer für die Bedeutung, die die Bewe- 
gung in den drei Jahren ihres Bestehens gewonnen hatte. Es sei begrüßens- 
wert, erklärte der Ministerpräsident, daß Hitler im Felde seine Pflicht getan 
habe, nun solle „er doch auch in Friedenszeiten seine staatsbürgerlichen 
Rechte ernst nehmen“, „...daß er nicht durch eine alles Maß überschrei- 
tende Hetze gegen Regierung und Volksgenossen, die ihm gerade nicht gefal- 
len, das Gastrecht mißbrauche, das er in Bayern genießt“. Die Nationalsozia- 
listen sagen, „wenn Hitler ausgewiesen wird, verrecken die Juden in Mün- 
chen pfundweise“. Lerchenfeld wandte sich gegen den Antisemitismus, ver- 
trat aber den Standpunkt, „daß die Einwanderung ostjüdischer Elemente 
auf jeden Fall zu verhüten“ sei. Gegenüber den nationalsozialistischen An- 
griffen auf seine Frau versicherte er, daß sie keinen Tropfen jüdischen Blutes 
in den Adern habe”. 

Der sozialdemokratische Abgeordnete Dill benützte diesen Hinweis auf 
die nationalsozialistische Propaganda zu einem Angriff auf die Regierung. 
»..., wenn in Versammlungen gedroht wird, daß dem Ministerpräsidenten 
der Kopf herunterkommt, falls Hitler ausgewiesen wird, dann sind das eben 
nur die Folgen der Wiederaufbauarbeit im Sinne des Bayerischen Ordnungs- 
blocks!®“. Und der sozialdemokratische Abgeordnete Erhard Auer verwies 
auf den neuesten Streich der Nationalsozialisten, die am hellerleuchteten 
Bahnhof die Reichsflagge Schwarz-Rot-Gold heruntergeholt und verbrannt 
hatten. Er erwähnte auch die Protestkundgebung der Nationalsozialisten ge- 
gen den bevorstehenden Besuch des Reichspräsidenten Ebert in München. In 
der Protestentschließung hieß es, der Besuch Eberts in München solle unter- 
bleiben. „Ebert ist für die Mehrheit der bayerischen und insbesondere der 


16 Schmelzle, UE.; BK, Nr. 67 v. 15. 2. 1922, Morgenausgabe, S.1 f. 
17 122. Sitzg. d. bayer. Landtags am 5. 4. 1922; Schwend, Bayern, S. 202 f. 
18 123. Sitzg. d. bayer. Landtags am 6. 4. 1922. 
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Münchner Bevölkerung der Verkörperer jener Revolution von 1918, die 
diese Mehrheit der Bevölkerung als größten Unfug und den größten Arbei- 
terbetrug bezeichnet, der jemals am deutschen Volke verübt wurde. Sie würde 
den Besuch Eberts, den sie heute in keiner Weise als den gewählten Präsiden- 
ten des deutschen Volkes zu betrachten in der Lage ist, als ungeheure Provo- 
kation empfinden, die schärfsten Protest und die schärfsten Entrüstungs- 
kundgebungen hervorrufen müßte.“ Diese Entschließung der NSDAP wurde 
auch dem Reichspräsidenten von der Geschäftsstelle der Partei zugeleitet. 
Auer erklärte, die sozialdemokratische Partei würde den Schutz Eberts über- 
nehmen, wenn die Polizei dazu nicht in der Lage wäre!?. 

Die Ermordung des Reichsaußenministers Walther Rathenau am 24. Juni 
1922 trieb die innenpolitische Spannung auf einen neuen Höhepunkt. Die 
Bürgerkriegsstimmung zwischen links und rechts, die Auseinandersetzung 
zwischen Bayern und Reich nahmen unerträgliche Formen an. Am 24. und 
am 29. Juni 1922 ergingen als unmittelbare Auswirkung des Attentats drei 
Verordnungen des Reichspräsidenten zum Schutze der Republik. Eine neue 
Phase der Innenpolitik wurde damit eingeleitet, die sich in Preußen in schärf- 
ster polizeilicher Verfolgung aller rechtsgerichteten Organisationen auswirk- 
te, gegenüber Bayern in einem neuen staatsrechtlichen Konflikt, der mit dem 
Sturz der Regierung Lerchenfeld endete. Von den Besprechungen mit der 
Reichsregierung über das Republikschutzgesetz kehrte Graf Lerchenfeld mit 
dem Eindruck zurück, daß „mit der Reichsregierung überhaupt nichts mehr zu 
machen“ sei; sie sei überhaupt keine Regierung mehr; die Dinge trieben im- 
mer mehr dem Bürgerkrieg zu“, da die Reichsregierung völlig unter dem Ein- 
fluß der sozialistischen Parteien und der freien Gewerkschaften stehe?®, Im 
Ministerrat berichtete Graf Lerchenfeld, „daß er von der Reichsregierung 
einen denkbar ungünstigen Eindruck gewonnen habe. Die Ermordung Rathe- 
naus werde von der Linken, die schon sprungbereit gewesen sei, zur Erobe- 
rung politischer Macht ausgenützt?!“. Zu Staatsrat Schmelzle bemerkte der 
Ministerpräsident, „es wird Zeit, daß wir uns in Bayern zum Aussteigen her- 
richten??“. 


19 Erhard Auer i. d. 127. Sitzg. v. 30. 5. 1922. 
20 Schmelzle, UE. 
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Bayern nahm gegen den vom Reichsrat am 4. Juli beschlossenen Republik- 
schutzgesetzentwurf Stellung und vor allem gegen das damit gekoppelte 
Reichskriminalpolizeigesetz, das ebenfalls einen Eingriff in die Justizhoheit 
der Länder bedeutete. Bei der Besprechung des Reichskriminalgesetzes und 
der Einsetzung eines Staatsgerichtshofes erklärte Staatsminister Hamm im 
Ministerrat, daß das „ultimative Verlangen der Gewerkschaften nach Auf- 
nahme in die Reichsregierung“ ein ungünstiges Zeichen für die politische 
Lage sei?®. Gesandter von Preger teilte mit, daß die Einigung zwischen SPD 
und USPD bevorstehe®*. 

Staatsminister Wutzlhofer führte im Ministerrat aus, „daß die Lage 
schon vor Bildung des gegenwärtigen bayerischen Kabinetts eine ganz ähn- 
liche gewesen sei. Damals sei ein Ministerpräsident gewählt worden, von dem 
man habe erwarten können, daß er es, wenn es überhaupt möglich sei, fertig 
bringen würde, mit dem Reiche in Frieden auszukommen. Nun ergebe sich 
aufs neue die Unmöglichkeit?5“, 

Noch im Ministerrat am 1. Juli hatte Graf Lerchenfeld hervorgehoben, 
bei den Verhandlungen in Berlin habe er darauf hingewiesen, daß die politi- 
sche Lage in Bayern „der Erfolg der Einhaltung einer mittleren Linie“ sei?®. In 
diesem Sinne, auf der „mittleren Linie“, suchte der Ministerpräsident auch 
jetzt die Dinge weiterzuführen. Er beriet sich mit Escherich bezüglich des Ver- 
haltens gegen das Republikschutzgesetz. Escherich bestärkte den Ministerprä- 
sidenten in seiner Auffassung, es nicht auf einen Konflikt mit dem Reiche an- 
kommen zu lassen und sagte, die „Radikalinskis* um Pöhner und Pittinger 
würden allerdings mit dem vom Ministerpräsidenten geplanten Vorgehen 
nicht zufrieden sein. Nach den ihm zugegangenen Meldungen würden sich 
diese mit Putschabsichten tragen mit dem Ziele der Wiedereinsetzung des 
Königs; der Wehrkreiskommandant von Möhl sei angeblich für diesen Plan 
gewonnen. Graf Lerchenfeld vereinbarte mit Escherich, er werde im Putsch- 
falle zu ihm nach Isen fliehen und versuchen, die Regierung in Regensburg 
einzurichten?”. 


23 MRP, Nr. 33 v. 13.7. 1922. 
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In der Bayerischen Volkspartei bestand eine einmütige Haltung für den 
Vorschlag des Staatsrats Dr. Meyer, das Republikschutzgesetz abzulehnen 
und eine bayerische Notverordnung zu erlassen?®. Dagegen vertraten Graf 
Lerchenfeld und der Leiter des Staatsministeriums des Äußeren, Staatsrat 
Schmelzle, die Auffassung, man dürfe es auf keinen Streit mit Berlin ankom- 
men lassen; doch vermochten sich beide nicht durchzusetzen, und der Mini- 
sterrat billigte den Vorschlag des Staatsrats Meyer. Die „starke Haltung“ 
besonders der Minister Schweyer und Matt war wohl auf den Einfluß der 
Rechtsorganisationen zurückzuführen. Lediglich Minister Hamm beharrte 
bei seiner ablehnenden Haltung und erklärte seinen Rücktritt; er blieb der 
berlinfreundlichen Politik seiner Partei treu. 

Die energische Einstellung der Bayerischen Volkspartei, ihre gereizte 
Stimmung, war wesentlich durch den Leoprechting-Prozeß verursacht. Die- 
ser Prozeß hatte die Bespitzelung Bayerns durch Berlin aufgeklärt. Freiherr 
von Leoprechting hatte nicht nur für Berlin Spionagedienst geleistet, sondern 
auch als französischer Spion in Zusammenarbeit mit dem französischen Ge- 
sandten in München, Mr. Dard, gewirkt. Schwer belastet wurde auch der Ver- 
treter der Reichsregierung in München, Graf Zech, dessen Abberufung des- 
halb Ministerpräsident Graf Lerchenfeld, auf den Rat Staatsrats Schmelz- 
les, forderte. „Die Ergebnisse des Leoprechting-Prozesses lassen keinen Zwei- 
fel darüber“, erklärte Graf Lerchenfeld im Landtag, „daß einflußreiche Be- 
amte der Reichspresseabteilung und des preußischen Staatskommissariats 
sich des Leoprechting bedient haben, um geheime Nachrichten über die politi- 
schen Verhältnisse in Bayern zu erhalten?®.“ 

Nach dem Ausscheiden des deutsch-demokratischen Ministers Hamm wur- 
den Verhandlungen mit der Deutschnationalen Partei aufgenommen, um die- 
se an Stelle der deutschen Demokraten in die Regierungskoalition wieder auf- 
zunehmen. Am 5. August erschien dann erstmals als Justizminister in der 
Kabinettssitzung Dr. Franz Gürtner, eine für die Entwicklung der national- 


28 „So erwies sich die Bayerische Volkspartei auch diesmal wieder als die Vorhut des politi- 
schen Katholizismus auf dem großen Marsch nach rechts.“ Stampfer, S. 292; vgl. a. 
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sozialistischen Partei wichtige Persönlichkeit, die im Dritten Reich das Reichs- 
Justizministerium leitete?!. 

Noch vor der Aufnahme der Deutschnationalen in die Regierung war die 
bayerische Notverordnung „zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung“ am 24. Juli 1922 erlassen worden. In der Präambel wurde er- 
klärt, das bayerische Volk erblicke im Republikschutzgesetz „eine Verletzung 
der Grundrechte der Staatsbürger sowie der Grundgesetze echter Demokra- 
tie, wie auch ein Verlassen der Grundlagen der Weimarer Verfassung“. Das 
Gesetz habe „eine derartige Erregung“ in Bayern hervorgerufen, „daß wenig- 
stens im Gebiet des rechtsrheinischen Bayern unmittelbar mit einer erheb- 
lichen Störung oder Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu 
rechnen ist, wenn das Gesetz ohne Vorbehalt vollzogen wird??“! 

Durch die bayerische Notverordnung wurden an Stelle des durch das Re- 
publikschutzgesetz eingesetzten Staatsgerichtshofes Volksgerichte in Bayern 
eingerichtet; auch das Reichskriminalpolizeigesetz wurde durch die bayeri- 
sche Notverordnung für ungültig erklärt. 

Die politische Atmosphäre im Reich wie in Bayern war geschwängert mit 
Bürgerkriegsluft. In Berlin wurden riesige Demonstrationen von den Links- 
organisationen veranstaltet; die sozialistische Arbeitsgemeinschaft SPD und 
USPD forderte von der Reichsregierung die bewaffnete Aktion gegen Bay- 
ern®®, In München fanden Kundgebungen der vaterländischen Verbände ge- 
gen das Republikschutzgesetz statt. Der VB griff die Regierung Lerchenfeld 
wegen eines Plakatverbotes scharf an: „Eine derartige Kapitulation vor dem 
Börsenbanditentum sei erst unter dem Regiment des Grafen Lerchenfeld mög- 
lich geworden“, schrieb das Blatt in dem Artikel: „Die bayerische Regierung 
nimmt den Kampf gegen die völkische Bewegung auf®*.“ 

Da durch den Erlaß der bayerischen Notverordnung ein Verfassungskon- 
flikt mit dem Reich heraufbeschworen war, übernahm der Reichspräsident 
persönlich eine Vermittlungsaktion, die zu Verhandlungen zwischen der bay- 
erischen Regierung und der Reichsregierung führte. Die Verhandlungen in 
Berlin wurden bayerischerseits vom Ministerpräsidenten, ferner von den 
Ministern Schweyer und Gürtner geführt. Das Ergebnis war eine Niederlage 
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der bayerischen Regierung; diese mußte sich verpflichten, die bayerische Not- 
verordnung vom 24. Juli wieder aufzuheben, genau einen Monat nach ihrem 
Erlaß (24. August)®®. Das Protokoll, in dem die Berliner Verhandlungen 
festgelegt waren, gab Anlaß zu einer großen Protestkundgebung der vater- 
ländischen Verbände auf dem Königsplatz am 16. August, an der rund 
50000 Menschen teilnahmen. Die Nationalsozialisten erschienen mit ihren 
Sturmabteilungen und Hakenkreuzfahnen zum ersten Male in der Offent- 
lichkeit. Dr. Buckeley vom Bayerischen Ordnungsblock und Adolf Hitler hiel- 
ten Reden; Hitler nannte Bayern „zur Zeit das deutscheste Land im Deut- 
schen Reich?®“. Folgende Entschließung wurde von der Versammlung gefaßt: 

„Die heute auf dem Königsplatz in München versammelten Arbeiter, 
Bauern und Bürger, über 50000 an der Zahl, erheben mit allem Nachdruck 
einmütig ihre Stimme gegen das sogenannte Protokoll von Berlin. Die baye- 
rische Staatsregierung hat nach reiflicher Überlegung aller daraus entstehen- 
den Folgen, gestützt auf die Mehrheit der Volksvertretung, gegenüber den 
Reichsgesetzen zum Schutze der Republik ihr ‚Unannnehmbar‘ ausgespro- 
chen. Die Berliner Reise des Grafen Lerchenfeld und seiner Begleiter hatte als 
Ergebnis einen beispiellosen Umfall, der uns dem Gelächter der ganzen Welt 
preisgibt. 

Bayerns Sache ist Deutschlands Sache! Millionen von Männern und Frau- 
en in allen Gauen des Reiches setzen ihre letzte Hoffnung auf Bayern als 
Wahrer deutscher Würde und als Stütze des Widerstands gegen die bolsche- 
wistische Flut! Wenn auch, wie behauptet wird, zwischen Graf Lerchenfeld 
und Ebert ein Geheimvertrag gegen den Bolschewismus zustandegekommen 
sein sollte, so hilft das uns Bayern nicht das Mindeste! Im Gegenteil! Wir 
müßten uns auf das Allerentschiedenste dagegen verwahren, daß durch die 
gänzlich undemokratische Geheimdiplomatie hinter unserem Rücken über 
unser Schicksal bestimmt wird, und noch dazu von Leuten, die so gut wie 
gar keine Fühlung mit der Volksstimmung haben! 

Wir können in Bayern nur eine Regierung brauchen, die ehrlich und 
mannhaft im Sinne Bismarcks für die bundesstaatlichen Rechte der Länder 
eintritt. Mögen die Minister, die hierzu nicht im Stande sind, anderen Män- 
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nern Platz machen! Wir sprechen denjenigen Ministern, Parteiführern und 
Volksvertretern, die ihrer vor Wochen kundgegebenen Überzeugung treu- 
geblieben sind, unseren Dank und unser Vertrauen aus. 

Sollten aber wider Erwarten die Miesmacher die Oberhand gewinnen, 
und die verfassungsmäßigen Vertreter des Volkes zu einer Einigung nicht 
gelangen, so fordern wir, daß die Entscheidung über diese lebenswichtige 
Frage dem Volke selbst überlassen werde??!“ 

Mit der Niederlage in Berlin war im Grunde das Schicksal der Regierung 
Lerchenfeld besiegelt; es war nur noch eine Frage der Zeit, wann sie zurück- 
treten mußte. 

Da der deutschnationale Minister Gürtner die Verhandlungen mitge- 
führt und gebilligt hatte, konnte auch die Deutschnationale Partei der Auf- 
hebung der Notverordnung nicht entgegentreten. Die Folge war eine Spal- 
tung der Partei; der Vorsitzende des Münchener Kreisvereins, Oberst von 
Xylander, und Dr. Buttmann wurden wegen ihrer Stellungnahme gegen die 
Parteientscheidung im Oktober des Jahres von der Partei ausgeschlossen®. 
Das war aber noch eine der geringsten Folgen des gescheiterten Versuches der 
bayerischen Regierung, gegenüber dem Reiche die bayerische Selbständigkeit 
zu verteidigen. Die Gewinner waren die Radikalen der Rechten und der Lin- 
ken, erstere in Bayern, letztere im übrigen Reichsgebiet?®. 

Das Versagen der bayerischen Regierung lag nach Röhms Ansicht darin, 
daß „sie sich allein auf ihre parlamentarischen Brotgeber stützte und nicht die 
Machtfaktoren (Reichswehr, Landespolizei und Selbstschutz) unbedingt zur 
Gefolgschaft verpflichtet hatte... So kam es, daß die nationalen Kreise der 
bayerischen Regierung das Vertrauen zum nationalen Wiederaufbau versag- 
ten und einer gesonderten Führung Gefolgschaft leisteten, die mehr zu bieten 
versprach.“ 

„Die Wahrung der nationalen Belange“, fuhr Röhm in seiner Denkschrift 
fort, „war bisher in die Hand des Sanitätsrats Dr. Pittinger gelegt‘'.“ Mit 
Pittingers Namen verband sich auch der gescheiterte Putschversuch im Au- 
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gust 1922. Die Nationalisten entschlossen sich, selbständig vorzugehen und 
eine nationale Regierung ans Ruder zu bringen. Wie immer, war auch dieser 
Versuch von vornherein zum Scheitern verurteilt, weil die einzelnen Gruppen 
sich nicht einigen konnten. 

Hauptmann Röhm, als der politisch aktivste Reichswehroffizier, suchte 
die bayerische Reichswehrleitung zum Handeln zu bewegen. General Möhl 
schickte ihn zu Dr. Heim; dieser aber „nahm in seiner Erwiderung keinen 
klaren Standpunkt ein und betätigte sich als Sphinx*!“, 

Inzwischen suchte Pittinger mit seiner „Selbstschutzorganisation“, die 
als Nachfolgerin der Einwohnerwehren der mächtigste Wehrverband war, 
von sich aus eine Entscheidung zu erzwingen und verbündete sich zu diesem 
Zwecke mit Hitler. Der Sturz der Regierung war für den 25. August, im 
Anschluß an eine große Protestkundgebung auf dem Königsplatz, vorge- 
sehen*?; Kahr sollte als Diktator ausgerufen werden“. Da der Polizeipräsi- 
dent von dem geplanten Unternehmen erfuhr, wurde auf Anordnung des 
Ministers Dr. Matt, der den abwesenden Ministerpräsidenten vertrat, die 
Kundgebung auf dem Königsplatz verboten. 

Pittinger verlegte sie darauf in den Kindlkeller**; dort aber verließ ihn 
der Mut, wahrscheinlich deshalb, weil es ihm nicht geglückt war, die Hilfe 
der Reichswehr, die er verständigt hatte, noch auch die Unterstützung Kahrs, 
Heims und Escherichs zu erreichen. Kahr war von Staatsrat Schmelzle, den 
er von dem bevorstehenden Unternehmen in Kenntnis gesetzt hatte, dringend 
gebeten worden, sich an keiner Gewaltaktion zu beteiligen®; Dr. Heim und 
Escherich erklärten sich auf der Tuntenhausener Bauerntagung gegen jeden 
Putsch. In einen von Heim, Schlittenbauer und Königsbauer unterzeichneten 
Plakat wurde vor einem Putsch gewarnt: „Der Kampf um Bayerns Rechte, 
um Bayerns Staatlichkeit, muß auf dem Wege des Gesetzes und Rechtes aus- 
gefochten werden®®.“ 
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Die MP berichtete, daß am 28. August in Rosenheim — auch noch in den 
folgenden Tagen — Nichtbayern in Oberländlertracht erschienen und im 
Gymnasium Einquartierung verlangten unter Vorweis von Quartier- und 
Einberufungsscheinen, die von Möhl gezeichnet waren”. 

Außerdem sollen für den genannten Stichtag bereits der „Bund Ober- 
land“ und die „Chiemgauer“ in Marsch gesetzt worden sein“. Da aber Ge- 
neral Möhl seine Unterstützung dem Sanitätsrat Pittinger verweigert hatte‘, 
ließ dieser das Unternehmen im letzten Augenblick fallen und begab sich auf 
einige Zeit in den Chiemgau, „um dort eine Zeitlang als harmloser Wanderer 
seine Tage zu verbringen5P“. Der Polizeireferent des Innenministeriums stellte 
hinsichtlich der Auswirkung der Kundgebung vom 25. August fest, in straf- 
rechtlicher Hinsicht sei nichts nachweisbar. Das sei unter diesen Leuten aber 
auch nicht notwendig, denn „namentlich Hitler gegenüber herrsche unbeding- 
ter Gehorsam“. Er betonte, „mit Hitler sei als Machtfaktor zu rechnen, wie 
er seit langem nicht mehr dagewesen sei“?%, Der württembergische Gesandte 
in München berichtete Ende August, „insbesondere die Nationalsozialisten 
hätten einen enormen Zulauf und ihnen sei alles zuzutrauen. Die Sozialdemo- 
kratie habe viele ihrer Angehörigen an die Nationalsozialisten verloren, und 
der Führer Hitler müsse eine ganz faszinierende Persönlichkeit sein?b“, 

Dem Ministerpräsidenten wurde aber die Kindlkeller-Versammlung 
trotzdem zum Verhängnis. Hermann Esser richtete auf dieser Kundgebung 
schwere Angriffe gegen die persönliche Ehre des Ministerpräsidenten und er- 
zwang dessen Rücktritt?!. „Der Ministerpräsident war damit ein erledigter 
Mann“, kommentierte Staatsrat Schmelzle die Verleumdungen Essers. We- 
nige Tage später erklärte nämlich der Vorsitzende der Bayerischen Volkspar- 
tei dem Staatsrat Schmelzle, daß es jetzt mit Graf Lerchenfeld nicht mehr 
„weitergehe“ und fragte Schmelzle, ob er nicht an dessen Stelle treten wolle; 
Staatsrat Schmelzle lehnte entschieden ab??. Hitler aber tobte über die Feig- 
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heitPittingers; „von jetzt an gehe ich meinen Weg allein“, sagte er zuLüdecke. 
„Entschieden allein. Selbst, wenn keine Seele mir folgt. Diese Feiglinge! Ich 
werde es vollbringen, wenn keiner sonst es wagt.“ „Schluß mit den Pittin- 
gers, Schluß mit den vaterländischen Verbänden! Nur noch eine einzige Par- 
tei! Diese feinen Herren — diese Grafen und Generale — sie wollen nichts 
unternehmen. Ich werde es tun, ich allein!“ Und Lüdecke schilderte seinen 
Eindruck von Hitlers Folgerungen aus dem gescheiterten Pittinger-Unterneh- 
men abschließend mit den Worten: „Weg war Hitlers Vorstellung von sich 
selbst als Vorkämpfer, als Trommler. An jenem Tage der Enttäuschung wurde 
er der Führer.“ 

Aber Hitler mußte trotz seines Zornes auf „die Pittingers“, „die vater- 
ländischen Verbände“, „die Grafen und Generale“, die den Mut zum Han- 
deln nicht aufbrachten, noch viel Wasser in seinen Wein gießen. Nach wie vor 
war er mit seiner Partei viel zu schwach, um selbständig und unabhängig han- 
deln zu können; deshalb scheiterte er am 8./9. November 1923. 

Die Zeit arbeitete jedoch für Hitler; eine Reihe innenpolitischer und 
außenpolitischer Ereignisse der zweiten Jahreshälfte 1922 gab der NSDAP 
entscheidenden Auftrieb. 

Unter dem Eindruck der Kundgebung auf dem Königsplatz am 16. Au- 
gust hatten die Gewerkschaften folgendes Telegramm nach Berlin gesandt: 
„Die Reaktion in Bayern ist so stark, daß die Gewerkschaften ihr nicht mehr 
Herr werden können. Ein Widerstand ist nur möglich, wenn die Reichsregie- 
rung mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln — Reichswehr und Sipo — 
gegen Bayern vorgeht. Nur unter dem Schutz dieser Maßnahmen können die 
Gewerkschaften in Bayern gegen die Reaktion wieder hochkommen!5** Die 
gewaltige demokratisch-sozialistische Welle, die ganz Mittel- und Osteuropa 
in den Jahren zwischen 1917 und 1919 überrollt hatte, war im Abebben be- 
griffen, zum Stillstand gekommen. Die „Reaktion“ hatte sich zu sammeln 
begonnen, sie holte zum Gegenschlag aus, Zug für Zug, beginnend mit dem 
fehlgeschlagenen Kapp-Putsch. 

Der Hauptträger dieser Reaktion war die katholische Kirche, der Tod- 
feind des Sozialismus und seiner materialistischen Weltanschauung, der un- 
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erbittliche Gegner der gleichmacherischen Demokratie, der Hauptverfechter 
von Autorität und Tradition. Schon auf dem Frankfurter Katholikentag im 
Jahre 1921 war gegen den sozialistischen Umsturz heftig Stellung genommen 
worden. Und jetzt, auf dem Katholikentag in München, der in der zweiten 
Augusthälfte 1922 stattfand, erklärte kein Geringerer als Kardinal Faul- 
haber: „Gottesrecht bricht Staatsrecht! Die Revolution ist Meineid und Hoch- 
verrat, und wird mit einem Kainszeichen gezeichnet bleiben, auch wenn sie da 
und dort gute Erfolge hatte neben den schlechten, denn eine Untat kann aus 
Grundsatz nicht heilig gesprochen werden?5!* Die enge Zusammenarbeit der 
Kirche mit der nationalen Bewegung gegen den marxistischen Umsturz war 
von Beginn der Revolution an eine zwingende Notwendigkeit geworden, 
denn geistig war das Christentum durch die marxistische Lehre, die in den 
Revolutionsjahren furchtbare Wirklichkeit zu werden begonnen hatte, be- 
droht. Bestrebungen zur interkonfessionellen Zusammenarbeit machten sich 
bemerkbar; die Verleihung eines päpstlichen Ordens an den protestantischen 
Ministerpräsidenten Kahr zeigte deutlich die Fronten an, in denen Kirche und 
Regierung gegen den gemeinsamen Gegner kämpften®. 

Die Linke wußte, wie gefährlich die ständig anwachsende Reaktion war. 
Sie zog die Folgerungen daraus; Ende September 1922 einigten sich SPD und 
USPD; die beiden feindlichen Brüder schlossen sich nach fünfjähriger Tren- 
nung wieder in der „Vereinigten Sozialdemokratischen Partei Deutschlands“ 
zusammen, die am 24. September 1922 in Nürnberg ihren ersten Parteitag 
abhielt. 

Aber dabei blieb es nicht; das war nur die Voraussetzung zur Verteidigung 
gegen die anwachsende Gefahr von rechts. 

Die vereinigte Linke und die demokratisch-parlamentarischen Kräfte be- 
nützten auch die ihnen zur Verfügung stehenden Staatsmittel, um sich des 
gefährlichen Gegners zu erwehren. Die NSDAP war in nahezu allen Ländern 
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des Reiches zum Staatsfeind Nr. 1 erklärt worden, und von Staats wegen sah 
man in ihr und in der Rechtsbewegung eine größere Gefahr als in der kom- 
munistischen; so sehr hatte sich die innenpolitische Entwicklung im Laufe von 
drei Jahren gewandelt?”. 

Unter dem Eindruck der Auswirkungen des Rathenaumordes auf das 
innenpolitische Leben Deutschlands wurden in der NSDAP ernsthafte Erwä- 
gungen angestellt, ob es nicht klüger sei, in die Parlamente zu gehen, aller- 
dings nicht zu aufbauender Mitarbeit, sondern zu dem Zwecke, das parla- 
mentarische Regierungssystem von innen heraus auszuhöhlen und zu zerstö- 
ren. Die Weimarer Koalitionsparteien hatten sich unter der von dem Zen- 
trumskanzler Dr. Wirth neu herausgegebenen Parole „Der Feind steht 
rechts!“ — das Wort hatte der sozialdemokratische Parteiführer Scheide- 
mann bereits im Jahre 1919 geprägt — nach links gesammelt, und das Repu- 
blikschutzgesetz zielte auch darauf hin, die gesamte Rechte als „staatsfeind- 
lich“ abzustempeln. Die nationalen Parteien mußten sich gegen den Vorwurf 
der Linksparteien wehren, sie hätten die „Mordatmosphäre“ geschaffen und 
seien die geistigen Urheber der politischen Morde. Die aktiven und radikalen 
Elemente in den parlamentarischen Rechtsparteien, in der Deutschnationalen 
Volkspartei und der Deutschen Volkspartei, begannen sich abzusondern. 
Diese Entwicklung gab in der NSDAP Anlaß, sich mit dem Geschehen zu 
befassen, die Spaltungsvorgänge innerhalb der parlamentarischen Rechts- 
parteien sich zunutze zu machen. Die Überlegungen fanden Niederschlag in 
einer vom 17. Juli 1922 datierten und an die Parteileitung gerichteten Denk- 
schrift?a«, Unter Bezugnahme auf die innere Krise, in die die Rechtsparteien 
durch den Druck der Linken infolge des Rathenaumordes geraten waren, 
heißt es u. a.: „Wenn es sich auch nicht zu bewahrheiten scheint, wie es zu- 
erst im Übereifer von den Internationalen gefordert wurde, daß die soge- 
nannten nationalen Parteien auch äußerlich die in ihnen bisher unmaßgeb- 
lich völkischen Elemente zum Austritt zwingen und diesen dadurch einen 
engen Zusammenschluß unter eigener Flagge ermöglichen, so ist es trotzdem 


mehr als wahrscheinlich, daß alle hierdurch betroffenen Kreise sich in Zukunft 


57 Akten der Pol.-Dir. München, betr. Verbot der NSDAP auf Grund des Republikschutz- 
gesetzes, Fotokopie, Privatbesitz. 

57a„Denkschrift über die Möglichkeit einer Änderung der Stellungnahme der nat. soz. D.A.P. 
zu vielleicht bevorstehenden Reichstagswahlen. Abschrift von Abschrift.“ Privatbesitz. 
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bewußt werden, daß es gerade ihr völkisches Denken und Handeln ist, das sie 
bei allen Feinden des Reiches so verhaßt macht, das sie jedoch in den Reihen 
der bisherigen eigenen politischen Freunde nur als unentbehrliche ‚Masse‘ 
geduldet erscheinen läßt, ohne jedoch wirkliche Treue und inniges Verstehen 
bei ihnen zu finden.“ Nach einer kritischen Betrachtung dieser „bürgerlich- 
völkischen Elemente“ wurde folgende Schlußfolgerung gezogen, die sich 
auch in den kommenden Monaten als richtig erwies: 


„Daß aber der Boden vorbereitet ist, daß unabhängig von sonstiger poli- 
tischer Färbung sich völkisch gesinnte Abgeordnete auf eben dieser Grund- 
lage zusammenfinden und insbesondere, daß große Teile der deutschen Wäh- 
lerschaft in einem bevorstehenden Wahlgang von ihren bisherigen Parteien 
abspringen und sich einer erklärt völkischen Parole zuwenden werden, 
scheint uns außer Zweifel zu stehen .... Diese ‚Unzufriedenen‘, d. h. also die 
vom bisherigen demokratischen parlamentarischen System nicht mehr befrie- 
digten Deutschen, die aber trotzdem in der Ausübung des Wahlrechts ihre 
vornehmste staatsbürgerliche Aufgabe erblicken und für einen passiven Wi- 
derstand, also Enthaltung von der Wahl, niemals zu haben sind, gilt es zu 
sammeln, damit sie nicht wieder im Sumpf des bisherigen Parteistumpfsinns 
versinken, sondern im Gegenteil das jetzt eben erwachend völkische Bewußt- 
sein in ihnen weiter geweckt uned geschärft wird. Wenn es dann erst gelungen 
ist, eine, wenn auch vorerst noch kleine Gruppe völkischer Abgeordneter aus 
verschiedenen Standes- und Konfessionsschichten des deutschen Volkes im 
Reichstage einziehen zu lassen, so ist u. E. die erste Bresche in das Bollwerk 
des demokratischen Parlamentarismus unter jüdischer Führung gelegt.“ 


Diese völkische Gruppe, die sich zu irgendeinem selbständigen Handeln 
unfähig erwiesen hatte, müßte „unter Führung einer bisher parlamentarisch 
nicht belasteten Partei, nämlich der unsrigen ...“ auftreten. Dabei liege es 
auf der Hand, „daß wir damit unter keinen Umständen unsere grundsätz- 
liche Gegnerschaft gegen den demokratischen Parlamentarismus aufgeben dür- 
fen“. Dazu müßte folgende Taktik eingeschlagen werden: 


„I. Um zu verhindern, daß die nationalsozialistische Bewegung durch Ein- 
strömen anderer Elemente, die nicht restlos unser Programm anerken- 
nen, verwässert wird, soll gefordert werden: 
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A. Daß unter keinen Umständen Wahlkompromisse geschlossen werden 


dürfen, sondern daß 

a) entweder eigene Wahllisten auf Grund unseres uneingeschränkten 
Programms aufgestellt werden, 

b) oder die bewußte Wahlenthaltung durch Abgabe ungültiger Stimm- 
zettel empfohlen wird, 


. daß bei Listenvereinigung mit anderen, natürlich nur völkischen, 


Parteien oder Gruppen 
a) stets ein Mitglied der N.S.D.A.P. als Spitzenkandidat, oder je 
nach Erfolgsaussichten und vorhandenen Persönlichkeiten minde- 
stens an zweiter Stelle zu nennen ist und 
b) daß alle übrigen Kandidaten sich vor Hinzutritt des oder der 
Nationalsozialisten bündig und öffentlich verpflichten müssen: 
1. keinem Punkt des Zielprogramms der N.S.D.A.P. ihre Unter- 
stützung zu versagen, 
2. sich bedingungslos der nationalsozialistischen Fraktions-Diszi- 
plin zu fügen. 


II. Um ferner zu verhindern, daß die so unterm Banner des Nationalsozialis- 
mus in den Reichs- (oder Land-)tag gewählten Abgeordneten brutalen 
Machtmitteln demokratischer Parlamente erliegen, oder im Sumpfe jener 
Korruption versinken könnten, müssen schon vor der Wahl alle Kandi- 
daten auf folgende Taktik festgelegt werden: 


336 


A. 
B. 
C. 


Die Fraktion führt den Namen N.S.D.A.P. 

Fraktionsvorsitzender ist stets ein Nationalsozialist. 

Die Fraktion treibt allerschärfste Opposition, bis in die letzten par- 
lamentarisch zulässigen Konsequenzen hinein. 


. Die Fraktion beteiligt sich an keinerlei „positiver Mitarbeit“ unter 


dem von ihr grundsätzlich abgelehnten jüdisch-demokratischen Sy- 
stem, weder in den Vollsitzungen, noch in Ausschüssen oder Abstim- 
mungen. 


. Das Recht zum Eingreifen in die parlamentarische Handlung, sei es 


durch Abgabe von fraktionsverbindlichen Erklärungen, oder in ande- 
rer ihm jeweils geeignet erscheinenden Weise, hat lediglich der Frak- 
tionsvorsitzende. Dies Recht ist gegebenenfalls übertragbar. 


Beschlagnahmter Kohlenzug 


ZIERT EDEN BEN EEE eye 
m nn 


Rationaffoziafiften! Antifemiten! 


Was wir feit vier Jahren prophegeiten ifl nun eingetreten. 
Über alle Prrafe 


internationaler Gotlidaritätsdufelei 


hinweg, ift num Franfreid zur Defehung bes Aukrgebiets gefhritten. 

Das Volt tan fi nun bei feinen Berfürern von einfl bedanfen. 

Wir aber wollen in diefen Togen unferen feierlihen Protefl gegen biefe 
Sewalttat und unferen fanatifhen Gnifhiup, de Ghuldigen zur Ber 
antwortung zu sieben, funbgeben. 

Bir fordern Euch deshalb auf, fommt zur 


Riefenfundgebung 


am Sonntag, den 14. Zannar 1923, nahm. 4 hr 


auf den Rönigsplaß 


JUMSHAMENIESDn 3. PROBE namen BEE 3 Se Se 
in den Räumen des Bürgerbräufellers und MündmerAinditchiers. 
Komarfdy von dert mit Diufit und Yalmen mm 2.30 the nadım. 

©.®M. flieht um 2 ihr nahm. weidleflen im Garten des 
Bürgerbräufellere. 

Deutfhe gedentt der Debeutung biefer hiftorifhen Stunden, forgt eud 
nicht um das Wetter, fondern um eure Derpflihtung, bie ihr einer fpäteren 
Radweit gegenüber befiht. 


&s lebe das Baterland! 


Die Parteileitung. 


Plakat zur Riesenkundgebung 
auf dem Königsplatz in München 14. 1. 1923 


Französische Soldaten in Essen bringen ein Maschinengewehr in Stellung 


Bestattung der von den Franzosen erschossenen Karsamstag-Opfer in Essen 1923 


Reichskanzler Cuno und Dr. von Knilling in München 1923 


_ 


Grundsätzliches Programm 


der nationalsozialistischen 


Deutschen Arbeiter-Partei. 


Programm der Deutschen Ärbeiter-Partel ist ein Zeit- 


Die Führer lehnen es ab, nach gr a en Im 


ea ee en are Ziele neue aulzusielien, nur zu dem Zweck, um durch künstlich gesteigerte Unzufriedenheit 
das ermöglichen. 


ortbesieben der Partei zu 


L Wir lordern den Zusammenschluss aller Deutschen aul 
Grund des Selbstbestimmungsrechtes der Völker zu einem 
Gross-Deutschland. 

2 Wir fordern die Gleichberechtigung des deutschen Volkes 
gegenuber den-anderen Nationen, Aufhebung der Friedens- 
verträge in Versailles und St. Germain. 


3. Wir fordern Land und Boden (Kolonien) zur Ernährung: 


unseres Volkes und Ansiedelung unseres Bevölkerungs- 
Ueberschusses. 

Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volks- 

een kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne 
ucksichtnahme auf Konfession. Kein Jude kann da- 
her Volksgenosse sein. 

Wer nicht Staatsbürger ist, soll nur als Gast in Deutsch- 
er leben können und muss unter Fremdengesetzgebung 
stehen. 

6. Das Recht, über Führung und Gesetze’ des Staates zu be- 

stimmen, darf nur dem Staatsbürger zustehen. Daher 

fordern wir, dass jedes öffentliche Amt, gleic! up weicher 

Art, gleich ob im Reich, Land oder Gemeinde, nur durch 

Staatsbürger bekleidet werden darf. 

Wir bekampien die korrumpierende Parlamentswirtschaft 
einer Stellenbesetzung nur nach Parteigesichtspunkten ohne 
Rucksichten auf Charakter und Fähigkeiten. 

Wir fordern, dass sich der Staat verpflichtet, in erster 

Linie für die Erwerbs- und Lebensm keit der Staats- 
burger zu sorgen. Wenn es nicht möglich ist, die Gesamt- 
bevölkerung des Staates zu ernähren, so sind die An- 

er ge emder Nationen’ (Nicht-Staatsbürger) aus dem 

‚iche auszuweisen. 

8. Jede weitere Einwanderung Nicht-Deutscher ist zu ver- 
hindern. Wir fordern, dass alle Nicht-Dzutschen, .. seit 
2. N ven 1914 in Deutschland eingewandert sind. sofort 
zum Verlassen des Reiches gezwungen werden. 

. Alle Staatsbürger müssen gleiche Rechte und Pflichten 
besitzen. 

10. Erste Pflicht jedes Staatsbürgers muß sein, geistig oder 
korperlich zu schaffen. Die Tätigkeit de; Einzelnen darf 
nicht gegen die Interessen der Allgemeinheit verstossen, 
sondern mufi ım Rahmen dex Gesamten und zum Nutzen 
Aller erfolgen 


Daher fordern wir: 


. Abschaflung des arbeits- und. muhelosen Einkommens, 


Brechung ... Zinsknechtschaft. 


12. Im Hinblick auf die ungeheuren Opfer an Gut und Blut, 
die jeder “irieg vom Volke fordert, muß die persönliche 
Bereicherung durch den Krieg als Verbrechen am Volke 
bezeichnet werden. Wir fordern daher restiose Ein- 
ziehung aller Kriegsgewinne. 

13 Wir fordern die Nee an Chung, aller bisher bereits ver- 
gesellschafteten (Trust'sı Betriebe 

“44. Wir fordern Gewinnbeteiligung an n Großbetrieben 

15. Wir fordern einen großzügigen Ausbau der Alters-Versor, 

16 Wir fordern die Schaflung- eines gesunden Mittelstandes 
und seine Erhaltung. Sofortige Kommunal der 

user und ihre Vermietung zu billigen 
Preisen an kleine Gewerbetreibende, «chärfste Berücksich- 
tigung aller kleinen Gewerbetreibenden bei Lieferung an 
den Staat, die l.ander oder Gemeinden. 

17. Wir. fordern eine unseren nationalen Bedürfnissen an- 

passte Bodenreform, — eines Gesetzes zur un- 
entgeltlichen eg n für ® meinnützige 
Zwecke. Abschaflung Bodenzinses und Verhinderung 
jeder Bodenspekulation. 


» 


” 


u 


ar 


Punkte 
München, den 24. Fobruar 1920. 


18. Wir fordern den rücksichtsiosen Kamp! gegen diejenigen, 
die durch ihre Tätigkeit das Gemein- ae schädigen. 
Gemeine Volksverbrecher, Wucherer, Schieber usw. 
sind mit dem Tode zu bestrafen, ohne Rücksichtnahme 
aul Konfession und Rasse. 

19. Wir fordern Ersatz für das der materialistischen Weltordnung 
dienende römische Recht durch ein Deutsches Gemein-Recht 

20. Um jedem fähigen und Tleissigen Deutschen das Erreichen 
höherer Bildung und: damit das Einrückens-it} führende 
Stellungen zu ermöglichen, hat der St für einen 

j degjangen Ausbau unseres gesamten Volk: Idungswesens 

ge zu tragen. Die l.ehrpläne aller Bildungsanstalten 
sin 1 den Erfordernissen des praktischen L»bens anzupassen. 

Das Erlassen des Staatsgedankens muß bereits mit Bzyinn 

des Verständnisses durch die Schula (Staatsbürgerkunde) 

erzielt wetden. Wir fordern die Ausbildu geistig sonders 
er er Kinder armer Eltern ohne Rücksichi aul deren 
Stand oder Beruf auf Staatskosten. 

21. Der Staat hat für die Hebung der V esundheit su sor, 
durch den Schutz der Mutter und des Kindes, durch Ver 
der Jugendarbeit, durch Herbeiführ der körperlichen 
Ertüchtigui mittels gesetzlicher Festlegung seiner Turn- 
und Sı portpflicht, durch grösste Unterstützung aller sich mit 
körperlicher Jugend-Ausbildung beschäftigenden Vereine. 

22. Wir fordern die Abschaffung der Söldnertruppe und die 
Bildung eines Volkaheeres. 

23. Wir fordern den en gegen die be: 
ey Lüge uod ihre are durch die 

m die Schaflung einer deutschen Prasse zu grrmöglichen, 
elordern wir, daß: 

a) Sämtliche Schriftieter und Mitarbeiter von Zeitungen, 
die in Deutscher Sprache erscheinen, Volksgenossen 
sein müssen. 

b) Nichtdeutsche ton ei zu Ihrem Erscheinen der - 
drucklichen “Gen: gung des Siaates bedürfen. 
dürfen nicht in deutscher ache gedruskt en 

c) Jede finanzielle Beteiligung an hen Zeitungen oder 
deren arg, durch Nicht-Deutsche gesetzlich 
verboten wird, und fordern als Strafe für Ueberfrztu 
die Schließung einer solchen Zeitung, sowie die 
Ausweisung der daran beteiligten Nicht-Dzutschen aus 
dem Reich. 

Zeitungen, die ir m Gemeinwohl verstoßen, sind 
zu verbieten. Wi den gesetzlichen Kampf 

eine Kunst- und Literatur-Richtung, die einen 

Einfiuß auf unser Völksieben ausübt und die Schließung 
von Veranstaltungen, die gegen vorstehende Forderung 
verstoßen. 

24. Wir fordern die Freiheit aller re! Benkenntnisse im 
Staat, soweit sie nicht dessen Bestand gefährden oder 
gegen das Een: und Moralgefühl der germanischen 

asse verstoße: 

Die Partei als a vertritt den 

Christentums, ehne .. 


Gemeinnutz vor Eigennutz. 
z ne Brenlbeenen Reichen een 
. ie Autorität des 


Die En une Bene eh Berufskammern zur Durch: 
race "Tassenen Rahmengesstae In dan 


Die Führer der Partei versprechen, wenn nötig unter Einsatz des eigenen Lebens, für die Durchlährung der vorstehenden 


Für den Partei-Ausechuß: Anton Dreuker. 


Spenden u. Beiträge sind zu richten an die Geschäftsstelle Minchen: Cornellusstr. 12 (Te 23620) 


Geschäitsstunden 9—12 Uhr verm., 3-6 Uhr 


Erstes Programm der NSDAP 1920 


Der Fraktionsvorsitzende bestimmt den oder die Abgeordneten, die 
lediglich als Hörer, niemals aber als selbständig Handelnde den par- 
lamentarischen Arbeiten zwecks Berichterstattung beizuwohnen ha- 
ben.“ 


Rasch stellte sich heraus, daß die Verfasser der Denkschrift die Lage und 
die nächste Entwicklung richtig beurteilt hatten; man denke an die Grün- 
dung der DVFP in Norddeutschland, an die Abspaltung der Xylander- 
gruppe von den Deutschnationalen in Bayern. Darüber hinaus erwies sich 
die in der Denkschrift vorgeschlagene Taktik als die einzig mögliche für poli- 
tisches Wirken ab Herbst 1923, nachdem der Versuch der gewaltsamen 
Machtergreifung gescheitert war. In der Verbotszeit wurde der Weg in die 
Parlamente beschritten, und Hitler mußte sich nach seiner Rückkehr aus der 
Festungshaft dazu bequemen, diesen Weg als den einzig gangbaren anzu- 
erkennen. Im Jahre 1922 war er aber noch weit entfernt, eine solche Real- 
politik zu billigen. In seiner Stellungnahme zu der Denkschrift machte er fol- 
gende Bedenken geltend: 

Die Haltung der Partei sei nicht bestimmt „durch augenblickliche taktische 
Bedenken oder Vorteile, sondern durch grundsätzliche Wahrheiten. Schon 
daraus ergibt sich, daß eine Änderung dieser Stellungnahme erst dann als 
gegeben erscheint, wenn diese grundsätzlichen Ursachen beseitigt sind“. Über 
die Unzufriedenheit in den „sogenannten nationalen Parteien“ urteilte Hit- 
ler skeptisch; er glaubte nicht an „eine größere Massenabwanderung bei Wah- 
len“, denn 
„1) entspricht dies in keiner Weise der doch nun einmal bekannten Indolenz 

des Bürgertums und 

2) haben diese Leute nicht nur keinerlei Programm, sondern vor allem 
auch keinerlei Disziplin. Das Hinzuströmen solcher Elemente in größe- 
ren Massen in eine junge Bewegung muß dieselbe, wenn sie nicht schon 
ganz sattelfest ist, auf das allerschwerste in ihrem inneren Wesen ge- 
fährden. Theoretische Vorsichtsbestimmungen nützen dabei gar nichts. 
Endlich aber würden diese Leute auch in der neuen Bewegung in kürze- 
ster Zeit auf das bitterste enttäuscht sein. 

3) weil mit einem namhaften Erfolg bei Wahlen gar nicht zu rechnen ist 
und 
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4) 


5) 
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weil die sogenannte „prinzipielle Opposition“ wohl theoretisch denk- 
bar, aber praktisch nicht durchführbar ist. 

Die Voraussetzung zu einer solchen Opposition ist zunächst die Stärke 
einer Fraktion im Reichstag. Nur sie allein bietet die Möglichkeit, Red- 
ner vorzuschicken und in die Debatte einzugreifen. Die Bestimmung der 
Stärke einer Fraktion wird aber von den Majoritätsparteien getroffen 
und wird selbstverständlich so bemessen werden, daß die zu fürchtende 
Opposition nicht zur Auswirkung kommen kann. 

weil die Wirkung dieser Opposition nach außen hin praktisch Null sein 
wird, infolge des vollständigen Fehlens jeder notwendigen Presse. Es ist 
der größte Irrtum, zu glauben, daß das Wesen einer Opposition im Kri- 
tisieren der Tätigkeit gegnerischer Parteien an und für sich liege. Die 
Wirksamkeit der Kritik wird erst in dem Moment gegeben, in dem diese 
Kritik dem Forum der Öffentlichkeit unterbreitet werden kann. Das ist 
in unserem Falle vollständig unmöglich. Wir sind heute nicht einmal in 
der Lage, die Reden unserer Hauptführer am eigenen Ort in unserer 
Presse zu bringen, um wieviel weniger wären wir beispielsweise in der 
Lage, die Reden im Parlament mit der notwendigen Genauigkeit unseren 
Anhängern oder besser die öffentliche Meinung zu unterbreiten. Und 
nur dann hat doch die ganze Kritik einen Wert, denn die sozialdemo- 
kratischen Mehrheitsbonzen von ihren Verbrechen überzeugen zu wol- 
len hieße dem Fuchs das Stehlen vorhalten. 

Zu glauben aber, daß die uns feindliche Presse, die nun einmal heute die 
öffentliche Meinung ausmacht, durch Anführung unserer Reden uns 
unterstützen würde, wäre kindisch. Im Gegenteil, die gesamte nationale 
Presse sogar, die ja ebenfalls vom Kapital erhalten wird und die im 
Falle des Absplitterns der völkischen Parteiangehörigen von den soge- 
nannten nationalen Parteien bei den Altnationalen als den Geldgebern 
bleiben würde, würde, wenn schon nicht in offenem Kampf, dann doch 
um der Selbsterhaltung willen in passiver Resistenz gegen uns Stellung 
nehmen. 

Erleben wirs doch, daß in einer Stadt wie München über unsere gewal- 
tigsten Massenversammlungen, denen heute überhaupt gar keine Partei 
etwas ähnliches gegenüberstellen kann, die gesamte Presse von links bis 
rechts sich im Totschweigen übt. 


Was aber hat es für einen Zweck, im Parlament vor Leuten zu reden, 
die gar nicht belehrt zu werden brauchen und auch nicht belehrt werden 
können, weil ihre Handlungsart nur der bewußte Ausfluß ihrer eigenen 
Schurkenhaftigkeit ist. 

Und endlich, wen sollte die junge Partei in die Parlamente schicken? 
Geborene Führer sind selten und sie sind besonders heute in Deutsch- 
land ein gar kostbares Gut. Schickt man diese in die Parlamente, so 
werden sie der Aufklärungsarbeit der Masse gegenüber entzogen, ohne 
dort auch nur das geringste leisten zu können, da kein Mensch im Parla- 
ment ihre Reden anhört, heraußen sie aber niemand vernimmt. Das 
heißt also, unsere besten Kräfte, die einzigen, die befähigt waren, volks- 
aufklärend zu wirken, werden der Bewegung entzogen und lahmgelegt. 
Und wie viele solche Kräfte haben wir überhaupt? In ganz Deutschland 
besitzt die völkische Bewegung noch nicht einmal ein halbes Dutzend 
erstklassige Redner, die über theoretisch-phantastische Schwärmereien 
hinaus als Dialektiker haarscharfster Art und wenn nötig demagogischer 
Unschicklichkeit der jüdischen Parlamentskanaille gewachsen wären. 
Haben wir doch leider Gottes noch nicht einmal genügend völkische 
Rechtsanwälte im öffentlichen Leben, befähigt, dem gerissenen Juden 
standzuhalten. 

Und diese wenigen also, die wir besitzen, sollten dann ihrer erhabenen 
Mission der Aufklärung unseres Volkes entzogen und unter die parla- 
mentarischen Säue geworfen werden? 

Nehmen wir aber minderwertigere Kräfte, dann ist der Schaden größer 
als der Nutzen. Denn eine Opposition kann immer nur dann etwas 
taugen, wenn sie die geschliffensten Vertreter besitzt.“ 


Er beklagte vor allem den Mangel an einer durchschlagkräftigen eigenen 


Presse, um die parlamentarische Kritik bei den Massen wirksam machen zu 
können. Aus dieser Argumentation spricht eindeutig der Agitator und Mas- 
senführer. Aus der gleichen Überlegung lehnte er es ab, die „besten Kräfte“ 
ins Parlament zu schicken und sie so ihrer volksaufklärenden Tätigkeit zu 
entziehen. „So ist der praktische Wert der parlamentarischen Beteiligung 
nicht nur gleich Null, sondern in „Wirklichkeit sogar noch unter Null, denn 
während wir so nicht den geringsten Vorteil zu erringen in der Lage sind, 
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geben wir die agitatorisch wertvollste Waffe aus der Hand...“ Über die 
parlamentarischen Politiker urteilte er: 

„Nicht alle Politiker, die wir heute als elende Vertreter unseligen Un- 
glücks ansehen müssen, sind als Verbrecher in die Parlamente eingezogen. 
Viele von ihnen gingen einst hinein genau so als Idealisten, wie wir es heute 
sind, aber der parlamentarische Sumpf und Morast hat allmählich ihr besseres 
Ich erstickt und sie zu dem gemacht, was sie heute sind. Das böse Beispiel hat 
ihre guten Sitten verdorben. So wenig, wie ich mich wundern darf, wenn ein 
Stück Eisen, das ich in Salzsäure tauche, rostet, so wenig darf ich mich wun- 
dern, wenn Menschen, die im Auswurf der Nation, und das sind die heutigen 
Parlamente, zu sein gezwungen sind, allmählich selber der gleichen Wesensart 
werden. Es ist der größte Irrtum, zu glauben, daß ich einen Sack fauliger 
Apfel durch Hineingeben von fünf gesunden wieder frisch machen könnte, 
sondern uralte menschliche Erfahrung spricht dafür, daß im Gegenteil auch 
die fünf gesunden angefault werden.“ 

Die Wahlaussichten beurteilte Hitler außerdem pessimistisch: 

„Im übrigen müssen wir nun noch einmal darauf hinweisen, daß die Aus- 
sichten für eine Wahlbeteiligung in für uns günstigem Sinne außerordentlich 
gering sind. Selbst bei weitherzigster Prüfung müssen wir uns darüber klar 
sein, daß augenblicklich, ausgenommen in München, wir nirgends auch nur 
die geringste Aussicht auf einen Erfolg bei einer Reichstagswahl hätten. 

Es muß aber bekannt sein, daß nur so viele Kandidaten der Stimmrest- 
summen durchdringen, als in Bezirken gewählt sind, d. h. mit anderen Wor- 
ten, wir hätten in Deutschland im allergünstigsten Fall nur Aussicht auf zwei 
Kandidaten. Ihre Rolle im Parlament müßte schon gemäß ihrer Zahl eine 
jämmerliche sein. Im übrigen käme die nächste Wahl dann erst nach fünf 
Jahren. Da sind wir denn doch überzeugt, daß unterdes die Wendung des 
deutschen Schicksals schon eingetreten sein muß. Auf Früchte unserer parla- 
mentarischen Tätigkeit zu hoffen, hieße Selbstbetrug.“ 

Zum Schluß hob er mit aller Schärfe die sich gestellte Aufgabe und ihren 
revolutionären Charakter hervor: 

„Im übrigen sind wir nach wie vor der felsenfesten Überzeugung, daß es 
unsere Aufgabe nicht sein kann, die parlamentarische Verelendung zu ver- 
hindern, sondern im Gegenteil unser einziges Ziel die Vermehrung und Ver- 
größerung dieser Schäden darstellen muß, solange, bis endlich unserem Volk 


340 


die Augen geöffnet sind und das morsche Haus in sich zusammenbricht. Wir 
sind keine Verbesserer, sondern revolutionäre Reformatoren. 

Wir vermögen deshalb einer Betätigung an parlamentarischen Institutio- 
nen nur dann zuzustimmen, wenn Gewähr geboten ist für die Möglichkeit 
einer ganz maßgebenden Machterringung in ihnen. Beim Reichstag ist das 
nicht gegeben, die Zeit im übrigen dazu auch viel zu kurz. Deutschland wird 
sein Leben anders erkämpfen müssen. 

Für die Parteileitung: 


gez. Hitler 
1. Vorsitzender.“ 


Die Frage, ob man sich an Wahlen beteiligen und in die Parlamente 
gehen sollte, war im Jahre 1922 eine rein theoretische, denn Wahlen standen 
erst für das Jahr 1924 an, es sei denn, daß der Reichstag aus irgendwelchen 
Gründen vorzeitig aufgelöst wurde. Immerhin ist die Erörterung des zu be- 
schreitenden Weges in der Parteileitung nicht ohne Bedeutung, weil sie das 
Neben- und auch Gegeneinander verschiedener Kräfte beleuchtet. Hitlers 
Machtstellung war wohl so unbestritten, daß er den Kurs und die Mittel be- 
stimmen konnte, aber immerhin doch nicht so stark, daß er andere Meinun- 
gen und Vorschläge ohne weiteres hätte übergehen können. Er mußte sich 
damit auseinandersetzen und seine eigene Entscheidung begründen. Ohne 
Zweifel beurteilte er die Erfolgsaussichten bei einer Wahl nüchtern und rich- 
tig, wenn er nur in München sicher auf die notwendige Stimmenzahl für 
einen parlamentarischen Kandidaten hoffte, im ganzen Reich „im allergün- 
stigsten Fall nur Aussicht auf zwei Kandidaten“. Die Zerstörung des parla- 
mentarischen Systems mit allen Mitteln war seine unumstößliche Absicht; 
„wir sind keine Verbesserer, sondern revolutionäre Reformatoren“. Seine 
Beurteilung des zeitlichen Ablaufs der Ereignisse erwies sich als falsch; aus 
seiner dämonischen Ungeduld heraus, die sein Schicksal entscheidend be- 
stimmte, verrechnete er sich grundlegend. Er hoffte, das Schicksal seinem 
Willen unterwerfen, es auf seine Bahn zwingen zu können, auf die Bahn der 
gewaltsamen Machtergreifung durch eine von ihm geführte revolutionäre 
Minderheit, die die Massen mitriß. 

Der Gang der Ereignisse um die Jahreswende 1922/23 schien ihm jedoch 
zunächst recht zu geben. Die Ruhrbesetzung Anfang Januar 1923 durch die 
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Franzosen und Belgier peitschte eine gewaltige Welle des Nationalismus 
hoch; Hitlers Segel blähten sich im Wind des grassierenden Altersbrandes 
Europas: des Chauvinismus. Andere außenpolitische Ereignisse förderten zu- 
sätzlich die revolutionäre Rechtsbewegung Deutschlands in diesem Zeitraum: 
der türkische Freiheitskampf unter Kemal Pascha und vor allem die faschisti- 
sche Bewegung Italiens verliehen der Rechtsentwicklung in Bayern erhöhte 
Bedeutung. Auch zu den „Erwachenden Ungarn“, der faschistischen Bewe- 
gung Ungarns, bestanden Beziehungen. Im September 1922 besuchte Lüdecke 
erstmals Mussolini, der Hitlers Namen noch nicht kannte. Lüdecke hatte von 
Ludendorff aber die Erlaubnis, dessen Namen ebenfalls bei Mussolini zu er- 
wähnen; sechs Wochen später war Mussolini Ministerpräsident’®. Lüdeckes 
Bericht über Mussolini beeindruckte Hitler tief; er kam damals, nach Lüdeckes 
Schilderung, zu der Erkenntnis, daß der Nationalsozialismus „ein außenpoli- 
tisches Problem von schwerwiegender Bedeutung“ sei. Hitler sagte ferner zu 
Lüdecke, „er habe erkannt, daß er einen Berater brauche, der unabhängig sei, 
einen Weltmann, der Fremdsprachen beherrsche, und einen entsprechend wei- 
ten Blick über Münchens Vororte hinaus habe??“. 


Durch Mussolinis Machtergreifung erhielt die nationalsozialistische Par- 
tei „eine besondere Schwerkraft“. Am 2. November 1922 erklärte Hitler in 
einer Versammlung: „Wenn es zur Wahl kommt, werden wir Nationalsozia- 
listen uns für alle Fälle für die Tat entscheiden. Denn hier handelt es sich um 
Sein oder Nichtsein. Über den Taten unserer Regierungsmänner steht schon 
drohend das Menetekel®!.“ Noch unverhüllter war die Drohung, die Her- 
mann Esser am 3. November in einer Versammlung aussprach: „Nicht un- 
möglich ist das, was in Italien einer Handvoll beherzter Männer möglich 
war (riesiger, Janganhaltender Beifall). Den Mussolini Italiens haben wir 
auch in Bayern. Er heißt Adolf Hitler. Was erreicht werden soll, ist nicht 
viel: Weg mit diesem parlamentarischen Schwindel, weg mit der allgemeinen 
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Volksbewucherung, wir wollen die Aufrichtung einer nationalen Diktatur, 
einer Diktatur, in der wir alle viel freier sind, als in dem sogenannten freien 
Volksstaat, in dem wir alle nur Sklaven sind“ (langanhaltender, stürmischer 
Beifall)®2. 

Esser hatte das entscheidende Wort gesprochen, hatte offen verkündet, 
daß die Partei den gewaltsamen Umsturz mit dem Ziele der Beseitigung der 
parlamentarischen Herrschaft und der Aufrichtung der Diktatur anstrebte. 
Die Staatsbehörden waren sich bewußt, welche Gefahr hier im Anzug war. 
Schon der Tag von Coburg Ende Oktober 1922 hatte gezeigt, daß die Linke 
in Bayern gegen die Nationalsozialisten allein nicht mehr aufkam; dabei er- 
freuten sich diese der Unterstützung einer gerade im Jahre 1922 rasch an- 
wachsenden Zahl von Angehörigen des wohlhabenden Bürgertums und des 
Adels. 

Auf Veranlassung des Innenministers fand daher am 6. November eine 
Besprechung der führenden Persönlichkeiten des Staates und seiner bewaff- 
neten Kräfte statt, um das Problem „NSDAP“ zu behandeln. Teilnehmer 
waren Innenminister Schweyer, der bayerische Reichswehrbefehlshaber Ge- 
neral von Möhl, der Chef der Landespolizei Oberst Ritter von Seisser, Po- 
lizeipräsident Nortz, der Führer des Selbstschutzes Dr. Pittinger, der Führer 
der vaterländischen Vereine Münchens, Zeller, und einige höhere Beamte 
des Innenministeriums. Möhl, Pittinger und Zeller verlangten eine starke Re- 
gierung in Bayern und energisches Vorgehen gegen Berlin, die dortige Er- 
füllungspolitik und gegen den Wucher; nur so könne der Einfluß der Na- 
tionalsozialisten auf die Massen zum Schwinden gebracht werden. General 
von Möhl regte außerdem die Abschaffung des Achtstundentages an. Er und 
der Chef der Landespolizei versicherten auch, daß die bewaffnete Macht im 
Falle des Einsatzes gegen die Nationalsozialisten nicht versagen würde®?, 

Polizeiliche Überwachung der Bewegung sei notwendig, um das „Über- 
schäumen des jugendlichen Kraftgefühls rechtzeitig verhindern zu können. 
Mit der Bewegung als Machtfaktor ist zu rechnen“, verlautete ein Polizei- 
bericht, „zertreten kann sie nicht mehr werden, mehr und mehr wird sie sich 
ausbreiten. Die nationalsozialistische Partei ist aber auch notwendig als aus- 
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gleichendes Moment gegenüber den Anmaßungen der freien Gewerkschaf- 
BR. 

Nichts war bezeichnender für den Grad der politischen Spannung und 
die mangelnde Autorität der Behörden als die Tatsache, daß die roten Be- 
triebsräte der Eisenbahn den Einsatz eines Sonderzuges für die National- 
sozialisten zu einer Fahrt nach Regensburg verhindern konnten, wo eine 
große Kundgebung mit Hitler als Redner stattfinden sollte. „Wäre der 
Sonderzug aus München eingetroffen und dadurch die Abhaltung der Ver- 
sammlung Möglichkeit geworden“, so berichtete der Regierungspräsident der 
Oberpfalz und von Regensburg, „hätten wohl schwere Zusammenstöße sich 
ereignet. Die Arbeiter- und die Gewerkschaftsführer, die die ernste Gefahr, 
die die nationalsozialistische Arbeiterbewegung für die sozialdemokratische 
Partei und die freien Gewerkschaften und damit für ihre eigene Stellung 
bildet, klar erkennen und deshalb alles aufbieten, um sie abzuwenden, haben 
sicherlich alle Hebel in Bewegung gesetzt, um die Arbeiterschaft mobil zu 
machen“; Verstärkung der Landespolizei sei für Regensburg daher dringend 
notwendig®®. Ein geheimer Polizeibericht aus Regensburg wußte noch fol- 
gende Einzelheiten über diesen Fall zu melden: „Als bekannt wurde, daß 
Hitler am 19. d. M. sprechen wollte, versuchte ein hiesiger Jude dem Pächter 
der Stadthalle, in welcher Hitler sprechen sollte, die Halle abspenstig zu 
machen und den Pächter vollkommen schadlos zu halten. Dabei ist sehr inter- 
essant, daß der Herr, welcher die Halle abspenstig machen wollte, sich dahin 
äußerte, daß sich schon Glaubensgenossen nach Straubing, Amberg und die 
verschiedenen Städte der Oberpfalz begeben haben, um die Saalbesitzer zu 
gewinnen, daß sie ihre Säle nicht für nationalsozialistische Versammlungen 
hergeben .. .. Tagelang führten die freien Gewerkschaften eine Überwa- 
chung des Bahnhofes in Regensburg durch und versuchten sogar mit Hilfe 
eines Betriebsrates, das Ein- und Ausgehen ihnen nicht genehmer oder poli- 
tisch verdächtig erscheinender Personen am Bahnhofsausgang zu unterbin- 
den®. Dabei wurde die zahlenmäßige Stärke der NSDAP damals von der 
Polizei verhältnismäßig nicht hoch eingeschätzt, in München belief sich die 
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Zahl der Mitglieder um die Mitte des Monats November etwa auf 10 000%, 
„Eine eigentliche beherrschende Stellung hat die Partei sonach wohl nur am 
Sitze der Zentrale in München und in kleineren Orten südlich der Donau®.“ 
Die Macht der NSDAP beruhte also nicht auf der großen Zahl, sondern auf 
der Aktivität der einzelnen Mitglieder. Der Bericht wies außerdem mit Recht 
darauf hin, daß die Bewegung „dadurch sehr gefördert“ werde, „daß sie all- 
mähliche Unterstützung aller völkischen und vieler nationalen Verbände 
gefunden hat. Diese Tatsache kommt darin zum Ausdruck, daß die National- 
sozialistische Arbeiterpartei in den neugegründeten Verband der vereinigten 
vaterländischen Verbände aufgenommen wurde... .70“, 

Die Anerkennung der Hitlerbewegung als Macht der öffentlichen Mei- 
nung in München war am 9. November 1922 bei einer großen Gründungs- 
kundgebung der „Vereinigten Vaterländischen Verbände“ im Hofbräuhaus 
erfolgt. „Als Hitler den Saal betrat“, so berichtete die MP über diese Kund- 
gebung, „wurde er mit einem so lauten ‚Heil‘-Gebrüll begrüßt, daß sich alles 
erhob, in der Annahme, Ludendorff sei erschienen.“ Auch die Generäle von 
Möhl und von Epp waren anwesend’”!. 

Der Präsident der VVV, Professor Hermann Bauer, der durch Röhms 
Einfluß an diese Stelle gekommen war??, setzte sich auch sofort für die 
NSDAP gegenüber den Behauptungen ein, sie hätte einen Putsch beabsich- 
tigt; „die NSDAP gehört zu den ‚Vereinigten Vaterländischen Verbänden‘ 
Bayerns“, schrieb er an den Verbindungsmann der bayerischen Regierung zu 
den vaterländischen Verbänden, den Regierungsrat Fritz Schäffer, „und 
die Verbände müssen die ungerechtfertigten Angriffe gegen Hitler zugleich 
als Angriff gegen die gemeinsame vaterländische Arbeit erblicken. Hitler hat 
mit richtigem Instinkt den Finger an die Wunden der Zeit gelegt; daher sein 
unbestreitbarer Erfolg“. Die Putschgerüchte seien Börsenmanöver im Zusam- 
menhang mit der Regierungskrise gewesen”®. Die NSDAP hatte jetzt einen 
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mächtigen Anwalt ihrer Sache, auch gegenüber der Regierung. Waren die 
Putschgerüchte aber wirklich nur „Börsenmanöver“ gewesen? 

Am 7. November hatte der geschäftsführende Ministerpräsident Graf 
Lerchenfeld, der am 30. Oktober seinen Rücktritt erklärt hatte, im Minister- 
rat die Ansicht vertreten, „die erhöhte Tätigkeit der Nationalsozialisten 
erwecke Zweifel, ob nicht gewisse Kreise bestrebt seien, die Zeit bis zur Neu- 
bildung der Regierung für ihre Zwecke auszunützen?**. Die Fraktionen der 
Deutsch-Demokratischen Partei, der SPD und der BVP wurden beim Mini- 
sterpräsidenten, beim Innenminister und beim Polizeipräsidenten vorstellig, 
wiesen auf die drohende Gefahr von seiten der Hitlerbewegung sowie auf 
die Passivität der Behörden und die Unterstützung hin, die die Partei von 
gewissen staatlichen Organen erfuhr”. 

Fälle solcher Hilfeleistung durch staatliche Organe wußte die MP zu be- 
richten, so, daß ein Polizeiwachtmeister Hamm von der Landespolizei ein 
treues Mitglied der NSDAP sei und an seinem Versetzungsort eine national- 
sozialistische Ortsgruppe zu gründen versprochen habe’®. Der Führer der 
sozialdemokratischen Fraktion, Erhard Auer, reichte an den Reichswehrmini- 
ster Geßler eine Denkschrift ein, in der eine Reihe von Fällen aktiver Unter- 
stützung der Nationalsozialisten durch Reichswehroffiziere sowie Waffen- 
schiebungen angegeben wurden. Insbesondere richtete sich Auers Anklage- 
schrift gegen Hauptmann Röhm und Hauptmann Heiß. Der Erfolg dieser 
Anklage war, daß Röhm aus dem Stabe Epps in den Stab der siebenten Divi- 
sion versetzt wurde’?. 


Auch der neue Ministerpräsident von Knilling wies in der ersten Minister- 
ratssitzung „auf das Vorgehen der Nationalsozialisten hin, die dadurch her- 
vorgerufene Putschpsychose und die hetzerische Sprache des ‚Heimatlan- 
des‘7®“,. Tatsächlich wurde nach der Ministerratssitzung am 13. November 
bekannt, es sei für den Vorabend „seitens der Nationalsozialisten und der 
vaterländischen Verbände ein Putsch beabsichtigt gewesen; die Ausführung 
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sei an der Uneinigkeit der Führer gescheitert, von denen jeder sich an die 
Spitze des Unternehmens habe stellen wollen?®*“. 

Den stärksten Auftrieb erhielten die Nationalsozialisten aber durch die 
im Jahre 1922 sich sprunghaft verschlechternde Wirtschaftslage, die die Folge 
der „Erfüllungspolitik“ war. „In der Hauptsache wird versucht werden müs- 
sen“, kommentierte ein Polizeibericht die Lage, „der Bewegung politisch bei- 
zukommen, indem man den Kern ihrer derzeitigen Agitation (Kampf gegen 
Wucher und Teuerung) möglichst selbst erfaßt und zur Durchführung bringt. 
Ob die Bewegung sonst in die Linie einer bereits bestehenden politischen 
Richtung eingebogen werden kann, ist fraglich®®.“ Reichskanzler Wirth er- 
klärte bei einem Empfang ausländischer Journalisten über den Verfall der 
deutschen Währung: „Die Ursache des Valutaverfalls sei die französische Ge- 
waltpolitik. Vor der ersten Drohnote der französischen Regierung vom 
26. Juli 1922 stand der Dollar noch auf 450 RM, nachher stieg er bis auf 
800 RM. Nach der zweiten Drohnote vom 5. August 1922 stieg er fast bis 
900 RM und nach dem ergebnislosen Abbruch der Londoner Konferenz auf 
1050 RM. Frankreich werde durch seine inhumane Retorsionspolitik Deutsch- 
land ruinieren und nichts dabei gewinnen®!. Den Todesstoß hatte die Wäh- 
rung durch die erzwungene Ablieferung , des restlichen Goldschatzes der 
Reichsbank im Jahre 1922 erhalten®?. Die französische Erpressungspolitik 
steuerte entschlossen auf ihr im Versailler „Vertrag“ nicht völlig erreichtes 
Ziel los: Deutschland wirtschaftlich zu zerstören und politisch zu zerstückeln. 
Das war der eigentliche und tiefste Impuls für das gewaltige Anwachsen der 
rechtsradikalen Bewegung; der zweite leitete sich teilweise aus dem allge- 
meinen sittlichen Verfall und dem Schwinden der Geschäftsmoral gerade bei 
den Besitzenden her. Es gab ganze Berufsschichten und Klassen, die an der 
Inflation und ihrer Steigerung aus eigensüchtigen Gründen interessiert waren: 
so ein Teil der Bauern, die die ständige Geldverschlechterung zur Abwälzung 
ihrer Schulden benützten. Deshalb zeigte auch der Landwirtschaftsminister 
kein Interesse an der wirksamen Bekämpfung der Teuerung. „Die Vieh- und 
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Fleischpreise seien am wenigsten der Geldentwertung gefolgt“, sagte er im 
Ministerrat, „die Viehpreise betrügen das 385fache, die Fleischpreise das 560- 
fache der Friedenspreise“ (Dezember 1922)®. Waren die Bauern und die Zwi- 
schenhändler, die Schieber und die Wucherer daran interessiert, den Zustand 
der Geldverschlechterung zur persönlichen Bereicherung möglichst lange zu 
erhalten, so wurde die Inflation von einem Teil der Großindustriellen be- 
wußt weitergetrieben, um sich bisher nicht gekannte Machtstellungen und Mo- 
nopole in der Wirtschaft und dadurch die Beherrschung des Staates zu sichern. 
Dies sagte Stinnes, der deutsche Wirtschaftsdiktator, Staatsrat Schmelzle un- 
verblümt ins Gesicht, als Schmelzle seiner Überzeugung Ausdruck verlieh, 
es müsse etwas Entscheidendes geschehen, um der Inflation Einhalt zu ge- 
bieten. „Im Gegenteil“, antwortete Stinnes, „die Geldentwertung müsse noch 
viel weitergehen. Die deutsche Wirtschaft werde dann aus der ganzen Krisis 
so gekräftigt hervorgehen, daß sie allen anderen Volkswirtschaften überlegen 
sein werde®?!“ Diese Einstellung führte dann dazu, daß der Mittelstand durch 
die Inflation proletarisiert wurde und die „deklassierten“ Schichten der 
NSDAP zuströmten. Es gab unter den „Verantwortlichen“ auch des poli- 
tischen Lebens Leute, die die Ansicht vertraten, man müsse die Dinge bewußt 
zur Katastrophe treiben lassen, weil das die einzige Möglichkeit sei, die 
Sieger von der Unmöglichkeit der Reparationsforderungen zu überzeugen; 
diese Ansicht vertrat — neben dem Reichskanzler Wirth — z. B. auch der 
bayerische Finanzminister Krausneck. Jeder Versuch, von staatlicher Seite 
energische Maßnahmen zur Steuerung und Beschränkung der Inflation zu 
fordern, wurde daher nicht nur von den führenden Wirtschaftsleuten, son- 
dern auch von den maßgeblichen Trägern der staatlichen Macht abgelehnt. 
Die Denkschrift, die Staatsrat Schmelzle zur Bekämpfung der Inflation aus- 
gearbeitet hatte und die vom Ministerpräsidenten Graf Lerchenfeld an den 
Reichskanzler weitergeleitet worden war, fand in Berlin Beachtung, wurde 
aber nicht nur „ad acta“ gelegt, sondern auch schwer angegriffen, weil sie 
„staatssozialistische“* Absichten verfolge. Dieser Vorwurf wurde sowohl von 
der Bayerischen Volkspartei wie vom bayerischen Industriellenverband er- 
hoben. Schmelzle hatte die Ansicht vertreten, die Wirtschaft dürfe nicht der 


83 MRP, Nr. 56 v. 4. 12. 1922. 
84 Schmelzle, UE. — Stinnes hielt die Inflation für notwendig, „um das Leben der Nation zu 
sichern“. S. Klaß, Hugo Stinnes, S. 285 ff. 


348 


Herrscher über den Staat sein, vielmehr müsse der Staat die Wirtschaft len- \ 
ken. Die Wirtschaft habe das Bestreben, nur ihren Vorteil zu wahren, unter 
völliger Außerachtlassung der Lebensinteressen von Staat und Volk. Der 
Staat müsse daher im Interesse des Ganzen entsprechende Maßnahmen er- 
greifen, um dem weiteren Abgleiten der Währung Einhalt zu gebieten. 

Im Ministerrat nahm auch der Leiter des Handelsministeriums, Staats- 
rat Meinel, Stellung gegen Schmelzles Denkschrift. Schmelzle erklärte, daß 
die von ihm ausgearbeiteten Vorschläge und Anregungen auf einer grund- 
sätzlich anderen Staats- und Wirtschaftsauffassung beruhten als der gelten- 
den. Der Ministerpräsident, der die Denkschrift verteidigte, wurde deshalb 
in der Presse heftig angegriffen; auch Dr. Held von der BVP wandte sich L 
gegen die „staatssozialistische“ Auffassung, die Schmelzle in seiner Denk- 
schrift vertrat®. 

Der Hauptnutznießer der Inflation war innenpolitisch die Hitlerbewe- 
gung, jedenfalls in Bayern; die Kurve ihrer Aufwärtsentwicklung verlief 
parallel zur Entwertungskurve der deutschen Mark. „Geduldet euch noch 
kurze Zeit!“ rief der nationalsozialistische Redner Dolle in einer Versamm- 
lung in Augsburg seinen Hörern zu. „Dann aber, wenn wir euch rufen, dann 
schont die Sparkassen, denn dort haben wir Proletarier unsere Sparpfennige, 
aber stürmt die Großbanken, nehmt alles Geld, das ihr dort findet und werft 
es auf die Straße und zündet den großen Haufen an! Und an die Galgen 
der Straßenbahn hängt die schwarzen und die weißen Juden®®!“ 


3. Regierung Knilling (1922—1924) 


Die Regierung Kahr hatte zurücktreten müssen, weil sie der Bayerischen 
Volkspartei bei der Auseinandersetzung mit dem Reich zu weit im Wider- 
stand gegangen war; die Regierung Lerchenfeld hatte abdanken müssen, weil 
sie zu wenig Widerstand im Konflikt mit dem Reich geleistet hatte. 


85 Schmelzle, UE. 
86 Pol.-Ber. v. Dez. 1922, Fotokopie, Privatbesitz. 
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Die Bayerische Volkspartei stellte als neuen Ministerpräsidenten Dr. von 
Knilling, der in der letzten königlichen Regierung (Kabinett Dandl) Kultus- 
minister gewesen war. Knilling war einer der fähigsten Männer der BVP; er 
war ein alter Liberaler, eine Persönlichkeit von ungewöhnlicher Intelligenz, 
außerordentlich gewandt und schlagfertig, „aber“ — nach Ansicht des Staats- 
rats Schmelzle — „ohne ein inneres pe zu den Menschen und den 
Dingen. Als Politiker war er o portunist.. 

Der rechte Flügel der BVP hatte den rer Graf Lerchen- 
feld gestürzt?; als Mann des rechten Flügels der BVP war Knilling zum Mini- 
sterpräsidenten gewählt worden. Er knüpfte in einem entscheidenden Punk- 
te wieder an die Politik Kahrs an; er verbündete sich mit den Rechtsver- 
bänden, mit deren Einvernehmen er die Regierungsbildung übernahm?. Die 
VVV (Vereinigte Vaterländische Verbände) aber gerieten in steigendem 
Maße unter den Einfluß Hitlers. „Die Nationalsozialisten waren die Ton- 
angebenden“ in den vaterländischen Verbänden. „Bereits zeichnete sich die 
Gefahr deutlich ab, es könnte eines Tages sich Hitler selbst zu einer Tat ge- 
trieben sehen.“ 

Die Hitlerbewegung war zu diesem Zeitpunkt zur gefährlichsten Bedro- 
hung des Staates geworden‘; das zeigte sich deutlich in der Landtagsdebatte, 
die im November über das Thema NSDAP stattfand. 

Prälat Dr. Wohlmuth, nach und neben Dr. Heim wohl die einflußreichste 
Persönlichkeit der BVP, erklärte im Landtag, daß die Religion den Chauvi- 
nismus verurteile, „aber“, so fuhr er wörtlich fort, „die Religion sanktioniert 
den Patriotismus und macht ihn zur heiligen Pflicht... allein, wenn das na- 
tionale Pendel einmal zu weit nach rechts ausschlägt, so ist das nach einem 
unabänderlichen Naturgesetz die Folge davon, daß es zuvor zu weit nach 

links ausgeschlagen habe... . 

Die Väter der deutschen Not sind die Entente, die Revolution und alle 

ihre Helfershelfer .....“ Unter unserer Jugend, sagte Prälat Wolmuth weiter, 


1 Schmelzle, UE.; s. a. Schwend, S. 199 ff., Hofmann, Der Hitlerputsch, S. 59. 

2 „Sturz Lerchenfelds bedeutet eine Verstärkung d. Rechtskurses“, Schwend, S. 198, 

3 Schmelzle, UE 

4 Schmelzle, UE. 

4aNicht nur die Linkspresse, sondern auch die bürgerlichen Organe waren voll von entspre- 
chenden Berichten über die nat.-soz. Gefahr: BK, Nr. 411 v. 22. 11. 1922; FZ, Nr. 807 v. 
10. 11.1922, MNN, Nr. 464 v. 26. 11. 1922, BStZ Nr. 27 v. 25. 11. 1922. 
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sind Gruppen, „die die Tat auf ihre Fahnen geschrieben haben! ‚Im Anfang 
war die Tat!‘, aber nicht die Gewalttat. Lernt Tat und Gewalttat unterschei- 
den und voneinander trennen!“ rief er der nationalen Jugend zu?. 

Heftig nahm der demokratische Abgeordnete Dirr gegen die Methoden 
der nationalsozialistischen Agitation Stellung, „die eines Kulturstaates un- 
würdig“ seien. „Hierher gehört auch“, erklärte Dirr, „die ungeheure Hetze, 
die getrieben wird gegen die Juden .... Ein törichter Wahn, zu glauben, am 
deutschesten sei derjenige, der den Rassenhaß zum obersten Gebot allen poli- 
tischen Handelns macht.“ 

Innenminister Schweyer sagte, „die nationalsozialistische Bewegung habe 
in letzter Zeit unter dem Druck der wirtschaftlichen Nöte und infolge einer 
lebhaften Agitation stark zugenommen. Sie verdient daher die aufmerksam- 
ste Beachtung der Regierung und wird genau im Auge zu halten sein. Die 
Partei nimmt scharf gegen den Marxismus Stellung, das ist ihr gutes Recht. 
Die terroristische, faszistenmäßige Kampfweise der Nationlsozialisten bildet 
mit Recht den Hauptgegenstand der Kritik und Beschwerde... . Auch die jü- 
dischen Volksgenossen haben einen Anspruch auf gerechte Behandlung und 
gesetzmäßigen Schutz’.“ „Eine bewaffnete Hitlergarde ist ebenso unzulässig, 
wie etwa eine Auergarde.“ Der Terror sei nicht von rechts, sondern von links 
ausgegangen. „Ist der Terror der Räterepublik allenfallsvon sogenannten Re- 
aktionären ausgegangen? Wer hat den Terror in Mitteldeutschland und im 
Ruhrgebiet gehandhabt? . . . Schließlich gehört der unerhörte Streikterror 
leider bereits seit Jahrzehnten zum herkömmlichen Rüstzeug . . ..“ Mit die- 
sen Worten wandte sich der Innenminister gegen die heftigen Vorwürfe, die 
die Sozialdemokraten der Regierung machten, weil sie zu wenig scharf gegen 
die NSDAP vorgehe. Als Sprecher der BVP wies Abgeordneter Fritz 
Schäffer die Vorwürfe der Sozialdemokraten zurück: in Coburg seien die So- 
zialisten die Angreifer gewesen, ebenso in Regensburg. Die Interpellation der 
Sozialdemokraten müßte eigentlich lauten: „Was gedenke die bayerische 
Staatsregierung zu tun, um die bayerischen Sozialdemokraten vor einem un- 


5 147. Sitzg. d. bayer. Landtags v. 14. 11. 1922. 
6 Ebda, 15. 11. 1922. 

7 148. Sitzg. d. bayer. Landtags v. 16. 11. 1922. 
8 Ebda. 


351 


angenehmen parteipolitischen Gegner zu bewahren?“ „Wir haben keinen An- 
laß“, fuhr Schäffer fort, „uns über die nationalsozialistische Partei sonderlich 
zu freuen...“ und stellte hierzu die Frage: „Haben nicht wir die Überzeu- 
gung, daß der internationale Marxismus Verderben und Untergang von Volk 
und Staat bedeutet? Wir gehen in diesem Punkt mit dieser Bewegung voll- 
kommen einig.“ Schäffer warf den Sozialisten vor, daß sie damit begonnen 
hätten, einen Staat im Staate zu schaffen, und daß sie das verbrecherische 
Wort geprägt hätten: „Wir haben die Faust an der Gurgel des Staates?.“ 
Der sozialdemokratische Abgeordnete Endres erwiderte darauf, daß „der 
deutsch-völkische Abgeordnete Schäffer, zur Zeit Hospitant bei der BVP, die 
Nationalsozialisten verteidige und die Interpellation der Sozialdemokraten 
lächerlich machen wolle. Solange sich die Nationalsozialisten nur gegen den 
sogenannten Marxismus gewendet haben, da fanden sie die Zustimmung 
auch der BVP, der bürgerlichen Parteien in diesem Hause, die Zustimmung 
der gesamten Regierung. Nachdem jetzt bekannt wurde, daß Herr Dietrich 
Eckart, der geistige Führer dieser sonderbaren Bewegung, jetzt in Antikatho- 
lizismus macht, da findet auch die Bayerische Volkspartei-Correspondenz 
(BVC), daß diese Bewegung eine große Gefahr darstelle!°.“ Auch der sozial- 
demokratische Abgeordnete Erhard Auer bezichtigte die Katholiken der Un- 
terstützung der Nationalsozialisten und zählte eine Liste von Vergehen und 
von Gewalttätigkeiten der Nationalsozialisten auf, mit denen er die Staats- 
feindlichkeit der Bewegung zu beweisen suchtet!. 

Die Landtagsdebatte bewies nicht nur, daß die NSDAP Ende des Jahres 
1922 in den Mittelpunkt der innenpolitischen Auseinandersetzungen gerückt 
war, sie zeigte auch, daß die Hitlerbewegung von den maßgeblichen bürger- 
lichen Parteien, vor allem von der BVP, aber auch von den Deutschnationalen 
gefördert wurde. Die gemeinsame Front gegen den gemeinsamen Feind, den 
Marxismus, hatte die BVP von Anfang an zur Unterstützung der National- 
sozialisten veranlaßt. Erst das Auftreten kulturkämpferischer Bestrebungen 
bei der Hitlerbewegung rief bei der BVP Kritik wach, ohne daß deshalb der 
ungebärdige Zögling ganz fallengelassen worden wäre. Diese Tatsache wur- 


9 150. Sitzg. d. bayer. Landtags v. 21. 11. 1922, 
10 155. Sitzg. d. bayer. Landtags v. 5. 12. 1922. 
11 150. Sitzg. d. bayer. Landtags v. 21. 11. 1922. 
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de in einem sozialdemokratischen Flugblatt zur Reichstagswahl im Jahre 
1930 mit den Worten gekennzeichnet: die NSDAP sei „der Bankert der 
Bayerischen Volkspartei!?*. Ministerpräsident von Knilling dachte über die 
Rechtsverbände im Grunde wie Reichswehrminister Geßler, der im Reichstag 
einmal sagte, „diese ganzen Verbände, die vielfach nur aus dicken Büros be- 
stünden, wären in demselben Augenblick in ganz Deutschland erledigt, wo 
kein Geld mehr zur Verfügung stünde“. Knilling selbst aber war nicht die 
überlegene Persönlichkeit, die die Rechtsverbände als Werkzeug zu benützen 
vermocht hätte, ohne in eine verhängnisvolle Abhängigkeit von ihnen zu 
geraten!3, 

Zweifelsohne hatte der Reichswehrminister den Nagel auf den Kopf ge- 
troffen, wenn er auf den Zusammenhang zwischen der Geldentwertung und 
den Wehrverbänden hinwies. Wie die Parteien, waren auch sie großenteils 
Selbstzweck- und Selbstversorger-Organisationen geworden; ihre Existenz 
war nur durch die übergroße Geldflüssigkeit infolge der Inflation möglich. 
Natürlich kamen auch sie aus den ständigen Geldschwierigkeiten nicht heraus, 
und die Beschleunigung des Währungsverfalls machte auch ihnen so schwer 
zu schaffen, daß Röhm den Einsatz staatlicher Mittel, bzw. von Reichswehr- 

itteln für ihre Erhaltung erforderlich hielt, vor allem auch zur „Erhaltung 
/der geretteten Materialwerte, die Milliarden von Volksvermögen darstell- 
‚ten... .1*, 

Aber trotz dieser Schwierigkeiten wurde die Hitlerbewegung von der 
Inflationswelle hochgetragen!*; mehr und besser als alle anderen Rechtsgrup- 
pen verstand sie, die Gunst der Stunde zu nutzen, weil sie nicht nur im Ver- 
hältnis zu den übrigen Rechtsverbänden die beste politische Führung hatte, 
sondern vor allem auch den größten Idealismus bei ihren Anhängern. Das 
war ihre eigentliche Stärke, und darin lag für den Staat die schlimmste Ge- 
fahr: die national gesinnte Jugend, die opferbereite Studentenschaft mit an 
der Spitze, strömte ihr zu. Immer drohender, immer selbstbewußter wurde 
die Sprache des VB, immer herausfordernder das Auftreten ihrer Redner. Als 


12 Originalflugblatt, Privatbesitz. 

13 Schmelzle, UE. 

14 Röhm, S. 137. 

14aHitlerrede v. 18. 9. 1922: „Die Teuerung als Folge der Börsenrevolution 1918. Boepple, 
Hitlers Reden, München 1933, S. 36 ff. 
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der Innenminister im Landtag mit einer Verordnung gegen den national- 
sozialistische Terror drohte, schrieb der VB „... wir möchten vor einem 
solchen Schritt warnen .. . Man sollte eine Sehne nicht überspannen wollen, 
Herr Dr. Schweyer!5!“ „Für die Regierung kommt namentlich die Frage des 
polizeilichen Vorgehens in Betracht... .*, hieß es in einem Polizeibericht, be- 
titelt: „Was kann getan werden?“ „Die Regierung hat sich aber auch auf den 
gewaltsamen Austrag der Machtfragen gefaßt zu machen.“ Polizei und 
Reichswehr müßten anstandslos auch gegen den Rechtsterror funktionieren!®, 


Vielleicht noch größere Sorgen als die Staatsbehörden machten sich die 
Hauptgegner der Nationalsozialisten: die Sozialdemokraten und die Juden. 
Die sozialdemokratische Presse war seit der zweiten Jahreshälfte 1922 bei- 
nahe täglich gefüllt mit Berichten über den Terror der Hitlerleute und ihrer 
Helfershelfer, und besonders seit Mussolinis Machtergreifung gespensterte die 
Gefahr eines ähnlichen Vorganges in München in den Redaktionsstuben und 
Parteibüros der Linken. „Die Grundlagen des faszistischen Nationalismus 
hüben wie drüben verleugnen die Grundsätze aller sittlich fortschrittlichen 
Ideen und sind moralisch und historisch anti-revolutionär. Der Faszismus ver- 
wechselt Verschwörung und Terror mit revolutionärem Umgestaltungswil- 
len. Und er übersieht, daß revolutionär sein heißt: einen sittlichen und tiefen 
sozialen Glauben haben. Denn allein der Glaube an die Allmacht der Bajo- 
nette tut es nicht“, schrieb die MP wenige Tage nach Mussolinis Machtergrei- 
fung!”. „Bekämpfung des Faszismus, eine nationale Lebensfrage“, war ein 
Leitartikel im Dezember 1922 betitelt!®. „Der deutsche Faszismus lehnt sich 
nun gegen die Demokratie auf und unterminiert grundsätzlich die republi- 
kanisch-parlamentarische Regierungsform“, warnte das SPD-Organ in einem 
Artikel: „Für die nationale Selbstbehauptung“. „Er schart seine Anhänger- 
schaft um das Banner der nationalistischen Diktatur. Die Hitler und Weber 
und mit ihnen im Bunde die Herren Hemmeter, Bauer, Roth und Xylander 
rufen Sturm gegen die demokratische Republik und begeistern sich für einen 
nationalen Diktator vom Schlage des Kapitäns Ehrhardt.“ „Der Faszismus 


15 VB, Nr. 92 v. 18. 11.1922, S. 1: Die Regierung droht. 

16 Bericht v. 12. 11. 1922, Akt d. Innenmin., Fotokopie, Privatbesitz. 

17 MP, Nr. 260 v. 8.11. 1922, S. 2: Faszismus, eine nationale Verirrung. 
18 MP, Nr. 288 v. 11.12. 1922, S.1f. 
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zersetzt den Staat, entdemokratisiert und entnationalisiert ihn. Er erniedrigt 
die Massen zu bloßen Instrumenten zäsaristischer Diktaturen, die vor allem 
ihre politisch-sozialen Gruppeninteressen durchsetzen wollen!®.“ 

Vor allem die Juden betrachteten sorgenvoll die Entwicklung. In einem 
Artikel: „Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei“, „Von einem baye- 
rischen Politiker“, befaßte sich die CVZ (= Central-Vereinszeitung) mit die- 
ser großen Gefahr. „Fünf Worte bilden den Namen dieses denkwürdigen Ge- 
bildes, fünf Worte und fünf Unwahrheiten: es nennt sich Partei und will zu- 
gleich alles Partei- und Parlamentswesen abschaffen .... Darum nennt sie sich 
national und stößt in blindwütigem Haß wertvolle Helfer am Wiederaufbau 
des Vaterlandes zurück, nur weil sie Juden sind und deshalb in den beschränk- 
ten Volksbegriff der Rassefanatiker nicht passen .... Sozialistisch nennen sich 
die Herren und verfolgen doch jeden Sozialisten mit wütendem Haß. Deutsch 
geben sie vor zu sein, nehmen aber ihre Ideale und Methoden von den ita- 
lienischen Faszisten, den bittersten Verfolgern des Deutschtums in Südtirol 
und scheuen sich auch nicht vor Ideenverbindungen mit Franzosen und an- 
deren Feinden Deutschlands, sofern nur gemeinsamer Haß gegen alles Jüdi- 
sche sie zusammenführt.“ Der leichte Sieg Mussolinis und die Zuversicht, daß 
die bewaffnete Macht ihnen im Ernstfalle nicht entgegentreten werde, habe 
Hitlers Mut mächtig gehoben. „Dieses stolze Selbstgefühl, mit den Hundert- 
schaften seiner militärisch geschlossenen und geschulten Sturmabteilungen der 
fast unbestrittene Herr Bayerns zu sein, hat Hitler übermütig gemacht!“ 
Ohne Unterstützung von bürgerlicher Seite, vor allem von Pittinger, hätte 
Hitler seine Macht nicht erreicht?®! 

Und Arnold Rechberg schrieb am 26. November 1922 an Ministerpräsi- 
dent von Knilling: „Berliner Vertreter der Sowjetregierung finanzieren an- 
tisemitische Propaganda. Die Bedrohung der großen Vermögen durch den 
Umsturz veranlaßte die jüdische Großfinanz infolge der Auflösung der fe- 
sten Regierungsformen dazu, die antirevolutionären Kräfte zu unterstützen. 
Um sie nun zu zwingen, mit dem Bolschewismus zu paktieren, schickt dieser 
den Antisemitismus in die antirevolutionären Bewegungen. Moskau setzt 
große Hoffnungen auf die Nationalsozialisten in Bayern. Hitler ist ein Mann, 


19 MP, Nr. 20 v. 25.1.1923, S.1. 
20 CVZ,Nr. 31 v.7.12.1922, $. 349: Nat. soz. deutsche Arbeiterpartei, 
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dessen große Vaterlandsliebe über jeden Zweifel erhaben ist. Er hat das un- 
gewöhnliche Verdienst, diese seine Vaterlandsliebe auf Arbeitermassen über- 
tragen zu haben, welche den Glauben an unser Vaterland verloren haben. 
Es wäre überaus tragisch, wenn das Bemühen des Herrn Hitler zum Unglück 
für das deutsche Volk ausschlüge?!.“ 

Anläßlich des Regierungsantritts des Reichskabinetts Wilhelm Cuno 
schrieb der amerikanische Botschafter in Berlin, Hougthon, über die Lage in 
Deutschland am 21. 11. 1922, „das reine Verhältniswahlrecht, das in 
Deutschland gelte, habe zur Zersplitterung der Parteien, zur Verantwor- 
tungslosigkeit der Politiker und schließlich zur Impotenz des Parlaments ge- 
führt. Diese Impotenz des Parlamentes sei der Angriffspunkt für alle Reak- 
tionäre ebenso wie für Millionen gutgläubiger Deutscher, die ihr Land der 
Katastrophe zutreiben sähen. Die Lage in Bayern sei besonders besorgnis- 
erregend. Es gäbe dort vier monarchistische Gruppen, die alle sowohl gut 
organisiert als auch gut bewaffnet wären. Keine dieser Gruppen arbeite direkt 
auf eine Restauration der Hohenzollern hin, sondern sie hätten alle eine zen- 
tralisierte wirkungsvolle Regierungsform im Auge, wahrscheinlich eine Dik- 
tatur. Die aktivste dieser Gruppen werde von einem jungen Österreicher 
namens Hitler geführt, dem schätzungsweise 30 000 Bewaffnete unterstün- 
den. Nach seiner revolutionären Leidenschaft und packenden Führerpersön- 
lichkeit zu urteilen, werde dieser Mann bald die Leitung der gesamten Bewe- 
gung in die Hand bekommen. Das Vorbild dieser Bewegung seien die Faschi- 
sten unter Mussolini in Italien. Sie böte ein Sammelbecken für konservative 
Elemente aller Schattierungen, die der kommunistischen Gefahr mit gleichen 
Methoden entgegentreten wollen. Er habe gehört, daß diese faschistische Be- 
wegung über ganz Deutschland verbreitet sei und von einigen Deutschen sehr 
ernst genommen werde. Er habe einen Geheimagenten nach Bayern geschickt, 
der an Ort und Stelle seine Beobachtungen machen solle“ 2, 

Und Reichskanzler Cuno erklärte in der Kabinettssitzung am 7. Dezem- 
ber 1922, „man müsse daran denken, daß eine bayerische Regierung, die sich 


21 Brief v. 16. 11. 1922, Fotokopie, Privatbesitz. — In der BStZ, Nr. 276 v. 28. 11. 1922 und 
Nr. 282 v. 5. 12. 1922 Art. v. Rechberg „Aufsteigende Gefahren“. 

22 D.G. Gescher: Die Vereinigten Staaten von Nordamerika und die Reparationen 1920— 
1924, Bonn 1956, S. 127. 
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heute nachgiebig gegenüber den Ententeforderungen zeige, evtl. von der Be- 
wegung Hitlers weggeschwemmt werden könnte. Was dann käme, könne 
man sich denken .. .23“ 


4. Ruhreinbruch der Franzosen und erster Reichsparteitag der NSDAP 


„Unsere Aufgabe für 1923“, schrieb der VB in einem Leitartikel zu Be- 
ginn des Jahres 1923, ist „die Forderung der Bildung einer deutschen Natio- 
nalregierung, die zu Hause mit dem ganzen schmarotzenden und zeitungs- 
schreibenden Verbrechertum aufgeräumt hat!.“ 

Um die Jahreswende hatte die nationalsozialistische Propaganda einen 
bisher nicht gekannten Höhepunkt erreicht: Fünf Massenversammlungen am 
1. Dezember, zehn Massenversammlungen am 13. Dezember. Die Hitler- 
bewegung war innenpolitisch „zum beherrschenden Faktor“ Bayerns gewor- 
den?. 

Dieser Stand der Innenpolitik war die Frucht der Außenpolitik, in der 
Deutschland das Objekt der Sieger geworden war. Und jetzt, im Januar 1923, 
holte Frankreich zum entscheidenden Schlage aus: es versuchte, das wirtschaft- 
liche Herz Deutschlands, das Ruhrgebiet, aus dem deutschen Volkskörper 
herauszureißen, um dem Deutschen Reich den Todesstoß zu versetzen. Zum 
Anlaß nahm Frankreich die angebliche Nichteinhaltung der Reparationsver- 
pflichtungen des Reiches. Deutschland war mit der Lieferung von Telegra- 
phenstangen im Rückstand geblieben. Vor Abschluß des Jahres 1922 hätte 
es an Frankreich 200 000 Festmeter Telegraphenstangen liefern sollen, hatte 
aber nur 65 000 Festmeter geliefert. „Dieser Fehlbetrag von 135 000 Fest- 


23 Karl-Heinz Harbek: Das Kabinett Cuno. 22. 11. 1922 — 12. 8. 1923. Akten der Reichs- 
kanzlei. Weimarer Republik Bd. 1, Boppard/Rhein 1968, S. 45, Nr. 14. 
1 VB,Nr.1v.3.1. 1923, $.1. 
2 Schmelzle, UE, 
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meter Telegraphenstangen entschied letzten Endes über die Ruhrbesetzung?“, 
die schon seit 1921 geplant war“. 
Gegen den Willen Englands marschierten Frankreich und Belgien am 
11. Januar 1923 ins Ruhrgebiet ein®b. Eine gewaltige Welle nationaler Em- 
pörung ergriff Deutschland; eine „nationale Einheitsfront“ wurde gegründet, 
die von den Sozialdemokraten bis zu den Deutschnationalen reichte; der 
„passive Widerstand“ an der Ruhr wurde verkündet. Der 14. Januar wurde 
zum Trauertag erklärt, an dem im ganzen Reich Protestkundgebungen statt- 
fanden. In München sprachen auf dem Königsplatz der Präsident der VVV, 
Professor Bauer, Dr. Pittinger als Führer von „Bund Bayern und Reich“ und 
der Jesuitenpater Rupert Mayer. Hitler aber war mit seinen Leuten zu den 
vaterländischen Kundgebungen nicht erschienen‘; am 12. Januar hatte er in 
einer Versammlung erklärt: „Nicht nieder mit Frankreich, sondern nieder 
mit den Vaterlandsverrätern, nieder mit den Novemberverbrechern muß es 
heißen!“ Er war ein Gegner des passiven Widerstandes, er dachte an die Vor- 
bereitung des „aktiven Widerstandes“ und stand mit dieser Idee nicht allein; 
/bei den Rechtsverbänden und in Teilen der Reichswehr, auch in der obersten 
Leitung, wurde dieser Gedanke ernsthaft erwogen, geheime Vorbereitungen 
' wurden getroffen. Zunächst bedeutete Hitlers Haltung den Bruch mit den 
VVV, denen die NSDAP bei der Gründung am 9. November beigetreten war, 
für die weitere politische Entwicklung in Bayern ein wichtiges Ereignis. 
Deutschlands Lage war verzweifelt; die Wirtschaft war der beste Grad- 
messer für die unheilvollen Folgen der unbedingten Erfüllungspolitik. Laut 
Bericht der Reichsfinanzverwaltung stand der Wert des Dollars in dem Jahr 
vom 1. April 1921 zum 1. April 1922 zwischen 63 und 298 Papiermark; von 
Juli bis Dezember 1922 war er von 317 auf 7390 Papiermark gestiegen. Im 
Januar 1923 wurden für einen Dollar 18000 Papiermark bezahlt, im Fe- 
bruar 27 900 und im Juni 1923 110 000 Papiermark>. 
„Die Proteste der Berliner Regierung sind völlig lächerlich“, schrieb der 


3 Benoist-M£chin: L’histoire de l’arm&e allemande, II, S. 251, Anm. 3. 

3aAllen, Tagebuch, S. 134 f., Eintrag vom 22. 4. 1921: „Die Truppen, die die Ruhr besetzen 
und die von Mainz aus nach Osten vorrücken sollen, sind alle schon ausgewählt und mit 
Plänen versehen.“ 

3bEbda, S. 135, Eintrag v. 25. 4. 1921. 

4 Röhm, S. 148 f. 

5 Schulthess, EGK, Bd. 63, 64. 
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französische Historiker Jacques Bainville am 11. Januar 1923. „Diese Re- 
gierung, die weder die Arbeitgeber noch die Arbeitnehmer regiert, die von 
der Papiergeldflut fortgerissen wird, erschöpft sich in bedeutungslosen Ge- 
sten. Der Aufruf des Präsidenten Ebert ist die zwölf Millionen Mark wert, 
die er jährlich verdient. Das Reich wird für zwanzig Pfund Sterling monat- 
lich repräsentiert, denn das Pfund ist 50 000 Papiermark wert. So verdient 
Ebert als Präsident der deutschen Republik nicht mehr als wenn er Sattler 
wäre. 

Diese ohnmächtige und zerlumpte Regierung kann alles, was sie will, an 
den Mauern Westfalens anschlagen. Sie ist ebensowenig fähig, die Massen 
aufzuwiegeln gegen die französisch-belgische Besatzung, wie sie fähig sein 
würde, sie zu beruhigen, wenn sie sich erheben würden ..... Die jetzige Er- 
fahrung beweist uns, daß es unser größtes Interesse ist, daß Deutschland im 
Chaos bleibt und darin noch mehr versinkt.“ „Das wahre Problem Deutsch- 
lands, wie das aller Länder, ist das Regierungsproblem“, fuhr Bainville wei- 
ter fort. „Beglückwünschen wir uns, daß Deutschland eine schlechte Regie- 
rung hat; wir haben dazu unseren Beitrag geleistet .... Die deutsche Republik 
zahlt nicht. Die deutsche Demokratie ist zahlungsunfähig geworden .. .6.“ 

Dies war nicht nur die Ansicht eines Historikers, es war die Ansicht, aus 
der heraus die damalige französische Regierung sich zu dem Gewaltstreich 
entschlossen hatte”. 

Weil Deutschland eine schwache Regierung hatte, war es zum Spielball 
der Willkür der Sieger geworden; weil Bayern eine schwache Regierung hatte, 
konnte die Hitlerbewegung das Gesetz des Handelns bestimmen. Der Kampf 
um die Zulassung des Parteitages war die erste Machtprobe zwischen Hitler 
und der Regierung. 

Die General-Mitgliederversammlung wurde dieses Mal als „Reichspartei- 
tag“ angekündigt, der Termin für den 27./28. Januar 1923 angesetzt. Für die 
herrschende Psychose war es bezeichnend, daß sofort wieder Putschgerüchte 
auftauchten. 


6 Jacques Bainville, Dans la Ruhr, in „L’Action francaise“ v. 11. 1. 1923; zit. nach Bainville, 
L’Allemagne, Paris 1939, Bd. II, 88/9. 

7 Vgl. u. a. Benoist-Me£chin, II. S. 251 ff. „Seul Barthou y tenait.... soutenu par les fanfares 
de la presse nationaliste qui &voquait les ombres prestigieuses de Louis XIV et de Napo- 
leon, .%4* 
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Im Ministerrat wurde ausführlich über den Parteitag verhandelt. Beden- 
ken gegen die unter freiem Himmel geplanten Kundgebungen wurden erho- 
ben; Hitler forderte den Platz vor dem Armeemuseum und nach Ablehnung 
dieses Ansuchens den Königsplatz. Aber auch das wurde nicht genehmigt. 
Die Partei als solche könne ebensowenig verboten werden wie irgendeine 
andere; auch den Parteitag könne man nicht verbieten, meinte der Innen- 
minister. Der Ministerrat einigte sich dahingehend, daß der Parteitag nicht 
verboten würde, daß aber Kundgebungen unter freiem Himmel verboten sein 
sollten. Jeder Versuch der Widersetzlichkeit sollte mit Gewalt unterdrückt 
werden®. 

Dies war der erste Akt der Tragikomödie der bayerischen Regierung. 
Hitler drohte daraufhin mit Blutvergießen und wälzte für den Ernstfall alle 
Verantwortung von vornherein auf die Regierung ab. Da besonders der Mi- 
nisterpräsident aufgebracht war und jedes Entgegenkommen ablehnte, spitzte 
sich die Lage zu; auch Hitler konnte nicht mehr zurück. Ein neuer Minister- 
rat wurde berufen, zu dem auch der Regierungspräsident von Oberbayern, 
Herrvon Kahr, ferner der neueReichswehrbefehlshaber General von Lossow, 
der Chef der Landespolizei Oberst von Seißer, der Landtagspräsident sowie 
die Fraktionsvorsitzenden der drei Regierungsparteien und der demokrati- 
schen Partei geladen waren. Allein daraus konnte man ersehen, in welch 
heikler Lage sich die Regierung befand, welche Bedeutung die NSDAP 
gewonnen hatte. Wie ein Damoklesschwert hing sie über dem Staate. Der 
Ministerpräsident wies mit allem Nachdruck darauf hin, daß nicht nur Hitler, 
sondern auch die Regierung ein Ansehen zu verlieren habe; der Innenmini- 
ster bestand auf Verhängung des Ausnahmezustandes, der von sämtlichen 
Ministern befürwortet wurde. Aber sowohl der Reichswehrbefehlshaber wie 
der Chef der Landespolizei warnten davor, die Dinge auf die Spitze zu 
treiben und rieten zu Verhandlungen mit Hitler. Es sei eine mißliche Sache, 
meinten die beiden Militärs, wenn die national gesinnten Soldaten auf na- 
tional gesinnte Männer schießen müßten. Der Innenminister aber erklärte, für 
ihn sei die Verhängung des Ausnahmezustandes die Kabinettsfrage. Die va- 
terländischen Verbände lehnten ebenfalls ein gewaltsames Auftreten gegen 
Hitler ab, weil die Mehrzahl der jungen Leute in ihren Reihen nationalsozia- 
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listisch gesinnt seien und sich nicht gegen Hitler gebrauchen ließen. Herr 
von Kahr riet gleichfalls zu gütlichem Verhandeln. Trotzdem verhängte der 
Ministerrat den Ausnahmezustand mit folgender Bekanntmachung: 

„Der Druck der Feinde auf Deutschland verlangt zur Zeit gebieterisch die 
Zusammenfassung aller Kräfte zur einheitlichen Abwehr. Jetzt ist nicht Zeit 
zu politischen Auseinandersetzungen, durch welche die Gefahr von Zusam- 
menstößen unter Deutschen heraufbeschworen wird. Den Führern der Na- 
tionalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei wurde daher eröffnet, daß 
unter diesen Umständen anläßlich ihres Parteitages Veranstaltungen und 
Festlichkeiten unter freiem Himmel nicht zugelassen werden. Sie lehnten 
die Beachtung dieser Anordnung ab und drohten, daß der staatlichen Gewalt 
Gewalt entgegengesetzt werde. Damit hat die Nationalsozialistische Deut- 
sche Arbeiterpartei den gesetzmäßigen Boden verlassen und der verfassungs- 
mäßigen Regierung den Kampf angesagt. Um allen Störungen von Ruhe und 
Ordnung, von welcher Seite sie auch immer kommen mögen, zu begegnen, 
hat daher die Staatsregierung beschlosesn, den Ausnahmezustand zu ver- 
hängen. Sie erwartet von allen Staatsbürgern die genaueste Beachtung der 
bestehenden Gesetze und der ergehenden Anordnungen?.“ 

Das war der zweite Akt der Machtprobe zwischen den Nationalsoziali- 
sten und der Regierung! 

„Am 26. Januar 1923 war die Lage die“, schrieb Röhm, „daß für den 27. 
und 28. zwischen Nationalsozialisten und den von der Regierung aufge- 
botenen Kräften — Polizei, Landespolizei, Reichswehr und zur Verstärkung 
der Reichswehr einberufenen Selbstschutzverbänden — Zusammenstöße er- 
wartet werden konnten.“ Für den weiteren Verlauf der Dinge kann man der 
dramatischen Schilderung Röhms, unter dessen maßgeblichem Einfluß das 
Blatt im letzten Augenblick zugunsten Hitlers gewendet wurde, folgen. 

„Hitler befand sich in schwerer Lage“, fuhr Röhm fort, „er hatte seinen 
Kopf zum Pfand gesetzt; ein Zurückweichen kostete ihm einen unerträg- 
lichen Ansehensverlust .. . In diesem Augenblick schwerster Spannung, einem 
Augenblick, der über sein Schicksal überhaupt entscheiden konnte, fand Hit- 
ler in der Reichswehr eine helfende Stütze. General von Lossow hatte an- 
gesichts der beunruhigenden Lage die Truppenkommandeure und die Offi- 


9 MRP, Nr. 7 v. 26.1.1923; ferner Schmelzle, UE. 
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ziere des Standortes München zu einer Besprechung befohlen. In dieser Be- 
sprechung ergriffen viele aufrechte Offiziere für Hitler das Wort. Insbeson- 
dere war es der General von Epp, der für ein Eingreifen in die verfahrene 
Lage seine mahnende Stimme erhob. Ich fieberte in jener Versammlung und 
gab meiner Erregung über das Verhalten der bayerischen Regierung lauten 
Ausdruck ... Nach einem Vortrag, den ich unmittelbar nach der Offiziers- 
besprechung mit einigen Gleichgesinnten bei General von Epp hatte, sprach 
dieser persönlich bei General von Lossow vor. 

Darauf befahl mir der Landeskommandant, Hitler herbeizuholen. Au- 
genblicklich brachte ich ihn. In der Aussprache, die im Beisein des Chefs der 
Landespolizei stattfand, gab Hitler die Versicherung, daß er für eine ruhige 
Abhaltung des Parteitages sich verbürge. General von Lossow beauftragte 
mich dann, bei der Regierung in seinem Namen für eine Milderung der ein- 
schneidenden Bestimmungen einzutreten. Ich fuhr nun mit Hitler zum Staats- 
kommissar für Oberbayern, Exzellenz von Kahr, der auf die Rücksprache 
hin zusagte, sich für den nationalsozialistischen Führer einzusetzen. Von dort 
brachte ich Hitler zum Staatskommissar für München Stadt und Land, dem 
Polizeipräsidenten Nortz, der nach langer, eindringlicher Unterredung sich 
bereit erklärte, von sich aus einen Teil der nationalsozialistischen Versamm- 
lungen zu genehmigen .... Ein großer Erfolg war errungen, der mich mit 
freudigem Stolz erfüllte... DieNSDAP konnte ihrBanner stolz entfalten!®.“ 

Der Einspruch der Reichswehr hatte die Regierung zum Nachgeben ge- 
zwungen, der persönliche Einsatz des Hauptmanns Röhms hatte Hitler vor 
einer schweren Niederlage bewahrt. 


Am Nachmittag des gleichen Tages, an dem der Ausnahmezustand ver- 
kündet worden war, mußte das Innenministerium die Abhaltung von sechs 
großen Versammlungen, die Fahnenweihe im Zirkus Krone und den öffent- 
lichen Aufmarsch am Marsfeld genehmigen. Das einzige Zugeständnis, das 
Hitler gemacht hatte, war die Versicherung, daß er nichts gegen die Regie- 
rung unternehmen werde und auch in Zukunft keine derartigen Absichten hege. 
Als der Regierungspräsident von Oberbayern den Leiter des Ministeriums 
des ÄAußern, Staatsrat Schmelzle, von der veränderten Lage in Kenntnis 


10 Röhm, S. 150 ff.; Röhms Schilderung wurde v. Schmelzle, UE, bestätigt. 
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setzte, fügte er hinzu, die Regierung hätte dies billiger haben können, „wenn 
der Ministerpräsident nicht zu hochmütig gewesen wäre, um mit Hitler zu 
verhandeln“. 

Die ganze Groteske des Vorgangs erhellt am besten die Tatsache, daß die 
von der sozialdemokratischen Partei für den 26. Januar angesetzten Massen- 
versammlungen wegen des Ausnahmezustandes verboten wurden, der gegen 
die Nationalsozialisten verhängt worden war, diese aber in aller Offentlich- 
keit ihren Parteitag abhalten konnten! Während an allen Litfaßsäulen und 
Anschlagtafeln die Plakate prangten, die den Ausnahmezustand verkünde- 
ten, zogen die nationalsozialistischen Sturmabteilungen durch die Straßen 
und sangen ihre Lieder von der Judenrepublik!!. Aus den sechs genehmigten 
Massenversammlungen machten die Nationalsozialisten zwölf, indem sie für 
jede Versammlung eine Parallelkundgebung ansetzten. Da der Parteitag 
ohne jede Störung verlief, wurde der Ausnahmezustand am 5. Februar wieder 
aufgehoben. 

„Die Partei bestand auf der Abhaltung ihres Parteitages ... Und über- 
ließ der Regierung, ein gewaltsames Eingreifen gegen die Teilnahme unseres 
Parteitages zu verantworten. Die Regierung fiel prompt um, und im Zeichen 
des Ausnahmezustandes nahm der Parteitag der Nationalsozialisten einen 
ausnehmend schönen Verlauf“, schrieb der VB triumphierend'?. 

Auf dem Marsfeld waren am Sonntag, dem 28. Januar 1923, 6000 Ange- 
hörige der Wehrverbände aufmarschiert und nahmen an der Weihe der 
Fahnen und Standarten teil. Ein Teil der SA erschien hier erstmals unifor- 
miert, mit grauer Skimütze, Windjacke und Hakenkreuzarmbinde. Die Um- 
stellung der SA auf einen Wehrverband wurde damit öffentlich gezeigt. Vier 
Standarten wurden geweiht: München I, München II, Nürnberg, Landshut. 
Alle Parteiveranstaltungen waren mit einem gewaltigen Aufwand an propa- 
gandistischen Mitteln aufgezogen; der Sinn Hitlers für theatralische Effekte 
kam in der geschickten Vorbereitung und eindrucksvollen Gestaltung voll 
zur Geltung. Die gesamte Parteiführerschaft der nationalsozialistischen Par- 
teien Deutschlands, Österreichs und der Sudetenländer war vertreten. Vier 
große Musikkapellen wirkten mit; eine Reihe von Künstlern, darunter einige 


11 Schmelzle, UE. 


12 VB, Nr. 9 v. 31. 1.1923, S. 1 f.: Deutschland erwache! 


363 


Hofschauspieler, ferner Weiß Ferdl und eine Schuhplattlergruppe, sorgten 
für Unterhaltung. Hitler hielt auf sämtlichen Kundgebungen kurze Anspra- 
chen. Er wurde nicht nur einstimmig wieder zum Vorsitzenden gewählt, son- 
dern erhielt auch die Ermächtigung, sich seine Mitarbeiter selbst zu wählen. 
Seine Diktatur in der Partei war damit unbestritten geworden. Die beschlos- 
senen Richtlinien für den weiteren Kampf enthielten folgende Forderungen: 

„Einstellung aller Lieferungen an Frankreich, Währungsgesundung, 
Kampf gegen Vaterlandsverräter, Verstaatlichung der Banken, Befreiung der 
Vaterlandsverteidiger, Kampf gegen Schieber- und Wuchertum??.“ Der Hö- 
hepunkt war dann die Weihe der Standarten, die Hitler persönlich vornahm; 
durch die kalte, klare Winterluft des Januartages gellte seine Stimme, die 
sechstausend angetretene SA-Männer in Bann schlug. Militärmärsche klan- 
gen auf; die neuen Feldzeichen mit den Adler auf der Spitze hoben sich, und 
nach dem Takt der Militärmusik marschierten die Männer an Hitler und 
Eckart vorbei, die in der Schwanthaler Straße den Vorbeimarsch abnahmen. 


13 VB, Nr. 9 v. 31.3.1923, S. 2/3. 
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C. SCHLUSSBETRACHTUNG 


„Sie werden noch Staatsrat Hitlers werden“, sagte Ministerpräsident von 
Knilling halb im Scherz, halb im Ernst zu Staatsrat Schmelzle im Verlauf 
eines Gesprächs über die Hitlerbewegung im März 1923. Der Ministerprä- 
sident war angesichts der gewaltigen Schwierigkeiten amtsmüde. Wenn er 
dies geahnt hätte, so fuhr er in seinen düsteren Betrachtungen fort, hätte er 
das Amt nicht übernommen. Aber nun könne er nicht zurück, weil sein Rück- 
tritt als Fahnenflucht ausgelegt würde. Die bayerische Regierung scheine ihm 
nur noch von der Duldung Hitlers zu leben, meinte der Leiter des Ministe- 
riums des Äußeren, Schmelzle, und der Ministerpräsident stimmte ihm zu; er 
äußerte Befürchtungen, daß Hitler beim Zusammenbruch des passiven Ruhr- 
widerstandes die Dinge in die Hand nehmen werde. „Ich halte die bayerische 
Politik, für die die Bayerische Volkspartei verantwortlich ist, für falsch“, 
fuhr Schmelzle in seiner Kritik weiter. „Als Kahr ging, machte man ihm den 
Vorwurf, daß er der Gefangene der Rechtsradikalen gewesen sei. Inzwischen 
hat sich die ganze Bayerische Volkspartei in diese Gefangenschaft begeben.“ 
Der Ministerpräsident nickte beistimmend und wiederholte seine Klage, daß 
die vaterländischen Verbände ganz unlenksam seien; sie wollten die Politik 
bestimmen, verstünden aber nichts von Politik!. 

„Hitlers Fahnenweihe ist vorüber“, schrieb das Organ der deutschen Ju- 
den am 1. Februar 1923. „Seine Drohungen gegen das Parlament, Regierung 
und Juden hat er nicht zur Tat werden lassen... 

Die Hitlergefahr ist vertagt, sie ist nicht erledigt. Das Gift sitzt zu tief in 


1 Schmelzle, UE. — Der „Vorwärts“, Abendausgabe v. 8. 1. 1923, bezeichnete die bayerische 
Regierung als „Gefangenen der Deutschvölkischen“ in einem Artikel, betitelt „Die baye- 
rische Einheitsfront, Kahr, Knilling, Ludendorff und Hitler“. Über die Gefahr eines Hit- 
lerputsches „Berliner Tageblatt“, Nr. 31 v. 19.1. 1923. 
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der Bevölkerung, um von heute auf morgen wirkungslos zu sein. Unsere 
Freunde in München müssen und werden auf der Hut sein ...?.“ 

Die „Deutsche Arbeiterpartei“ war am 5. Januar 1919 von Anton Drex- 
ler gegründet worden; im September 1919 war Adolf Hitler zu ihr gesto- 
ßen. Im Juli 1921 wurde sie Hitlers Instrument; im Januar 1923 war sie eine 
Massenbewegung und die gefährlichste Bedrohung der staatlichen Ordnung 
Bayerns. Wie war das möglich? Wie konnte der lächerliche Verein von politi- 
sierenden Eisenbahnarbeitern, von Kleinbürgern, Arbeitslosen, Soldaten, von 
intellektuellen Außenseitern und Sonderlingen binnen vier Jahren zu solcher 
Bedeutung gelangen? Die allgemeinen Ursachen waren der verlorene Krieg, 
die Revolution, der Versailler „Vertrag“, die Inflation. Die Hitlerbewegung 
war das Erzeugnis des Kriegserlebnisses und der Kriegsfolgen. Die „antika- 
pitalistische Sehnsucht“ — das Wort stammt von Gregor Strasser — suchte 
in ihr einen neuen Weg der Erfüllung, nachdem die Sozialdemokratie in die- 
sem entscheidenden Punkt versagt hatte und der kommunistische Lösungs- 
versuch an der antinationalen Haltung der Linksradikalen in Deutschland 
gescheitert war. 

Das Fronterlebnis hatte die deutsche Jugend, die Frontkämpfergene- 
ration, die einen beispiellosen Opfer- und Leidensweg hinter sich hatte, see- 
lisch so umgewandelt, daß sie sich nach der Rückkehr in die Heimat dort 
nicht mehr zurechtfinden konnte. 

Alles war für die heimkehrenden Frontsoldaten fragwürdig geworden: 
das „Zuhause“, die „Heimat“, das „Vaterland“, die „Familie“, die „Exi- 
stenz“, „Kirche und Gott“; alles war fragwürdig geworden im Toben der 
Materialschlachten, im Chaos der Revolution. Von denen, die zurückkehrten, 
suchte und fand ein Teil den Weg zurück in die „bürgerliche Existenz“, ein 
anderer Teil aber fand ihn nicht mehr und wollte ihn nicht mehr oder — über- 
haupt nicht finden. Letzteres galt vor allem für jene jungen Menschen, die 
noch vor der beruflichen Ausbildung, vor der Gründung der „bürgerlichen 
Existenz“ zu den Fahnen entweder freiwillig geeilt oder geholt worden wa- 
ren. Aus dem Kampferlebnis heraus suchte diese Jugend eine neue Gemein- 
schaft mit neuen Idealen; Klassenunterschiede, Rangunterschiede, Vermö- 
gens-, Glaubens- und Konfessionsunterschiede hatte der Tod nie gemacht, 
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wenn er durch ihre Reihen ging und nach menschlichem Verstehen und Er- 
messen sinnlos, wahllos seine blutige Ernte hielt. Im ständigen Angesicht 
des Todes waren sie alle gleich geworden. Natürlich gab es noch Unterschiede, 
aber nur solche der seelischen Haltung, der geistigen Würde gegenüber dem 
Tod. Das bisher Trennende war beseitigt; eine neue Gemeinschaft, erwach- 
sen aus den Tugenden des Fronterlebnisses wurde gesucht; in diesem Suchen 

"lebte auch das Erbe der Jugendbewegung der Vorkriegszeit weiter. Das war 
die geistige Triebfeder der Frontsoldaten; aber es gab auch eine materielle. 
Und aus dieser erwuchsen die düsteren Schatten der Nachkriegszeit. 

Durch den verlorenen Krieg war der deutschen Jugend die Zukunft ge- 
nommen worden. Der Waffenstillstand kündete dies an, der „Friedensver- 
trag“ bestätigte es. Das war kein „Friede“; das war die Fortsetzung des Krie- 
ges mit wirtschaftlichen und politischen Mitteln gegen das wehrlose deutsche 
Volk, das im guten Glauben an die vierzehn Wilsonschen Punkte den Kampf 
aufgegeben hatte. Gegen das Wachstum des deutschen Volkes hatten die Alli- 
ierten gekämpft; nun wurde von den Siegern der Besiegte zum Verbrecher 
gestempelt und versklavt. Dem deutschen Volke wurde der Lebensraum ver- 
kleinert; jede Möglichkeit zur Entfaltung seiner Tüchtigkeit und Fähigkeiten 
wurde ihm genommen, was es erarbeitete, mußte es als Reparationen ab- 
liefern. Mit der Hungerblockade hatte man es in die Knie gezwungen; mit 
dem Raub der deutschen Ostgebiete und der Kolonien nahm man ihm den 
nötigen Raum zum Siedeln, mit der Wegnahme der deutschen Handelsflotte 
und Auslandsguthaben die Möglichkeit zur Nahrungsbeschaffung für seine 
industriellen Massen. Das Schicksal der Baltikumkämpfer enthüllte die Tra- 
gödie der deutschen Jugend schon im Jahre 1919. 

Da die Energien dieser Jugend sich nicht mehr nach außen wenden, nicht 
mehr in koloniale Räume abfließen konnten, richteten sie sich zwangsläufig 
nach innen. Und weil der Staat schwach und unfähig war, weil seine verant- 
wortlichen Träger den Mut zu einer würdigen Haltung, zu einem entschlos- 
senen Nein gegenüber der französischen Ausbeutungspolitik nicht aufbrach- 
ten, strömte die arbeitslose Jugend in die verschiedenen Wehrverbände, in die 
Bürgerkriegsorganisationen. Deutschland wurde ein Bürgerkriegslager, es 
wurde aufgeteilt in zwei Fronten: die Linke und die Rechte; bei beiden ga- 
ben die Radikalen den Ton an; in der Mitte war der Staat der Kleinbürger, 
die Ruhe und Ordnung wollten, und hilflos bald auf die Linke, bald auf die 
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Rechte sich zu stützen suchten. Der Staat aber war das Beuteobjekt der Par- 
‚teien geworden und hatte seine Autorität verloren, weil die Parteien und ihre 
Führer keine Autorität hatten. 

Der Krieg hatte die Blüte der deutschen Jugend, den Nachwuchs der Füh- 
rungsschichten weitgehend hinweggerafft, so daß die Überlebenden zahlen- 
mäßig viel zu wenig waren, um den ins Übermenschliche gesteigerten Auf- 
gaben auch nur teilweise gerecht werden zu können. Die Revolution hatte 
die alte Oberschicht hinweggefegt und eine Schicht von Menschen nach oben 
geschwemmt, die zu allem anderen eher berufen waren als zur Führung eines 


großen Volkes in schwerer Stunde! Wer sollte die aufsässigen, aufgehetzten 
Massen lenken und führen, sie, die seit zwei Generationen gegen jede Auto- 
rität „erzogen“ worden waren? Wer sollte sie steuern, deren Triebe und Lei- 
denschaften zur Siedehitze aufgepeitscht worden waren? Wer sollte ihrer 
Herr werden, da man siezu „Herren“ gemacht hatte? 

Der Krieg, der Umsturz, das „Friedens“diktat, die Inflation, das waren 
die zeitgeschichtlichen Wurzeln und Voraussetzungen der Bewegung; daß sie 
Erfolg hatte, dazu brauchte sie einen Führer; und sie fand ihn! 

Er kam aus den Millionen-Massen der zahllosen, namenlosen Entrechte- 
ten, der Entwurzelten, der Deklassierten, zu denen die Deutschen als ganzes 
Volk durch den „Friedensvertrag“ gestempelt worden waren. Er kam als 
Unbekannter, als namenloser Frontsoldat, als Mann des „Volkes“, d. h. der 
Besitzlosen, der Namenlosen, „der kleinen Leute“, und er sprach. Er sprach 
ihre Sehnsüchte, ihre Wünsche, ihre Hoffnungen aus, die sie fühlten, wünsch- 
ten, wollten: er sprach aus ihrem Herzen, er formte in Worte zu einer ge- 
waltigen Anklage gegen das „System“, zu einer leidenschaftlichen Sympho- 
nie, zu einer kühnen Vorstellung, was sie ersehnten, erträumten, erhofften. 
Die Stunde der Massen war die Stunde des Führers in der Geschichte: „Alles 
was ich bin, bin ich durch Euch, alles was Ihr seid, seid Ihr durch mich!“ rief 
Hitler seiner alten Garde bei einer Feier des 9. November einmal zu; er wur- 
de das corpus mysticum der Massen! Die NSDAP war im Juli 1921 zur Ein- 
Mann-Partei, zur Hitlerbewegung geworden; als solche ging sie ihren Weg 
und erfüllte das Schicksal des „Zeitalters der Massen“. 

Warum aber war es gerade in Bayern, in der Landeshauptstadt München 
möglich, daß die Hitlerbewegung hier entstehen und sich entwickeln konnte? 
Das Land Bayern war überwiegend bäuerlich-mittelständisch in seiner ge- 
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sellschaftlichen Struktur, in der geistig-religiösen Haltung war es stark von 
der katholischen Überlieferung her bestimmt. Der sozialistische Umsturz, der 
die Diktatur des Proletariats, die Herrschaft der industriellen Arbeitermassen 
zum Ziele hatte, fand daher in Bayern keinen richtigen Nährboden, die Re- 
aktion gegen ihn aber einen desto ausgezeichneteren. Deshalb war es kein 
Zufall, daß Bayern das Zufluchtsland aller „Reaktionäre* wurde, daß die 
bayerische „Ordnungszelle“ der Sammelpunkt der antimarxistischen Kräfte 
im Reich wurde. Auf diese Weise wuchs sich der staatsrechtliche Konflikt zwi- 
schen Bayern und Reich zu einer weltanschaulichen und gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung aus, die die politischen Fronten beherrschte. Der Föde- 
ralismus war der staatsrechtliche Grundsatz, auf dessen Boden sich die über- 
lieferten Ordnungsträger der bürgerlich-christlichen Gesellschaft gegen die 
proletarisch-atheistische Revolution mit ihren zentralistischen Bestrebungen 
sammelten, gegen den revolutionären Ansturm sich verteidigten und zum 
Gegenangriff übergingen; die politischen Gleichungen lauteten: 

Föderalistisch-christlich-katholisches Bayern gegen zentralistisches, athe- 
istisches, marxistisches Berlin und Preußen; schwarz-weiß-rotes nationales 
Bayern gegen schwarz-rot-goldenes und blutrot-international-marxistisches 
Berlin! Deshalb wurde in Bayern jede antimarxistische, antibolschewistische 
Regung gefördert, und die Hitlerbewegung wurde der eigentliche Gewinner 
der Auseinandersetzung zwischen Bayern und Reich. 

Die bayerische Landeshauptstadt München, seit Ludwig I. gastliche Mu- 
senstätte mit dem Ehrentitel „Isar-Athen“, erlebte durch die Spartakisten- 
herrschaft im Jahre 1919 eine Räterepublik nach russischem Muster; durch 
dieses Schockerlebnis wurde sie die Geburtsstätte der rechtsradikalen, anti- 
semitischen Bewegung. Die Revolution der Schwabinger Intellektuellen von 
Eisner über Mühsam bis Axelrod und Levine-Niessen löste die Konterrevo- 
lution der radikalen Antisemiten aus. Die Kunststadt München hatte Adolf 
Hitler als beruflich gescheiterten Musenfreund aus seiner österreichischen 
Heimat schon vor dem Kriege angezogen, hatte ihn veranlaßt, sie zu seiner 
zweiten Heimat zu machen. Die Räterepublik München wurde dem Kriegs- 
freiwilligen und unbekannten Frontsoldaten Adolf Hitler zur politischen 
Wirkungsstätte als Judenhasser und Marxistenfeind, als „Trommler“ für 
den nationalen Wiederaufstieg. Durch seine propagandistischen Fähigkei- 
ten, durch seine Willenskraft und durch seine Rednergabe wurde er das Me- 
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dium der Massen. Um seine Fahnen scharten sich die Enttäuschten, die Be- 
trogenen, die durch die Kriegsfolgen, besonders die Inflation, ruinierten und 
proletarisierten mittelständischen Schichten; um ihn sammelten sich Front- 
soldaten und national gesinnte Jugend. Im ganzen gesehen, organisierte er die 
schon vor dem Kriege vorhandene Mittelstandsbewegung und Jugendbewe- 
gung unter dem Vorzeichen des verlorenen Krieges zu einer radikalen politi- 
schen Massenbewegung. 

Kampfesweise und Zielsetzung dieser Hitlerschen Massenbewegung aber 
bestimmten in erster Linie die Frontsoldaten und Freikorpskämpfer: Stoß- 
trupptaktik und autoritäre Führung wurden von Hitler ins politische Leben 
übertragen. Die Partei war für ihn die Organisation, um die Massen durch 
Propaganda für seine politischen Ziele in Bewegung zu setzen; die Partei, sein 
Instrument, schmiedete er aus folgenden Bestandteilen zusammen: aus der 
Deutschen Arbeiterpartei, der Deutschsozialistischen Partei, beide aus dem 
Germanenorden und der Thule-Gesellschaft hervorgegangen; aus Kämpfern 
der Freikorps Epp, Oberland, der Marinebrigade Ehrhardt und aus Ange- 
hörigen der Einwohnerwehren und anderer Wehrverbände. 

Die Hitlerbewegung war zu Beginn des Jahres 1923 noch und im wesent- 
lichen nur eine bayerische Erscheinung. Sie war als Partei bei weitem nicht die 
stärkste in Bayern, an der Zahl der Mitglieder gemessen; aber sie war es sicher 
durch ihre Aktivität. Das Kennzeichen ihrer außergewöhnlichen Energieent- 
faltung war ein nicht durchschaubares Gemisch von Idealismus und Brutalität, 
von echter Überzeugungskraft und leidenschaftlichem Fanatismus. Alle Licht- 
und Schattenseiten der menschlichen Seele, ihrer durch das Kriegserlebnis ent- 
fesselten Kräfte, waren in ihr wie in einem Brennspiegel vereint. Alle Höhen 
und Tiefen ihres Wollens und Wirkens waren ihrerseits verkörpert in einer 
einzelnen Person, in Adolf Hitler. Eben diese Tatsache unterschied die 
NSDAP grundsätzlich von allen anderen Parteien Deutschlands, einschließ- 
lich der KPD. Noch lagen zu diesem Zeitpunkt (1923) alle Möglichkeiten 
offen, zum Guten wie zum Bösen. Hitler arbeitete wie ein Motor ohne Brem- 
sen, für seine grenzenlose Willenskraft schien es keine Hemmungen zu geben. 
Und niemand schien damals zu erkennen, daß diese gewaltige Energie nicht 
nur ohne Bremsen, sondern auch ohne Steuerung wirkte. Wäre diese Steue- 
rung nicht Sache der Träger der Staatsgewalt, der „Intelligenz“, der füh- 
renden Schichten und leitenden Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
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gewesen? Prophetisch hatte der im April 1918 gefallene Leutnant Otto 
Braun auf die Aufgaben nach dem Kriege mit den Worten hingewiesen?: 

„Das Zurückfluten der Massen nach Beendigung des Krieges wird die Hei- 
mat mit einer gar nicht abzuschätzenden Fülle von Energie zum Guten wie 
zum Bösen überströmen. Es wird viele verunglückte Existenzen, viele zum 
Verbrechen gereizte Naturen geben, vielExpansionskraft nach allen Seiten wird 
sich geltend machen, manches Zarte zertreten werden. Die Hüter der Gesin- 
nung, der Kultur, der Ordnung müssen sehr auf ihrem Posten sein, die Frauen, 
die Leiter des Staates, die Organe der Selbstverwaltung, die Richter und die 
Geistlichkeit, die Partei- und Gewerkschaftsführer, alle müssen dann ihr Au- 
ßerstes hergeben, ihr ganzes Dasein dransetzen, um die Fluten und Ströme 
ungezügelter Kräfte in große natürliche Betten zu lenken, das üppig ver- 
wilderte, sittliche und rechtliche Bewußtsein zu veredeln.“ 


3 Otto Braun, Aus nachgelassenen Schriften eines Frühvollendeten. Hsgb. v. Julie Vogel- 
stein, Leipzig 1921, S. 205, Tagebucheintrag. v. 17. März 1918. 
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Gottfried Feder. Erscheinen des Gefreiten Adolf Hitler, „Bildungsof- 
fizier“ im Reichswehrgruppenkommando IV, im Auftrag seiner Dienst- 
stelle in der Versammlung. Teilnahme Hitlers an der Diskussion. Ein- 
ladung zum Eintritt in die Partei, der er wenige Tage später Folge 
leistete; Mitgliedsnummer 555, Nummer 7 im „Arbeitsausschuß“ der 
DAP. 


„Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei (DNSAP) in den Su- 
detenländern gegründet. 


Gründung der „Zwischenstaatlichen Nationalsozialistischen Kanzlei des 
deutschen Sprachgebietes“ in Wien unter Leitung von Dr. W. Riehl. 


Inkrafttreten des Versailler „Vertrages“. 
Abstimmung in Nordschleswig; das Land kommt zu Dänemark. 


Versammlung der „Deutschen Arbeiterpartei“ im Hofbräuhaus in Mün- 
chen; Verkündung der 25 Programmpunkte durch Adolf Hitler; Um- 
benennung in „Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei“. 
Kapp-Putsch in Berlin: Der Versuch der Machtergreifung durch die 
Konterrevolution, hinter der Ludendorff stand, scheiterte an der Hal- 
tung der Reichswehr und am Generalstreik. 
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27. März bis 21. Juni 


6. Juni 


21. Juni bis 
10. Mai 1921 
11. Juli 

16. Juli 


24. Juli 


7./8. August 


29. September bis 
9. Oktober 
30. September 


17. Dezember 


1921 


21. Januar 


21.—29. Januar 


3. Februar 
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Mittelbare Auswirkungen des Kapp-Putsches: 1. Kommunistische Auf- 
stände im Ruhrgebiet und in Sachsen; 2. Sturz der sozialdemokratischen 
Regierung Hoffmann in München unter dem Druck der Einwohner- 
wehren und Zeitfreiwilligen. Bildung einer rein bürgerlichen Regierung 
unter dem Ministerpräsidenten Gustav von Kahr, dem bisherigen Re- 
gierungspräsidenten von Oberbayern, mit Unterstützung der stärksten 
parlamentarischen Partei, der „Bayerischen Volkspartei“ und der Ein- 
wohnerwehren. Die „Bayerische Volkspartei“ regiert bis 1933 in Bayern. 


Reichsregierung Hermann Müller (SPD). 
General Hans von Seeckt wird Chef der Heeresleitung. 


Landtagswahlen in Bayern; sie geben der Regierung Kahr die parla- 
mentarische Grundlage: Koalition „Bayerische Volkspartei“, „Demo- 
kratische Partei“, „Deutschnationale Partei“ (Mittelpartei“). 

Die ersten Reichstagswahlen der Weimarer Republik; die Weimarer Ko- 
alition (SPD, Zentrum, Demokratische Partei) verliert zugunsten der 
Rechten (Deutschnationale und Deutsche Volkspartei) und der radikalen 
Linken (USPD). 


Reichsregierung Fehrenbach (Zentrum). 


Abstimmung in Ost- und Westpreußen eindeutig zugunsten Deutsch- 
lands. 


Errichtung einer französischen Gesandtschaft in München entgegen den 
Bestimmungen der Weimarer Reichsverfassung. 


Abstimmung in Eupen-Malmedy unter belgischem Wahlterror durch 
belgisches Militär. Auf Grund der für Belgien günstigen Abstimmung 
wird das Gebiet vom Völkerbundsrat am 20. 9. Belgien zugesprochen. 
Tagung der nationalsozialistischen Parteien Deutschlands, Österreichs 
und der Sudetendeutschen (Tschechoslowakei) sowie der Deutschsozia- 
listischen Partei in Salzburg. Hitlers erstes Auftreten als Sprecher der 
Münchner NSDAP. 


Auftreten Hitlers als Wahlredner in Österreich anläßlich der österrei- 
chischen Nationalratswahlen. 


Gründung des „Nationalsozialistischen Deutschen Arbeitervereins“ in 
München. 


Erwerb des „Völkischen Beobachters“ durch die NSDAP als Partei- 
organ. 


1. Generalmitgliederversammlung der NSDAP: Die Partei hatte vom 
24. 2. 1920 bis zum 21. Januar 1921 in München 46 öffentliche Ver- 
sammlungen abgehalten und knapp 3000 Mitglieder gewonnen. 


Pariser Konferenz setzte die deutsche Reparationsleistung auf 269 Mil- 
liarden Goldmark fest. 


1. Massenversammlung der NSDAP im Zirkus Krone mit 6000 Zuhö- 
rern als Protest gegen die Beschlüsse der Pariser Konferenz; Redner 
Dietrich Eckart und Adolf Hitler. 


20. März 


27. April 
5. Mai 1921 
10. Mai bis 
26. Oktober 
1. Juni 
28. Juni 
Juli 


3. August 
25. August 
26. August 
29. August 


1. September 
12. September 
21. September 
21. September 


28. September 
15. Oktober 


26. Oktober 1921 bis 
22.November 1922 


1. November 


4. November 


13. Dezember 


Abstimmung in Oberschlesien zugunsten Deutschlands. Darauf Einfall 
polnischer Banden unter Korfanty, um ganz Oberschlesien zu annek- 
tieren. Eingreifen alliierter Truppen und deutscher Selbstschutzverbände. 
Die deutschen Freikorps besiegen die Polen (Annaberg). 

Teilung Oberschlesiens durch Machtspruch der Aliierten: Oberschlesien 
an Polen. 


Ermäßigung der Reparationen auf 132 Milliarden. 


Londoner Ultimatum betreffend Entwaffnung (Einwohnerwehren) und 
Reparationsleistungen mit Androhung der Besetzung des Ruhrgebietes. 


Reichsregierung Josef Wirth (Zentrum). 


Beschluß der Einwohnerwehren zur freiwilligen Entwaffnung. 
Beschluß der bayerischen Regierung, die Einwohnerwehren aufzulösen. 


Führungskrise in der NSDAP; Hitler erzwingt für sich mit Hilfe Diet- 
rich Eckarts den Vorsitz in der Partei mit diktatorischen Vollmachten. 
Die NSDAP wird damit Einmannpartei und zur „Hitler-Bewegung*“. 


„Turn- und Sportabteilung der NSDAP“ gegründet. 
Friedensvertrag zu Berlin zwischen USA und Deutschland. 
Ermordung des ehemaligen Reichsfinanzministers Matthias Erzberger. 


Ausnahmeverordnung des Reichspräsidenten Friedrich Ebert infolge der 
Ermordung Erzbergers. 


Ablehnung der Verordnung des Reichspräsidenten durch Bayern wegen 
des Verlangens nach Aufhebung des bayerischen Ausnahmezustandes. 


Rücktritt der bayerischen Regierung Kahr wegen des Konfliktes mit dem 
Reich. 


Verhaftung Hitlers wegen des Verdachts der Vorbereitung eines Put- 
sches; Freilassung wegen Mangel an Beweisen. 


Neue bayerische Regierung: Ministerpräsident Graf Hugo von Lerchen- 
feld. 


Ersatz der Reichsverordnung durch neue Bestimmungen. 

Aufhebung des bayerischen Ausnahmezustandes aufgrund der Kompro- 
mißverhandlungen mit der Reichsregierung. 

2. Reichsregierung Josef Wirth. 

Neue und größere Geschäftsstelle der NSDAP in der Corneliusstraße 
mit zentraler Mitgliederkartothek. 


Der Versuch der Linken, eine Versammlung der NSDAP im Hofbräu- 
haus zu sprengen, scheitert blutig. Hitler verleiht seinem Saalschutz 
(Turn- und Sportabteilung) die Bezeichnung „Sturmabteilung“ (SA). 


Washingtoner Flottenabkommen: England muß den USA Flotten- 
gleichheit zugestehen; Ende der britischen Vorherrschaft zur See. 
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1922 


Januar 


29.—31. Januar 


8. März 


17. März 


17. April 
15. Mai 


29. Mai 
24. Juni 
26. Juni 
18. Juli 


27. Juni bis 27. Juli 
24. Juli 


27. Juli bis 
11. August 


4. August 


11. August 
16. August 


24. August 
28. August 


24. September 


14./15. Oktober 


390 


Verfall der deutschen Währung, Beginn der Inflation: 1 Dollar = 200 
deutsche Papiermark. 


Generalmitgliederversammlung der NSDAP in München: 6000 einge- 
schriebene Parteimitglieder. 

Die Partei hielt seit 24. 2. 1920 in München 81 öffentliche Versamm- 
lungen ab. 

„Jugendbund der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei“ ge- 
gründet. 

Überlegung der bayerischen Regierung Graf Lerchenfeld, Hitler als 
Ausländer auszuweisen. Der Plan scheitert am Protest aller Rechtsver- 


bände. 
Vertrag von Rapallo zwischen Deutschland und Sowjetrußland. 


Genfer Konvention zwischen Deutschland und Polen, betreffend die 
Rechtsstellung von Personen und Eigentum, die auf Grund des Versailler 
„Vertrages“ der polnischen Oberhoheit unterstellt wurden. 


1. Vortrag Hitlers vor dem „Nationalen Klub“ in Berlin. 
Ermordung des Reichsaußenministers Walther Rathenau. 
Notverordnung des Reichspräsidenten zum Schutze der Republik. 


Republikschutzgesetz vom Reichstag beschlossen. Neuer staatsrechtlicher 
Konflikt zwischen Bayern und Reich. 

Hitler im Gefängnis wegen Landfriedensbruch. (Versammlungsspren- 
gung.) 

Bayerische Verordnung zum Schutze der Republik, erlassen gegen die 
Verordnung des Reichspräsidenten. 

Schriftlihe und mündliche Verhandlungen zwischen bayerischer und 
Reichsregierung unter persönlicher Beteiligung des Reichspräsidenten zur 
Beilegung des Streites zwischen Bayern und Reich. 

Erweiterung der bayerischen Regierungskoalition durch Eintritt der 
Deutschnationalen in die Regierung: Dr. Franz Gürtner wird bayeri- 
scher Justizminister. 

„Berliner Protokoll*: Kompromiß zwischen Bayern und Reich. 


Protestkundgebung der Vaterländischen Verbände in München gegen 
das Nachgeben der bayerischen Regierung gegenüber Berlin. Beteiligung 
der SA, erstmals mit Hakenkreuzfahnen, an der Öffentlichkeit. 


Aufhebung der bayerischen Notverordnung vom 24. Juli. 


Putschplan „Bund Bayern und Reich“ (Dr. Pittinger) zusammen mit 
Hitler scheitert an ablehnender Haltung der Reichswehr. 


Parteitag der wiedervereinigten Sozialdemokratischen und Unabhän- 
gigen Sozialdemokratischen Partei in Nürnberg. 


„Deutscher Tag“ in Coburg: Teilnahme Hitlers mit 800 SA-Männern; 
schwere Straßenschlacht; Scheitern des Versuches der Linken, das Auf- 
treten der SA zu verhindern. 


28. Oktober 
2. November 


3. November 


8. November 


9. November 


14. November 
15. November 
21. November 
30. November 
13. Dezember 


Dezember 


1923 


Januar 


11. Januar 


19. Januar 
26. Januar 


27.—29. Januar 


Mussolinis „Marsch auf Rom“. 


Rücktritt der Regierung Lerchenfeld auf Grund der hefligen Angriffe 
der Nationalsozialisten gegen den Ministerpräsidenten. 


Hermann Esser (Nationalsozialist) in einer Versammlung: „Den Musso- 
lini Italiens haben wir auch in Bayern. Er heißt: Adolf Hitler!“ 


Neue bayerische Regierung, Ministerpräsident Eugen von Knilling. 
Zusammenschluß der bayerischen Rechtsverbände einschließlich der 
NSDAP zu den „Vereinigten Vaterländischen Verbänden“. 

Rücktritt der Reichsregierung Wirth. 

Verbot der NSDAP in Preußen. 

Reichsregierung Cuno (Deutsche Volkspartei). 

5 Großkundgebungen der Hitlerbewegung in München. 

10 nationalsozialistische Massenversammlungen in München. 


10.000 deutsche Papiermark = 1 Dollar. 


1 Dollar = 18.000 Papiermark. 


Besetzung des Ruhrgebietes durch französische und belgische Truppen, 
weil Deutschland mit den Reparationslieferungen in Verzug geraten 
war. „Dieser Fehlbetrag von 135 000 Festmeter Telegrafenstangen ent- 
schied letzten Endes über die Ruhrbesetzung.“ (Benoist-Me&chin, L’his- 
toire de l’arm&e allemande, II, 251, Anm. 3). 

NS-Massenversammlung; Rede Hitlers gegen die „Novemberverbrecher“. 


Verkündung des passiven Widerstandes gegen die französische Ruhr- 
besetzung durch Reichspräsident und Reichsregierung. 


Verhängung des Ausnahmezustandes in Bayern, um den angekündigten 
1. Reichsparteitag der Nationalsozialisten zu verhindern. 


1. Reichsparteitag der NSDAP in München. Schwere Niederlage der 
bayerischen Regierung, die unter dem Druck der Reichswehr den Partei- 
tag trotz Ausnahmezustandes genehmigen muß, auf Grund des Aus- 
nahmezustandes aber gleichzeitig angesetzte sozialdemokratische Kund- 
gebungen verbietet. Weihe der ersten 4 SA-Standarten in Gegenwart 
von 6000 Angehörigen der Wehrverbände durch Adolf Hitler. 
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